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Vorwort. 


Der verheerende Sturm, der feit drei Jahren über die 
Staaten und Völker der ganzen Menſchheit dahinbrauſt, muß 
jeden Denker aufs tiefſte berühren, ob er nun ſelbſt kämp— 
fend oder leidend mitten im Wirbel ſteht, oder ſich auf 
einem Platz draußen als verhältnismäßig ſicherer Zuſchauer 
befindet. Ganz beſonders ſtark muß der Eindruck werden, 
wenn ihm wie mir die Lebensaufgabe ward, zur Löſung 
des großen und wunderbaren Rätſels der Staaten bei— 
zutragen. 

Neben rein wiſſenſchaftlichen Studien (vgl. „Die politiſchen 
Probleme des Weltkrieges“, Teubner, 1915) habe ich daher 
in der Tagespreſſe die Entwicklung des Konfliktes mit kom— 
mentierenden Darſtellungen mehr praktiſch-politiſchen In— 
haltes und populärer Form begleitet. Es ſchien mir, als 
könnten einige dieſer Studien auch über den Augenblick 
hinaus Wert beſitzen und ich habe daher eine Reihe ſolcher 
Artikel in dieſem Buche zuſammengefaßt. Zu dieſen vorher 
auf ſchwediſch veröffentlichten Studien kommt hier noch ein 
Originalaufſatz von gleicher Beſchaffenheit und Aktualität: 
„Das Problem der drei Flüſſe“ hinzu; er iſt zugleich eine 
Frucht von dem neuen Baum im Garten der Wiſſenſchaft, 
den ich „Geopolitik“ genannt habe. 
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Die einzelnen Aufſätze ſtammen aus verſchiedenen Zeiten 
der Weltkriſe und ſpiegeln alſo verſchiedene Phaſen derſelben 
wieder. Es mag ſein, daß ſie einander infolgedeſſen manch— 
mal in gewiſſen Punkten widerſprechen; ſo z. B. iſt klar, 
daß die Studie über „Das Königreich Flandern“ einem frühe— 
ren Zeitraum mit Forderungen nach radikaleren Verände— 
rungen angehört, als die Studie „Der deutſche Friede“. 
Der aufmerkſame und gerechte Leſer wird ſicher nicht als 
Unfolgerichtigkeiten beurteilen, was nur Eindrücke verſchie⸗ 
dener Momente in einem und demſelben großen Prozeſſe ſind. 

Entſprungen aus keiner anderen Quelle als der Sehnſucht 
nach Klarheit über die Dinge, wenden ſich meine Studien 
an alle diejenigen, die von der gleichen Sehnſucht beunruhigt 
und beglückt werden; ſie haben ihre Aufgabe erfüllt, wenn 
ſie dieſer Sehnſucht irgendwelche Befriedigung zu ſchenken 
vermögen. In ſolcher Abſicht haben ſich dieſe Eintagsfliegen 
nun auch auf den Flug in ein größeres Land gewagt, als 
jenes iſt, das ſie entſtehen ſah. Wenn ſie ſich aber Hoffnung 
auf wohlwollenden Empfang machen, ſo tun ſie das deshalb, 
weil ſie die Botſchaft von Verſtändnis und Zuneigung in 
dem großen Kampf mit ſich bringen. 

Denn die Klarheit über die Dinge, nach denen ich in 
meinen Studien ſtrebe, führt ganz von ſelbſt zur Recht— 
fertigung des am ungerechteſten geſchmähten Volkes der Erde 
und der Geſchichte. „Die Ungerechtigkeit“, ſchreibt der Dich— 
ter Heidenſtam, „iſt das rauhe und ſtachelige Holz, das 
überall da aufgeſchichtet werden muß, wo ein Feuer brennen 
ſoll.“ Dieſes tiefe Wort meines Landsmannes will ich dem 
deutſchen Volk als einen Wahlſpruch in ſeiner jetzigen bitteren 
Lage übermitteln, da es unter dem Drucke einer feindlichen 
Agitation ſteht, die die Marionettentheater-Fäden der allge 
meinen Meinung der Welt in ihrer Hand hält, und dieſes 
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Privilegium dazu verwandt hat, um das erſte Volk der 
Menſchheit als Feind der Menſchheit hinzuſtellen. In Wahr— 
heit, aus ſo viel Unrecht muß ein großes Feuer empor— 
lodern und brennen! 

Das Buch, das hiermit dem deutſchen Publikum vorgelegt 
wird, iſt alſo nicht neutral in dem Sinne, daß es dem 
Ergebnis der Studien gleichgültig gegenüberſteht — dieſe 
Art der Neutralität überlaſſen wir neidlos den Eunuchen 
und Hermaphroditen — aber es iſt auch nicht parteiiſch in 
dem Sinne, daß es Verantwortung und Recht mathematiſch 
gleich auf beide Seiten verteilt. Ich ergreife Partei für 
zwei: die Wahrheit und mein ſchwediſches Vaterland. Beide 
ziehen mich in die Nähe der einen Partei in der Weltkriſe. 
Als Wahrheitsſucher bin ich mir ganz klar darüber geworden, 
daß nicht Deutſchland es war, das den Kampf ſuchte, daß 
Deutſchland nicht mehr verlangte, als Gleichberechtigung mit 
der anderen Partei bei der Geſtaltung der Zukunft der Welt 
und daß ſein Volk moraliſch in keiner Einſicht niedriger, 
aber in gewiſſen, ganz beſtimmten Punkten höher als ſeine 
Widerſacher ſteht. Als Schwede, als Teilhaber an der ſchwe— 
diſchen Kulturerbſchaft und des ſchwediſchen Staatsbürgertums 
muß ich ein ſtarkes Deutſchland als Bollwerk gegen die 
Macht im Oſten wünſchen, von der eine Bedrohung gegen 
Kultur und Staat meines Landes ausgeht. Wahrheitsliebe 
und Patriotismus treten hier als gemeinſame Zeugen auf; 
und da der Patriotismus in dieſem Fall auf die Selbſtver— 
teidigung einer höheren Kulturform gegen die Übergriffe einer 
niedrigeren gerichtet iſt, dürfte ihm wohl niemand ein ob— 
jektives Zeugnis abſprechen. Obwohl im allgemein gültigen 
Sinn nicht unparteiiſch, wagt die hier gegebene Darſtellung 

deshalb in der Tat Anſpruch darauf zu erheben, daß ſie 
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etwas von jener tieferen Urteilsloſigkeit enthält, die O b⸗ 
jektivität heißt. 

Unter ſolchen Umſtänden mag es nicht allzu vermeſſen 
erſcheinen, wenn ich in dieſe Sammlung auch eine Reihe 
von Aufſätzen über rein deutſche Probleme aufgenom⸗ 
men habe. Es dürfte für ein deutſches Publikum nicht jeden 
Intereſſes entbehren, ſeine eigenen großen Fragen in dieſer 
Beleuchtung von außen zu ſehen und nachprüfen zu können, 
wie ſich dieſelben für einen fremden Beobachter ausnehmen, 
der ohne Vorurteil und Gewaltſamkeit, aber nicht ohne Sym- 
pathie in ſie einzudringen und fie zu begreifen ver— 
ſucht — im Dienſte der Wahrheit und zur Förderung der 
gemeinſamen germaniſchen Sache. 


Uppſala, den 1. Juli 1917. 
Rudolf Kjellén. 
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Vor dem Weltbrand. 


1. Auguſt 1914. 


Was geſchehen ſoll, das geſchieht. Es iſt gegangen, wie 
es gehen mußte. Die Balkankriege waren nur die Vor— 
läufer eines größeren Brandes. Und jetzt ſchlagen die Rauch⸗ 
wolken zu dem großen Brande rings um uns empor. 

Wir wollten es nicht glauben. Unſere Phantaſie lehnte 
es ab, ſich zu einer ſolchen Vorſtellung herzugeben. Jeder 
Nerv in unſerem Weſen empörte ſich gegen den Gedanken, 
daß Europas höchſte Kulturvölker noch einmal vom Urteil 
des Rechtes an das der Macht appellieren ſollten. Der 
Krieg war für uns ein erblaßtes Geſpenſt ohne Fleiſch und 
Blut, ein Abſtraktum, das wir uns im Grunde nicht in 
konkreter Geſtalt denken konnten. „E pur si muove“: trotz⸗ 
dem lebte es. Und jetzt ſteht es in fürchterlicher Wirklichkeit 
ſo gut wie unmittelbar vor uns. 

Es gab nur einen Zeugen für dieſe Wirklichkeit gegenüber 
dem Glauben und der Phantaſie, nämlich den Verſtand. 
Der mit Beobachtungen und Erfahrungen operierende Ver— 
ſtand, der nicht glaubt und doch ſieht. Der Verſtand, der 
ſagt, daß die Menſchheit ſich auf ihren jahrhundertelangen 
Wanderungen nicht an einem gewiſſen Punkte hat ganz und 
gar verändern können, ſo daß die gemeinſame Erfahrung 
aller Zeitalter mit dem Berliner Kongreß vom Jahre 1878 
erloſchen wäre. Die Erfahrung, die bezeugt, daß eine Feder 
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nicht mehr als eine gewiſſe Belaſtung ertragen kann ohne 
zu ſpringen oder eine Maſchine nicht mehr als eine gewiſſe 
Spanmung ohne zu explodieren. Die Beobachtung, die ſah, 
daß der europäiſche Frieden gerade jetzt eine ſolche über⸗ 
laſtete Feder und das europäiſche Staatenſyſtem eine ſolche 
überſpannte Maſchine war. 

Aber wie wenig bedeutet nicht im Alltagsleben der wiſſen— 
ſchaftlich berechnende Verſtand gegenüber Gefühl und Glauben 
in unſerem Daſein! Sehr hochſtehende und ſehr gebildete 
Männer wieſen die Warnungen des Verſtandes mit verächt⸗ 
lichen Worten, wie „Schreckpolitik“ und „Hetze der Rechten“ 
von der Hand. Die Warner riefen in der Wüſte. Und ſo 
kam die Heimſuchung über uns, faſt wie der Dieb in der 
Nacht. Denn der Verſtand behält ſchließlich immer recht. 
Und was geſchehen ſoll, das geſchieht. ... 

Warum mußte es gehen, wie es gegangen iſt, und warum 
iſt der Ausbruch jetzt gekommen? Wenn ich heute dieſe 
Fragen zur Beantwortung aufwerfe, ſo können nur einige 
Worte Platz finden. 

Die Kriegsgefahr begann in unſerem Weltteil, als der 
Gegenſatz zwiſchen Deutſchland und England-Frankreich wegen 
Marokko akut wurde; ſie erhielt ihre Richtung nach Oſten 
im Jahre 1908, als der Gegenſatz zwiſchen Rußland und 
Oſterreich-Deutſchland wegen Serbien akut wurde. Damals 
mußte Rußland mit einer Demütigung nachgeben. Die Balkan⸗ 
koalition aus dem Jahre 1911, deren eine Spitze ſich gegen 
Oſterreich richtete, war ſeine Rache; und als der Krieg 
die Niederlage der Türkei und die Beſetzung Mazedoniens 
mit ſich führte, da glaubten alle Eingeweihten, die Stunde 
des größeren Krieges habe geſchlagen. Aber diesmal wich 
Oſterreich zurück und nahm mit dem Frieden die Demüti⸗ 
gung auf ſich. Jetzt ſchien die Zeit der Ernte für Rußland 
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gekommen zu fein; es konnte ſich nicht nur mit dem Ver: 
luſte des Feindes und dem Gewinn ſeines Mündels (Serbien / 
begnügen, es mußte auch unmittelbar etwas von dem türkiſchen 
Erbe in feiner Hand haben, auf das es Jahrhunderte bins 
durch gewartet und gelauert hatte. Sein Anſpruch wurde 
nach Aſien an Armenien übertragen; zu Neujahr 1913 bes 
reitete es ſich vor, die Hand daraufzulegen. Da aber ballte 
Deutſchland ſeine gepanzerte Fauſt wie 1909 in der bos— 
niſchen Frage; und zum zweiten Male mußte das große 
Rußland ſich zu einem Rückzug demütigen laſſen. 

Das iſt der Ausgangspunkt für die Lage des Tages. Ruß⸗ 
land hat ſeither ſeine ganze Politik auf Vergeltung eingerichtet. 
Wir erkennen ſchon klar den Gang ſeiner Vorbereitungen 
hinter den Kuliſſen. Der erſte Schritt war, daß man ſich 
an feinen Bundesbruder wandte und ihn ermahnte, die drei⸗ 
jährige Dienſtpflicht anzunehmen, falls das Bündnis nicht 
aufgeſagt werden ſollte. Frankreich ſtellte eine Gegenforde— 
rung auf: ſollte es ein ſo großes Opfer bringen, ſo wollte 
es auch die Sicherheit haben, daß Rußland die Straßen 
ſeines Aufmarſches gegen die deutſche Grenze hin beſſer 
inſtand ſetzte. Rußland ging hierauf ein, aber es erlaubte 
ſich darauf hinzuweiſen, daß dies Geld koſte — zwei Milliarden 
Franes — und daß es augenblicklich über eine ſolche Summe 
in Rubel nicht verfüge. Alſo wanderte das Geld von Paris 
nach Petersburg und Frankreich nahm im Sommer die neue 
Heeresordnung an, während Rußland feine rategifchen 
Verbindungslinien zu einer Vollendung ausbaute wie niemals 
vorher. f 6 

Wir beachten den reinen kriegeriſchen Realismus in dieſer 
Transaktion. Während die Zungen der Staatsmänner immerzu 
vom Honig der Friedensworte überfloſſen, bereiteten ſie im 
ſtillen mit kaltem Blute und klarer Berechnung den Krieg 
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vor. Denn das iſt auch ein ſtaatsmänniſcher Grundſatz: 
wenn du den Krieg willſt, ſo ſprich vom Frieden! Wir 
erblicken hinter den Schleiern eine vollſtändige Verſchwörung, 
die ſich gegen einen dritten Mann richtet. 

Beſtand nun die Abſicht, Deutſchland zu überfallen? Meine 
beſtimmte Überzeugung iſt, daß der ganze Plan anders ge⸗ 
legt war. Man wollte die gegen Deutſchland gewendete Seite 
Rußlands befeſtigen, ſo daß Rußland an einer anderen 
Stelle Handlungsfreiheit bekommen ſollte. Und wo? Drei 
Richtungen waren möglich: das nördliche Skandinavien, wo 
der Weg zum Atlantiſchen Ozean führt und der Aufmarſch 
durch die in den letzten Jahren in Finland getroffenen Ans 
ſtalten vorbereitet war — die Dardanellen, wo Rußland 
nach ſeinem alten Programm zum Mittelmeer vordringen 
will — und ſchließlich Armenien. Es war alſo Rußlands 
Abſicht, auf einem dieſer Wege zur Tat zu ſchreiten; ich 
möchte Armenien als den wahrſcheinlichſten bezeichnen. Die 


Kriegsbereitſchaft Rußlands und ſeiner Verbündeten an der b 


deutſchen Grenze war in erſter Linie als eine Garantie 
dafür gedacht, daß Deutſchland nicht zum drittenmal ihre 
Bahn kreuzen ſolle. Daher das gute Gewiſſen bei den Frie— 
densverſicherungen: die Rüſtungen waren ja nur zur Ver⸗ 
teidigung, es kam auf Deutſchland an, den Frieden zu be— 
wahren. Durch eine ſolche Politik wurde England — die 
ſtändige Gefahr für den europäiſchen Frieden — vor allen 
anderen als Friedenswächter lange Zeit angeſehen, und bes 
trachtete ſich zweifellos ſelbſt als ſolchen. 

Nach der akuten Verſtärkung der ruſſiſch-franzoſiſchen 
Kriegsbereitſchaft war alſo eine ruſſiſche Aktion in Armenien 
zu erwarten. Wann? Wir gehen wohl kaum fehl, wenn 
wir den Herbſt 1915 als den in Ausſicht genommenen 
Zeitpunkt angeben. Das ergibt ſich aus den rein militäriſchen 
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Anordnungen; ſowohl Frankreich wie Rußland würden näm— 
lich zu dieſer Zeit ohne beſondere Mobiliſierung vier Jahres— 
klaſſen unter den Fahnen gehabt haben. Die gleichen Be— 
rechnungen aber machen den jetzigen Zeitpunkt für die Kontra⸗ 
henten beſonders unbequem, da die Jahresklaſſen ſich noch 
im Übergang zu der neuen Heeresordnung befinden. Daher 
hat Oſterreich den jetzigen Augenblick zu einem vorbeugenden 
Schritt benützt. Sein casus gegenüber Serbien iſt der der 
reinen Selbſterhaltung, ebenſo wie der Rußlands in Arme— 
nien der der nackten Eroberung iſt. Nie hat die Welt klarer 
eine Gefahr bevorſtehen ſehen; der Friede bedeutete die reine 
Auflöſung; die „Aufteilung Oſterreichs“ oder die der Türkei 
ſtand ſchon als nächſter Punkt auf der Tagesordnung, es 
gab nur eine Art, dieſem Geſchick zu entgehen, und dieſe 
beſtand darin, ſich zur ſiegreichen Tat aufzuraffen. Da fiel 
der mörderiſche Schuß in Serajevo und gab den Anlaß zu 
einem Eingreifen, das an Berechtigung nichts zu wünſchen 
übrig ließ. Und da ſchlug Oſterreich los. 

Verſteht man jetzt, um was es ſich handelt? Die Heim- 
ſuchung für Oſterreich-Deutſchland mußte kommen: 
ſollten ſie ſtill ſitzen und auf ſie warten, bis ſie auf den 
Tag und an der Stelle und auf die Art kam, die den Geg— 
nern behagte, oder ſollten ſie ihr Geſchick ſelbſt in die Hände 
nehmen und Tag und Ort ſelber wählen? Sollten ſie dem 
Feinde die Initiative überlaſſen, da ſie dieſe ſelbſt ergreifen 
konnten? Die Weltgeſchichte gibt vor unſeren Augen die 
Antwort. Die Eröffnung des Spieles wird von Oſterreich 
in Serbien 1914 vorgenommen, anſtatt von Rußland in 
Armenien 1915. 

Man verſteht, daß die Rollen in jeder Hinſicht vertauſcht 
wurden. Rußland iſt jetzt in Schach geſtellt, ganz wie es 
ſelbſt Deutſchland in Schach zu ſtellen dachte. Oſterreich hat 

7 


Rußland nicht angegriffen; es kam auf Rußland an, den 
Frieden auf Koſten ſeiner „Lebensintereſſen“ zu bewahren. 
Rußland konnte ja die Demütigung auf ſich nehmen, die 
das kleine Serbien nicht auf ſich nehmen konnte. Rußland 
konnte ja ſelbſt den Kelch leeren, den es Deutſchland zu 
reichen gedachte, wenn es nicht als Friedens ſtörer der Welt 
ausgeſchrien werden wollte! 

Halten wir dieſe Gedanken zuſammen, ſo erkennen wir, 
daß Deutſchland und Oſterreich im jetzigen Augenblick die 
Entſcheidung wünſchten, da dieſe doch kommen mußte. Sie 
lieben den Krieg nicht — keiner liebt den Krieg, und Könige 
und Kaiſer am allerwenigſten, denn ſie können am eheſten 
nachher, wenn es zur Niederlage führt, zur Rechenſchaft 
herangezogen werden — aber ſie lieben das Leben, die Zukunft 
und ihre Ehre. Die Verantwortung liegt bei denen, die ſie 
zu einem Kampf unter ſolchen Bedingungen zwangen. 


* * * 


Da, wo man in Verblendung die Möglichkeit der Gefahr 
verneinte, ſammelt man jetzt die letzte Kraft ſeiner Lungen 
zu dem hyſteriſchen Geſchrei über den „Wahnſinn“ der 
Ereigniſſe, die jetzt der Welt bevorſtehen. Durch ſolche 
Exploſionen will man vor ſich ſelbſt und anderen den Mangel 
an eigener Erkenntnis verbergen. Denn die Lebenslüge ver⸗ 
läßt den Menſchen erſt mit dem Leben. Es iſt nicht leicht 
einzuſehen, daß man bei ſeinem ganzen politiſchen Wandel 
mit falfcher Münze gerechnet, mit falſchen Gewichten gewägt 
und falſchen Werten gehuldigt hat. Es iſt ſchwer, einen 
Strich über ſich ſelbſt zu ziehen. 

Eines kann man jedoch auch von ſolchen Menſchen ver⸗ 
langen: ein wenig Demut angeſichts des Sturmes. In dieſem 
Sturm ſollte jeden unter uns eine Ahnung ergreifen, daß 
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das Leben größer ift als unſere Erkenntnis vom Leben! Durch 
alle die Schichten ſelbſtſüchtigen Übermutes und konven— 
tioneller Vorurteile, die an Alltagen unſere Seele erfüllen, 
muß in dieſem Augenblick die Einſicht zittern, daß die Ge— 
ſchicke der Menſchheit in einer Tiefe und Höhe geſtaltet werden, 
zu denen auch die Willen der Großmächte nicht emporreichen, 
wo aber eine höhere Macht und ein höherer Wille walten 
— wie im Himmel, ſo auch auf Erden. 


Der weltbiftorifche Buchſchluß des Jahres 1918. 
Einige Konturen. 


Januar 1916. 

Der Jahreswechſel iſt die Zeit des Buchſchluſſes, wo es 
gilt, das Gewinn- oder Verluſtkonto des vergangenen Jahres 
zu einem poſitiven oder negativen Ergebnis zuſammen⸗ 
zufaſſen. f — 
Alſo fühlt auch der Hiſtoriker der Gegenwart das Be⸗ 1 
dürfnis, ſich am Jahreswechſel über die Entwicklung des f 
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vergangenen Jahres im guten und böfen Sinn Rechenſchaft 
abzulegen. Natürlich muß er auch hier feine Schwäche a: 
empfinden. Wenn ſchon ein einfaches Privatgeſchäft einige * 
Friſt nach Beginn des neuen Jahres verlangt, um ſich in 
Ziffern klarlegen zu laſſen, wie lange muß es dann nicht 
dauern, bis ein Jahr in der Weltgeſchichte endgültig gebucht 
und ſeinem richtigen Werte nach beurteilt werden kann! N 
Wenn nun dies ſchon im allgemeinen gilt, ſo gilt es natürlich 

noch in ganz beſonderem Grade von einer Zeit wie der unſeren, E 
wo ſich die Welt in ihren Grundfeſten zu drehen ſcheint: 5 
wie kann man ſchon jetzt mit einem Urteil fertig fein, > 
und noch dazu bevor die große Kriſe, die jetzt unſeren Jahren 2 
den Stempel aufdrückt, endgültig nach der einen oder anderen 
Seite hin entſchieden iſt! Solche Bedenken müſſen allerdings 
zur Vorſicht mahnen, wenn man der Verlockung des Neu⸗ 2 
jahres nachgibt und die Geſchehniſſe des vergangenen Jahres : 
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auch im Hinblick auf ihre welthiſtoriſche Bedeutung zu über: 
ſchauen verſucht. 

Auf der anderen Seite fehlen doch auch mitten in dem 
ſich abſpielenden Kampfe nicht ganz die Anhaltspunkte für 
die Wertung der erzielten Ergebniſſe. Es gibt ſolche, die der 
Bekräftigung durch den Sieg nicht bedürfen, da ſie ſchon 
beim Aufmarſch zum Kampf geſichert ſind, d. h. durch 
Bundesfreundſchaft oder durch die Beſchaffenheit des Schlacht— 
feldes oder überhaupt durch Umſtände, die als bleibend und 
unabhängig vom Ausgang des Kampfes vorweggenommen 
werden müſſen. 

Wenn ich hier verſuchen ſoll, die Konturen für den hiſto— 
riſchen Buchſchluß des Jahres 1915 anzugeben, ſo muß 
ich meine Aufmerkſamkeit natürlich auf derartige Dinge bes 
ſchränken; in der Tat auf eine derartige Tatſache, die ver⸗ 
hältnismäßig feſtbegründet iſt und in ihrer Bedeutung die 
Tagesberichte der gewöhnlichen Erfolge und Rückzüge der 
Feinde himmelhoch überragt. 

* 


* * 


Eine liberale ſchwediſche Zeitung hat erklärt, daß das 
Weſentliche an der hiſtoriſchen Ernte des Jahres der Unter— 
gang Serbiens ſei, wie im vorigen Jahre der Belgiens. 
Man merkt die Abſicht, aber man wird keineswegs ver— 
ſtimmt. Auch die angegebenen Ergebniſſe könnten gerade 
vom freiheitlichen und demokratiſchen Standpunkt aus, der 
hier ganz offen in den Vordergrund geſchoben wird, diskutiert 
werden. Ich habe einmal die natürliche Möglichkeit ange: 
deutet, daß der Untergang des ſerbiſchen Teilſtaates durch 
ein Zuſammenfaſſen der ſerbiſchen Nation zur eigenen Auto— 
nomie erſetzt werden kann. Und ich hoffe bald Gelegenheit 
zu finden nachzuweiſen, welche Ausſichten für das Entſtehen 
eines nationalen Königreiches Flandern aus dem Grabe der 
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nationalen Mißgeburt Belgien beſtehen. Auch der fanatifchfte 
Ententefreund darf wohl nicht ganz überſehen, daß die Be⸗ 
freiung Polens gleichfalls auf dem Gewinnkonto des Jahres 
ſteht. Wie immer auch dieſes Problem gelöft werden mag, 
das eine kann doch nicht geläugnet werden, daß das Jahr 1915 
eine Zuſammenfaſſung der polniſchen Nation in einer ges 
meinſamen Intereſſenſphäre und dadurch auch die Ausſicht 
auf „Polonia rediviva“ mit ſich gebracht hat, die es vorher 
nicht gab. Diejenigen, die die ganze Weltkriſe als die Geburts: 
wehen einer wirklichen Völkerfreiheit betrachten — eine auf 
dem Nationalitätsprinzip begründete politiſche Karte — müſſen 
alſo, wenn ſie richtig rechnen, nicht zwei Verluſte, ſondern 
drei Gewinne buchen. 

Dieſe Rechnung aber, ſo wichtig ſie auch ſein mag, wird 
tief in den Schatten geſtellt durch eine größere, bei der es 
ſich um die Bedeutung in der Weltgeſchichte handelt. Als 
dieſen Hauptpoſten im Buchſchluß des Jahres 1915 will ich 
die neueröffnete Verbindung zwiſchen Europa und 
der Levante bezeichnen. 

Zunächſt muß betont werden, daß man dieſe Verbindung 
als endgültig betrachten muß. Sogar in dem theoretiſch denk: 
baren Fall einer Niederlage der Mittelmächte dürfte ſie weiter⸗ 
beſtehen, denn Bulgarien und die Türkei kann man wohl 
doch nicht ganz aus dem Staatenſyſtem wegtilgen, ſie haben 
ein⸗ für allemal ihr Angeſicht gegen Nordweſten gewandt 
und dabei muß es bleiben, bei einer Niederlage mit ihrer 
Hoffnung auf Revanche ebenſo wie bei einem Sieg mit 
ihrem Bedürfnis nach Sicherung des Gewonnenen. Die 
Orientierung der beiden Staaten in das Syſtem Oſterreich⸗ 
Ungarn⸗Deutſchland iſt das Weſentliche an der Ernte des 
Jahres, und hieraus erwachſen faſt ea Kon⸗ 
ſequenzen. 
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Viel ließe fich über die Bedeutung dieſer Neuorientierung 
für den Ausgang des Weltkrieges für Deutſchlands Zukunft, 
für die künftige Ruhe der Balkanhalbinſel und für die Ent— 
wicklung eines Syſtems der geſchloſſenen Intereſſenſphären 
ſtatt der loſen Seeverbindungen ſagen. Hier ſoll jetzt noch 
ein größerer Kreis um dieſes Thema gezogen werden, der 
alle die verſchiedenen Ausſichten in einer gemeinſamen euro— 
päiſchen Perſpektive zuſammenfaßt, die größer iſt als irgend 
etwas ſeit den Tagen der Renaiſſance. Ich habe dabei die 
Genugtuung, direkt meine Darſtellungen an einen muſter⸗ 
gültigen Aufſatz von Paul Lenſch über „Die freie Donau“ 
in „Das größere Deutſchland“ vom 11. Dezember 1915 
anzuknüpfen. 

Der Verfaſſer blickt zurück auf die Jahrhunderte nach den 
Kieuzzügen, als Italien und Deutſchland durch den direkten 
Handel mit der Levante blühten. Das Vordringen der 
Türken im 15. Jahrhundert bedeutete den großen Schlag— 
baum über dem Wege, aber Europas Sehnſucht nach Indien 
blieb beſtehen und wurde zum weſentlichen Stachel im 
„Zeitalter der Entdeckungen“. Als ſich Europas Energie ſomit 
gegen das Meer wandte, verſchob ſich der Schwerpunkt nach 
Weſten, an die Küſtenländer; Italien und Deutſchland aber 
traten zurück und verſanken in Verfall. Das war die welt— 
umfaſſende Revolution, durch die die maritime Epoche des 
Verkehrs und zugleich Deutſchlands Niedergang einſetzte. Sein 
nordweſtliches Küſtengebiet ſonderte ſich als eigener Staat 
(Holland) aus, befruchtet durch den Vorteil, den die Lage 
am Meer mit ſich führte. Der dreißigjährige Krieg vollendete 
dann Deutſchlands Austritt aus der Reihe der politiſch wirk— 
ſamen Mächte. \ 

Während diefer Zeit bildeten die Türken eine beftändige 
Bedrohung Europas vom Südoſten her. Auch nachdem die 
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türfifche Sturmwoge ſich endgültig an den Mauern Wiens 
gebrochen hatte, blieb der Riegel gegen die Levante beſtehen, 
nur hinab an die Donau-Savelinie verſchoben. Zwei Jahr: 
hunderte hindurch blieb dieſe Linie Europas Kulturgrenze. 
Dahinter lag die Balkanhalbinſel als „Europas wilder Weſten“, 
die Donau floß aus Europa wie in den Wüſtenſand — noch 
heute iſt der Weg für gewiſſe Waren von den bulgariſchen 
Donauhäfen bis zur Rheinprovinz billiger durch das Schwarze⸗ 
und Mittelmeer und durch den Atlantiſchen Ozean als an 
der Donau aufwärts und am Rhein hinab! 

Was iſt nun geſchehen? Der halbtauſendjährige Druck 
auf Europa von Südoſten her hat ganz aufgehört, aber nicht 
durch den jahrhundertelangen Gegendruck von Nordoſten (Ruß⸗ 
land), ſondern durch eine ſpontane Ausgleichung in dem 
neuen, von Nordweſten (Deutſchland) ausgehenden Druck. 
Eine große Gefahr beſtand darin, daß die alten türkiſchen 
Riegel vor den füdöftlichen Toren Zentraleuropas gegen neue 
ruſſiſche ausgetauſcht würden und dadurch ein neuer, noch 
ftärferer Druck auf Europa entſtehen könnte. Dieſe Gefahr 
iſt durch das Aufgehen der Balkanhalbinſel und der türkiſchen 
Welt in dem Kulturkreis Europas abgewehrt worden. Alle 
Riegel find jetzt gefallen. Die mittelalterliche direkte Ver⸗ 
bindung zwiſchen Europa und der Levante liegt nach einem 
jahrhundertelangen Abbruch wieder offen da. Es iſt wahr, 
daß moderne Verbindungen (wie die Orientbahn) ſchon be⸗ 
ſtanden, aber erſt 1915 durch die Zerſprengung der ſerbiſchen 
Sperre wurden ſie in einen politiſchen Zuſammenhang ein⸗ 
geordnet. Erſt jetzt iſt eine Weltentwicklung auf dieſen Linien 
möglich. Daher kann man fagen, daß 1915 und nicht vorher 
die orientaliſche Frage ihre Loͤſung fand. 

Dieſe Löſung bedeutet alſo eine ebenſo durchgreifende 
Revolution im Verkehr wie die Renaiſſance. Damit folgt 
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aber für Deutſchland zugleich eine Veränderung und 
eine Bevorzugung in der Lage. Deutſchland kann ſich 
wieder vollauf die Mittellage zu Nutzen ziehen, die in der 
Periode des Überſeeverkehrs eine Binnenlage im Schatten 
wurde. Die natürlichen Möglichkeiten als Vermittler zwiſchen 
Orient und Okzident aufzutreten, können ſich wieder geltend 
machen und zwar zur gleichen Zeit, da ſich Europa kulturell 
über die Länder des Sultans ausdehnte; der Weltkrieg hat 
dieſe Entwicklung beſiegelt, und Mackenſens Siegeszug durch 
Serbien — den äußerſten Ausläufer der nordöſtlichen Kraft 
— im Jahre 1915 ift die hiſtoriſche Tat, die dem Ganzen 
den letzten Siegel aufdrückt. 

Lenſch betont den eigenartigen „Schickſalsweg, daß das 
deutſche Volk zuerſt kleiner werden mußte, ehe es größer 
werden konnte“: die radikale Spaltung im Jahre 1866 war 
die Bedingung für den Zuſammenſchluß im Norden (Preußen), 
die nachher die Kraft verlieh, das Ganze in eins zu faſſen. 
Jäckh (Deutſchland im Orient nach dem Balkankriege, 1913) 
hat auf dieſelbe Entwicklungsbahn für die Türkei hingewieſen: 
der Verluſt des chriſtlichen Europa war die Vorausſetzung 
für die innere Stärkung. Aus Erniedrigung und Verfall 
haben ſich jetzt beide Länder wieder emporgerichtet und von 
den beiden Enden des alten Hauptſtriches aus einander die 
Hände zum Zuſammenarbeiten gereicht. Vor tauſend Jahren 
waren die Madjaren die große Gefahr der Chriſtenheit im 
Oſten; aber nach der Niederlage in offener Feldſchlacht wurden 
ſie in den europäiſchen Kulturkreis eingeſchloſſen und büßten 
nachher ihre alten Sünden durch treue Grenzwacht gegen 
die neuen Feinde, die Türken, ab. Heute ſehen wir im 
wunderbaren Spiel der Weltgeſchichte die gleiche Entwicklung 
auf einem größeren Schauplatz auch mit den Türken ſich 
vollziehen. Sie haben ſelbſt ihren Platz auf der Seite Europas 
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gegen die letzte und größte öſtliche Gefahr, die Rufen, 
gewählt. Das Jahr, da dieſe Entwicklung ſich in prak⸗ 
tiſcher Handlung vollzog, iſt das Jahr 1915. 


* * * 


Die „neue Zeit“ in der Geſchichte Europas wurde durch 
revolutionierende Bewegungen ſowohl auf dem Gebiete des 
geiſtigen Lebens (Reformation und Renaiſſance) ſowie auf 
dem des Verkehrs und der Staatenbildung eingeleitet. In 
meiner Unterſuchung über „Die Ideen von 1914“ habe 
ich nachzuweiſen geſucht, welch tiefgehende Umwälzung 
der geiſtigen Werte der Weltkrieg mit ſich führen mußte. 
Heute hat ſich die Aufmerkſamkeit einer ähnlichen Um⸗ 
wälzung in der Geſchichte des Verkehrs zugewendet, der als 
Frucht des Jahres 1915 Verwandlungen im Leben der Völker 
und Staaten folgten. Ob der Wegfall des levantiniſchen 
Schlagbaumes ebenſo große Wirkungen auf die zukünftigen 
Geſchicke der Menſchheit ausüben ſoll, wie ſeine Errichtung 
zu Beginn der neuen Zeit, darüber können wir allerdings 
nicht urteilen. Wenn wir aber hier einen Hauptpoſten im 
Buchſchluß des zweiten Kalenderjahres im Weltkrieg unter— 
ſucht haben — dann klingen uns Goethes Worte in den 
Ohren, die er unter dem Eindruck des Kanonendonners bei 
Valmy am 19. Dezember 1792 niedergeſchrieben hat: „Von 
hier aus und heute geht eine neue Epoche der Weltgeſchichte 
aus, und Ihr könnt ſagen, Ihr ſeid dabei geweſen!“ 
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Der „Beſchuͤtzer des Rechtes“. 


29. Januar 1916. 


Als der ſchwediſche Dichter Carl Snoilsky die Nevos 
lution in Stockholm vom 13. März 1809 in einen kon⸗ 
kreten Begriff zuſammenfaſſen wollte, ſagte er, daß ihre 
Männer „kamen, um die Wahrheit zu ſprechen“. Es iſt mit 
dem Kriege wie mit der Revolution: Er ſagt die Wahrheit. 
Nicht bloß dem äußeren Sinn nach, ſo daß die Schleier 
von den Tatſachen und Zuſtänden abgleiten, ſondern auch 
nach innen hin, indem er Röntgenſtrahlen in die Seelen der 
Menſchheit und Mächte fallen läßt und die elementaren 
Mängel in intellektueller und moraliſcher Hinſicht zur Er— 
ſcheinung bringt, die ſich dort neben den elementaren Tugen— 
den verbergen. 

Der ſozuſagen inſtinktive Widerwillen, den die Demokratie 
gegen den Krieg empfindet, kann vielleicht zum nicht geringen 
Teil gerade daraus erklärt werden, daß der Krieg ein un— 
barmherziges Licht auf ihre heimlichen Schwächen wirft. 
Als pſychologiſcher Eckſtein der Demokratie kann das Dogma 
gelten, daß eine Überzeugung die Garantie für ein Recht iſt. 
Daraus ergibt ſich all das andere, in erſter Linie das 
Majoritätsprinzip: hat eine gewiſſe Überzeugung die Mehr— 
zahl für ſich, ſo muß dieſe ein größeres Recht, d. h. das 
Recht beſitzen. Denn es iſt ja nicht möglich, daß das Un⸗ 
recht eine Mehrzahl von Stimmen, d. h. von Überzeugungen 
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für fich gewinnt! Und fo kommt man zu dem unſterblichen 
Satz, den man als das Motto über die ganze demokratiſche 
Anſchauungsweiſe ſetzen könnte — dem Satz, den der Nor⸗ 
weger Motzfeldt im Jahre 1814 mit vollem Ernſt und 
gutem Glauben ausſprach: „Wenn der größere Teil 
der Nation unrecht hat, fo hat er recht!“ 

Der Nachdenkliche merkt ja ſofort, daß hiermit alle Ob⸗ 
jektivität aus dem Rechtsbegriff weggetilgt iſt. Die Göttin 
der Gerechtigkeit iſt dieſem Bekenntnis nach nicht nur blind 
ſondern tot; man hat ihr den ganzen Kopf weggenommen 
und zugleich das Rückenmark ausgeſogen. Der angeführte 
Satz bedeutet in Wirklichkeit ganz einfach, daß eine Majorität, 
die ſich zu einem beſtimmten Willen vereinigt hat, dieſen 
Willen Recht nennt. Das Dogma beſteht zugunſten der 
Majorität, nicht zugunſten des Rechtes. Es verletzt das Recht 
um der Majorität willen. 

Ein Land in der Welt iſt vor allen anderen als Bes 
ſchützer des Rechtes aufgetreten: England. Dieſes Land ging 
ja, gemäß der offiziellen Verſion, in den Krieg und ſetzte 
ſeine ganze Wohlfahrt aufs Spiel, ausſchließlich um das 
verletzte Recht Belgiens wieder herzuſtellen. Wir haben auch 
bis zum Überdruß hören müſſen, daß der Krieg im Grunde 
ein Krieg für das Recht, wie auch für die übrige Ziviliſation 
iſt. Eine Partei in unſerem Lande iſt gleichfalls vor allen 
anderen mit dem Monopolanſpruch auf Verteidigung des 
Rechtes aufgetreten: die Linke. Sie ſchlägt ſich ſtändig vor 
die Bruſt und dankt Gott, daß fie nicht fo iſt wie die gewoͤhn⸗ 
lichen Leute, die der „Machtphiloſophie“ verfallen ſind — 
und das iſt bekanntlich das Schlimmſte von allem, nächſt 
dem noch ſchlimmeren „Aktivismus“. 

Politiſche Mächte ſtehen ebenſo wie einzelne Menſchen für 
ihre Worte durch Taten ein. Die Taten ſind der Prüfſtein 
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für das Bekenntnis. Alſo müſſen wir in den Taten Engs 
lands die Beſtätigung für ſeine Stellung als höchſter Richter 
und Beſchützer des Rechtes ſuchen. Wir werden dann wenig— 
ſtens Klarheit in der Frage gewinnen, wie es ſelbſt das 
Recht auffaßt, das es im Schilde führt; denn es iſt un- 
denkbar, daß es ſelbſt bewußt unrecht handeln könnte, nach— 
dem es über ſeinem Wege St. Georgs Banner gegen den 
Drachen gehißt hat. 

Unſer Intereſſe hierbei iſt rein theoretiſch. Es handelt 
ſich nicht darum zu rühmen oder zu tadeln; es handelt 
ſich nur darum zu verſtehen. Wir wollen den engliſchen 
Rechtsbegriff verſtehen, wie ihn die Engländer ſelbſt — 
offenbar im beſten Glauben — als Deckung für ihre Taten 
anwenden. Für dieſes Studium bietet Sir Edward Greys 
letzte Rede über die Grundſätze der engliſchen Blockade einen 
ebenſo ungeſuchten wie dankbaren Anlaß. 

Die Quinteſſenz dieſer Rechtsauffaſſung iſt in folgendem 
Paſſus eingeſchloſſen: „Wenn die Neutralen unſer Recht 
in Abrede ſtellen, den Handel mit dem Feinde durch die 
neutralen Länder abzubrechen, ſo muß ich mit Beſtimmt⸗ 
heit erklären, daß ſie durch dieſen Standpunkt ihre Neutra⸗ 
lität aufgeben.“ Die ſchwediſche Preſſe hat dieſe Außerung 
ſchon fleißig kommentiert und ſo gut wie einſtimmig den 
in ihr enthaltenen Grundſatz verworfen; zu einer großen 
Ausnahme in dieſer Einſtimmigkeit kommen wir nachher zurück. 
Aber es kann nicht ſchaden, noch ein wenig zu analyſieren, 
um zu ſehen, was England unter Recht verſteht. 

Worauf begründet ſich Englands Recht, in den Handel 
der Neutralen einzugreifen? Das Völkerrecht kennt allein 
ein ſolches Recht, und das iſt bei einer Blockade. Aber es 
macht einen Unterſchied zwiſchen Blockade und Seeräuberei; 
es verlangt von einer Blockade, daß ſie effektiv ſein ſoll, 
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zur See und nicht nur auf dem Papier ausgeübt werden 
muß, und zwar in den Seegebieten des Feindes, nicht in 
denen neutraler Mächte. Iſt Deutſchland in Blockade er⸗ 
klärt, jo muß dieſe Blockade in deutſchen Gewäſſern, d. b. 
in der Nord⸗ und Oſtſee aufrecht erhalten werden. Iſt 
Deutſchland in Blockade erklärt, ſo iſt es alſo Deutſchland, 
das blockiert werden ſoll, und nicht neutrale Mächte. Das 
dürfte zu den Dingen gehören, über die jede Diskuſſion 
überflüſſig iſt. 

Nun liegt die Sache aber ſo, daß England die Blockade 
in der Oſtſee nicht aufrecht erhalten kann. Es kann dort 
nicht mit wirkungsvollen Mitteln auftreten. Da entdeckt es 
eine andere wirkungsvolle Methode: es blockiert die geo⸗ 
graphiſche Deckung der Oſtſee, d. h. Skandinavien. Dadurch 
entgeht man allen Schwierigkeiten. Auf dieſe Weiſe kommt 
das ganze Geſchäft auch billiger zu ſtehen: man braucht 
nur in der Nordſee Wacht zu halten und kann von dieſer 
Stellung aus mittelbar den Feind erdroſſeln. Nur ein ge⸗ 
wiſſes Etwas hat darunter zu leiden, nämlich Skandinavien 
— und noch etwas anderes, nämlich das Völkerrecht. 

Wenn wir alſo den Fall analyſieren, ſo bleibt im Grunde 
nichts mehr übrig als Englands Bedürfnis und Englands 
Vorteil. Nicht eine Unze Recht, aber ein Pfund engliſches 
Intereſſe. Dieſes Pfund muß die Unze in dem Grade 
erſetzen, daß es den Namen annimmt, der eigentlich der 
Unze zuſteht. So iſt es immer bei primitiveren Vorgängen: 
wenn ein Intereſſe ſich recht großgewachſen hat, ſo wechſelt 
es in den Augen des Beſitzers den Namen und nennt ſich 
Recht. Es beſteht kein Grund zu der Annahme, daß England 
bier tiefer als andere Mächte ſteht. Wir können alſo, geſtützt 
auf die durch den Weltkrieg offenbar gewordenen Tat⸗ 
ſachen, eine Paralelle zu dem Dogma Motzfeldts aufſtellen: 
20 


Wenn eine Macht einen großen Vorteil daran 
hat unrecht zu tun, ſo hat ſie recht. 

Wie man ſieht, gibt es in Sir Edwards Rede keinen 
Schatten von Zweifel am guten Recht. Die Quantität der 
Überzeugung erſetzt deren Qualität. Dieſe iſt ſo maſſiv, daß 
ſie auch die Anerkennung derer begehrt, die unverhüllt 
unter der Anwendung zu leiden haben. Der Redner fordert, 
die Neutralen ſollten ſelbſt Englands Verfahren als Recht 
anerkennen, falls ihnen nicht in Englands Augen die 
Neutralität aberkannt werden ſoll. Neutralität beſteht, 
mit anderen Worten alſo darin, daß man das Un⸗ 
recht in demſelben Maße als Recht annimmt, als es 
mit Englands Vorteil verknüpft iſt. Nur im Vorüber⸗ 
gehen ſoll hier bemerkt werden, daß das Dogma ſelbſt⸗ 
verſtändlich dieſelbe klare Gültigkeit auf Seiten der Feinde 
Englands hat: Iſt Englands Intereſſe Recht, ſo iſt auch 
Deutſchlands Intereſſe Recht, und wir bekommen einen aus— 
erwählten Strauß von untereinander kollidierenden Rechten 
in der Welt! Dieſe Konſequenz aber weiſt außer der Mängel 
im Rechtsgefühl zugleich auch große Schwächen in der 
logiſchen Struktur auf und kann uns in unſerem heutigen 
Zuſammenhang nicht beſchäftigen. 

Das Problem des Rechtsbegriffes der Mächte iſt jedoch 
mit dem letztgenannten Poſtulat nicht erſchöpft. Was Eng⸗ 
land anbelangt, kommt noch etwas hinzu, nämlich deſſen 
Gewalt auf dem Meere. Außer ſeiner Auffaſſung vom Recht 
der Blockade ſucht es einen Rechtsgrund für ſein Verfahren 
in feiner „naval supremacy“. Hörten wir nicht kürzlich 
einen engliſchen Staatsmann unmittelbar und ausdrücklich 
und mit dem gleichen anklagenden Ton gegen die Neutralen 
wie jetzt Sir Edward Grey das Weltmeer als Englands 
geſetzliches Machtgebiet bezeichnen, wo dieſes Land das Recht 
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beſitzt, nach feinem Behagen und nach dem keines anderen 
zu handeln! 

Was bedeutet das? Hat irgendein Richterſtuhl, irgend⸗ 
eine Inſtanz oder ein Übereinkommen innerhalb der Menſch⸗ 
heit, es mag nun ſein wie es will, Englands zufällige 
Herrſchaft über die Meere unter die anerkannten Beſtim⸗ 
mungen des Völkerrechts aufgenommen? Steht es irgendwo 
geſchrieben, daß das zuſammenhängende Seegebiet unſeres 
Planeten einem unter den vielen Staaten der Gegenwart 
mit der Kraft des Rechtes, d. h. mit verpflichtenden Forde⸗ 
rungen für die übrigen, zuerkannt iſt? Nein, hierüber gibt 
es freilich keine Papiere; aber man ſagt, es iſt eine Tatſache. 
Und fo begegnen wir denn wieder der fchönen Maske: es iſt 
die Macht auf dem Meere und ſie allein, auf die ſich Eng⸗ 
lands Recht auf das Meer begründet. Oder mit einer kleinen 
Verkürzung: Macht iſt Recht. Wenn ein Staat über 
die Macht verfügt, ſein Intereſſe an einem 
Unrecht durchzuſetzen — ſo hat er recht. 

Zur Beleuchtung der Sache mag vielleicht ein Vergleich 
dienen. Nehmen wir einmal an, Deutſchlands Heer wäre 
das unvergleichlich ſtärkſte in Europa und Deutſchland würde 
infolgedeſſen ſeine Herrſchaft über Europa ausrufen: es hätte 
dazu genau denſelben rechtlichen Grund, den England jetzt 
auf der See beanſprucht. Deutſchland könnte den Handel 
friedlicher fremder Mächte erdroſſeln und dieſe in ihren offen⸗ 
barſten Rechten beeinträchtigen, genau mit derſelben Be⸗ 
gründung, die England jetzt Schweden gegenüber anführt. 
Denn nichts anderes als die nackte Tatſache, daß Englands 
Flotte ſtärker iſt als die Schwedens, kann zugunſten des 
engliſchen Rechtes angeführt werden, Schweden auf Rationen 
zu ſetzen, ſeine Güter aufzubringen und ſeinen ärmſten Be⸗ 
wohnern ihre einzigen konſtanten Einkünfte zur Weihnachts⸗ 
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zeit vorzuenthalten, nämlich das von ihren nach Amerika 
angewanderten Angehörigen heimgeſandte Geld. 

„Keine Übermacht der Welt,“ ſo ſchreibt eine ſchwediſche 
Zeitung, „kann uns dazu zwingen, dieſem Vorgehen den 
Namen des Rechtes zu geben.“ Aber einen Mann gibt es 
in Schweden, der vollauf bereit iſt, das zu tun. Das iſt der 
Parteiführer, das Mitglied des geheimen Ausſchuſſes, Herr 
Hjalmar Branting. Ebenſo wie Ture Jönſſon Roos 
auf dem Reichstag in Väſteras 1527 die Oppoſition gegen 
Guſtav Waſa gelten ließ, ſo läßt er Sir Edward Greys 
Oppoſition gegen Schwedens Recht und Freiheit gelten: „ich 
kann nicht anders, als finden, daß dies gut geſprochen iſt!“ 
Er gibt die Forderung des engliſchen Staatsmannes, daß 
auch wir den engliſchen Standpunkt gegen uns als Recht 
merkennen ſollen, wieder und hofft, daß er wohl in dieſer 
Vermutung recht bekommen werde. Und warum? Ja, „es 
wäre eine unfreundliche Handlung gegen die Macht, die das 
Meer beherrſcht, wollte man verſuchen, ihre Überlegenheit 
zu lähmen!“ Das iſt Herrn Brantings Kriterium des Rechtes. 
Damit iſt er zufrieden, wenn es ſich um ſein eigenes Land 
handelt. 

Aber genug hiervon. Nie hat die „Machtphiloſophie“ herr 
lichere Blüten gezeitigt als in dieſem Gedankengang Bran⸗ 
tings. Aber zur Beleuchtung der Sache darf man nicht 
außer acht laſſen, daß dieſer Mann in unſerem Lande dieſelbe 
Rolle als beſonderer Beſchützer des Rechtes ſich ſelbſt zuerteilt 
hat, wie England draußen in der größeren Welt. So ſteht 
es alſo mit dem Gerechtigkeitsgefühl bei den patentierten 
Rechtfertigern: Vorteil iſt Recht, wenn er nur groß genug 
iſt, und Macht iſt Recht, wenn ſie nur vollauf effektiv iſt 
— notabene, wenn Vorteil und Macht auf meiner Seite 
ſind 
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In der Tat, i ee t 
Grund, ihre Hände in Unſchuld zu 8 ſch hren 
Schleier zu verhülfen und zu ſeufzen, wie ſchon enkete | it 
Anfang dieſer Welt geſeufzt haben: Gott behüte mich vor 
meinen Freunden! 


Die Bauern im Schachſpiel. 
Einige Worte über die Großen und Kleinen im Weltkriege. 


31. Oktober 1916. 


Es liegt im allgemeinen nahe, einen diplomatiſchen und 
militäriſchen Kampf zwifchen den Staaten mit einem Schache 
ſpiel zu vergleichen; nie aber erſchien dieſer Vergleich tref— 
fender als gerade jetzt, wo unſer ganzer Weltteil, um nicht 
zu ſagen die ganze Erde, das Schachbrett bildet. 

Zwei Jahre lang hat nun das Spiel gedauert und noch 
immer hat es den Charakter beibehalten, den es anfangs 
angenommen hat, ſeitdem nach Deutſchlands gewaltiger Er— 
öffnung des Spieles zum erſtenmal das Gleichgewicht ein— 
getreten iſt. Allerdings fällt hie und da eine Figur oder 
ein Bauer — und zwar immer auf der einen Seite — 
aber das macht das Spiel nur noch verwickelter. Somit haben 
wir faſt während des ganzen Jahres eine Aufſtellung ge— 
ſehen, bei der die Spieler lange ſtillſitzen, weil das Ganze 
ein Syſtem des Gleichgewichtes iſt, bei dem jede Schachfigur 
bedroht und jede zugleich gedeckt iſt und ein einziger un— 
vorſichtiger Zug das Ganze zu Fall bringen kann. 

Rußlands frühe Kriegsbereitſchaft hat dieſe verwickelte 
Lage hervorgerufen. Die deutſche Diplomatie und der General- 
ftab wollten offenbar zwei Partien nacheinander ſpielen, zus 
erſt mit den Weſtmächten und dann mit Rußland. Wir 
können jetzt verſtehen, wie ſicher und raſch da das Ende 
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geweſen wäre. Rußland war jedoch zum Angriff mit einer 
ſolchen Kraft bereit, daß Oſterreich-Ungarn allein nicht ſo 
lange widerſtehen konnte, bis das Spiel im Weſten beendet 
war. Dadurch wurde das Geſpenſt der „zwei Fronten“ für x 
Deutſchland zur vollen Wirklichkeit. Durch Italiens Eins 
greifen geriet auch Oſterreich-Ungarn in die gleiche Lage, 
oder beſſer in einen Kampf auf drei Fronten, da ja Serbien 
damals noch exiſtierte. Bulgarien begann mit einer Front 
gegen Serbien und einer gegen die Salonikiexpedition der 
Entente; nachher mußte es zwiſchen der letzteren und Ru⸗ 
mänien fortfahren. Die Türkei endlich muß ſich ungefähr 
auf allen Seiten wehren. Im Gegenſatz zu dieſer durch⸗ 
gehenden Belaſtung haben alle Ententemächte die eine Seite 
frei; auch Rumänien, das jetzt zwiſchen zwei Schilde ein⸗ 
geklemmt iſt, hat wenigſtens die ruſſiſche Grenze ohne Be⸗ 
drohung. 

Dieſe Überſicht zeigt, daß das Los des einen Spielers ein | 
„Handicap“ ift, das herabſtimmend wirken muß. Nichte: — 
deſtoweniger hat er ohne jeden Zweifel ſeine Stellung am 
weiteſten vorgeſchoben und im ganzen die Initiative in ſeiner 
Hand behalten. Drei Schachfiguren des Gegners hat er ges f 
ſchlagen — wir können ſie in Kürze Belgien, Polen und 
Serbien nennen — und er ſelbſt hat keine auf dem wirk⸗ 5 
lichen Spielbrett, dem europäifchen, verloren. Endlich ſchien 4 
die Stellung reif für eine Entſcheidung und der Angriff E 
richtete ſich gegen die Figur Verdun; dort ſchien das Syſtem 
des Gegners einen Schlag erhalten zu können, durch den i 
das Ganze zufammenbrechen mußte. Aber wir wollen uns 
jetzt vor Augen halten, wie jedem Zuge ein Gegenzug folgte, 
ſo daß die Balance nach jeder Erſchütterung wieder ihre 
anfängliche Lage einnahm. 

Während Verdun noch ſtandhielt, erfolgte der öfterreichifche 
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Angriff gegen Italien in den Alpen. Schon ſchien hier die 
Kataſtrophe nahe zu ſein, als die große ruſſiſche Offenſive 
auf der anderen Seite Oſterreich-Ungarns dieſem den Arm 
im Weſten lähmte und Italien rettete. Nun war Sfterreich- 
Ungarn in ernſter Gefahr und es ſchien, als wüchſen ihm 
die Verluſte ganz über den Kopf. Damit Deutſchland keine 
Hilfe bringen könne, ſetzten die Weſtmächte mit ihrer un— 
erhörten Offenſive an der Somme ein; dadurch erlahmte 
Deutſchlands Arm auch bei Verdun. So wurde das Spiel 
eine Zeit lang zum Stehen gebracht, mit dem Unterſchied 
gegen früher, daß der Angriff jetzt vonſeiten der Entente 
kam. Hierauf führte die Entente Rumänien ins Feuer: Da 
die Balance vorher ſo empfindlich war, ſo konnte dies ge— 
nügen, um die Kataſtrophe über Oſterreich-Ungarn herauf: 
zubeſchwören. Statt deſſen aber gewannen die Mittelmächte eine 
Gelegenheit, die neue Figur zu ſchlagen und dadurch Rußlands 
Stellung zu erſchüttern. Bevor dies ganz durchgeführt war, 
wurde auf der Weſtfront das ſchon halbwegs geſchlagene Verdun 
Deutſchland entriſſen, wodurch vielleicht deſſen Kraft im 
Oſten verringert wird. 

So geht es weiter. Es ſcheint nie zu einer richtigen Ent— 
ſcheidung zu kommen. Sobald auf der einen Seite ein 
wahrer Erfolg errungen iſt, ſo kommt gleich auch ein Er— 
folg auf der anderen. Der Schauplatz iſt ſo groß und der 
Zuſammenhang im Spiele ſo intim, daß es immer im Weſten 
Möglichkeiten gibt, Angriffe im Oſten zu parieren. Und ſo 
dreht ſich die große Scheibe ſcheinbar ins Unendliche auf 
der gleichen Stelle, während die Menſchenleben dicht wie 
das Laub im Herbſt zu Boden fallen.. 

Das iſt nämlich das Entſetzliche im Weltkrieg, daß die 
Wage ſcheinbar ſo gleich ſteht. Nie kann ein Mißerfolg Zeit 
und Kraft gewinnen, ſo tief in das Gemüt des einen Spielers 
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einzudringen, daß er das Spiel für verloren gibt und ernſt⸗ 
lich an die Zeit nachher zu denken anfängt. An dieſem pſycho⸗ 
logiſchen Punkt ftößt der Friedensgedanke auf fein bisher 
unüberwindliches Hindernis. Der Verlauf des Krieges iſt 
in bezug auf die Unterlegenheit der einen oder anderen 
Seite nicht ſubjektiv überzeugend. Und ſolange das nicht 
der Fall iſt, kann man kein Ende erwarten; denn ein Krieg 
iſt ein Spiel um „den letzten Stich“ — mit dem letzten 
überlebenden Bauer gewinnt man die ganze Partie! 

Man verſteht ſehr wohl, daß ſehr viel nötig iſt, bevor 
ſich dieſe ſubjektive Überzeugung von der Hoffnungsloſig⸗ 
keit der eigenen Stellung in die Seele einbohrt. Wenn auch 
der Ausgang objektiv und, unter der Oberfläche betrachtet, 
nicht zweifelhaft iſt, ſo verweigern inbezug auf die Ver— 
mittlung dieſes Eindruckes alle Sinne der unterlegenen 
Partei den Dienſt. Unter ſolchen Umſtänden kann man keine 
intellektuelle Balance erwarten. Man muß hinzufügen, daß 
eine derartige Kühle des Urteilens in einer ſolchen Situation 
nicht einmal eine Tugend iſt — in der Welt der Taten 
kann man kurzweg das Geſetz aufſtellen, daß der reine 
Intellekt von der Leitung abtreten muß, wenn etwas Großes 
geſchehen ſoll. 

Für den Außenſtehenden aber gilt kein ſolcher Befreiungs⸗ 
grund. Für ihn handelt es ſich mehr denn je darum, den 
Blick klar zu halten, um ſich ſelbſt über die Folgen des 
Spieles klar zu bleiben. Sieht er alſo z. B., daß der eine 
Spieler voll von Nervoſität iſt, andauernd während des 
Spieles ſchwätzt, Siegesfanfaren ausſtößt, lange bevor der 
Sieg errungen iſt, feine Erfolge un verhältnismäßig übers 
treibt und ſeine Mißerfolge bagatelliſiert, ſeinen Gegen⸗ 
ſpieler mit einem nie verſiegenden Strom von Hohn und 
Verachtung überſchüttet, waͤhrend dieſer ſtill und ruhig bleibt 
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und die eine Figur nach der anderen nimmt — dann muß 
er daraus gewiſſe Schlüffe ziehen. Vieles Reden während 
des Spieles pflegt kein Zeichen der Kraft zu ſein. Das 
wirkt eher wie ein Surrogat jener Kraft, die man heim— 
lich zu entbehren ſcheint. Da will man mit Worten und 
Geſten erreichen, was man mit Taten nicht erlangen kann: 
den Gegner zerſtreuen, der Außenwelt imponieren und ſich 
ſelbſt zu fortgeſetztem Durchhalten im Kampfe Mut machen. 

Ein jeder mag entſcheiden, ob dieſem Bild in der Wirk— 
lichkeit des Tages etwas entſpricht. Verhält es ſich aber 
ſo, dann beſteht ein beſonderer Anlaß für die kleinen Staaten, 
gerade die Seite mit Vorſicht zu betrachten, auf der man 
am meiſten ruft und lockt. Es mag vielleicht fruchtbar 
ſein von dieſem Ausgangspunkt aus die Rollen näher zu 
betrachten, die den Kleinen unter dem bisherigen Verlauf 
des Spieles zugeteilt wurden. 


* * 


* 


Eine ententefreundliche Zeitung unſerer Hauptſtadt äußerte 
ſich kürzlich zu der Frage der Rolle der Kleinſtaaten im 
Weltkrieg und bemerkte, daß es für alle Teilnehmer: 
Belgien, Serbien, Montenegro, Rumänien ſchlecht gegangen 
iſt, oder wenigſtens auf dem Wege war, ſchlecht zu gehen. 
Daraus zog die Zeitung nachher einen ihr genehmen Schluß: 
die Entwicklung hat ein Gottesurteil über kleinſtaatlichen 
„Aktivismus“ im allgemeinen und unſeren eigenen ſchwe— 
diſchen Aktivismus im beſonderen gefällt. 

Es iſt ſehr bemerkenswert, daß das Blatt bei der Ans 
führung von Zeugen für ſeine Forderung zwei weitere Fälle 
gänzlich vergaß, nämlich die Türkei und Bulgarien; wenigſtens 
das letztere Land iſt doch ein typiſcher Kleinſtaat, ganz den 
angegebenen entſprechend. Iſt es ihm aber ſchlecht gegangen? 
In dieſem Augenblick iſt Bulgarien auf dem beſten Wege, 
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feine nationalen Hoffnungen bis zur außerſten Grenze, der 


Dobrudſcha und Mazedonien, zu verwirklichen. Iſt dieſes 
Ergebnis nicht endgültig, ſo ſind die anderen es auch nicht; 
die ganze Beweisführung richtet ja ihr Augenmerk bloß 
auf die augenblickliche Lage. Durch dieſe Tatſache des 
glänzenden bulgariſchen Erfolges — zu der man noch die 
andere Tatſache des deutlichen Aufſchwunges der Türkei 
hinzufügen kann — fällt die genannte Beweisführung hoff⸗ 


nungslos in ſich zuſammen. Sie reicht keineswegs aus für 


den Schluß, den unſer ententefreundlicher Kollege mit ſolcher 
Genugtuung aus ihr zieht. 

Ganz wertlos freilich iſt die Beweisführung doch nicht. 
Sehen wir genauer hin, ſo werden wir finden, daß ſich aus 
ihr ein anderer Schluß ergibt, der zwar enger iſt als der der 
betreffenden Zeitung, aber ſtatt deſſen logiſch und tatſächlich 
unangreifbar. Die vier angeführten Fälle haben nämlich außer 


dem Umſtand, daß es ſich bei allen um Kleinſtaaten handelt, 


noch etwas gemeinſames: ſie haben ſich alle auf die Seite 
der Entente geſtellt. In gleicher Weiſe ähneln ſich die Aus⸗ 
nahmen inſofern, als es ſich bei ihnen um einen Anſchluß 
an die Mittelmächte handelt. Nach der einfachen Geſchichts⸗ 
ſchreibung und Folgerungskunſt des Blattes finden wir alſo 
durch die Entwicklung feſtgeſtellt, daß ein Mitgehen in den 
Reihen der Entente den Untergang bedeutet, während ein 
ſolches auf Seiten der Mittelmächte für die Kleinſtaaten 
Erfolg im Weltkrieg mit ſich bringt. 

So ſehr kann man ſich irren, wenn man ſeine Schluß⸗ 
folgerung im voraus fertig hat und nachher die geſchicht⸗ 
liche Beweisführung danach zurechtlegen will. Der Fall iſt 
überaus kennzeichnend für eine ganze politiſche Richtung, 
nämlich für die, die es nicht unterlaſſen kann zu verall⸗ 
gemeinern und zu ſchematiſieren und die verwickelten Pro⸗ 
30 


bleme der Wirklichkeit bis zur abſtrakten Außerlichkeit zu 
vereinfachen. Welche Frage iſt komplizierter und wechſelt 
mehr mit den verſchiedenen Umſtänden als die nach dem 
Übergang eines Landes vom Frieden zum Krieg und von 
der Iſolierung zum Bündnis mit anderen? Aber dieſe Frage 
zwingt man in ein Kliſchee und klebt ein Schlagwort als 
Etikette darauf und glaubt ſie dann mit einer einfachen Geſte 
abfertigen zu können, die noch dazu mit einem logiſchen 
Saltomortale endet. 

Eine Anſchauung, der man zum Gebrauch für jedermann 
den politiſchen Giftnamen „Aktivismus“ gegeben hat, iſt ebenſo 
variierend, wie überhaupt eine politiſche Hauptrichtung ſein 
kann: variierend nach verſchiedenen Ländern und Zeiten und 
Umſtänden. Hier nur eine Bemerkung über den nächſt— 
liegenden Fall. Es gibt keinen Schweden mit Verantwortungs⸗ 
gefühl, der jetzt einen Anſchluß an Deutſchland befür- 
wortet. Warum das? Vielleicht deshalb, weil unſere „Akti⸗ 
viſten“ ſich von der entgegengeſetzten Meinung überzeugen 
oder einſchüchtern ließen? Oder deshalb, weil fie die Hoff: 
nung verloren haben, daß das Volk ſeinen Weg in der 
Geſchichte zu erkennen vermag? Es iſt ja möglich, daß 
derartige Erfahrungen den einen oder anderen beeinfluſſen 
konnten; denen aber, welche glauben, die ganze Bewegung 
ſei aus ſolchen Gründen zum Stehen gebracht worden, muß 
ich dieſe Illuſion rauben. Die Erklärung iſt die, daß der 
Aktivismus in ſeiner hier in Frage kommenden Art einer 
beſtimmten hiſtoriſchen Lage angepaßt war, die ſeitdem ver⸗ 
ſchwunden iſt. Dieſe Lage trat unabhängig von ſchwediſchen 
Strömungen ein und wickelte ſich unabhängig von ihnen 
wieder ab; mit dieſer Abwicklung aber fiel auch das ver— 
nünftige Motiv für eine ſchwediſche Einmiſchung weg; und 
aus dem Grunde, nicht aber aus irgendeinem anderen, kamen 
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die ſchwediſchen Stimmen zum Schweigen, die eine folche 
Einmiſchung verlangt hatten. 

Wenn man aber jetzt der mit einer gewiſſen Zeitlage und 
beſtimmten Vorausſetzung unauflöslich verbundenen ſchwe⸗ 
diſchen Politik als einer Richtung begegnet, die in blanco 
zum kleinſtaatlichen „Aktivismus“ ſchematiſiert iſt, den man 
mit einem Hinweis auf Montenegros trauriges Los abfertigen 
kann — dann können natürlich die Vorausſetzungen für 
eine ernſte Diskuſſion nicht länger als beſtehend anerkannt 
werden. 

Aber wir kehren zu unſerem obigen Thema zurück. Es iſt 
eine unwiderlegliche Tatſache, daß die vier erſtgenannten 
Staaten die Partei der Entente ergriffen und, wenigſtens 
vorläufig, ihr Leben in die Wagſchale geworfen haben oder, 
wie es ſcheint, für dieſe Politik das tun müſſen. Ohne zu 
falſcher Verallgemeinerung zu ſchreiten — das verbietet u. a. 
das Beiſpiel Portugals, das die gleiche Partei ergriffen und 
noch keinen ſichtbaren Schaden erlitten hat — muß man 
doch gewiſſe Betrachtungen angeſichts eines ſolchen Schau— 
ſpieles anſtellen. Es liegt nur allzu nahe, hier die Bauern 
des Schachſpieles zu erkennen, „die dazu gemacht ſind, für 
größere Intereſſen geopfert zu werden“.“) Und es gibt wohl 
auch niemand, der wirklich im Ernſt leugnen will, daß die 
Kleinen hier die Aufgabe bekommen haben, für die Großen 
die Kaſtanien aus dem Feuer zu holen, eine Aufgabe, die 
für ſie verhängnisvoll geworden iſt. So hat der Brücken⸗ 
kopf der Weſtmächte, Belgien, ſein Ende gefunden und 


) Das Zitat bezieht ſich auf ein paar Zeilen in Tegners „Fritjofs⸗ 
Gage“ (in dem Abſchnitt über das Schachſpiel): 
„Droht Gefahr dem König 
Kann ein Bauer ihn noch retten, 
Der ja nur zum Opfern da iſt!“ 


Serbien und Rumänien haben nacheinander als Ausfalls— 
tore Rußlands ihr Daſein aufs Spiel geſetzt. 

Die Außenwelt kann nicht umhin, durch dieſen Zuſammen— 
hang tief beeindruckt zu werden. Man fühlt das nur allzu 
deutlich in den Hauptblättern der Entente: es darf nicht heißen 
— ſo ſtand in dieſen Tagen unter dem Druck der Sorgen 
für Rumänien in den italieniſchen und franzöſiſchen Zeitungen 
zu leſen — daß die Entente ihre kleinen Schützlinge in den 
Untergang treibt! So will man einander dazu ermutigen, ſich 
hilfreich die Hände zu reichen. Aber die Hilfe ſcheint immer 
bei Worten und machtloſen Anſtrengungen zu Felde ſtehen zu 
bleiben. Auch wenn eine wirkliche Kataſtrophe, wie ſo oft— 
mals früher, aufgeſchoben oder vermieden werden kann, ſo 
hat der Gegner doch, wenn der Akt vorüber iſt, wieder ſeine 
Stellung auf dem Schachbrett etwas vorgeſchoben. 

Der Gang der Ereigniſſe zeigt alſo andauernd, daß die 
Mittelmächte der ſtärkere Spieler ſind. Aber die Politik 
der Entente leidet in zweifacher Hinſicht an innerer Schwäche: 
fürs erſte durch ihr ſtändiges Streben, neue Staaten ins 
Feuer zu ſchicken und fürs zweite durch ihre Unfähigkeit, dieſe 
daraus zu erretten. Das iſt der nervöſe Zug auf dieſer 
Seite. So handelt nicht einer, der auf ſeine eigene Stärke 
vertraut. Das Freien um die Kleinen in einem Kampfe, in 
den ſich die Großen mit allen ihren Kräften eingelaſſen haben, 
muß von außen als ein Zeichen der Schwäche angeſehen 
werden, da es ſo gut wie ausſchließlich nur auf der einen 
Seite geſchieht. Es erweckt den Glauben an einen Spieler, 
der ſich in der Gefahr durch ein Bauernopfer zu retten ver— 
ſucht. Der Starke rettet ſich ſelbſt und zieht keine Schwachen 
mit in ſeine Gefahr. 

Es gibt ein ſchwediſches Sprichwort, das beſagt, daß, 
„wenn die Großen ſtreiten, der Bauer ſeine Kuh zurück⸗ 
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bekommt“. In Gedanken hieran hat jetzt zuletzt Rumänien 
ſein ſtaatliches Daſein aufs Spiel geſetzt. Aber es gibt noch 
ein anderes gutes ſchwediſches Sprichwort, das beſagt, daß 
die Bauern, „wenn ſie ſich in die Affären der Herren 
einlaſſen, übertölpelt werden“. Dieſe Erfahrung reicht noch 
weiter. Es bedarf einer ſehr ernſten Prüfung und einer fein⸗ 
fühligen Abwägung der tatſächlichen Stärkeverhältniſſe, um 
hier die rechte Wahl zu treffen. Denn es kann geſchehen, 
daß der Bauer, der auszog, um feine Kuh wieder zu be— 
kommen, ſchließlich auf dem Schachbrett als ein Bauer 
endet, deſſen Los es iſt, Opfer zu ſein! 


Kriegslogik. 


19. November 1916. 


Der Krieg iſt eine unvergleichlich gute Schule der Völker— 
und Menſchenkenntnis. Der Haß öffnet gleich dem Weine 
den Wirklichkeiten Tür und Tor, die ſonſt der unmittelbaren 
Beobachtung verſchloſſen ſind. Zugleich kann er natürlich auch 
die Züge der Wirklichkeit verzerren. Vor allem legt er ein 
Zeugnis dafür ab, welch geringen objektiven Wert die Menſch— 
heit der Wahrheit beimißt. Nur als lebenförderndes Element 
wollen die Völker die Wahrheit annehmen; ſonſt hungern 
und dürſten ſie nach ihrem Gegenteil. 

Es iſt alſo ſelbſtverſtändlich, daß nur der Sieger die 
Wahrheit ſprechen kann: ihm ſchadet ſie ja nicht. Aber die 
verlierende Partei muß ſich vor der Depreſſion ſchützen, die 
die Niederlage mit ſich bringt. So wird die Lüge zum kriege— 
riſchen Werkzeug für die Defenſive, und iſt da nicht weniger 
bedeutungsvoll als der Stachel des Haſſes bei der Offenſive. 
Aber dieſe Lüge darf natürlich nicht bewußt ſein, denn dann 
verliert ſie ihre Macht. Alſo beſteht die Aufgabe darin, die 
Wahrheit von der Niederlage vor dem eigenen Bewußtſein 
zu verſchleiern, zu mildern, zu verkleiden. 

Und hierbei zeigt ſich die Souveränität des Willens über 
die Vernunft im ſchärfſten Lichte. Wir glauben ſo gerne, daß 
die Vernunft Herr und Richter unſerer Anſchauungen ſei; 
aber man braucht nicht lange in der Preſſe der Niederlage 
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zu leſen, um definitiv die Wahrheit zu erkennen, daß die 


Vernunft in Wirklichkeit die Rolle des Advokaten für eine 
vorher gefaßte Meinung ſpielt. Wie man nun an dieſer 
Meinung — in unſerem Falle der Siegeshoffnung — um 
jeden Preis feſthalten muß, ſo ſind wir genötigt, noch weiter⸗ 
hin die demütigende Beobachtung zu machen, daß dieſer 
Advokat keinerlei Kniffe und Kunſtgriffe verſchmäht, die einen 
Winkeladvokaten kennzeichnen. In ihrem Bedürfnis, ſich an 
der Wahrheit der Niederlage vorbeizudrücken, greifen die 
Völker nach Troſtgründen auch des geringſten logiſchen In⸗ 
halts — nach Gründen, die ernſtlich zu erwägen ſie unter 
anderen Umſtänden ganz einfach nicht für wert halten würden. 

So iſt es gekommen, daß der Krieg wahre Schlaraffentage 
für eine beſondere Klaſſe von Menſchen mit ſich gebracht 
hat, nämlich für die Lehrer der Logik. Ihnen hat ſich die 
Gelegenheit geboten, in einem Material zu ſchwelgen, das 
alles in allem eine wahre Muſterkarte von Sünden gegen 
die Denkgeſetze abgeben könnte: nämlich die Erklärungen 
der beſiegten Partei. Für einen Hochſchullehrer koͤnnte es 
direkt verlockend ſein, auf Grund dieſes Materials Seminar⸗ 
übungen zu veranſtalten, um die Irrwege zu beleuchten, die 
das menſchliche Denken einſchlägt, wenn es gilt, für den 
Willen ſchädliche Einflüſſe zu entfernen. Aber auch ein Laie 
entdeckt leicht gewiſſe durchgreifende Züge in dieſem Prozeß. 
Es iſt zweifellos von großem Intereſſe, ſeine Aufmerkſam⸗ 
keit hierauf etwas zu lenken und Belege zu ſammeln für 
die Richtigkeit von Axel Oxenſtjernas Behauptung von der 
„geringen Weisheit“, mit der die Welt gelenkt wird. 

Sicher wird man dann bei dieſer ganzen logiſchen Falſch⸗ 
münzerei — zum eigenen Troſt und zur Enttäuſchung 
anderer — entdecken, daß der Schwerpunkt in der ſchie fen 
Problemſtellung liegt. Die Lüge tritt nicht nackt auf, 
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fondern in der Geſtalt von Halb- und Zehntelwahrheiten, 
d. h. von Einſeitigkeiten. Man nimmt aus dem Komplex 
der Wirklichkeit einen Faden heraus, der ſich dort in der 
Tat findet, und damit rollt man das Ganze auf. Mit 
anderen Worten, man ſperrt einen größeren oder geringeren 
Teil des Horizontes ab, ſo daß er nie zu Geſicht kommt; 
dann konzentriert man die ganze Aufmerkſamkeit auf einen 
hellen Fleck am Firmament; damit iſt das Kunſtſtück fertig, 
das Publikum, das nicht mehr als dieſen Lichtpunkt ſehen 
darf, ſieht alles in Licht. 

Dieſe Gedankenoperation iſt ſo allgemein und im übrigen 
ſo natürlich, daß man ſie wohl nicht mit Beiſpielen zu 
belegen braucht. Wo immer ein Mißerfolg auf irgendeiner 
Front kommentiert wird, werden wir gleich ein Beiſpiel 
finden. Von größerem Intereſſe iſt es, gewiſſe beſondere 
Anwendungen der Grundregeln zu beobachten. Eine ſolche 
beſteht darin, dem Gegner im voraus ein gewiſſes Ziel 
zuzuſchreiben und nachher ſeinen Erfolg mit dieſem Ziele 
zu vergleichen. Schematiſch ausgedrückt: man geht davon 
aus, daß der Feind zehn Punkte mit einem Manöver ge— 
winnen wollte, aber er hat nicht mehr als ſieben gewonnen; 
dann redet man ausſchließlich von dieſen drei nicht ge— 
wonnenen Punkten, und ſomit entſteht der Schein, daß der 
Feind das ganze Geſchäft verloren hat. Daß man ſelbſt bei 
dieſer Gelegenheit ſieben Punkte verlor, verſteckt man hinter 
dem barmherzigen Schleier des Schweigens. 

Dieſe Methode iſt natürlich diejenige, die am meiſten zu— 
frieden ſtellt, weil ſie ſich dazu eignet, faſt jeden Mißerfolg 
zu verſchleiern; denn immer kann man ja dem Sieger eine 
noch größere Hoffnung in die Schuhe ſchieben als die, welche 
dem Sieg entſpricht. Es will ſcheinen, als ſei der unver— 
tilgbare Optimismus des franzöſiſchen Weſens ein beſonders 
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dankbarer Boden für eine folche Kriegslogik. Die Bulletins 
ſtrömen von Belegen hierfür über, die manchmal ſehr plumper 
Art ſind. Einer von der feineren Sorte geht gerade jetzt durch 
dieſe Preſſe. Er gilt Verdun: Deutſchland hat dieſe Feſtung 
nicht nehmen können, folglich hat es dort „eine der größten 
Niederlagen der Weltgeſchichte erlitten“. Daß Deutſchland 
durch feine Angriffe einer gefährlichen Stellung die Gifte 


zähne ausgebrochen hat, ſo daß Frankreich ihm hier nicht 


länger in die Seite fallen kann — dieſer Geſichtspunkt fehlt 
in der Diskuſſion ganz. Denn er enthält die Wahrheit. 
Verwandt hiermit, obwohl anders geartet, war der ge— 


radezu monumentale Denkfehler, durch den die franzöſiſche 


Preſſe die Wirkung der Nachricht vom Falle Konſtanzas 
auf das Publikum beſeitigen wollte: dieſes Ereignis hatte, 
ſo hieß es, keine beſondere Bedeutung, da Bulgarien ſchon 
vorher Häfen am Schwarzen Meer beſaß. Hier ſoll alſo 
die Aufmerkſamkeit der Leſer darauf gelenkt werden, daß 
der Feind mit dieſem Erfolg eine Vermehrung ſeines Real— 
eigentums bezweckte; der Wert dieſer Tatſache wird baga⸗ 
telliſiert, und ſo verlegt ſich die Diskuſſion auf dieſe voll— 
kommen unweſentliche Seite des Problemes, ſo daß das 
Publikum die weſentliche nicht ſieht, nämlich den unerhörten 
Schaden des verbündeten Rumäniens, als es von ſeinen 
einzigen Häfen am Meer abgeſchnitten wurde! Die logiſche 
Falſchſpielerei liegt alſo auch hier im Grunde in der Iſo— 
lierung des Problems auf einen einzigen angenehmen Ge— 
ſichtspunkt, wie auf einen Skioptikonlichtfleck in einem ſonſt 
dunklen Saal. 

Aber auch ohne unmittelbare Verdrehung der Motive des 
Feindes kann man ſchon allein durch falſche Vergleiche weit 
kommen, d. h. indem man das Problem ſo ſtellt, daß ſich 
die Handlung des Feindes gegen einen anderen Hintergrund 
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abhebt als den wirklichen. Ein Beiſpiel für dieſe Art Kriegs: 
logik zeigt ſich gerade jetzt in welthiſtoriſcher Beleuchtung; 
und das iſt dasjenige, was mir unmittelbar den Anlaß zu 
dieſen Bemerkungen gab. Ich meine die Kommentare zu 
der Proklamation von Polens Befreiung durch die Mittel— 
mächte. 

Wir wollen uns gar nicht aufhalten bei Rußlands Proteſt 
im Namen des Völkerrechtes gegen die Befreiung eines 
Landesteiles und eines Volkes, das noch nicht von ſeinem 
Treueid losgeſprochen iſt, den es dem früheren Souverän 
geleiſtet hat. Das iſt ein Standpunkt, der bei einer Macht, 
die ſelbſt mit dem Präzedenzfall von Finnland im Jahre 1809 
belaſtet iſt, immerhin eigentümlich erſcheinen muß. Der 
große Trumpf in der Hand der Entente iſt ein anderer. 
Es iſt der Vorwurf des Betruges, den die Zentralmächte 
begehen ſollen, da ſie ihre eigenen Landteile dem neuen Staate 
nicht zur Verfügung ſtellen wollen. Alſo nimmt man Polens 
Einheit zum Hintergrund des Vergleichs, und mit dieſem 
Programm, eines national geeinigten Polens unter der Krone 
Rußlands, will man die Botſchaft von der teilweiſen Be— 
freiung Polens parieren. 

Stellt man nun dieſes Problem der nationalen Einheit 
ohne Freiheit dem der nationalen Freiheit ohne Einheit gegen— 
über, ſo läßt ſich natürlich manches zugunſten des erſteren 
ſagen; ich habe mich ſelbſt in ſeinem Sinne ausgeſprochen. 
Der logiſche Fehler aber beſteht darin, daß dieſe geforderte 
Alternative in Wirklichkeit gar nicht exiſtiert. Die Entente 
hat eine ſolche Realität nicht in der Hand, inſoweit ſie nicht 
die polniſchen Landteile Oſterreichs und Deutſchlands beſitzt. 
Die beiden genannten Reiche aber verfügen über das ruſſiſche 
Polen, das ſie mit unerhörten eigenen Opfern erworben 
und ſich mit einem Rechte angeeignet haben, das der Gegner 

39 


als allerletzter anfechten ſollte — da ein weſentlicher Teil 
ſeiner eigenen Reiche ihm durch keinen beſſeren Grund an⸗ 
gehört — nämlich durch Eroberung. Die logiſch und tat⸗ 
ſächlich richtige Problemſtellung iſt alſo dieſe: ein befreites 
ruſſiſches Polen, oder ein ruſſiſches Polen, das in deutſch⸗ 
öſterreichiſcher Verwaltung bleibt. In Wirklichkeit hatten die 
Polen nur zwiſchen dieſen beiden zu wählen; ein All-Polen 
gab es bei dieſer Wahl gar nicht. Gegen dieſen Hintergrund 
wird der Gewinn der polniſchen Nation ebenſo klar, wie das 
Opfer, das die Mittelmächte gebracht haben. Daß das 
Opfer noch bis zur Aufgabe der eigenen alten polniſchen 
Beſitzungen ausgedehnt werden ſoll, bevor es überhaupt als 
Opfer anerkannt werden kann — das iſt feindliche Kriegslogik, 
aber Vernunft iſt es nicht. 


* * * 


Ich habe hier nur ein paar einzelne Fälle aus einem un⸗ 
erſchöpflich reichen Material mitgeteilt. Das Thema be⸗ 
ſchränkt ſich ja nicht nur auf den Krieg allein. Wir er- 
kennen es jetzt vielleicht unſchwer in der Agitation des bürger⸗ 
lichen Parteikrieges wieder. Überall, wo ſich im Leben der 
Menſchen die Intereſſen ſcharf kreuzen, muß die Logik bei⸗ 
ſeite ſtehen und Unrecht erleiden. Das ganze Verhältnis 
kommt durch den ungewöhnlich ſtarken Konflikt des Krieges 
nur in ein beſonders ſcharfes Licht. Dadurch erhält es auch 
ein außergewöhnlich praktiſches Intereſſe. Denn es kommt 
ziemlich viel darauf an, daß eine falſche Logik, die den Zweck 
hat, das eigene Volk im Niedergang zu tröſten, nicht auch 
die neutralen Nationen über die Tatſachen hinwegtäuſcht, 
von denen auch ihre Zukunft abhängig iſt. Diejenigen, die 
am Kriege nicht teilnehmen, ſollten ſich auch von der Kriegs⸗ 
logik fernhalten. 
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Was den Frieden verhindert. 


R 
29. Dezember 1916. 

Über die große Sturmflut flogen zu Weihnachten nicht weni— 
ger als drei Friedenstauben von verſchiedenen Seiten, und 
zwei von ihnen getrennt voneinander. Mit vorſichtigen, gleich— 
ſam taſtenden Flügeln ſuchten fie nach dem dämmernden Lande; 
und noch keine von ihnen iſt bis jetzt endgiltig zurückgekehrt. 
Aber der Menſchheit, die ihrem Fluge mit intenſiver Span- 
nung folgte, konnte es doch nicht entgehen, wie zerzauſt ihre 
Federn ſchon beim erſten Aufſtieg waren. Dort oben im Ele— 
ment der Meinungen, wo Geiſter und Zungen und Schreib— 
federn die Luftſtrömungen beſtimmen, ſcheint die Welt min- 
deſtens ebenſo aufgeregt und aufrühreriſch zu ſein, wie unten 
auf dem toſenden Meere. Dort raſen Zyklone des Haſſes, 
in denen ſich die milden Tauben des Friedens nur ſchwer, 
um nicht zu ſagen unmöglich, durcharbeiten können. 

Und dennoch hat man allen Grund zu glauben, daß die wirk— 
liche Meinung auch in den kriegführenden Ländern, die offiziell 
den Frieden nicht einmal nennen hören wollen, nicht ſo wider— 
ſtrebend iſt, wie ſie ſich gibt. Kürzlich ſagte Jemand, daß 
der deutſche Reichskanzler bei ſeinem Friedensangebot die 
Soldaten auf allen Fronten, die Frauen aller Länder, die 
Bauern und Arbeiter und ſämtliche vernünftigen Menſchen der 
ganzen Welt zu Bundesgenoſſen hatte. In der Tat eine über— 
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wältigend große Gefolgſchaft! Wenn man das aber anerkennt 
— und es duldet wohl keinen Zweifel, daß ein ſolches Urteil 
auf dem Boden der Wirklichkeit ſteht — dann iſt es eine 
ſehr intereſſante Frage, welche Kräfte dem Friedensgedanken 
einſtweilen noch den unwiderſtehlichen Widerſtand leiſten. 
Wie iſt es überhaupt möglich, daß der Kriegsgedanke an ge— 
wiſſen Stellen noch jo unbedingt herrſchen kann, da alle Men— 


ſchen auch auf jener Seite im Grunde den Frieden wollen? 


Bevor wir hierzu unmittelbar Stellung nehmen, müſſen 
wir uns gegen jenes Moment des Bluffes ſichern, das einen 
deutlichen Einſchlag im offiziellen Widerſtand gegen den Frie— 
den bildet. Es iſt ganz klar, daß beide Parteien — und be— 
ſonders die, welche in Wirklichkeit den Kürzeren zieht — ihren 
Vorteil darin erblicken, ſich weniger angelegen um den Frieden 
zu ſtellen, als ſie in der Tat ſind; das verleiht den Anſchein 
der Stärke, der möglicherweiſe den Gegner beeinfluſſen und 
ſeine Forderungen mäßigen kann. Man hat Grund zu dem 
Verdacht, daß der friſche Kriegswille zum Teil eine Stim— 
mung iſt, die man in Wirklichkeit nicht hat, aber zur Schau 
trägt, um ſich dadurch billigere Friedensbedingungen zu ſichern. 
An und für ſich bedeuten alſo die lauten Kriegserklärungen 
wenig; wenn der Friede an einem Sonntag kommt, ſo wird 
wahrſcheinlich der Sonnabend mehr vom Kriegsgeſchrei er— 
füllt geweſen ſein, als irgend ein anderer Tag. Man braucht 
aber nicht lang, wenigſtens in der engliſchen Preſſe, zu leſen, 
um ſich davon zu überzeugen, daß man mit dieſen Erwägun⸗ 
gen nicht das Ganze erledigen kann. Dazu iſt der Ton allzu 
echt. Wir kehren alſo zu unſerer Frage zurück, wie ſich trotz 
gegenteiliger Meinung der Völker die Fortſetzung des Krieges 
erklären läßt. 

Dieſe Frage iſt im Grunde dieſelbe wie die, wie es über⸗ 
haupt zum Kriege kommen konnte. Denn es iſt ziemlich 
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ficher, daß die Majorität auch damals für den Frieden war. 
Wer in ſeiner Staatslehre nie weiter gekommen iſt als zu 
dem göttlichen Recht der Majorität, der verkennt auch dieſes 
Problem vollkommen und muß ſeine Zuflucht zu ſo erbärm— 
lichen Phraſen wie „Wahnſinn“ und „Hypnoſe“ nehmen, 
d. h. zu reinen Ausflüchten. Wer aber die Augen offen hat 
und von der Geſchichte lernen will, wird hier in Feuer— 
ſchrift die Wahrheit von Staat und Volk geſchrieben ſehen. 
Niemals hat die Geſchichte uns die Staaten deutlicher als 
etwas Selbſtändiges außerhalb der Völker und zugleich inner— 
halb dieſer gezeigt. Die zahlenmäßigen Minderheiten, die 
den Krieg wollen, vertreten nämlich nichts anderes als die 
Staaten, während die Majoritäten die Völker bezeichnen. 
Das iſt das ganze Geheimnis. Der Krieg iſt vom Anfang 
bis zum Ende eine Sache der Staaten und nicht der einzelnen 
Individuen, die in Völkern zuſammengefaßt ſind. Er ent— 
ſtand deshalb, weil die Lage für die Staaten unleidlich wurde; 
er dauert deshalb weiter, weil ſie für gewiſſe unter ihnen 
noch immer unerträglich ſcheint, und weil dieſe noch immer 
auf Verbeſſerung hoffen. Daß der Kriegsgedanke noch immer 
über die friedliebenden Majoritäten triumphiert, bedeutet ganz 
einfach die Übermacht des Staatswillens über den Völker— 
willen; es beweiſt, daß die Menſchen allerdings genug vom 
Kriege haben, aber die Staaten noch nicht. 

In dieſem Zuſammenhang mag auch darauf hingewieſen 
werden, wie ſehr in unſeren Augen die Abgötter des Par— 
lamentarismus unter dieſem großen Schauſpiel zu leiden 
haben. Das orthodoxe Bekenntnis dieſer weitverbreiteten 
Sekte lautet ja ungefähr ſo, daß die Parlamente den Volks— 
willen verkörpern und als ſolche — wie der König in der 
alten engliſchen Staatslehre — „nichts Unrechtes tun, ja nichts 
Unrechtes denken können.“ Was aber erleben wir jetzt in 
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der Wirklichkeit? Die ruſſiſche Duma, die franzöſiſche Kam⸗ 
mer, das engliſche und italieniſche Parlament, ſtehen ſie nicht 
alle bös angefreſſen von der Kriegskrankheit mit zuſammen⸗ 
gebiſſenen Zähnen um das Programm „Krieg bis zum 
äußerſten“ geſchart — und das, während die Majoritäten 
der Völker in Rußland, Frankreich, England und Italien 
ſicher wenigſtens ebenſo friedenskrank ſind wie die deutſche! 
Was bedeutet nun das: Parlamente, die ſich gegen ihren 
eigenen Volkswillen anſtemmen, und noch dazu im böſen 
Namen des Krieges! Es ſieht wirklich ſo aus, als müßten 
einige der Grunddogmen von 1789 im 20. Jahrhundert revi⸗ 
diert werden. Wer weiß, daß ſich die Parlamente in Weſt⸗ 
europa zu Staatsorganen ausgewachſen haben, wird aber 
nicht überraſcht, wenn er die Kluft zwiſchen ihnen und den 
privaten Hauptſtimmungen der Länder entdeckt. Die Grenze 
zwiſchen Staatswillen und Volkswillen läuft alſo nicht immer 
nur zwiſchen Regierung und Reichstag: ſie kann auch zwiſchen 
Reichstag und Allgemeinheit liegen. 

Es lohnt ſich, dieſe Solidarität zwiſchen Regierungen und 
Reichstagen gegenüber dem friedliebenden Volk zu beachten, 
weil dadurch auch alle gewohnheitsgemäßen Begriffe von 
Regierungsverantwortlichkeit auf den Kopf geſtellt werden. 
Nach dem demokratiſchen Katechismus iſt der Reichstag ein 
Korrektivmittel gegenüber der Regierung: ſobald dieſe einen 
Schritt gegen den Volkswillen tut, ſteht der Reichstag über 
ihr, mit dem ſcharf ſchneidendem und ſicher treffenden Schwert 
der Miniſterverantwortlichkeit in der Hand. Was ſehen wir \ 
jetzt? Die Ententeminifter aller Großmächte, die zu Beginn 
des Krieges dabei waren, haben ihre Poſten verlaſſen müſſen 
— während Bethmann Hollweg ebenſo wie Radoslavow 
und Enver Paſcha noch da ſind — aber keiner von jenen 
iſt gefallen, weil er ſich dem wachſenden Friedenswillen 
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feines Volkes widerſetzte, ſondern alle mußten aus dem 
entgegengeſetzten Grunde gehen, weil ſie nicht genug auf dem 
Altar des Krieges geopfert hatten. Wie ſoll dann der Frie— 
den durchdringen können, wenn alle Behörden und mit ihnen 
auch die Volksvertretungen gegen ihn find? Wer ſoll Ver— 
antwortung forden, da ſich Volksvertretung und Regierung 
gegen das Volk verſchworen haben? Die Friedensſehnſucht 
des Volkes hat kein Organ, ſie wird vertreten von Frauen, 
Greiſen und Kindern; die Allgemeinheit, die ſich auf revo— 
lutionärem Wege geltend machen könnte, liegt unter Kriegs— 
geſetzen an den Fronten. Das iſt ſozuſagen die techniſche Lage 
in den kriegführenden Staaten. Die Allgemeinheit vermag 
nichts gegen ihre Behörden, die über alle Machtmittel ver⸗ 
fügen. Erſt nachher, wenn der Friede zur Tatſache geworden 
iſt und die Wehrpflichtigen von den Fronten zurückgekehrt 
ſind, bekommt auch das Volk eine unmittelbare Stimme.“) 

Verſteht man nun die Angſt der Regierungen vor dem 
Frieden überall da, wo man dem Volke keine erreichten Kriegs— 
ziele aufzuweiſen vermag? Der Krieg iſt das Geſchäft der 
Staaten: geht das Geſchäft mit Gewinn aus, ſo kann dieſer 
Gewinn die Leiden der Einzelnen verantworten; geht das 
Geſchäft aber mit Verluſt aus, ſodaß die Leiden des Staates zu 
denen des Volkes hinzukommen, gibt es keine Entſchuldigung, 
und man kann nicht mit einem Pardon rechnen. Dann bringt 
der Friede nicht nur Schande nach außen, 5 auch Ge⸗ 
richt im Innern. 

Daher iſt es ſehr klar, daß ſich die leitenden Männer in 
den verlierenden Ländern am Kriege feſtklammern, ſolange 
überhaupt nicht alle Hoffnung dahin iſt. Das gilt nicht nur 
für einen Briand und Lloyd George, die ſich gerade um des 


) Daß dieſe Regel nicht ohne Ausnahme iſt, hat ſich allerdings 
nachher in Rußland gezeigt. 
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verſchärften Kriegszieles willen über den Rücken anderer auf- 


geſchwungen haben und ſomit in ihm ihre beſondere Daſeins— 
berechtigung erblicken; das gilt auch von dem ganzen Schwarm 
von Parlamentariern, die ſich von Anfang an in impo— 
nierender Mehrzahl für den Kriegsgedanken eingeſetzt haben. 
Wie können ſie nachher ihren Wählern entgegentreten — 
den von den Fronten, Krankenhäuſern und verarmten Heiz 
men herbeiſtrömenden Wählern — wenn ſie nichts anderes 


aufzuweiſen haben, als vergebens vergoſſene Ströme von Blut 
und Tränen! Und was noch ſchlimmer iſt: hinter den be- 


trogenen Völkern ſtehen die betrogenen Staaten, betrogen an 
Träumen und Hoffnungen, an denen ſie vielleicht Jahrhun— 
derte lang gezehrt haben. In den Wagſchalen des Krieges 
und Friedens liegen Werte wie Englands und Rußlands 
Weltherrſchaftsgedanken, Frankreichs kulturelle Hegemonie, 
Deutſchlands Anſpruch auf den Rang einer Weltmacht. Wel⸗ 
cher Staatsmann mit Verantwortungsgefühl wagt es ſolche 
Werte aus den Händen eines Staates gleiten zu laſſen, außer 
in der allerletzten Stunde der Not und des Zwanges? 

Bedenkt man das alles, ſo erſtaunt man wirklich nicht 
darüber, daß den erſten Friedenstauben ihre Federn zerzauſt 
und vielleicht bald ihre Schwingen geknickt werden. Aber 
neben dieſen allgemeinen Luftſtrömungen in der Atmoſphäre 
des Tages gibt es noch etwas ganz Beſonderes, das mehr 
als alles andere den Flug der milden Tauben erſchwert. Über 
dieſes höchſte Hindernis des Friedens wollen wir noch ge— 
nauer ſprechen. 


II. 


Niemand, der nur ein wenig dem diplomatiſchen Begleit⸗ 
ſpiel zum Weltkriege aufmerkſam gelauſcht hat, kann ſich 
der Tatſache verſchließen, mit welchem Eigenſinn dieſes Bes 
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gleitſpiel die Leitmotive des Kriegsausbruches wiederholt. Kein 
Staatsmann kann eine größere Rede halten, ohne mit einer 
gewiſſen Notwendigkeit zu der Diskuſſion des Anfanges zu— 
rückzugleiten. Erſt kürzlich laſen wir in einer Havasmitteilung 
aus Paris anläßlich der Schweizer Friedenstaube: „es iſt 
nötig, nicht von dem Stand des Konfliktes auszugehen, den 
dieſer jetzt einnimmt, ſondern zu ſeinem Urſprung zurückzu— 
kehren;“ darauf folgt abermals die unendlich oft wiederholte 
Verſion, wie „Deutſchland den Krieg wollte und entfeſſelte, 
um andere zu vernichten und in Sklaverei zu bringen“. Hier— 
aus entſpringt dann die Forderung der „Genugtuung“, die 
beſonders in England — man möchte ſagen automatiſch — 
jedem Wort über den Frieden folgt. 

Zweifellos iſt dieſes ſtändige Zurückſchielen nach dem Aus— 
gangspunkt des Krieges eine beſondere Eigenheit des heutigen 
Krieges. Ziemlich ſicher war es ſo niemals bei den frühe— 
ren Entſcheidungen der Weltgeſchichte. Da hat man immer 
wie Männer Taten und Situationen anerkannt, anſtatt wie 
Weiber ein jämmerliches Gezänke darüber zu führen bei 
wem der Fehler liege. Man könnte ja auch annehmen, daß 
die Diskuſſion in bezug auf 1914 abgeſchloſſen ſein ſollte, 
da die Welt am Anfang des Jahres 1917 mit ſeinen 
neuen Tatſachen ſteht. Woher alſo dieſe ewige Neigung, im 
Vergangenen zu wühlen, das in der jetzigen Stunde nicht 
viel mehr als „akademiſches“ Intereſſe haben ſollte? Warum 
läßt man nicht dem Geſtern ſeine Sorge und lenkt die 
Aufmerkſamkeit ganz auf das Heute und Morgen? 

Es liegt nahe ſo zu fragen. Aber wer das tut, hat freilich 
nicht tiefer in das Geheimnis des Weltkrieges hinabgeſchaut. 
Wenn die Diskuſſion eine unwiderſtehliche Luſt verrät, zum 
Ausgangspunkt des Krieges zurückzukehren, ſo geſchieht das 
deshalb, weil dieſer Krieg in ganz beſonderer Art mit ſeinem 
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Ausgangspunkt verknüpft iſt. Wir betreten hier Gedanken⸗ 
gange, die dadurch nicht weniger intereſſant find, daß fie ſicher 
den Handelnden ſelbſt mehr oder weniger unbewußt und uns 
zugleich an den Rand der grundlofen Tiefe menſchlicher Illu⸗ 
ſion führen. 

In Wahrheit iſt der Zuſammenhang zwiſchen dem Kriege 
ſelbſt und ſeinem Urſprung ein doppelter. Der eine fällt 
leicht in die Augen und iſt weniger eigenartig. Indem man 
die Schuld am Kriege auf den Gegner ſchiebt, entzieht man 
ſich ſelbſt der Verantwortung vor den eigenen Landsleuten 
für den Fall, daß es zuletzt ſchlecht geht; dieſe Verantwortung 
iſt die größte, die je ein Staatsmann getragen hat, und es 
iſt daher nicht merkwürdig, wenn man ſie zu mildern ſucht. 
Der Gedankengang hierbei iſt ja im Lichte der „friedens⸗ 
techniſchen“ Situation, die im vorigen Aufſatz behandelt wurde, 
ſehr klar. Schon dieſer Geſichtspunkt erklärt, daß es gerade 
die Ententemächte ſind, die mit ſolcher Vorliebe die Friedens⸗ 
diskuſſion zur Debatte über die Kriegsurſache und den Kriegs— 
ausbruch zurückleiten wollen, während Deutſchland ſtets ganz 
kurz auf die „Kriegskarte“ verweiſt. Zugleich liefert die 
Entente mit ihrer Haltung hier einen deutlichen Beweis dafür, 
daß ſie die Gefahr eines ſchlimmeren Friedens vor ſich ſieht. 

So einfach aber iſt das Problem nicht, daß es durch 
dieſen Geſichtspunkt ganz gelöſt wird. Zweifellos gibt es 
noch einen größeren und tieferen Zuſammenhang. Um ihn 
zu ſehen, müſſen wir uns die beiden Verſionen über den 
Urſprung des Krieges vor Augen halten. Die bereits ans 
gedeutete Entente-Verſion beſagt, daß Deutſchland durch Oſter⸗ 
reich den Krieg hervorrief, zu dem es ſich konſequent vor⸗ 
bereitet hatte, um auf dem Wege der roheſten Eroberung 
die Hegemonie Europas und der Welt zu erringen; die 
Entente iſt demnach gegen ihren Willen zur Verteidigung 
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ihrer ſelbſt und des beſtehenden Rechtes in das Unglück 
hineingezogen worden. Demgegenüber ſteht die Verſion 
Deutſchlands und der mitteleuropäiſchen Staaten: die Ens 
tente war eine förmliche Verſchwörung, um die beſtehenden 
Verhältniſſe zugunſten Frankreichs (Elſaß), Rußlands (Dar: 
danellen) und Englands (Meſopotamien und Welthandel) 
umzuſtürzen; es galt unmittelbar die Integrität Oſterreich— 
Ungarns und der Türkei und dadurch mittelbar auch Deutſch— 
lands Zukunftsmöglichkeiten, deshalb mußte Deutſchland zur 
Verteidigung ſeiner ſelbſt und des status quo in die Breſche 
treten. 

Das ſind, wie man ſieht, zwei durchaus unvereinbare 
und einander ausſchließende Lesarten der Weltgeſchichte. Es 
iſt nicht der Mühe wert, viel Worte über das Tatſächliche 
in dieſem Streite zu verlieren. Keiner konnte bisher auch 
nur mit einem Schimmer von Wahrheit ein einziges poſi— 
tives deutſches Kriegsziel weder in Frankreich noch in Ruß— 
land noch ſonſtwo in Europa vor dem Kriege nennen, 
während alle Welt weiß, daß Frankreich es auf das Elſaß 
in Deutſchland abgeſehen hatte. Ebenſo wenig konnte jemand 
bei Oſterreich-Ungarn oder der Türkei die Spur eines Kriegs⸗ 
zieles auf dem Boden einer anderen Macht entdecken, während 
jedermann weiß, daß Rußland Oſtgalizien in Oſterreich, Konz 
ſtantinopel und Armenien in der Türkei, England Meſo— 
potamien in der Türkei und Italien ſeine öſterreichiſche „Irre— 
denta“ begehrte. Man wird auch in alle Ewigkeit die Ant⸗ 
wort auf die Frage ſchuldig bleiben, warum Deutſchland 
im Burenkrieg Englands Partei ergriff, wenn es England 
wirklich ſtürzen wollte, und warum es nicht 1905 während 
Rußlands Niederlage und Revolution die Gelegenheit ergriff, 
falls es wirklich Rußland ſchaden wollte. In der Tat iſt 
es die Höhe der Sinnloſigkeit, daß Deutſchland, wenn es 
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den Krieg wollte, damit folange gewartet haben ſollte, bis 
die feindliche Welt Zeit gefunden hatte, ſo ſtark und einig 
zu werden, wie ſie nur konnte, d. h. bis die Aufgabe ſo 
ſchwer und die Lage ſo ungünſtig wie nur möglich geworden 
war! Wenn England Deutſchland als Kriegsziel die Herr— 
ſchaft über die Welt vorwirft, ſo muß man ſich auch daran 
erinnern, daß der Angeklagte wenig mehr als 2% der Welt 
und höchſtens 5% der Menſchheit beſitzt; wer aber ift der 
Ankläger ſelbſt? Derſelbe, der ſchon nahezu 25% von Welt 
und Menſchheit mit Beſchlag belegt hat! Alles in allem ver— 
tritt die Entente die halbe Erde, während der Gegner bei 
einem geringen Bruchteil ſtehen bleiben muß. 


Hieraus folgt noch keineswegs ohne weiteres, daß die 
deutſche Verſion von der Urſache des Krieges als in allen 
Punkten richtig gelten kann. Das Intereſſante aber iſt die 
vollkommene Sinnloſigkeit der Theorie der Entente. Sie 
widerſpricht aller Vernunft und den klaren Tatſachen. Ihr 
objektiver Wahrheitswert kann nicht anders als minimal ge— 
nannt werden. Wie aber iſt es mit ihrem ſubjektiven prak— 
tiſchen Lebenswert beſtellt? Jetzt kommen wir zum Kern 
der Sache. 

Hiebei iſt es zunächſt klar, daß die Ententeverſion nötig 
für das gute Gewiſſen der Entente iſt, Falls die Entente 
wirklich ſelbſt das Ziel verfolgte, den status quo in Europa 
zu ſtören. Die „Einkreiſung“ Deutſchlands, die die Entente 
ja geographiſch bedeutet, wird dann aus einer aggreſſiven 
Handlung zu einer Handlung der Selbſtverteidigung. Sie 
iſt dann keine Herausforderung mehr, auch die loyalſten 
Entwicklungsmöglichkeiten des Umzingelten zu erſticken, ſon— 
dern ſie wird die einzige Art, die Ententemächte ſelbſt und 
Europa vor dem großen Störenfried zu ſchützen — und 
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bricht er dennoch los, fo trifft die Verantwortung für den 
böſen Willen ſein ſchuldbeladenes Haupt doppelt ſchwer! 

Es iſt ganz klar, daß dieſe Einkreiſungspolitik für die 
eigenen Völker der Entente — wenigſtens für deren Weſt— 
flügel — gerade in dieſem Licht erſchienen iſt und erſcheint. 
Die friedliebenden Maſſen in dieſen Ländern haben das Gerede 
von dem „neuen Napoleon“ vollkommen gläubig hingenom— 
men. Daß es eine objektive Unwahrheit und Sinnloſigkeit 
war, was bedeutet das? Für den Glauben und das Miß— 
trauen der Völker iſt nichts unmöglich. Credo quia 
absurdum. Wenn man ſich aber einmal in dieſer Vor— 
ſtellung feſtgebiſſen hatte, dann war es ja ganz deutlich 
ein Dienſt für den Frieden und die Menſchheit, wenn man 
Deutſchlands für die Menſchheit ſo ſchädliche Bewegungs— 
freiheit beſchränkte — und fielen einem ſelbſt dann einige 
poſitive Früchte zu (Elſaß, Meſopotamien, die Dardanellen) 
ſo war das ja nichts anderes als ein gerechter Lohn für die 
Verteidiger des Friedens und der Menſchheit! 

Zu dieſem ſozuſagen moraliſchen Wert der Ententeverſion 
kommt im Hinblick auf die Auffaſſung der jetzigen Lage 
noch ein rein politiſcher. Es erſcheint ja dem Außenſtehenden 
ganz unbegreiflich, daß die Entente Deutſchland als beſiegt 
hinſtellen und daß ſie von Genugtuung und Schadenerſatz 
reden kann, im ſelben Augenblick, da Deutſchland (als Ent— 
gelt für verlorene geringwertige Kolonien) nahezu ſämtliche 
kleine Trabanten der Entente in Europa und große Stücke 
von Rußlands und Frankreichs eigener Erde in ſeiner ſieg— 
reichen Gewalt hat, während ſeine Kriegsflotte unbeſchädigter 
im ſicheren Hafen liegt als die Englands. Aber auch dieſes 
Rätſel erhält ſeine volle Erklärung durch das Dogma vom 
„neuen Napoleon“. Die Entente hat dann allerdings ihr 
Kriegsziel nicht erreicht, aber. auch Deutſchland das 
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feine nicht: denn es ſteht ja nicht fiegreich in Paris und 
Petersburg, es hat Europa nicht umgeſtürzt und Englands 
Herrſchaft über das Meer nicht vernichtet! Wenn Deutſchlands 
Angriff auf Frankreich bei Kriegsausbruch nicht als offenfive 
Defenſive verſtanden werden darf, ſondern als eine beabfiche 
tigte Eroberung Frankreichs, dann hat Deutſchland ſein Ziel 
verfehlt und iſt als geſchlagen zu betrachten. 

Somit bedeutet die Ententeverſion für die Entente nicht 
nur das gute Gewiſſen der Diplomatie, ſondern auch die 
Siegesvorſtellung in der Strategie. Genau ebenſo verhält 
es ſich natürlich mit der deutſchen Verſion und Deutſchland: 
iſt ſeine Auffaſſung richtig, ſo hat ja Deutſchland Anſprüche 
auf Genugtuung — wenn nicht für etwas anders ſo für ſeine 
gekränkte Ehre, da man fein überfallenes Volk als Bar: 
baren beſchimpft hat. Man ſieht, wie unlöslich die Vor⸗ 
ſtellung vom Kriegsgrund mit der von der jetzigen Kriegs— 
lage verkettet iſt. Man ſieht zugleich, wie verzweifelt un⸗ 
möglich dieſer Konflikt iſt, ſolange die Vernunft der Völker 
dem Gebot des Glaubens und der Illuſion unterworfen 
iſt. Die Dinge dürfen nicht für das gelten, was ſie ſind, 
ſondern für das, was man von ihnen glaubt. Für dieſen 
Glauben ſetzen die Völker dann ihr Leben und Sterben ein. 
Damit ſie nicht zweifeln, poſaunen die Staatsmänner zweimal 
am Tag ihre Irrlehre aus, bis ſie zuletzt ſelbſt daran glauben. 
Denn es handelt ſich im Grunde nicht um die Wahrheit, 
es handelt ſich um den Sieg. 

Das iſt das ſchlimme Wetter, in dem die Friedenstauben 
ihren erſten Flug gewagt. Und doch, eine Löſung muß kommen 
und zwar in der Richtung auf die Wirklichkeit zu. Das 
bedeutet Reſignation auf beiden Seiten, aber vor allem für 
die Partei, die ſich in verzweifelter Entſchloſſenheit am tiefſten 
in falſche Einbildungen vergraben hat. Die Toten müſſen ihre 
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Toten auch im Lande der Träume begraben; die Debatte über 
1917 muß ſich vom Streite um 1914 freimachen und ein 
modus vivendi muß geſucht werden — in der lebendigen 
Wirklichkeit ſtatt im Vergangenen. 

Aber wie viel Blut wird noch in den Rhein und die 
blaue Donau und in das Weltmeer fließen müſſen, bevor — 
um mit dem geiſtigen Kriegsherold Nietzſche zu ſprechen 
— „der Gedanke, der auf Taubenfüßen geht“ wieder „die 
Welt zu leiten“ vermag? 


„Fair play“. 
® 
28. Februar 1917. 


In dieſer Stunde, da die Welt in Erwartung jener Ent— 
ſcheidung, die ihr Los vielleicht für Jahrhunderte hinaus 
beſtimmen ſoll, gleichſam den Atem anhält — in dieſer 
Stunde faſt unerträglicher Spannung mag ein Wort über 
den Sinn deſſen, was jetzt zu geſchehen ſcheint, am Platze 
ſein. 

Es gehört zu den Eigenarten der engliſchen Logik, zugleich 
und mit derſelben felſenfeſten Überzeugung die beiden Ge— 
danken zu umfaſſen: 1. Die Überlegenheit der Entente macht 
deren Sieg ſelbſtverſtändlich, 2. Deutſchland hat den Krieg 
angefangen. Eigentlich ſollte man denken, daß Deutſch— 
lands Initiative im ſelben Grade ſinnlos wird, wie der 
Erfolg unmöglich iſt. Die Löſung dieſes Gegenſatzes iſt 
dann wohl darin zu ſuchen, daß Deutſchland ſich niemals 
die ganze Entente als Feind dachte. Jedenfalls: an jenem 
Auguſttag, da England ſein Schwert in die Wagſchale legte, 
glaubte es offenbar ſelbſt, daß der Ausgang nun entſchieden 
ſei, während die Wage vorher im Gleichgewicht ſchwebte. 
Erklärte es nicht damals offiziell durch den Mund feines 
auswärtigen Miniſters, daß der Krieg nicht teurer als der 
Frieden ſein werde? Der hierbei beſtimmende Gedankengang 
iſt auch nicht ſchwer zu verſtehen: durch Abſperrung der 
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Zufuhr nach Deutſchland und durch Verſorgung von deſſen 
zwei feindlichen Nachbarn wollte England die Sache leicht 
und einfach abwickeln: allerdings mit einem tiefen Griff in 
den Beutel, nicht aber in das eigene Fleiſch und Blut. Wie 
die Söldnerheere für das alte Rom, ſo ſollten Franzoſen 
und Ruſſen für „Old-Englands“ Weltherrſchaft bluten. 
Während Frankreich den Feind am einen Arm und Ruß— 
land ihn am anderen halten ſollte, wollte England ſein 
Duell mit ihm ausfechten. Heldenruhm war ja bei einem 
ſolchen Kampfe nicht gerade zu gewinnen und am wenigſten 
konnte man ihn „fair play“ nennen. Aber hierum handelte 
es ſich auch nicht, ſondern um „business as usual“. 
Was ſich jetzt vor unſeren Augen abſpielt, iſt, daß die 
Weltgeſchichte damit beſchäftigt iſt, fair play zwiſchen den 

beiden Prätendenten für den erſten Preis zu ſchaffen. 
Die Welt iſt gerade jetzt — und mit Recht — ſehr erregt 
über die deutſchen U-Bootsmethoden England gegenüber. Die 
Entrüſtung würde nur ehrlicher und echter wirken, wenn 
ſie ſich ſchon eher gezeigt hätte, als die Blockade-Methode 
durch England eingeweiht wurde. Man ſagt, es ſei nie der 
Fehler eines einzelnen, wenn zwei ſich ſtreiten; der Satz iſt 
gut und nützlich für das Zuſammenleben; aber mit noch 
größerer Berechtigung kann man ſagen, daß es immer 
der Fehler eines einzelnen iſt, wenn zwei ſtreiten, nämlich 
deſſen, der angefangen hat und als erſter die objektiven 
Regeln des Zuſammenlebens verletzte. Braucht man noch 
darauf hinzuweiſen, daß dies in unſerem Falle England war? 
Hat man vielleicht vergeſſen, daß England am 5. November 
1914 und am 11. März 1915 zuerſt den Begriff „Kriegs— 
zone“ auf dem freien Meere einführte? Hier liegt der 
Fehler, das entſcheidende Verbrechen gegen alles, was Recht 
und Menſchheit heißt; was jetzt geſchieht, iſt nichts anderes 
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als eine Bezahlung in der gleichen Münze, ein Aufnehmen 
des von England hingeworfenen Handſchuhs, ein Kehren 
ſeiner Waffen gegen ſeine eigene Bruſt. Aber wir wollen 
unterſuchen, wieſo die Welt erſt jetzt zu der großen Ent- 
rüſtung kommt, da die Gegenpartei die Methode aufnimmt. 
Es verhält ſich nämlich ſo, daß Englands Übergriffe gegen 
die Freiheit der Meere reſpektiert wurden. Man ſchien von 
dieſer Seite nichts anderes erwartet zu haben. Warum? 
Weil man wußte oder zu wiſſen glaubte, daß England die 
Macht auf dem Meere beſitze. Der Machtanſpruch, der ſich 
binter Englands „Herrſchaft über die Meere“ verbarg, wurde 
von den neutralen Staaten als verpflichtendes Recht ent⸗ 
gegengenommen. Wie man ſieht, die nackteſte und ſchlimmſte 
„Machtphiloſophie“; aber ſie ging gerade denen am beſten 
ein, die am lauteſten über die Heimſuchung dieſer Seuche 
klagten; und keiner verlangte, man ſolle im Namen der 
Neutralität nachforſchen, inwieweit die engliſche Kriegs zone 
effektiv ſei. 

Aus Furcht vor Englands Macht und aus altem Gewohnt⸗ 
ſein an deſſen Übergriffe zur See wich alſo die neutrale 
Welt freiwillig der engliſchen Kriegszone aus. Daher kommt 
es, daß ſie nicht ſo viele Opfer forderte; eine Mine, der 
ſich niemand nähert, explodiert nicht. Wenn aber Deutſchland 
die Mittel findet, ſeinerſeits eine Kriegszone zu ſchaffen, 
dann fällt es den wahrhaft Neutralen nicht ein, auszuweichen. 
Dann müſſen ſie gerade durch das verbotene Gebiet und 
unmittelbar auf die Mine los fahren. Und wenn dieſe dann 
explodiert, ſo ſteigt das Geſchrei der Entrüſtung gen Himmel! 

Verſteht man vielleicht jetzt, warum die deutſche Kriegs⸗ 
zone ſoviel brutaler als die engliſche erſcheint? Das iſt 
keineswegs deshalb der Fall, weil ſie an ſich unmenſchlicher 
und rechtswidriger iſt als jene, ſondern einfach deshalb, 
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weil fie öfter betreten wird. Unterlaßteshinzufahren, 
genau wie man es unterließ, die von England verbotenen 
Waſſer zu betreten — und es beſteht kein Unterſchied mehr! 

Jeder, der ſich durch das Dickicht der Leidenſchaften einen 
Spalt freier Ausſicht zu bewahren verſuchte, dürfte jetzt 
vielleicht erkennen, welch erſtaunlicher Mangel an „fair play“ 
Deutſchland in dieſer Zeit auch vonſeiten vieler „Neutraler“ 
zuteil wird. Doch hinter dieſem Meſſen mit ungleichen 
moraliſchen Maßſtäben ſteht noch etwas anderes, als die 
reine Parteilichkeit — und darauf will ich jetzt zu ſprechen 
kommen. 

II. 
1. März 1917. 


Ich habe nie die Entrüſtung darüber unbedingt teilen können, 
daß England das deutſche Volk aushungern wollte; natürlich 
kann ich jetzt auch ebenſowenig die Entrüſtung über Deutſch— 
lands gleiches Vorgehen teilen. So unmenſchlich es auch 
iſt, es iſt doch ein Geſetz des Krieges und überſchreitet 
dieſes nicht deshalb, weil die Zahl in dieſem Falle ſo un— 
erhört viel größer iſt als z. B. bei der Belagerung von Paris. 

Man muß ſich hier, wie immer, vor Augen halten, was 
der moderne Krieg iſt: der bitterſte Ernſt auf dieſer Erde 
und eine unerbittliche Sache des Staates, ohne andere 
Rückſicht auf die einzelnen Menſchen als auf deren Bedeu— 
tung für den Staat. Der Krieg erprobt die Tragkraft und 
Lebenstüchtigkeit des Staates in jeder Hinſicht: die natürliche 
Widerſtandskraft des Reiches, den Lebenswillen und die 
Nervenſtärke des Volkes, die Harmonie der Verfaſſung und 
Geſellſchaftsordnung mit der daraus folgenden Kraft durch 
Eintracht oder Schwachheit durch Zerſplitterung, und zuletzt, 
aber nicht zum mindeſten, die Fähigkeit des Reichshaushaltes 
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zur Selbſtverſorgung und Selbſterhaltung. Wie die Influenza 
im Menſchenkörper, ſo kreiſt der Krieg im Staatskörper 
und ſtürzt ſich auf die ſchwachen Organe. Der militäriſche 
Wahlplatz, das Feld mit den Schützengräben und die See 
mit den Minen iſt ſomit nur einer unter mehreren. Der 
wirtſchaftliche iſt ein anderer und ebenſo wichtiger. Denn 
alle geſetzlichen Mittel ſind gut, die zum Ziele führen, das 
die Beugung des feindlichen Willens iſt; und 
der Hungertod iſt dabei keineswegs weniger wirkungsvoll 
als der Tod auf dem Schlachtfelde. 

Es iſt wahr, daß dieſes Kriegsrecht die zivile Bevölkerung, 
die Frauen und Kinder trifft; das iſt das, was unſeren Herzen 
ſo ſehr daran widerſteht. Aber der Verſtand ſagt uns, daß 
auch die Genannten auf ihre Weiſe das Los des Krieges teilen 
müſſen, wenn der Staat in Gefahr iſt. Denn ſie gehören 
gleichfalls zum Staate. Das iſt die tiefe Wahrheit der 
neuen Staatslehre, die keine Grenze mehr zwiſchen Ver— 
faſſungsſtaat und Einzelindividuen zieht, ſondern dieſe in 
einem organiſchen Zuſammenhang als eines und das gleiche 
große Leben erblickt. Von einem ſolchen Standpunkt aus 
iſt es klar, daß das böſe Geſchick des Krieges alle Kinder 
des Staates umfaßt und unmittelbare perſönliche Wirkungen 
weit hinter den Kampflinien der Heere und Flotten aus— 
üben kann. 

Jetzt haben wir die Phaſe des Weltkrieges erreicht, in 
der Deutſchland den feindlichen Staat in ſeiner Eigenſchaft 
als Reichshaushalt auf die Probe ſtellt, genau wie dieſer 
es bisher mit Deutſchland getan hat und noch immer tut. 
Es iſt nur fair play, daß England vor der Geſchichte zeigen 
muß, inwieweit es ſeinerſeits ſeine Kinder aus der eigenen 
Bruſt ernähren kann. Aber gleichzeitig damit ſtellt ſich ein 
Vorurteil heraus, das deshalb nicht weniger falſch iſt, weil 
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es die Welt lange beherrſcht hat. Dieſes Vorurteil iſt nichts 
mehr und nichts weniger als „Rule Britannia“: Englands 
Recht auf den Ozean. 

Solange war die Welt daran gewöhnt, England das Meer 
beherrſchen zu ſehen, daß dieſe Herrſchaft vor ihren Augen 
die Geſtalt einer naturnotwendig gegebenen Sache angenommen 
hat. Daß ſie den Engländern ſelbſt als ein Glied in der 
göttlichen Weltordnung erſcheint, braucht nicht erſt erwähnt 
zu werden. Aus dieſer Vorausſetzung ergibt ſich dann die 
Vorſtellung, daß England eine Art Recht auf freie Zufuhr 
beſitzt. Allein von allen Ländern der Erde ſcheint es von 
der Pflicht, die Seinen zu ernähren, ausgenommen zu ſein 
und ein Monopol zu beſitzen, von anderen Ländern Nahrung 
zu erhalten. Alle anderen Länder können blockiert, von dem 
Zutritt zur See abgeſperrt und von ihren Verbindungen 
mit der Vorratskammer der Welt abgeſchnitten werden, nur 
England nicht. Es ſoll den Schlüſſel zum Ozean in der 
Hand halten und vollauf das Recht beſitzen, die Türe für 
alle anderen zu ſchließen, aber niemand ſoll das Recht haben, 
ihm gegenüber das Gleiche zu tun. 

Man ſieht, daß hier für einen Staat ein unerhörter Aus— 
nahme⸗Vorteil verlangt wird. Gibt es noch einen anderen 
Grund dafür, als den nackten Anſpruch und die Macht, 
ihn erheben zu können? Die Antwort iſt bald gefunden: 
Die Inſularität. Englands Ausnahme- Vorteil ſollte ſich aus 
ſeiner Ausnahmeſtellung als Inſel ergeben. Es iſt abhängiger 
vom Meere als irgendein anderes Land: die Macht über 
das Meer ſpielt für es eine größere Rolle als für ein 
anderes Land — daher kommt das Recht! 

Fallen jetzt nicht auch von widerſtrebenden Augen die 
Schuppen: Englands göttliches Recht über die Meere ſchrumpft 
zu einem ungewöhnlich großen Bedürfnis zuſammen, das 
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ſeinerſeits wieder auf einer ungewöhnlich großen Schwach- 
heit ſeines Reichshaushaltes beruht. Die Influenza aber 
ſchont ein Organ nicht, weil es ſchwach iſt, ebenſowenig ſchont 
das Geſetz des Krieges eine Stellung, weil ſie nicht gedeckt 
iſt. Im Gegenteil, es gehört zur angeſtellten Probe, daß die 
Schwachheit offenbar wird. Der Krieg läßt ſich nicht durch 
jahrhundertealte Vorurteile beſtechen. Er geht auf den Grund. 
Er prüft die Vorausſetzungen ſelbſt. Er beugt ſich nicht vor 
koloſſalen Dimenſionen: er unterſucht, inwieweit die Füße 
vielleicht tönern ſind. 

Nun muß es ſich alſo zeigen, ob Englands Ausnahme— 
ſtellung wirklich zu Machtprivilegien vor den anderen Staaten 
der Erde berechtigt. Die Prüfung iſt in der Form gekommen, 
daß ſich die Inſularität nicht mehr länger als Iſolierung 
geltend machen konnte. Dieſe unerhörte Konjunktur Eng— 
lands, die letzte Quelle ſeiner ganzen Gewalt, beginnt ſich 
vor den modernen Hilfsmitteln der Kultur zu verflüchtigen. 
Sie ſcheint nicht mehr konſtant zu ſein. Sie droht aus dem 
größten Vorteil zur größten Gefahr zu werden. Und ſchon 
die Ahnung von dieſem Sachverhalt läßt die Weltmacht in 
ihren Grundfeſten erzittern.. 

Inwieweit Deutſchland als Herr des Weltmeeres dem 
Rechte einen größeren Tribut gezollt hätte, wiſſen wir nicht. 
Wir wiſſen nur, daß England ſeine Stellung mannigfach 
mißbrauchte — zum eigenen Nutzen und zum Nachteil anderer. 
Nicht einmal die Art, wie es ſeine Konjunktur gehandhabt 
hat, war alſo dazu angetan, ihm zum Erſatz für das natür⸗ 
liche Recht ein moraliſches zu verſchaffen. Griechenlands 
augenblickliches Schickſal wird für ewige Zeiten gegen es 
zeugen. Daher kann man es nur richtig nennen, daß Eng⸗ 
land nun ſelbſt jenes Schickſal erleben muß, das es anderen 
ſo reichlich beſcherte. Es muß jetzt unter nahezu gleichen 
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Bedingungen kämpfen wie die übrigen. Das iſt endlich 
fair play. Die Geſchichte erkennt keine anderen Privi— 
legien an als die, welche man moraliſch und militäriſch 
aufrechterhalten kann. Und die Geſchichte will zuletzt eine 
ehrliche Probe ſehen. 
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Rußlands Verwandlung. 


12. April 1917. 


Es iſt Zeit, ein ernſtes Wort zu ſprechen, bevor der natür⸗ 
liche Menſchenverſtand vielerorts auf den Stimmungswogen 
des Tages fortgetrieben iſt. 

Je mehr ſich der Weltkrieg entwickelt, deſto mehr zeigt 
ſich fein geiftiger Gehalt als ein Kampf zwiſchen Welt⸗ 
anſchauungen. Nach den offiziellen Ententekundgebungen — 
bei uns in erſter Linie durch den Petrogradpilger Bran— 
ting vertreten — erleben wir jetzt ganz einfach etwas wie 
den „letzten Wendepunkt der Schöpfung“ in Zarathuſtras 
Lehre, wo „die raſenden Heere zuſammenſtoßen“ und „keiner 
als Zuſchauer daneben ſtehen darf“, ſondern „Mann für 
Mann“ ſeine Wahl treffen muß; denn der Kampf ſpielt ſich 
ab zwiſchen dem Herrn des Lichtes Ormuzd und dem „Geiſte 
des Feindes“ Ahriman; alle Frommen müſſen bei der 
„großen Tat“ mithelfen, den letzteren in die „Höhle der 
Lüge“ hinabzuſtürzen. Es braucht ja nicht näher ausgeführt 
zu werden, daß Ahrimans irdiſcher Name in dieſer Agitation 
Wilhelm und die Höhle der Lüge Berlin iſt. Aber in dieſer 
Darſtellung der Lage für den gemeinen Mann gab es einen 
dunklen Punkt und einen häßlichen Fleck, und der hieß 
Nikolaus. Er paßte nicht recht in die Sphäre des Lichtes, 
die ja a priori die der Freiheit, Volksregierung, Humanität 
62 


und Ziviliſation war. Rein herausgeſagt: der ruſſiſche 
Zarismus mit ſeiner Unterdrückung und Barbarei bildete 
einen allzu ſtarken Mißklang in dem Chor, der den Kreuz— 
zug den Entente gegen Deutſchland beſang. Es war doch 
ein wenig unbequem, daß man bei ſeinem eigenen Bundes— 
bruder all das Böſe feſtſtellen mußte, das man dem 
Feinde vorwarf, und noch dazu als wirklich vorhanden und 
in verſtärktem Maße. 

Man kann nicht gerade behaupten, daß dieſes in die 
Augen fallende Mißverhältnis in der Praxis als allzu hinderlich 
empfunden wurde. Konnte man ſich mit den Senegalnegern 
als den Vorkämpfern der Kultur gegen Deutſchland ab— 
finden, ſo war man dazu natürlich auch in bezug auf die 
Ruſſen des Zaren imſtande. Eine gewiſſe Indispoſition 
freilich ließ ſich nicht vermeiden. Der ruſſiſche Zarismus 
bedeutete ein Minus in der Zugkraft der Entente — genau 
fo wie das Zeitwaſſer im dritten Viertel des Mondes einen 
Widerſtand durch die Anziehungskraft der Sonne erfährt 
und dadurch zu der ſogenannten „Nippflut“ herabſinkt. 

Verſteht man jetzt, welch große Erleichterung die 
ruſſiſche Revolution brachte? Die beiden Himmelskörper 
ziehen nicht mehr nach verſchiedenen Seiten, ſondern unter 
dem Vollmond der Freiheit nach der gleichen; alſo muß ja 
im Meinungsmeer der Entente „Springflut“ entſtehen. 
Man läuft nicht mehr Gefahr, Rußland vorgeworfen zu 
bekommen, ſobald man auf Seite der Entente von Freiheit 
und Ziviliſation deklamiert. Darum tanzt jetzt jeder kleine 
Journaliſt vom rechten Glauben einen Freudentanz mit dem 
imaginären Skalp des Zaren in der Hand. Denn das 
ſtörende Element in der Weltordnung iſt beſeitigt. Die Stel— 
lung iſt vereinfacht und klar: Ormuzd gegen Ahriman! 

In Schweden aber miſcht ſich in dieſe Freude über die 
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Reinzucht des Ideals ein rein praktiſch politiſches Intereſſe, 
das jenſeits aller Parteiprogramme kategoriſchen Anſpruch 
auf Anerkennung hat. Iſt nicht der Schatten von unſerer 
öſtlichen Seite gewichen? Der Druck, unter dem wir Jahr— 
hunderte lang und in ſteigendem Maße gerade in der Gegen- 
wart gelitten, iſt er nicht mit dem Zarismus verſchwunden? 
Fühlen wir nicht alle dieſe plötzliche Erleichterung für unſer 
Reich? Und wird ſie nicht ganz beſonders von denen emp— 
funden, die von der ruſſiſchen Zwangspolitik gegen Finland 
ſo viel Erhebens gemacht haben? Jetzt iſt dieſe Politik 
vorbei, Finland iſt gerettet und atmet frei ſeine eigne Luft: 
alſo ſind auch für Schweden Kummer und Sorgen über— 
ſtanden — und da winkt vielleicht auch für uns Vergebung 
in den gleichen Armen der Entente, aus denen die Erlöſung 
für unſer altes Brudervolk hervorging. ... 

An dieſem Punkte wird die Sache ernſt, und daher muß 
man verſuchen, hinter Vorurteilen und Gefühlsſtimmungen 
an die unbeirrte Überlegung zu appellieren. Der bezeichnete 
Gedankengang gründet ſich auf zwei Vorſtellungen, die blind 
und wie ſelbſtverſtändlich angenommen wurden: daß die 
Revolution in Rußland eine endgültige Tatſache iſt, und daß 
ſie ein neues Rußland geſchaffen hat. Stehen aber dieſe 
beiden Dinge wirklich außerhalb der Diskuſſion? Haben 
wir auch nur die Bürgſchaft der Wahrſcheinlichkeit für ihre 
Wirklichkeit? 

Ich weiß wohl, daß eine Diskuſſion auf dieſem Gebiete 
ihre empfindliche Stelle hat und zwar auch außerhalb des 
rein Außenpolitiſchen. Man begegnet hier einer Empfindlichkeit 
von derſelben Art, wie die der Liebe inbezug auf ihren 
Gegenſtand. Für die Liberalen, die ſolange ruhig zuſchauen 
mußten, wie ſich ſtille Abendſchatten über die teuren Reliquien 
vom Jahre 1789 breiteten, iſt der Sieg von Freiheit, Gleiche 
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heit und Brüderlichkeit in Petersburg faſt zu ſchön, um 
wahr zu ſein. Für die Sozialdemokraten, die von neuen 
Himmeln und einer neuen Erde — oder wenigſtens einer 
neuen Erde im Zeichen der Arbeiterklaſſe — träumen, muß 
der Sieg des Parteifreundes Tſeidze und ſein Empor— 
kommen ſich wie das Vorſpiel zu der Verwirklichung des 
Zukunftsſtaates ausnehmen. So ſammelt das „Neue Ruß— 
land“ derartig viele Affektionswerte auf ſich, daß ein Zweifel 
an ſeiner Herrlichkeit rein perſönlich beleidigend wirken muß. 

Aber ſo iſt es immer, wenn es ſich um unſer ſchwediſches 
Vaterland handelt. Alles andere iſt empfindlich, nur dieſes 
nicht. Allen anderen Intereſſen begegnet man mit Begeiſte— 
rung, alte Vorurteile und leere Träume werden wie heilige 
Schätze gepflegt, nur nicht das Intereſſe des Vaterlandes, 
ſo wie es der Wirklichkeit und Gegenwart entſpricht. Will 
man ihm das Wort reden, dann muß man ſich den Weg 
durch ſchwärmeriſche „Ideologie“ und ſtichelnden Aberglauben 
bahnen, die nicht gutwillig ausweichen. Das iſt der Fluch 
über unſerem Lande, daß große Teile des Volkes der Wirk— 
lichkeit nicht ins Auge ſehen wollen. „Niemals dorthin 
ſchauen, dort iſt Wüſte und Unheil“, wie Peer Gynt vor 
der Entſcheidung ausruft — „lieber auf meinen ſchönen Träu⸗ 
men ſterben, wenn auch das Land mir in den Tod folgen ſoll!“ 

So iſt es! Die Gleichen, die angeſichts der ſchwediſchen 
Politik einen ruſſiſchen Hauptmann als Zeugen für die kriege— 
riſche Unſchuld Rußlands anführten, die Gleichen, die un— 
mittelbar vor Ausbruch des Weltkrieges die Wehrkraft des 
Landes auf Grund „der zunehmenden Friedensſtimmung in 
der Welt“ herabſetzen wollten, die Gleichen, die ſich jetzt 
eiligſt nach Petersburg begeben, um mit eigenen Augen das 
gelobte Land zu ſchauen und wohl auch die techniſchen Wege 
dahin zu ſtudieren — dieſe Gleichen haben nicht die Augen, 
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um die Lage ihres Vaterlandes im rechten Winkel zu ſehen, 
und dürften auch nicht geneigt ſein, ihre Augen öffnen zu 
laſſen. Nichtsdeſtoweniger muß Licht in der Dämmerung 
angezündet werden, wenn nicht das Land in unſeren Händen 
ganz den rechten Weg verlieren ſoll. Licht über die öſtliche 
Front, auf der die Wolke, die man nicht mehr ſehen will, 
in Wirklichkeit noch dunkler geworden und höher empor— 
geſtiegen iſt als vorher — Licht über Art und Grad der wirk— 
lichen Verwandlung Rußlands durch die Revolution. 


* N * 


Wir brauchen uns dabei nicht lange bei der Frage nach 
der Stabilität der Revolution als einer Garantie für die 
Ruhe auf unſerer öſtlichen Front aufzuhalten. Keine Revo— 
lution der Welt iſt ohne Rückſchlag zu einem Gleichgewicht 
gekommen. Die erſte franzöſiſche Revolution erlebte ein 
Jahrzehnt von ſpasmodiſchen Zuckungen, bevor ſie einen 
modus vivendi auf der Grundlage der Reaktion gefunden 
hatte; und es dauerte 86 Jahre, bis ihre Ideen zum dauernden 
Durchbruch im eigenen Lande gelangten. Daß es bis jetzt 
in Rußland ſo einfach und glatt gegangen iſt, iſt überraſchend 
genug, aber es berechtigt zu keinerlei Schlüſſen auf die Zus 
kunft. Die Erklärung iſt nämlich ſehr einfach: ſolange die 
Revolution in ihrem erſten Akt ſteht, in dem Akte des 
Niederreißens, da hat die Einigkeit eine ſichernde Garantie 
an dem gemeinſamen Widerſtand vonſeiten des Alten; wenn 
aber dieſer Prozeß vollendet iſt und der andere Akt beginnen 
ſoll, der des Aufbauens, dann fehlt dieſe Garantie für die 
Einigkeit, und die Einigkeit verflüchtigt ſich. In dieſer Hin⸗ 
ſicht iſt die Prognoſe für Rußland ſchlimmer als für irgend» 
ein anderes revolutionäres Land; denn kein anderes Land 
hat ſeine Umwälzung mit zwei Leitungen begonnen, mit 
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zwei voneinander unabhängigen Kraftzentralen, die noch dazu 
innerlich miteinander unverſöhnlich ſind — mit dem Libe— 
ralismus und dem Sozialismus, den zwei trauten Duz⸗ 
brüdern und Genoſſen gegenüber dem gemeinſamen Feind 
auf der Rechten, die aber in ihren Herzen wie Hund und 
Katze ſind, weil ihre Ideen ſich im Grunde kontradiktoriſch 
gegenüberſtehen und daher den Keim des inneren Kampfes 
in ſich tragen, der ſich entfaltet, wenn der Feind geſchlagen iſt. 

Die Einigkeit, die man vorausſehen kann, kann nur durch 
den vollſtändigen und rückſichtsloſen Sieg der ſozialiſtiſchen 
Organiſiation kommen. Wir haben ſchon einen Beweis 
hierfür erlebt: den Rückzug der Liberalen von ihrem Ver— 
faſſungsprogramm der parlamentariſchen Monarchie. Daß 
das republikaniſche Programm ſiegen wird, beruht nicht 
bloß auf der beſonderen Tendenz aller Revolutionen, den 
extremen Richtungen den Vorzug zu geben, ſondern ganz 
beſonders auf dem ruſſiſchen Volkscharakter mit feiner fana— 
tiſchen und uferloſen „Steppennatur“, im Verein mit ſeinen 
altruiſtiſchen Neigungen und kommuniſtiſchen Überlieferungen 
(in der Selbſtverwaltung). Mit dieſer Wahrſcheinlichkeit 
müſſen wir alſo rechnen: am Anfang eine ruſſiſche Republik — 
wir müſſen nur hinzufügen: Toren mögen ſie für ewig halten! 

Aber wir wollen hier davon ausgehen, daß es der Revo— 
lution wirklich gelingt Dauerhaftigkeit zu erreichen, daß der 
Durchbruch der Demokratie tatſächlich endgültig iſt und ſomit 
die monarchiſchen Launen für immer aus der Geſchichte 
unſeres großen Nachbarn entfernt ſind. Das iſt die zweite 
fröhliche Vorausſetzung unſerer Linken, wenn ſie dieſe 
Revolution als einen vollgültigen Zeugen gegen alle böſen 
Abſichten gegen uns begrüßt. Ihre Blätter ſind voll von 
Jubel über das „neue Rußland“, das allen Sünden des 
alten abgeſchworen hat, den Frieden ebenſo liebt wie die 
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Freiheit und fich eher ein eigenes Glied abſchneidet, als 
das eines anderen zu bedrohen. So klingt es in der Selbſt⸗ 
erklärung der neuen Machthaber; es iſt ſehr wohl möglich, 
daß ſie auch ehrlich ſo denken; wie natürlich iſt es dann 
nicht, daß dieſe Verſicherungen in dem frommen ſchwediſchen 
Herzen Blüten treiben, da dieſes nichts lieber glauben möchte, 
weil es ſein eigenes Ideal durch dieſen Glauben verwirklicht 
ſieht! 

Was iſt aber eigentlich geſchehen? Einige Menſchen ſind 
von der Führung eines großen Reiches verſchwunden und haben 
eine Verfaſſungsform mit ſich gezogen; dann find andere 
gekommen mit einer neuen Verfaſſung in der Taſche. Das 
iſt das Ganze. Rußlands Verwandlung beſchränkt ſich einſt— 
weilen auf eine Anderung in der ruſſiſchen Verfaſſung und 
dem machthabenden Perſonal. Somit begegnen wir hier wieder 
der ſchönen Maske, die alt wie die Straße und zäh wie die 
Böcke des Gottes Tor iſt und ſtets von neuem die Völker 
betrügt, wie oft ſie auch von dem Angeſicht der einen oder 
anderen weggeriſſen wurde: der Glaube, daß der Staat 
nichts anderes iſt als eine Verfaſſung. Gerade gegen dieſen 
falſchen und gefährlichen Glauben habe ich in der Wiſſenſchaft 
den Krieg erklärt; und die ruſſiſche Revolution bildet jetzt 
ein Schulbeiſpiel, an dem ſich eine vernünftige Staatslehre 
aufweiſen läßt, während ſie zugleich vor Augen führt, welch 
praktiſche Werte an einer richtigen Einſicht in dieſer ent: 
ſcheidenden Frage hängen. 


II. 
13, April 1917. 
Es fällt gewiß niemanden ein, die Verfaſſungsänderung 
in dem großen ruſſiſchen Reich bagatelliſieren zu wollen. Der 
Zuſammenbruch der zariſchen Überlieferung iſt ohne Zweifel 
68 


eine Tatſache von durchgreifender Bedeutung für Rußlands 
inneres und äußeres Leben. Ein unberechenbares Moment 
ift aus der Geſchichte entfernt worden, gleichſam ein Hohlraum 
in der Atmoſphäre, von dem man nur weiß, daß er Stürme 
hervorrufen wird. Niemand leugnet auch die Bedeutung des 
Umftandes, daß neue Kräfte von hemmenden Feſſeln befreit 
wurden. Ohne Zweifel iſt es ſo, daß eine Verfaſſungsände— 
rung die Einleitung zu einer wirklichen Anderung im Leben 
des Staates ſein kann. Denn die Verfaſſung gehört mit 
zum Staatsleben als ein Weſensbeſtandteil und wirkt auf 
dieſes zurück, ebenſo wie ſie von ihm beeinflußt wird. An 
einem Punkte können wir auch unmittelbar eine politiſche 
Wirkung nachweiſen, nämlich in bezug auf die Rußland 
unterſtellten Nationen, die ſich jetzt mehr zu ihm hingezogen 
fühlen werden. 

Aber wir ſprechen hier von der politiſchen Bedeutung des 
Tages für uns und da müſſen wir die Frage ſo ſtellen: Iſt 
Rußland etwas anderes und neues geworden, weil ſeine 
quaſi⸗konſtitutionelle Staatsform ihres monarchiſchen Mittel—⸗ 
punktes beraubt iſt, ſo daß ſie zur Republik hinneigt? Die 
Frage kann mehr präziſiert werden in den verſchiedenen Rich— 
tungen, wo ſich die empiriſche Tatſache eines Staates gel— 
tend macht. 

Da fragen wir zunächſt: Hat der 13. März 1917 auch 
nur im geringſten eine neue ruſſiſche Geſellſchaft ge— 
ſchaffen? Iſt dieſe nicht genau wie vorher eine überwältigende 
Maſſe — fünf Sechſtel der ganzen Bevölkerung — von un 
organiſierten Bauern, einigen ſtarken Arbeiterorganiſationen 
in den Großſtädten, einer dünnen Schicht bürgerlicher Mittel— 
klaſſe und zuletzt einer Hand voll „Intellektuellen“ über dem 
Ganzen! Immer noch, wie bisher, iſt die Agrarfrage die 
unvergleichlich vorherrſchende in dieſem Gemeinweſen. Sie 
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geht ſeit dem Ausſcheidungswerk des Jahres 1906 ihrer 
Löſung entgegen, aber dieſe Epoche gehört der Zeit des Zaris⸗ 
mus an und ihre Wirkungen reifen nur langſam. 

Wir fragen ferner: iſt ein neues ruſſiſches Volk entſtan⸗ 
den? Iſt dieſes nicht in Herz und Nieren dasſelbe wie vor 
der Revolution, dieſes halborientaliſch paſſive und träume— 
riſche, im Grunde geduldige und milde, ſorgloſe und gut— 
herzige Volk, das „mit der gleichen warmen Seele küßt 
und totſchlägt!“ Es hat doch keine größere Fähigkeit zur 
Organiſation bekommen, weil es eine größere Organiſations— 
aufgabe auf ſich genommen hat als jemals vorher ein Volk. 
Es hat keinen Tropfen größeren wirklichen Freiheitsdranges 
oder größerer Gewohnheit zur Selbſtregierung bekommen, weil 
die Selbſtregierung des Rieſenreiches jetzt zu deſſen Los wurde. 
Auch ſein Herz hat ſich nicht im Sinne Weſteuropas verändert, 
weil ſich ſeine Führer Weſteuropa mit ihrem Munde nähern 
und dasſelbe mit ihren Lippen preiſen. Ein kluger Mann 
hat vorausgeſagt, daß, wenn Rußland einmal eine „freie“ 
Verfaſſung bekomme, dieſe eine merkwürdige Verwandtſchaft 
mit dem Zarismus aufweiſen werde; und das iſt das, was 
ſich jetzt herausſtellen dürfte. 

Iſt fo plötzlich ein neuer ruſſiſcher Reichs haushalt 
entſtanden? Iſt nun die induſtrielle Selbſtändigkeit geſichert, 
ſo daß ſich das Volk der Autarchie auf dieſem Gebiete er— 
freuen kann? Sind die verzweifelten Staatsgeſchäfte nun 
unter Dach und Fach gekommen, ſo daß die Abhängigkeit von 
fremden Staaten jetzt aufhören kann? Wir brauchen nur 
zu fragen: die Antworten geben ſich ſelbſt. 

Und endlich das Reich: iſt es um eine Daumesbreite 
der Sonnenſeite der Welt näher gerückt worden, weil es 
jetzt Republik und nicht mehr Monarchie heißen ſoll? Brandet 
eine einzige freie Meereswoge mehr als bisher an die ein⸗ 
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geſperrten Küſten Rußlands? Das jetzt offiziell zugegebene 
Bedürfnis einer freien Ausfuhr zum Weltmeer — zugegeben 
von Miljukoff ebenſogut wie von Saſſonov, und eine klare 
Urſache zum ganzen Weltkrieg — iſt es jetzt irgendwie da— 
durch befriedigt worden, daß Miljukoff am Platze Saſſonovs 
im Auswärtigen Amt ſitzt? 

Wir brauchen die Unterſuchung nicht fortzuſetzen. Wir 
erblicken einen ungeheuren Block von maſſiven Tatſachen, 
die ſich im Grunde gleich bleiben, während die Staatsformen 
äußerlich wechſeln. Wir erblicken eine Atmoſphäre von blei— 
benden Faktoren, großen Notwendigkeiten und vitalen Lebens⸗ 
bedingungen, die jeden Machthaber umgeben und ſeinen frei— 
ſchöpferiſchen Willen beſchränken. Dieſe große und weſentliche 
Tiefe verliert man ganz aus den Augen, wenn man glaubt, 
daß der Staat mit ſeiner Verfaſſungsform identiſch iſt. Man 
legt alles Gewicht auf den Namen des Staatsoberhauptes — 
Nikolai, Miljukoff oder Tſeidze — gerade als ſtünde nicht 
ebenſo gut hinter dem einen wie dem anderen das un— 
geheure Gebilde, das Rußland heißt. 

Verſteht man jetzt vielleicht beſſer, warum wir nicht die 
überſchwengliche Begeiſterung teilen können, mit der man 
auf Seiten der Linken „Rußland, unſere Schweſter“ begrüßt 
hat? In dieſer unſerer Stimmung liegt keine Spur von Sym⸗ 
pathie für das durch ſeine Taten gefallene Zarentum; es 
iſt eine andere, erfahrenere und wirklichkeitstreuere Anſchauung 
vom ganzen Staatsleben. Wir erkennen nicht ein Moment 
der Erleichterung für Schweden in der neuen Situation. 
Wir wollen auch gerne an den guten Willen der neuen 
ruſſiſchen Machthaber glauben. Wir können nur nicht von 
der alten Erfahrung abſehen, daß die, welche die Macht for⸗ 
dern, ſich verwandeln, wenn ſie die Macht in Händen halten. 
Warum? Weil ſie dann ſelbſt unter den Einfluß jener großen 
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in Natur und Geſchichte begründeten Überlieferung geraten, 
die das überindividuelle Leben eines Staates kennzeichnen. 
Dieſen Einflüſſen ſchenken wir unſere Aufmerkſamkeit mehr 
als den noch ſo wohlwollenden Verſicherungen einer einzelnen 
Perſon. Man kann ja im Alltag dieſe Betrachtungsweiſe 
verhöhnen und ihre Verkünder beſpeien, aber wenn es Ernſt 
wird, ſo taugt ſie doch ganz allein, wenn man nicht unter 


Sirenengeſang ſeinen eigenen Staat in die Tiefe ſteuern 


will... .. 

Eine beſondere Seite der neuen Lage ans Licht zu ziehen 
iſt unſere ernſte Pflicht. Eine kürzlich erſchienene Schrift 
von Norrlander-Sario handelt von der „nordiſchen 
Brücke“, die England während des Krieges nach Rußland 
geſchlagen hat, und deren Mittelpfeiler das befeſtigte Aland 
iſt; mit Hilfe Englands iſt Rußland hier daran, „die Bott⸗ 
niſche Meerbucht in eine ruſſiſche Binnenſee zu verwandeln“. 
So nimmt ſich die Entwicklung hier von außen her aus. 
Als Schweden müſſen wir denn die ruſſiſche Republik vor 
allem unter folgendem Geſichtswinkel betrachten: iſt ſie dazu 
angetan, ſolche Pläne zu ſtärken oder zu ſchwächen? Und 
da können wir nicht umhin, uns zu ſagen: beſtand ein Be— 
dürfnis nach einer geographifchen Verbindung mit England 
für die alte Regierung in Petersburg, ſo iſt dieſes Be— 
dürfnis noch größer für die neue, die enger mit England 
verbunden iſt, als es die alte jemals war. 

Dieſer Gedanke legt unſerer Freude über den Sieg der 
Freiheit bei unſerer „großen Schweſter“ Zügel an. Unſere 
ruſſiſche Gefahr beſtand niemals allein in dem Zarismus 
und wird daher durch deſſen Fall nicht aufgehoben. Sie be— 
ſteht in Rußland ſelbſt: in dem Reiche, das mit dem unſeren 
durch Land und See zuſammenhängt, ſowie in dem Volke, das 
ſich bis jetzt von Expanſionsgeiſt beſeelt gezeigt hat. Der 
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erſtere Faktor iſt dauernd und kann nicht weggeſtritten werden. 
Der letztere freilich iſt veränderlich. Da konzentriert ſich das 
Problem für uns auf dieſen einzigen Punkt: bildet die 
Revolution für uns eine Garantie dafür, daß das ruſſiſche 
Volk jetzt einen anderen Geiſt bekommen hat als den alten? 

Für unſere Vertreter der Linken iſt dies, wie ſchon be— 
merkt, ein Axiom und zwar warum? Weil die neuen 
Machthaber in Petersburg es ſelbſt verſichern. Wir unſrer— 
ſeits können uns nicht mit noch jo wohlgemeinten Verſiche— 
rungen begnügen. Wir haben dazu einen ganz beſonderen 
Grund: Wir können nämlich nicht vergeſſen, daß wir uns 
ſchon einmal vorher in dieſen geirrt haben. Kein Menſch 
in führender Stellung — vielleicht den Präſidenten Wilſon 
ausgenommen — hat den Frieden und die Abneigung gegen 
Eroberungen ſo fleißig im Munde geführt wie Miljukoff; 
nichtsdeſtoweniger ſehen wir ihn jetzt an der Spitze der 
kriegeriſchen Phalanx, und haben ſeine offenen Erklärungen 
bisher nur den Dardanellen gegolten, ſo befand er ſich eben auch 
nicht in der Lage wie jetzt. Das iſt kein Tadel; es iſt nur 
die Feſtſtellung einer Tatſache, die uns zur Nachdenklichkeit 
zwingt. Nur Handlungen können daher unſere Unruhe be— 
ruhigen. Solange Finlands neugewonnene Freiheit der inter— 
nationalen Garantie entbehrt, ſolange die Befeſtigungen auf 
Aland weiterbeſtehen und ihr Charakter als neutrale Zone 
ohne Garantien bleibt, ſolange endlich Rußlands Hauptſtadt 
auch fürderhin Petersburg iſt — ſolange gibt es für uns 
eine ruſſiſche Gefahr, und wir haben die unentrinnbare Pflicht, 
uns danach zu richten, inſofern wir Verantwortungsgefühl 
für die Sicherheit unſeres eigenen Landes beſitzen. 

Wir ſtellen natürlich keine Forderungen auf. Wir erklären 
nur unſere eigene Auffaſſung von der Lage. Können die 
neuen Machthaber in Rußland ſämtliche hier genannten Garan— 
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tien gewähren, fo wird ein ſchwerer Stein von der Bruft 
Schwedens fallen. Dann erſt werden wir die unſagbare Er— 
leichterung von einem jahrhundertealten Druck empfinden. 
Dann iſt auch für die politiſch Einſichtigen in unſerem 
Lande die Zeit gekommen, über Rußlands Verwandlung zu 
jubeln. Bis dahin gilt es, ſich nicht mehr auf Republiken 
als auf Fürſten zu verlaſſen — ſondern das Pulver trocken 
zu halten und auf die Vorſehung zu vertrauen. 
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“ 


Das Problem der drei Flüſſe. 
Geopolitiſche Konturen. 
Mai 1917. 


Die europäiſche Politik hat auch ihr fließendes „Drei— 
körperproblem“ und der Weltkrieg arbeitet an deſſen Löſung. 

Jede der drei Hauptfronten des europäiſchen Krieges iſt 
nämlich mit einem großen Fluß verknüpft. Und das iſt kein 
Zufall, ſondern es wurzelt in dem geopolitiſchen Mißverhältnis, 
das an jedem der drei Flüſſe eine geographiſche Reibungs— 
fläche geſchaffen hat. Die erſte dieſer Reibungsflächen liegt 
im Weſten am Rhein, die zweite im Oſten an der Weichſel, 
die dritte im Süden an der Donau. 


* * * 


Das Flußgebiet des Rheines iſt die weltgeſchichtliche 
Reibungsfläche zwiſchen Germanen und Romanen. Zwei 
Jahrtauſende hindurch wogte hier der Kampf hin und zurück. 
Unter dieſer Zeit haben ſich die Anſprüche der beiden Streiter 
zu feſten Programmen ausgebildet: Auf der romaniſchen 
Seite verlangt man den Strom ſelbſt als Grenze, auf der 
germaniſchen die Waſſerſcheide weſtlich von ihm. Das be— 
deutet, unter einem anderen Geſichtspunkt betrachtet, daß 
die Romanen glauben, ein dauerhafter Frieden könne auf 
einem Kondominium im Fluß ſelbſt aufgebaut werden, 
während die Germanen den Weg zu einem ſolchen Frieden 
in der Zuſammenfaſſung des ganzen Flußgebietes unter ihrem 
Beſitz erblicken. Napoleon verwirklichte zuletzt den romaniſchen 
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Gedanken. Die Antwort kam von Bismarck und hieß Elſaß—⸗ 
Lothringen. Aber noch beim Ausbruch des Weltkrieges ver— 
fügte Frankreich in Lothringen über Gebiete am Nebenfluß 
Moſel, ſo daß auch der germaniſche Gedanke nicht ganz 
durchgeführt war. 

Vom theoretiſchen und allgemeinen Standpunkt aus gibt 
es zwiſchen dieſen beiden Reichsgedanken keinen Ausgleich. 
Alle Kondominien ſind Verlegenheitslöſungen; und ganz be— 
ſonders inbezug auf Stromgrenzen gilt der Satz, daß ſie 
einem primitiven Entwicklungsſtadium angehören, das ſich 
mit höherer Kultur nicht vereinigen läßt. Wenn auch der 
Weltkrieg ihren Kurs — als den von natürlichen Schützen⸗ 
gräben — erhöht hat, ſo fehlen ihnen doch allzu deutlich 
die trennenden Eigenſchaften, die in dem Begriff der Reichs— 
grenze liegen und beim friedlichen Verkehr aus vielen Gründen 
erforderlich ſind. Wenn alſo die Wiſſenſchaft, aufbauend auf 
Erfahrungen, ſomit den Vorteil der politiſchen Gemein— 
ſchaft der Strände feſtgeſtellt hat, ſo tritt ſie auch nicht 
minder deutlich für die Gemeinſchaft der Quelle und Mün⸗ 
dung ein. Wo eine ſolche Gemeinſchaft nicht beſteht, wo 
alſo mehrere Staaten an ein und demſelben Fluß teilhaben, 
da bildet der Fluß eine ſtändige Quelle der Intereſſengemein— 
ſchaft und im Anſchluß daran der Kolliſſionsmöglichkeiten, 
ſei es nun, daß es ſich um Schutzmaßnahmen gegen Über— 
ſchwemmungen oder um Regulierung für die Schiffahrt oder 
um Ausnutzung der Waſſerkraft und des Fiſchreichtums oder 
um andere Eingriffe in den reichen und einheitlichen Orga— 
nismus des Stromes handelt. Die Konſequenzen ſind klar 
und gehören zu den abſtrakten Forderungen der Geopolitik: 
das ganze Gebiet eines Fluſſes muß der Hoheit eines und 
desſelben Staates unterſtehen. 

An dieſem Idealmaß gemeſſen, iſt die Lage des Rheines 
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noch viel ſchlimmer. Hier genügt es nicht, wenn die eine 
Raſſe ihr Programm bis in die äußerſten Konſequenzen 
durchgeführt hat, es müſſen darüber hinaus die Vertreter 
dieſer Raſſe auch politiſch in einem Staate zuſammen— 
geſchloſſen ſein. Wie ſteht es dann mit dem Hauptproblem 
der Weſtfront? Die Germanen beherrſchen das Flußgebiet, 
aber ſie ſind in mehrere Staaten aufgeteilt: in die Schweiz, 
Deutſchland, Luxemburg, Holland. Wir betonen beſonders 
die Reihe der Kleinſtaaten — Belgien gehört in Wirklichkeit 
auch dazu — in dieſer kritiſchen Zone, die als Pufferſtaaten 
zwiſchen den Großmächten dienen, die die beiden Raſſen 
hauptſächlich vertreten. Ratzel nennt ſie „die herabgefallenen 
Blöcke einer alten Burg“: fie gehörten nämlich in der mittel 
alterlichen Kaiſerburg zuſammen. Und nur eine ſolche Zu— 
ſammengehörigkeit bedeutet eine vollſtändige Löſung der poli— 
tiſchen Probleme des Rheines. 

Eine nähere Analyſe zeigt, daß das Flußgebiet geopolitiſch 
in drei natürliche Abſchnitte zerfällt. Der obere, bis Baſel, 
umfaßt 14½ % des Ganzen; dort dominiert die Schweiz (mit 
im ganzen 12%), aber auch Oſterreich hat durch Vorarlberg 
einen Anteil. Der Mittelabſchnitt bis zur holländiſchen Grenze 
umfaßt ganze 68%; hier iſt Deutſchland die vorherrſchende 
Macht (mit 58%), aber auch Frankreich (und Luxemburg) 
ſind beteiligt. Der untere Abſchnitt fällt mit dem Delta 
zuſammen und ſteht ganz unter Hollands Verfügung; rechnet 
man aber die Maas mit, ſo iſt ein guter Teil von Belgien 
und Frankreich mitbeteiligt und Hollands Beſitz beträgt nur 
12%. Wir bemerken außerdem, daß der Fluß nur in ſeinem 
oberen Abſchnitt in größerem Umfang als Grenze dient; 
weiter unten, zunächſt in Deutſchland und dann in Holland, 
hat die Entwicklung die „potamiſche Linie“ (mit dem Fluß 
in der Mitte) eingeſchlagen. 
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Rechnen wir richtig genau nach und legen alles zuſammen, 
ſo ſind neun Staaten am Vater Rhein intereſſiert (auch 
Italien mit einigen Quadratkilometern in einem Alpental 
„Val di Lei“); dabei iſt man dem Ziel der vollen Fluß— 
gemeinſchaft nicht näher gekommen, als daß einer von dieſen 
neun, nämlich Deutſchland mit feinen 58%, in klarer Weiſe 
die Mehrheit beſitzt. 


* * * 


Das Flußgebiet der Weichſel bildet auf der Oſtfront 
die Reibungszone zwiſchen Slaven und Germanen. Die 
hiſtoriſche Entwicklung hat hier keine klar umriſſenen Pro— 
gramme gezeitigt; aber ſie hat die Weichſel zum Strom der 
Polen gemacht, an dem ſich dieſer flavifche Stamm faſt 
bis zur Mündung feſtgeſetzt hat. Die Staatenbildung aber 
iſt im Widerſpruch mit dieſem Zuſammenhang vor ſich 
gegangen. Die Teilung des alten Polen blieb auf der Karte 
vor dem Weltkrieg als eine Aufteilung des Weichſel-Fluß⸗ 
gebietes unter drei Mächte beſtehen, von denen Oſterreich 
den oberen, Rußland den mittleren und Deutſchland den 
unteren Abſchnitt beherrſchte. 

Wir ſehen hier inſofern einen Parallelismus zu dem 
Rheinproblem, als die Flußgemeinſchaft auch hier in drei 
natürliche Abſchnitte zerfällt. Die Gleichheit erſtreckt ſich 
auch noch darauf, daß der Fluß vor dem Kriege im oberen 
Abſchnitt überwiegend als Grenze und in den beiden anderen 
als Medium diente. Das Problem war jedoch inſofern ver 
einfacht, als jeder Abſchnitt hier nur einer einzigen Macht 
allein angehörte. Auch die Proportionen waren etwas anders: 
auf den oberen, öſterreichiſchen Teil kamen hier 22%, auf 
den unteren deutſchen 16%, alſo auf den ruſſiſchen Mittel⸗ 
abſchnitt 62%. Die Rolle, die Deutſchland am Rhein ſpielt, 
war hier immer und noch dazu in etwas verſtärktem Maße 
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Rußland zugeteilt. Das kam auf der Landkarte in einer 
ſtarken Ausbuchtung (400 km von der Baſis bei Breſt— 
Litowsk) der ruſſiſchen Gewalt nach Europa hinein zum 
Ausdruck. Der polniſche Mittelabſchnitt des Weichſelgebietes 
bedeutete einen ruſſiſchen Brückenkopf gegen Weſten, der 
formell ebenſo unnatürlich wie real gefährlich für Deutſch— 
land und Oſterreich war. 

Die Vorausſetzung zum Wettbewerb, die von Anfang an 
in der Flußgemeinſchaft liegt, neigte ſich hier deutlich zu— 
gunſten Rußlands, um ſo mehr, als die Ausbreitung der 
polniſchen Nation mit der des Fluſſes zuſammenfiel und 
Rußland als Protektor dieſer Nation daſtand. Auf der anderen 
Seite muß ſtark beachtet werden, daß die ganze ruſſiſche 
Weſtſeite — ſowohl oberhalb wie unterhalb und hinter der 
Weichſel — ethnographiſch ſelbſtändig und eine zuſammen— 
hängende Kette nichtruſſiſcher Volksſtämme iſt. Wir treffen 
hier wieder auf die Übergangs- und Pufferzone zwiſchen 
verſchiedenen ethniſchen Welten, nur verſchleiert dadurch, daß 
Rußlands politiſche Macht die dazwiſchenliegenden Nationen 
verſchlungen und ſomit deren Kriſtalliſierung zu ſelbſtändigen 
Staaten verhindert hat. Dort, an der Weſtfront, wird die 
kritiſche Zone von freien Staaten gebildet, hier von un— 
freien Nationen; aber in beiden Fällen wurde die unmittel— 
bare Reibung zwiſchen Hauptvertretern der Raſſen verhindert, 
während zugleich die politiſche Karte alle die Unannehm— 
lichkeiten mit ſich bringen mußte, die die Teilung eines 
großen Grenzfluſſes verurſacht. 

In dieſem Falle mußten ſich die Mißhelligkeiten durch 
den Abſtand zwiſchen dem Meiſtbeſitzenden und den anderen 
in kultureller Hinſicht noch erhöhen. Es iſt bekannt, daß 
ſich Rußland in ſeiner Pflege des Fluſſes einer förmlichen 
„Sabotage“ ſchuldig gemacht hat, durch die die Arbeit der 
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Teilhaber ſowohl am oberen wie vor allem am unteren Fluß⸗ 
lauf beträchtlichen Schaden erlitten hat. Mehr als anderswo 
hat ſich alſo hier die Erfahrung beſtätigt, daß die Teilung 
des Fluſſes für deſſen Organiſation und die Intereſſenten 
an dieſer Organiſation ſchädlich war. 


* * * 


Das Problem der Donau iſt nicht ſo klar und einfach, 
wie das der anderen Ströme. Dieſer Strom bildet nicht ſo 
unmittelbar eine Hauptſcheidewand zwiſchen Raſſen, ſondern 
eher einen Sammelplatz, wo dieſe ſich getroffen und an 
verſchiedenen Stellen feſtgeſetzt haben. Das aber hat natür⸗ 
lich den Charakter der Reibungsfläche nur noch verſchärft. 
So iſt der mittlere Abſchnitt der alte Wahlplatz für den 
Kampf der Deutſchen mit den Magyaren, und bis zu ihm 
hinauf erſtreckt ſich der große und langwierige Kampf mit 
den Türken. Seitdem er entſchieden und der Fluß vom 
Schatten des Halbmondes befreit war, wurde der untere 
Teil zu einer Reibungszone zwiſchen Rußland und der Türkei, 
um dann allmählich den Charakter einer ähnlichen Zone 
zwiſchen Rußland und Oſterreich anzunehmen; dieſer Cha— 
rakter kam im 18. Jahrhundert durch das Emporkommen 
einer neuen Reihe von Kleinſtaaten zum Ausdruck, die als 
Puffer für die großen dienten: Serbien, Bulgarien, Rumä⸗ 
nien. Das politiſche Bild erinnert alfo ſehr an das des 
Rheines, wenn auch nicht feſtzuſammengeſchloſſene Raſſen 
auf jeder Seite ſtehen — viel eher verhält es ſich hier ſo, 
daß der Fluß einen breiten ethniſchen Keil (von Deutſchen, 
Magyaren und Rumänen) in die ſlaviſche Raſſe bildet und 
dieſe in eine nördliche Hälfte (Tschechen, Polen, Rutenen) 
und eine ſüdliche (Slovenen, Serben, Bulgaren) ſpaltet. 

Betrachten wir nun das Flußgebiet für ſich, ſo iſt es 
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nicht ſchwer, die drei Abſchnitte wiederzuerkennen, doch fo, 
daß hier der untere Abſchnitt als Grenze dient, während 
die beiden anderen ganz deutlich potamiſcher Natur ſind. 
Der obere Abſchnitt iſt rein deutſch, aber umfaßt nicht ganz 
10% des Geſamten. Im Mittelabſchnitt herrſcht die „Donau— 
monarchie“ vor, die außerdem noch über Quellengebiete im 
oberen und unteren Teil verfügt; außerdem gehört Serbien 
als reiner Donauſtaat dazu und das Ganze umfaßt un⸗ 
gefähr 63% des Fluſſes. Der untere Abſchnitt, deſſen natür— 
licher Anfang das Eiſerne Tor iſt, umfaßt alſo 27%; hier 
halten ſich Rumänien und Bulgarien ſo ziemlich das Gleich— 
gewicht, während Rußlands Anteil nicht mehr beträgt als 
einen Nebenfluß als Grenze und einen Strand an der 
nördlichſten Mündung; hier hat auch die hohe Politik mit 
internationalen Anordnungen für die Regelung des Aus— 
laufes (Donaukommiſſion vom Jahre 1856) und die Neu— 
traliſierung des ganzen Abſchnittes eingegriffen. 

Alles in allem ſind acht Staaten (wenn wir nur die 
völkerrechtlichen Einheiten zählen, alſo Oſterreich-Ungarn als 
einzigen Staat nehmen) Teilhaber am Fluſſe. Es iſt eine 
Zerſplitterung gleich der des Rheingebietes; aber wie Deutfch- 
land am Rhein und Rußland an der Weichſel, ſo erhebt ſich 
hier Oſterreich-Ungarn über die anderen Kontrahenten als 
Hauptteilhaber mit klarer Mehrheit (60 %). Hierbei iſt nur 
zu beachten, daß Oſterreich-Ungarn nicht den gleichen inneren 
Zuſammenhalt wie die anderen hat. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, 
daß die einzelnen Teile der Monarchie wegen des Fluſſes 
miteinander in Streit geraten können, wie es ſchon 1899 
geſchah, als Ungarn große Schiffahrtsabgaben auferlegte, um 
ſeine Koſten für die Sperrung und Inſtandhaltung des 
Eiſernen Tores zu decken. 

* 


1 * 
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Durch das zentrale Europa ziehen alſo drei Hauptſtröme, 
die es gemeinſam von dem reicher gegliederten Weſten und 
Süden wie auch von dem einförmig kontinentalen Oſten 
trennen. Keiner von den Strömen iſt bisher in einer politiſchen 
Hand zuſammengefaßt. Jeder hat ſein eigenes politiſches 
Problem, ſeine natürliche Einteilung in drei Abſchnitte und 
ſeine Folge von verſchiedenen Staaten, die ſich nur an der 
Weichſel auch mit den Abſchnitten decken. Aber jeder hat 
auch auf der jetzigen Karte ſeinen natürlichen Patron, der 
den Mittelabſchnitt beherrſcht und von dort aus möglicher 
weiſe einen Druck nach oben und unten ausüben kann. 

Dieſe drei Flußpatrone ſind Deutſchland, Rußland und 
Oſterreich-Ungarn. Der von ihnen ausgehende politiſche 
Druck, deſſen letztes Ziel die Zuſammenfaſſung des ganzen 
Fluſſes ſein würde, verhielt ſich ziemlich verſchiedenartig. 
Was den Rhein anbelangt, ſo hat man dort manchmal 
in Holland Unruhe vor der Großmacht im Rücken emp⸗ 
funden, aber deren Politik hat dazu keinerlei Anlaß ge— 
geben und der Dortmund-Ems⸗Kanal, der 1899 Deutſch⸗ 
land einen eigenen Rheinhafen in Emden gab, bildet an 
und für ſich eine Ableitung des Druckes. Die Weichſel mit 
ihrer ethnographiſchen Einheit erſcheint als dankbareres Feld 
für zentripetale Bewegungen; hier kann man ſich auch einem 
ruſſiſchen Druck ſowohl gegen die Quelle wie gegen die 
Mündung hin nicht verſchließen und die Ableitung nach einem 
ruſſiſchen Hafen (Windau über den Njemenkanal) kam über 
das Papier nicht hinaus. Die Donau endlich mit ihrer 
reichhaltigen Sammlung von Völkern iſt unvergleichlich am 
ſchwerſten zuſammenzufaſſen, doch verſuchte Oſterreich dies 
vom Mittelabſchnitt aus nach oben hin in den Jahren 1778 und 
1785 (Kaiſer Joſefs II. Arrondierungspläne gegen Bayern); 
in der gegenwärtigen Zeit haben Ungarn und Serbien Druck 
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und Gegendruck miteinander ausgewechſelt, und von der 
ruſſiſchen Mündung iſt zweifellos ein bedeutender Druck den 
Fluß aufwärts gegangen. Inſofern war die Vielſtaaterei 
keineswegs auch ohne politiſche Folgen. 

Die eigentlichen Mißhelligkeiten haben ſich jedoch im Ber: 
kehr gezeigt. In dieſer Hinſicht hatte die Weichſel weitaus 
am meiſten zu leiden. Schon die Zollgrenzen, die dort noch 
gelten, mußten ja die Schiffahrt hemmen; dazu kommt 
natürlich der Mangel an Organiſation im Mittelabſchnitt des 
Fluſſes, die nichtverbeſſerten Mängel der Häfen uſw. Dieſe 
Verſäumniſſe machen die Arbeit der Deutſchen im unteren 
Lauf doppelt mühſam und nehmen ihnen die Hälfte ihres 
Wertes, während ſie zugleich Polens eigene Entwicklung 
niederhalten. Der Rhein ſteht in dieſer Hinſicht unvergleich— 
lich viel höher, ja in der Tat auf der Höhe der Kultur; 
aber die eine oder andere Reibung (mit der Schweiz wegen 
der Ausnützung der Waſſerkraft und mit Holland wegen der 
Fiſcherei und der Schiffahrtsabgaben) konnte nicht ganz aus— 
bleiben. Das größte Intereſſe aber bietet hier die Donau. 
Dort war die Eiſerne Pforte lange ein natürliches Hinder— 
nis für den Verkehr; nachdem dieſes ſeit den 1890er Jahren 
entfernt war, ſind die hohen Schiffahrtsabgaben zu einem 
neuen Hindernis geworden. Von noch größerer Bedeutung 
iſt jedoch die internationale Verwaltung der Mündung unter 
Englands Führung; dieſe Führung ging darauf aus, die 
innere Schiffahrt den Fluß aufwärts zugunſten der äußeren 
Meereslinien zu hemmen. Die Folge war, daß ein großer 
Teil der Produktion der Umgegend (Bulgariens und Ru— 
mäniens Getreide und das Petroleum des letzteren Landes) 
den Seeweg einſchlug und daß der Schiffsverkehr z. B. von 
Galatz nach Mannheim dieſen Weg — von der Donau durch 
die Dardanellen, an Gibraltar vorbei, durch den Kanal und 
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den Rhein aufwärts — dem direkten Flußweg die Donau 
aufwärts vorzog. In außerordentlich geſchickter Weiſe hat 
England, der Fürſprecher der Freiheit der Flüſſe als einer 
Fortſetzung der Meere, Oſterreich-Ungarn hier der den Strand⸗ 
mächten ſonſt zukommenden Vorrechte auf ſeine eigenen Flüſſe 
beraubt und deſſen Entwicklung einen Hemmſchuh angelegt. 


* * * 


Wir wollen nun unſere Aufmerkſamkeit auf den Zus 
ſammenhang der drei Flüſſe untereinander richten. 

Politiſch kommt dieſer ſtark darin zum Ausdruck, daß 
Deutſchland großer Teilhaber an allen iſt. Es beherrſcht 
zugleich den Mittelabſchnitt des Rheines, den Oberabſchnitt 
der Donau und den unteren der Weichſel. In gleicher Weiſe 
iſt Oſterreich-Ungarn im Mittelabſchnitt der Donau und im 
Oberabſchnitt der Weichſel die dominierende Macht; am 
Rheine (am oberen Abſchnitt: Vorarlberg) hat es nur einen 
kleinen Finger, aber als Erſatz hierfür gehört ihm das ganze 
Quellengebiet und der obere Abſchnitt der rein deutſchen 
Elbe. Am Donautale hat Deutſchland ein Tor zum Schwarzen 
Meer und der Levante; an der Elbe beſitzt Oſterreich ein 
ſolches zur Nordſee und am Weichſeltal noch eines zur Oſtſee. 
Wie man ſieht: eine wunderbare Verkettung geographiſcher 
Motive als organiſche Baſis für einen großen Zuſammenhang. 

Rußland nimmt an dieſer natürlichen Kombination nicht 
teil. Seine Herrſchaft über den Mittelabſchnitt der Weichſel 
iſt keine eigene Angelegenheit, ſondern eine des Mündels 
Polen. Und ſein Griff nach der Donaumündung zielt nicht 
auf den Fluß ab, ſondern auf die Brücke hinüber nach Kon⸗ 
ſtantinopel. Dieſe urſprüngliche Begrenzung verhindert ja 
nicht, daß das großruſſiſche Programm (Danilevsky) 
einen Zuſammenhang zwiſchen Weichſel und Donau in der 
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Form der ruſſiſchen Vaſallſtaaten Polen, Böhmen, Ungarn, 
Serbien, Rumänien und Bulgarien beabſichtigt. Das iſt 
eine äußerſte Überſpannung des panſlaviſchen Gedankens. 
Politiſch iſt Rußlands Anteil an den Flüſſen Donau und 
Weichſel der geringſte, und bis an den Rhein reicht nicht 
einmal der wildeſte Flug des ruſſiſchen Gedankens. 

So verhält es ſich mit dem politiſchen Band. Nun noch 
einige Worte von dem techniſchen. Die Flüſſe ſind Ver— 
kehrslinien: iſt es gelungen, ſie miteinander zu verbinden? 

Bekanntlich iſt dies im Weſten wirklich geſchehen, wo der 
Ludwig⸗Kanal ſeit 1845 den Hauptarm der Donau über den 
Main mit dem Rhein verbindet. Natürlich iſt aber dieſer 
Kanal jetzt für die Bedürfniſſe der Schiffahrt unzureichend. 
Darum iſt über ihn hinaus eine größere Perſpektive auf— 
getaucht, die nichts weniger anſtrebt, als der Donau Bremen 
zum Hafen zu geben, alſo die Donau mit der Weſer durch 
eine Kanaliſierung der Waſſerſcheide zwiſchen Weſer und 
Main zu verbinden. Der Plan iſt wohl vorbereitet und ernſt— 
lich in Ausſicht genommen, obwohl er den Koſtenaufwand 
von einer drittel Milliarde verlangt. Als Ergänzung hat 
man ferner eine Verbindung nach Süden von der Donau über 
Ulm nach dem Bodenſee ins Auge gefaßt, für die jedoch 
die Zeit nicht eher gekommen iſt, als die große Regulierung 
der Donau Ulm und die des Rheines den Bodenſee er— 
reicht hat. 

Zwiſchen Weichſel und Donau (wie zwiſchen Elbe und 
Donau) hat es bisher keine Schiffahrtsverbindung gegeben. 
Hier läuft die eine der zwei Hauptſcheidegrenzen der euro— 
päifchen Binnenſchiffahrt, worauf Hennig aufmerkſam 
gemacht hat. Aber ſchon lange vor dem Kriege war dafür 
Sorge getragen, daß auch dieſe Scheidemauer durchbohrt 
wurde. In dieſer Hinſicht bedeutet Oſterreichs großes Kanal⸗ 
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geſetz vom Jahre 1901 den politiſchen Durchbruch, und darin 
nimmt die Verbindung Donau-Weichſel einen hervorragenden 
Platz ein. 

So ſind die drei Flüſſe in jetziger Stunde noch ziemlich 
voneinander iſoliert; aber ein intimeres Verhältnis (nach allen 
Seiten) ſteht ſchon vollkommen auf der Tagesordnung und 
iſt als techniſch theoretiſches Problem unter deutſchen und 
öſterreichiſchen Auſpizien ſchon vollſtändig gelöſt. Technik, 
Wirtſchaft und Politik ſtehen hier in engen Beziehungen zu- 
einander. 

* * . 

Wir haben Europas großes Dreifluß-Problem unterfucht, 
wie es vor dem Kriege aufgeſtellt war. Wir werden nun 
nachſehen, welche Einwirkung der Krieg bisher darauf aus— 
geübt hat. 

Da finden wir zunächſt auf der Weſtfront, daß Deutſch⸗ 
land den einzigen Teil des Rheingebietes beſetzt hat, der 
noch franzöſiſcher Herrſchaft unterſtand (das obere Moſeltal), 
und außerdem auch Luxemburg. Das bedeutet, daß der 
ganze Mittelabſchnitt jetzt in Deutſchlands Hand vereinigt iſt. 
Für Deutſchland bedeutet es eine Steigerung ſeines Ein— 
fluſſes von 58 auf 68%. Für den Fluß wiederum bedeutet 
es einen großen Schritt zur politiſchen Einheit hin. Sein 
Problem iſt vereinfacht, und keine fremde Raſſe nimmt 
mehr an ihm teil. 

Betrachten wir nun die Oſtfront, ſo finden wir das Pro⸗ 
blem der Weichſel inſofern gelöſt, als Rußland entfernt 
wurde und die verbündeten Mittelmächte ganz die Leitung 
übernommen haben. Hinter dieſer Kriegskarte zeigt ſich 
allerdings nach der Erklärung vom 5. November 1916 ein 
Friedenszuſtand, bei dem das Weichſelproblem mit Polen 
als Zwiſchenglied wieder neu erſteht. In einer Hinſicht kann 
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man fogar ſagen, daß das Problem in diefer neuen Form 
noch bösartiger iſt als vorher; denn der neue Staat verlangt 
ſeine Verbindung mit dem Meere und dieſe geht natürlich 
am Fluſſe entlang; das aber kann Deutſchland nicht er⸗ 
lauben, denn es würde die Abtrennung des deutſchen Zweiges 
in Oſtpreußen vom Mutterſtamm bedeuten. Dieſe Schwie— 
rigkeiten werden jedoch durch das Verhältnis zu Deutſchland 
und Oſterreich gemildert, das eine Vorausſetzung für das 
neue Polen bildet; es muß ja hier zu einem Bündnis 
(wenn nicht zugleich zu einer Sekundogenitur) kommen, und 
durch eine ſolche völkerrechtliche Verbindung erhält der Fluß 
ſeine Einheit wieder. In dieſem Zeichen dürfte auch die Frage 
nach einem polniſchen Ausfahrtswege gelöſt werden können: 
am eheſten durch die Umſchöpfung Warſchaus zu einem 
großen Hafen, ſeitdem nun auch der Mittelabſchnitt des 
Fluſſes wirklicher Kultur erſchloſſen wurde. 

Nicht weniger hat der Krieg auf der Südfront revolutio- 
nierend gewirkt. Die großen Tatſachen ſind hier Bulgariens 
Bündnis mit Oſterreich-Ungarn und Deutſchland und die 
Bezwingung Serbiens ſowie Rumäniens bis zur Mündung hin 
durch dieſe Verbündeten. Zum erſtenmal in der Geſchichte 
ſeit dem Römerreich hat die Donau wieder politiſche Einheit 
erreicht; mag ſein, daß ſie genau wie die der Weichſel augen⸗ 
blicklich nur militäriſch iſt und in Zukunft nicht anders als 
völkerrechtlich gedacht werden kann. Aber auch in dieſer Form 
— ein dauerndes Bündnis zwiſchen den Donauſtaaten Ru⸗ 
mänien⸗Bulgarien und einem mehr oder weniger ſelbſtän⸗ 
digen Serbien ſowie Ungarn⸗Oſterreich — liegt eine Er⸗ 
füllung der Forderung nach politiſcher Zuſammenfaſſung des 
Stromes, durch die das beſondere Problem des Fluſſes ſeine 
Garantie zur glücklichen Löſung bekommen hat. 
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Die bisherige Entwicklung des Weltkrieges iſt ſomit ganz 
auffallend in der Richtung einer Vereinfachung und Löſung 
der einzelnen Probleme der drei Flüſſe gegangen. Den 
rechten Blick für dieſe Entwicklung bekommt man aber erſt, 
wenn man fie mit dem großen Bündnis Oſterreich-Ungarn 
und Deutſchland zuſammenhält, das durch den Krieg in 
monumentaler Weiſe zuſammengeſchweißt wurde und zugleich 
ſein ſchon genanntes Trabantengefolge erhalten hat. Das iſt 


die Einfaffung jenes politiſchen Syſtems, das das Problem 


der drei Flüſſe in einem einzigen großen Zuſammenhang 
löſt — und dieſer Zuſammenhang heißt: Mitteleuropa. 

Hier ſteigt vor unſeren Augen das Bild eines neuen Europa 
auf, in dem das Gleichgewicht durch einen großen völker⸗ 
rechtlichen Block in der Mitte aufrechterhalten wird. Seine 
eine Flanke bildet der Rhein, den Deutſchland beherrſcht, 
während ſich Holland an der Mündung und die Schweiz an 
den Quellen völkerrechtlich angeſchloſſen haben. Die andere 
Flanke bildet die Weichſel, die Polen beherrſcht, während 
ſich in gleicher Weiſe Deutſchland an der Mündung und 
Oſterreich an den Quellen anſchließt. Im Süden ſehen wir 
die Donau von Oſterreich-Ungarn beherrſcht mit Deutſch⸗ 
land an den Quellen und Serbien-Bulgarien-Rumänien am 
Unterlauf; aber hier haben wir es nicht mehr mit einer 
Grenzzone zu tun, ſondern mit einer zentralen Verbindung, 
die in Sulina, Bremen und Danzig ihre Ausläufer hat und 
eine Hauptpulsader in dem ganzen Syſtem und Europas 
Weg zur Levante bildet, wohin die Ausſicht jetzt frei und 
horizontlos geworden iſt. 

Die Geſchichte kümmert ſich um keine Umwege, ihr Weg 
geht im Zick-Zack oder ſogar manchmal wieder zurück und 
den Berg hinab. Daß man ein klares Ziel der Entwicklung 
ſieht, bedeutet nicht eo ipso, daß dieſes Ziel gerade jetzt er⸗ 
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reicht werden foll. Es beſteht doch eine Vorausſetzung und 
Wahrſcheinlichkeit, daß die Entwicklung den Weg nehmen wird, 
der die Schwierigkeiten aufhebt und einen Zuſammenhang her— 
ſtellt. Die Ordnung hat den Vorrang vor dem Chaos. Augen— 
blicklich dreht ſich die Debatte äußerſt lebhaft um Mitteleuropa, 
als einen natürlichen, wirtſchaftlichen und großpolitiſchen Or— 
ganismus. Hier wollte ich die Geſichtspunkte der Geopolitik 
anführen, die die Verbindungsfäden der Natur und des Ver— 
kehrs ſtudiert. Drei ſchwere Flußprobleme hat das alte Europa 
mit ſich herumgeſchleppt: jetzt erhebt ſich am umdunkelten 
Horizont des Weltkrieges eine Ausſicht, ſie ſowohl einzeln 
als auch in einem großen Zuſammenhang zu löſen — und 
die Löſung heißt: Mitteleuropa. 
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2 | Deutſche probleme 


Deutfchlands Irrtum. 


3 
6. Dezember 1915. 


Aus der Landkarte gehen die innerſten Eigenſchaften eines 
Staates hervor. Es bedeutet keine Unterſchätzung der natio— 
nalen Anlagen und der Erziehung durch die Geſchichte, wenn 
man die geographiſche Grundlage als den am tiefſten liegen— 
den und am mächtigſten wirkenden Faktor in der Entwick— 
lung der Staaten bezeichnet; nicht weniger mächtig deshalb, 
weil er oft im Verborgenen und nur mittelbar mit dem 
„freien Willen“ des Volkes und dem „Zufall“ der Ge— 
ſchichte als Mitteln wirkt. 

Das gegenwärtige europäiſche Staatenſyſtem liefert zwei 
Belege für dieſe Theſe, die als Schulbeiſpiele dienen könnten. 
Das eine iſt England, das Sonntagskind im Staatenſyſtem; 
die Inſelnatur iſt die gute Feengabe, die es in der Geburts— 
ſtunde erhielt. Das andere iſt Deutſchland, dem die ent— 
gegengeſetzte Gabe beſchert war, eine eingeſperrte Zwiſchen— 
lage; und dieſes Land iſt deshalb als Stiefkind des Staaten— 
ſyſtems in die Welt eingetreten. Das Spiel zwiſchen den 
beiden auf planetariſcher Bühne ſcheint derart zu ſein, 
daß der eine von Anfang an ſo gut wie alle Trümpfe 
in der Hand hatte, der andere aber keinen. Inſofern gab 
es von Anbeginn an kein „fair play“. Daß es nichtsdeſto⸗ 
weniger ſo gegangen iſt, wie es ging, zeigt auf der anderen 
Seite, daß das Problem gewiß nicht mit dem angegebenen 
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Faktoren erfchöpft ift; der Wettbewerb zwiſchen den Völkern 
kann niemals nur auf eine Arena beſchränkt bleiben. 

Wir richten hier unſer Augenmerk näher auf die ge 
nannte Eigenſchaft der Lage des Deutſchen Reiches. Eng⸗ 
land hat keinen Nachbarn, der auf ſeine Grenzen einen 
Druck ausübt, es hat alle Seiten frei und kann ſich in 
Weltpolitik einlaſſen (z. B. im Burenkrieg), ohne ſich 
ſtändig Sorgen darüber machen zu müſſen, zu welchen Mafis 
regeln die Nachbarn daheim greifen werden. Das iſt, unter 
einem ſolchen Geſichtspunkt betrachtet, die ideale Lage. 
Frankreich und Rußland beſitzen nicht die gleiche Freiheit, 
ihre eine Seite iſt an die Mitte Europas gebunden; aber 
die andere iſt frei, ſie haben einen Arm unbehindert für 
außereuropäiſche Unternehmungen. Wie verhält es ſich nun 
mit Deutſchland? Der erſte Blick auf die Landkarte zeigt, 
daß es in der Mitte des europäiſchen Kontinents ein⸗ 
geſchloſſen iſt, auf drei Seiten von Großmächten als Nach⸗ 
barn und auf der vierten von engen Meeren umgeben — 
der Weltkrieg hat bewieſen, daß auch die Nordſee vom 
Feind „verriegelt“ werden kann. Keine Seite alſo ganz frei, 
kein Arm unbehindert, ein konzentriſcher Druck auf alle 
Grenzen, die Gefahr der „Einkreiſung“ ſtändig vor Augen. 

Die politiſche Wiſſenſchaft, die lange in ihrem liberalen 
Aberglauben an die Allmacht des Individuums beim Lenken 
der Staatsgeſchicke irregegangen iſt, hat erſt ſpät den 
Blick für die Bedeutung dieſes geographiſchen Faktoren in 
Deutſchlands Geſchichte bekommen. Die Erfahrung war weit 
vorausgegangen: die tatſächliche Einkreiſung Friedrich des 
Großen während des Siebenjährigen Krieges. Aber dieſe 
Erfahrung war ſozuſagen aus der Erinnerung weggetilgt 
worden durch die glücklichen hiſtoriſchen Konjunkturen, die 
es für Bismarck ermöglichten, das Problem ſeiner Zeit 
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Schritt für Schritt abzuwickeln. Hierdurch ſchien der Be— 
weis geliefert, daß eine geſchickte Staatskunſt die Mißlichkeiten 
der Lage neutraliſieren konnte. In Wirklichkeit war nur 
bewieſen, daß dieſe relativ unſchädlich ſind, ſolange es auf 
der anderen Seite weder Luſt noch Fähigkeit gibt, ſich die— 
ſelbe zu Deutſchlands Schaden nutzbar zu machen. Zur 
Einkreiſung bedarf es auch eines Kaunitz, der es verſteht, 
den Ring zu ſchließen. Bismarcks Werk traf mit der „klein— 
engliſchen“ Periode zuſammen, wo der britiſche Löwe in 
„glänzender Iſolierung“ feine ſchon gewonnene Beute ver— 
daute, ohne nach einer neuen zu begehren; zugleich endigte 
es in einer „kleindeutſchen“ Periode, in der der deutſche 
Adler ſich vollkommen „ſaturiert“ fühlte. Die Politik des 
einen war durchaus maritim, die des anderen kontinental; 
dieſe beiden Kreiſe ſchnitten einander an keinem Punkt. 
Daher gab es auch noch keinen Anlaß für die ältere und 
höchſtbegünſtigte Macht, auf die Schwächen der jüngeren 
zu ſpekulieren. Somit fehlte der politiſchen Theorie jeder 
Stachel politiſcher Praxis in ihrer Auffaſſung von den 
Schwächen. 

Dieſes Idyll aber konnte nicht fortbeſtehen. Es bedurfte 
eines Menſchenalters von Konzentration, um das neue Deutſche 
Reich auf einen feſten Grund zu ſtellen; dann konnte es 
für ſeine ſproſſenden Kräfte daheim keine Verwendung mehr 
finden; nach dem notwendigen Geſetz der Entwicklung mußte 
eine Periode der Ausdehnung kommen. Das bedeutet, daß 
das Werk des ſtaatlichen Grundlegers zu Konſequenzen ge— 
reift war, die ſeine eigenen Vorausſetzungen übertrafen. 
Sein Horizont war auf Europa beſchränkt und mußte es 
ſein. Seine Aufgabe beſtand darin, den Grund zu ſichern. 
Anderen Männern kam es zu, in die Höhe zu bauen; und 
dazu ließ der eigene Weltteil nicht genügend Platz. 
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Ich vergeſſe nicht, daß Bismarck ſelbſt den erften Grund 
zu den deutſchen Kolonien in Afrika und Ozeanien legte. 
Das geſchah Mitte der 1880er Jahre, nachdem er vorher 
Frankreich auf dem Wege nach Tunis und England auf 
dem nach Agypten aufgemuntert hatte. Hiermit trat nun 
eine neue Schwäche in Deutſchlands territorialer Lage ans 
Licht; oder beſſer geſagt, die alte Schwäche wurde von einer 
neuen Seite beleuchtet. Deutſchland fehlt die natürliche Ope— 
rationsbaſis, von der aus ſich eine Kolonialmacht aufbauen 
läßt. Rußland beſitzt eine ſolche an ſeiner freien Seite in 
Aſien, England an dem von ihm beherrſchten Weltmeer, 
Frankreich in gewiſſer Hinſicht an dem gegenüberliegenden 
Lande jenſeits des Mittelmeeres; wiederum zeigt ſich Deutſch— 
lands eigenartige Gebundenheit, wenn wir jetzt ſehen, wie 
ihm die Nachbarn alle Wege zu den irgendwie möglichen 
Kolonien verſperren. Das bedeutet, daß Deutſchland aller 
Vorausſetzungen zu einem unmittelbaren Zuſammenhalt mit 
einem Kolonialreich entbehrt. Will es ein ſolches erwerben, 
ſo muß es ſich darein finden, daß es weit weg liegt, und 
daß die Wege dorthin nicht von ſeiner eigenen Macht be— 
herrſcht werden können. Bismarck erſchien dieſes Problem 
ſo hoffnungslos, daß er bekanntlich bereit war, Rußland 
nach Konſtantinopel zu laſſen — alſo die einzige Ausſicht 
der zentraleuropäiſchen Mächte auf fremde Weltteile preis⸗ 
zugeben, die die anderen Großmächte noch freigelaſſen hatten. 

Aus all dieſen Umſtänden ſchien man nur einen Schluß 
ziehen zu können: Deutſchlands Zukunft liegt auf dem Meere. 
Dieſe Deviſe leuchtete von der Faſſade des deutſchen Schiff— 
fahrtspavillons auf der Pariſer Ausſtellung im Jahre 1900 
hinaus in die Welt. Und als eine Art Beſtätigung hierfür 
hatte der deutſche Reichstag im gleichen Jahre ein Flotten⸗ 
geſetz angenommen, das der genannten Zukunft Sicherheit 
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auf den Wellen ſchaffen ſollte. Eine ſolche Sicherheit aber 
konnte nicht unbedingt ſein, ſolange Englands überlegene 
Flotte die Wege auf dem Meere beherrſchte. Schon der Aus— 
gang in die Nordſee war der Möglichkeit einer engliſchen 
Sperre unterworfen. Die Begründung des deutſchen Flotten— 
voranſchlages zeigt auch, um welche zweitgradige Sicherheit 
es ſich hier handelt: Deutſchland hofft keineswegs Eng— 
lands Oberherrſchaft zu brechen, es bleibt bei der Berechnung 
beſtehen, für ſeinen Teil dahin zu kommen, daß der Herr 
des Meeres nicht ſeinen Weg ſtören will, aus Angſt, daß 
er bei einem Zuſammenſtoß angeſichts eines Dritten allzu 
ſehr geſchwächt werden könnte. Das iſt der „Riſiko-Gedanke“. 
Und an dieſem dünnen Faden hängt ſeitdem die ganze 
deutſche Kolonialgewalt. 

Man ſieht, das iſt ein rein defenſiver Gedankengang. 
Deutſchland iſt ſich bewußt, daß es gegen niemand feind— 
liche Abſichten hat. Mit dieſem guten Gewiſſen iſt es auf 
dem kolonialen Weg fortgeſchritten und hat hier und dort 
ein Stück erworben, wobei alle voneinander und vom Mutter 
land getrennt liegen. Sein höchſtes Ziel vor dem Kriege 
ſchien zu ſein, einen Zuſammenhalt zwiſchen den zerſplitterten 
Gebieten in Afrika zu einem größeren Block zuſtande— 
zubringen; an eine unmittelbare Verbindung zwiſchen dieſem 
Block und Deutſchland in Europa war ja nicht zu denken — 
das mußte wie vorher auf der Auffaſſung Englands vom 
Riſiko eines Eingreifens beruhen. 

Aber man gewann ſeinen mageren Anteil nicht ohne die 
größten Schwierigkeiten und Gefahren und einen ausdauern— 
den Widerſtand ganz beſonders vonſeiten Englands. Und 
nun machte ſich der Mangel an Bewegungsfreiheit in der 
Lage des deutſchen Mutterlandes in der Praxis ſo bemerkbar, 
daß die Theorie nicht umhin konnte ihn feſtzuſtellen. Ratzel 
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(„Deutſchland“, 1898) und Lamprecht (Zur jüngften 
deutſchen Vergangenheit“ III, 1904) hatten die Aufmerk⸗ 
ſamkeit auf die umzingelte Lage mit ihrem konzentriſchen 
Druck gelenkt; jetzt wies Ruedorffer im Jahre 1914 
(kurz vor dem Kriege) in ſeinen genialen Grundlinien zur 
„Weltpolitik der Gegenwart“ auf die geographiſche Lage mit 
ihren Konſequenzen für die Politik hin. Jeder Schritt in 
der Weltpolitik wird für Deutſchland durch die Rückſicht 
auf die kontinental-europäiſche Konſtellation erſchwert. Man 
muß immer die Wirkung daheim berechnen, wo neidiſche Nach— 
barn auf jede Blöße lauern. Dieſen Zuſammenhang verſtand 
das breite Publikum nicht, als es über den ſchwachen Ertrag 
des langen Marokkokonfliktes klagte: derſelbe war nicht nur 
eine Streitfrage zwiſchen Deutſchland und Frankreich, ſondern 
eine ſolche zwiſchen Deutſchland und dem ganzen Staaten⸗ 
ſyſtem, in deſſen Mitte es ſitzt. 

Und dieſes Syſtem hatte jetzt ſeinen neuen Kaunitz in 
England gefunden: König Eduard, den Schöpfer der 
„Entente“. Es iſt in letzterer Zeit üblich, die Schuld an 
Deutſchlands Iſolierung ſeiner minderwertigen Diplomatie 
in die Schuhe zu ſchieben; in Wahrheit war das Problem 
unlösbar. Keine Staatskunſt der Welt hätte unter Be— 
wahrung von Deutſchlands Ehre und Stellung dieſen Ring 
ſprengen können; denn die Initiative lag in der Hand Eng⸗ 
lands. | Bi 

Deutſchland konnte nicht mehr tun, als für eine Ver⸗ 
ſöhnung mit England arbeiten. Daß es ihm bei einem ſolchen 
. Beftreben ernſt war, iſt eine einfache hiſtoriſche Tatſache, die 
nur reine Unkenntnis und blinde Böswilligkeit in Abrede 
ſtellen können. Zu dieſem Zwecke ſpannte der Kaiſer ſelbſt 
die Sehne des Volksvertrauens bis zur Gefahr des Zer⸗ 
reißens; der Reichskanzler, der Staatsminiſter des Außern, 
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der Geſandte in London, kurz die geſamte offizielle Welt 
verfolgten eine ſolche Verſöhnung als außerpolitiſchen Haupt— 
zweck. Man muß auch ſehr unbewandert in der Geſchichte 
der Gegenwart und in der Pſychologie der Menſchennatur 
ſein, um die Ehrlichkeit der Erregung des Reichskanzlers 
Bethmann-Hollweg zu bezweifeln, als er im Augenblick des 
Kriegsausbruches vor dem engliſchen Botſchafter bekannte, 
daß ſein ganzes politiſches Syſtem jetzt in Scherben zerfiel. 

Wenn man aber jetzt nachträglich die Tatſachen und 
Geſichtspunkte zuſammenhält, ſo kann man ſich des Ein— 
druckes nicht erwehren, daß eben dieſes Syſtem — das 
ſomit das des offiziellen Deutſchland vor dem Kriege war 
— in der Tat nur ein Luftſchloß ohne politiſch feſten Grund 
auf der Erde war. Deutſchland war der Raub eines Irrtums. 


II. 
8. Dezember 1915. 


Deutſchlands Irrtum beſtand in erſter Linie darin, daß 
es an die Möglichkeit einer Verſöhnung mit England glaubte, 
ſolange es ſeine Zukunft auf dem Meere ſuchte. 

Wir haben den Gedankengang hierbei verfolgt: den „Riſiko— 
gedanken“. Er war natürlich für Deutſchland, aber der Fehl— 
ſchluß beſtand darin, ihn auch als natürlich für England 
anzuſehen. Denn der Riſikogedanke — ſelbſt wenn man ihn 
kurz halten kann, fo daß er praktiſch kein Gedanke des Wett— 
bewerbes wird — bedeutet an ſich eine Teilung der Gewalt auf 
dem Meere. Es geht eine gerade Linie von Kaiſer Wilhelms 
„Zukunft auf dem Waſſer“ zu Schulze-Gävernittz' 
Loſung vom Jahre 1915 während des Weltkrieges: „Freie 
Meere“. Aber England, die jetzige britiſche Weltherrſchaft, 
ſteht und fällt mit der Unfreiheit der Meere für andere. 
Es kann die Gewalt mit niemand teilen, wenn es über— 
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haupt feine Zukunftshoffnung behalten können ſoll. Seine 
Hoheit und Deutſchlands Hoheit haben unter einem und 
demſelben Dache nicht Platz — auch wenn dieſes Dach fo 
hoch wie das Himmelsgewölbe über dem Weltmeere iſt. 

Wir wollen zuerſt die Zeugniſſe für den engliſchen Ge— 
dankengang hören. „Es liegt in der beſonderen Natur der 
Seemacht, vor allem in den Zeiten des Dampfers, einzig 
und unteilbar zu ſein und daher ganz und gar in den 
Händen einer dominierenden Macht zu liegen,“ ſo ſchreibt 
Monypenny in „Empire and Century“ (1905), alſo 
im Namen der imperialiſtiſchen Rechten. „Der Ozean kann 
nicht mehr als einen Herrn vertragen,“ ſo ſteht in „Navy 
League Annual“ (1910—11); dieſes Zeugnis kommt direkt 
aus Seemannsfachkreiſen. Die Seemacht unterſcheidet ſich 
von der Landmacht in einem vitalen Punkte: mili— 
täriſche Suprematie kann zwiſchen mehreren mächtigen 
Staaten geteilt werden, aber die Suprematie zur See iſt 
einzig und unteilbar — in dieſem Kriege werden wir unſere 
Herrſchaft über die Meere entweder behalten und befeſtigen 
oder auch verlieren — mit Deutſchland teilen werden wir 
ſie nicht, weil wir das nicht können.“ So ſchreibt Seton 
Watſon in „The War and the Democraty“ (1914); ein 
Zeugnis, das voll und ganz jene Politik vertritt, die gerade 
jetzt in England am Ruder ſitzt. 

Es bedarf keiner weiteren Belege, um feſtſtellen zu konnen, 
daß die Unteilbarkeit der Seemacht in einer Hand ein eng— 
liſches Dogma iſt. Natürlich iſt dies an ſich falſch. Ebenſo 
gut konnten der Großkönig Darius und der „Kaiſer“ Auguſtus 
zu ihrer Zeit erklären, das Land müſſe einen Herrn haben 
und nicht mehrere. Zweifellos war das auch deren ehrlicher 
Glaube. Aber die Geſchichte iſt an dieſem Glauben vorüber: 
gegangen und hat auf den Kontinenten ein „Nebeneinander“ 
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von Großmächten geſchaffen. Ohne allen Zweifel wird es 
auch ſo auf dem Weltmeer gehen. Das aber bedeutet nichts 
weniger und nichts mehr, als daß die jetzige britiſche Gewalt 
unhaltbar iſt und aufgelöſt werden muß. Denn ſie lebt von 
dem Univerſalgedanken: „Rule Britania, rule the Waves“, 
das iſt nicht nur eine poetiſche Phraſe, ſondern ein 
vollkommen praktiſches Programm. Von ihm zu laſſen, 
wäre das gleiche wie von dem Glauben an ſich ſelbſt zu 
laſſen. Der Glaube Englands an ſich ſelbſt hat das Dogma 
von der Unteilbarkeit der Seemacht erzeugt. Das iſt Eng— 
lands Lebenslüge. 

Aber, ſo fragen wir uns, warum kann England ſeine 
Gewalt nicht mit einem Anteil am Meere aufrechterhalten, 
wie Frankreich und Deutſchland? Die Antwort iſt einfach 
und klar: Für eine Inſelmacht ſpielt das Meer eine ganz 
andere Rolle als für eine halbwegs oder ganz kontinentale. 
Die unbedingten Forderungen der Geopolitik inbezug auf 
eine Großmacht: die größſtmöglichſte Bewegungsfreiheit nach 
außen und der möglichſt enge Zuſammenhalt im Innern 
ſind bei einer Gewalt von der Art Englands unzertrennlich mit 
der Macht über die Meere verknüpft. Denn das Meer iſt 
der einzige Weg zu den Kolonialgebieten, die jenſeits des— 
ſelben hundertmal größer an Ausdehnung als das Mutter— 
land und neunmal ſtärker an Volkszahl, den Kern zu 
deſſen Größe bilden. England macht Anſpruch auf das 
Meer mit demſelben Recht wie Rußland auf den Zuſammen— 
hang mit Sibirien zu Lande: es kann ſich auf keinen anderen 
Zuſammenhang berufen oder ſtützen. Wie aber würde es 
nun mit England gehen, wenn es den deutſchen „Riſiko— 
gedanken“ reſpektieren wollte? Dadurch wäre das Präjudiz 
für andere ähnliche Gedanken gegeben, für einen japaniſchen 
im pazifiſchen und indiſchen Meer und einen amerikaniſchen 
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im atlantifchen und pazififchen Ozean — überall wo Enge 
land ſich hinwenden würde, müßte es die Wege nach ſeinen 
Kolonien durch andere „Riſikogedanken“ geſtört und viel— 
leicht verſperrt ſehen und die große Weltherrſchaft wurde 
unter den Willen anderer geraten! 

Soll England ſeine Stellung aufrechterhalten können, ſo 
muß es daher das Meer ſelbſt in ſeine Beſitzungen einreihen 
und zwar aus demſelben Grunde, der die Feſtlandsmächte 
dazu bewegt, die Zwiſchenräume zwiſchen ihren Beſitzungen zu 
verlangen. Um einen richtigen Begriff von der Größe des 
engliſchen Imperiums zu bekommen, muß man alſo auch 
dem Meere feine rote Farbe auf der Karte geben: 365 Mill. 
qkm Waſſer zu den nahezu 35 Millionen qkm Land, alſo 
im ganzen 400 Millionen qkm oder vier Fünftel der ganzen 
Oberfläche unſeres Planeten! So unerhört iſt der Anſpruch, 
den dieſes Land erhebt. Doch es iſt tatſächlich ſo: England 
hat eine ſolche Stellung gefordert. Wir haben zugleich ge 
ſehen, daß es das tun mußte. Sein Geſchäft muß dieſe 
Ausdehnung annehmen, wenn es überhaupt aufrechterhalten 
werden ſoll. Man läßt aber dem ganzen Anſpruch nicht die 
volle Gerechtigkeit angedeihen, wenn man nicht deſſen defen— 
ſives Moment beachtet; und das iſt der Punkt, auf den ich hier 
die Aufmerkſamkeit lenken wollte. England in ſeiner jetzigen 
Geſtaltung braucht die Herrſchaft über das Meer nicht nur 
um neue Eroberungen zu machen, ſondern allein ſchon um 
das zu bewahren, was es beſitzt. 

Wenn England alſo Deutſchlands Anſpruch auf einen An⸗ 
teil am Meere zurückweiſt, ſo hat es darin von ſeinem 
Standpunkt aus recht: es kann nicht anders, wenn es ſeine 
Stellung aufrechterhalten will. Daß Deutſchland ſeinerſeits 
ebenſo recht hat, mit ſeinem Anſpruch zu kommen, bedarf 
meiner Beſtätigung nicht. Aber ich glaube jetzt gezeigt zu 
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haben, daß man auf deutfcher Seite das Opfer eines Irr⸗ 
tums war, als man dieſen Anſpruch für unſchuldig hielt. 
Subjektiv war er das, objektiv nicht. Er gab Deutſchland 
ſein gutes Gewiſſen im diplomatiſchen Kampf, aber er 
konnte England das ſeinige nicht rauben. England beſaß 
das Recht der Selbſterhaltung beim Widerſtand, während 
Deutſchland das Recht des natürlichen Wachstums beim 
Angriff hatte. Subjektiv hatten beide recht. Objektiv wieder 
keiner von beiden; denn hier liegt überhaupt keine Rechts⸗ 
frage vor. Ob England die Welt als ein Monopol beſitzen 
ſoll oder ſie mit Deutſchland teilen muß — das iſt eine 
Frage, die nicht vor einem Richterſtuhl entſchieden wird, 
ſondern auf der Ringbahn. Hier ſchweigt das Recht und 
die Macht allein ſpricht. 

Deutſchlands Irrtum war alſo in erſter Linie der „Riſiko— 
gedanke“: der Gedanke, daß es einen friedlichen Weg zur 
Zukunft auf dem Meere an England vorbei gab. Der Fehl⸗ 
ſchluß beruhte auf einer rein völkerpſychologiſchen Schwäche, 
auf einer allzu theoretiſchen Betrachtungsweiſe, der das 
wirkliche Verſtändnis für die Geſichtspunkte und die Stellung 
des Gegners fehlte. Da dieſer Mangel an Verſtändnis einem 
noch ausgeſprocheneren auf der andern Seite begegnete, ſo 
wurde der Konflikt unausbleiblich und unlösbar. Solange 
ſich die zwei Mächte auf verſchiedenen Bahnen bewegten 
— Deutſchland auf der kontinentalen und England auf der 
maritimen — ſo konnten ſie Frieden halten; als Deutſch⸗ 
land ſich auf die maritime einſtellte, ſchnitten die Kreiſe 
einander, und ſie mußten das tun. 

Aber es ſcheint wirklich, als könne man von einem noch 
tiefer gehenden Irrtum bei dem Deutſchland ſprechen, das 
ſich offiziell zu dem Programm „Weltpolitik und kein Krieg“ 
bekannte (nach der Überſchrift einer Regierungsbroſchüre im 
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Jahre 1913). Der Riſikogedanke feinerfeits ſetzt die Zu— 
kunft auf dem Meere voraus. Sollte nicht gerade dieſer 
Grundſatz illuſoriſch fein? Während eines halben Menfchen: 
alters galt es für Deutſchlands Regierungskreiſe als ebenſo 
dogmatiſch unangreifbar, wie die Herrſchaft über die Meere 
für die Englands: verbirgt ſich dahinter nicht wieder ein 
Fehlſchluß — ebenſo wie bei der Gegenſeite? 

Ich glaube an Deutſchlands Zukunft ſo ſtark wie über⸗ 
haupt an irgend etwas in der politiſchen Welt. Aber ich 
zweifle nunmehr daran, daß dieſe Zukunft auf dem Meere 
liegt. Mit zunehmender Klarheit vermeine ich zu ſehen, daß 
Deutſchlands Zukunft auf dem Lande liegt: nicht in einer 
Teilung des Meeres mit England, ſondern in einer Be— 
freiung vom Meere und von England. In dieſer Auffaſſung 
berühre ich mich mit einer neuen Strömung in der öffent: 
lichen Meinung Deutſchlands ſelbſt, mit einer Strömung, 
die, bisher unterdrückt, jetzt während des Krieges in Fluß 
gekommen zu ſein ſcheint. Aber dieſe Theſen und An— 
deutungen verlangen ihr beſonderes Kapitel und ihre eigene 
zuſammenhängende Beleuchtung. 
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Deutfchlands Zukunft. 


* 
20. Dezember 1915. 


„Deutſchlands Zukunft liegt auf dem Waſſer,“ fo lauteten 
die berühmten Worte der Kaiſerrede vom Jahre 1898, die 
ſich dann vom deutſchen Marinepavillon auf der Pariſer Aus— 
ſtellung im Jahre 1900 an die ganze Welt richteten. Sie 
gehörten zu einem Ideenkreis, dem zu gleicher Zeit auch 
andere kaiſerliche Schlagworte entſprangen, wie „Reichs— 
gewalt bedeutet Seegewalt“ (1897) und „Der Ozean iſt 
unentbehrlich für Deutſchlands Größe“ (1900). Sie bildeten 
ein Glied in der Bearbeitung der öffentlichen Meinung zu— 
gunſten des großen Flottengeſetzes, das im Jahre 1900 auch 
zur Wirklichkeit wurde. 

Um dieſen Gedankengang richtig erfaſſen und einſchätzen 
zu können, muß man ihn jedoch auch unter einer allge— 
meineren hiſtoriſchen Perſpektive ſehen und zwar im Lichte 
der Ideen und Überlieferungen des ganzen Zeitabſchnittes. 
In den 1890er Jahren erwachte der moderne Imperialismus 
und richtete ſich gleich auf überſeeiſche Häfen ein. Das 
Schlagwort war damals „Die offene Tür“: die fremden 
Märkte (vor allem China) ſollten dem europäiſchen Indu— 
ſtrialismus eröffnet werden. Zu dieſen offenen Türen führte 
alſo der Weg über das Weltmeer. Auch zu den eigenen 
Kolonien gab es in der Regel keinen anderen Weg. Man 
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lebte noch immer inbezug auf die Bildung einer Groß— 
macht in der Überlieferung der verfloſſenen Jahrhunderte: 
ein Mutterland in Europa und koloniale Gebiete weit ent— 
fernt in der Welt. In einer ſolchen Lage war es ſelbſt— 
verſtändlich, daß ſich eine Großmacht für ihr Wachstum 
auf dem Weltmeer geltend machen mußte; ganz beſonders 
wenn ſie, wie Deutſchland, an einer eingeengten heimiſchen 
Lage litt, die keine Möglichkeit bot, eine koloniale Gewalt 
mit territorialem Zuſammenhang aufzubauen. Es ſoll nicht 
im geringſten beſtritten werden, daß das Wort und der 


Gedanke des Kaiſers beim Jahrhundertwechſel ein unent⸗ 


behrliches Glied in Deutſchlands Entwicklung zur Weltmacht 
waren. 

Seitdem iſt ein halbes Mannesalter vergangen und noch 
immer ſcheint dieſer Gedanke im Mittelpunkt der offiziellen 
deutſchen Volksmeinung zu ſtehen. „Die Hauptſache für uns 
war immer das Prinzip der offenen Tür in großen über— 
ſeeiſchen Gebieten; wir wollten dort unter den gleichen Be— 
dingungen wie die Engländer und Franzoſen Handel treiben,“ 
ſchreibt Hintze in dem großen Werk über „Deutſchland 
und der Weltkrieg“, 1915. Auch die letzte Arbeit von Hett— 
ner über „Die Ziele unſerer Weltpolitik“ im Herbſte 1915 
ſchlägt die gleiche Gedankenrichtung ein und nennt die offene 
Türe als das erſte dieſer Ziele. Eine praktiſche Ergänzung 
bildet die andere Loſung „Freie Meere“, die Schulze— 
Gävernitz im Jahre 1915 aufgeſtellt hat: Englands 
Monopol auf dem Meere muß beſeitigt werden, wenn die 
fernen Türen für Deutſchland wirklich offen gehalten werden 
ſollen. Andauernd ſcheint alſo das Meer als die einzige 
Quelle der Größe höchſten Grades betrachtet zu werden. 
Es iſt nur eine logiſche Anwendung und Zuſpitzung des 
ganzen Standpunktes, wenn der Reichstagsabgeordnete 
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Gothein in „Die Hilfe“ vom 29. 10. 1914 fich glatt 
weg ablehnend gegenüber einer näheren Verbindung mit 
Oſterreich-Ungarn verhält: Deſſen Zukunft liegt auf der 
Donau und auf dem Balkan, „die unſere auf dem Waſſer“. 

Von dieſem Standpunkt aus verſteht man auch, warum 
Hintze das Elbe-Euphrat-Programm als politiſche Zukunfts— 
ausſicht ſo ſchroff von der Hand weiſt: Dies iſt nur ein 
„phantaſtiſches Projekt“. Deutſchlands Intereſſe dort unten iſt 
ausſchließlich wirtſchaftlich, die Türkei iſt ein überſeeiſches 
Land wie andere, wo man Stützpunkte für Handel und 
Induſtrie ſucht. Dieſer Gelehrte hat einen ſcharfen Blick 
für die eingeklemmte Lage und mangelnde Bewegungsfreiheit 
der Heimat, aber er läßt es ſich ſehr angelegen ſein, ſein 
Volk doch als zufrieden mit ſeinem Beſitz hinzuſtellen: „in 
Anbetracht unſerer ſchweren Lage befanden wir uns bei Kriegs— 
ausbruch gar nicht ſo übel“; Deutſchland iſt andauernd geo— 
graphiſch „ſaturiert“, aber es lebte und gedieh gut, indem 
es ſeine Fabriken auf dem ſchmalen Grunde immer höher 
baute. 

Während das offizielle Deutſchland alſo noch immer ſein 
Antlitz dem Meere zuwendet und nach den „offenen Türen“ 
dort draußen ausſpäht, hat ſich eine große Veränderung 
in den Dafeinsbedingungen für eine Großmacht vollzogen. 
England, der Prototyp für eine zerſplitterte Gewalt, die 
nur in der Seemacht ihre Einheit erblickt, hat begonnen, 
nach einer anderen Einheit zu ſuchen, nämlich nach der der 
geſchloſſenen Türe auf dem Lande. Frankreich hat ſchon 
lange dieſem Syſtem gehuldigt, als es den Handel mit 
ſeinen Kolonien für ſeine eigene Rechnung monopoliſieren 
wollte. Jetzt zeigt ſich die Tendenz, dieſes Syſtem auch auf 
England und auf die übrigen exotiſchen Märkte auszudehnen. 
Das weltgeſchichtliche Beiſpiel iſt Perſien im Jahre 1907: 
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nicht mehr freie Konkurrenz bei offenen Türen, ſondern ein 
Austauſch, ſo daß jeder das Seine erhält. Durch dieſe 
Behandlung Perſiens ſtrebt England jetzt danach, ſeine aſia— 
tiſchen und afrikaniſchen Kolonialbeſitzungen zuſammen— 
zuſchließen, wie es ja ſchon früher mit den afrikaniſchen für 
ſich zu tun verſuchte. Aus dieſen Beſtrebungen erſteht ein 
ganz neues Bild: ftatt der verſtreuten Beſitzungen große 
zuſammenhängende Blöcke und ſtatt des freien Zutrittes zu 
den Märkten das Monopol. Das iſt das Prinzip der ge— 
ſchloſſenen Intereſſenſphären; und Schilders periodiſche 
Darſtellungen der Entwicklung der offenen Tür (im „Welt— 
wirtſchaftlichen Archiv“) zeigen, wie das Letztere immer mehr 
hinter dem Erſteren zurücktritt. 

Die eine dieſer neuen Formen hat auch das offizielle 
Deutſchland akzeptiert: die Blockbildung. Eine zuſammen— 
hängende zentralafrikaniſche Gewalt iſt offen erſtrebt worden; 
und düefen wir den Gerüchten eines Übereinkommens mit 
England kurz vor dem Kriege glauben, ſo würde dieſelbe auch 
bis zu einem gewiſſen Grade verwirklicht worden ſein. Aber 
irgendein territorialer Zuſammenhang zwiſchen dem kolo— 
nialen Block und dem Mutterland liegt nicht innerhalb des 
Geſichtsfeldes; und dort draußen auf den exotiſchen Märkten 
vertraut man — wie wir geſehen haben — noch immer 
dem „Seſam“ der offenen Türe. 

Der fremde Betrachter kann ſich nicht von dem Eindruck 
einer gewiſſen Rückſtändigkeit einer ſolchen Betrachtungs— 
weiſe losmachen. Sie hat ihre Zeit gehabt, nämlich die 
des allgemeinen Freihandels. Dieſe Zeit iſt die gleiche wie 
die der engliſchen Handelshegemonie. Im ſelben Grade, wie 
ſich Deutſchland durch die offenen Türen bedient fand, wurden 
dieſelben für England unbequem; denn vor allem mit Deutſch— 
land ſtieß jetzt England in den offenen Türen zuſammen. 
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Es war alſo eine natürliche Sache, daß England nunmehr 
ſowohl die eigenen Türen wie die anderer ſchließen wollte 
— und wie weit kommt Deutſchland dann mit dem nackten 
Prinzip in der Hand? Dasſelbe erwies ſich als un— 
praktiſch in der Marokkofrage, wo Deutſchland dafür kämpfte 
und England auf der anderen Seite fand; dann mußte 
Deutſchland Jahre hindurch auf der ſchmalen Kante zwiſchen 
Frieden und Krieg balanzieren — ſchon damals — bevor 

es eine notdürftige Anerkennung des Prinzipes erreichte. 
Wir überſehen ja nicht, daß bei der repräſentativen deut— 
ſchen Darſtellung eine gute Doſis von Diplomatie hinein— 
ſpielt. Es galt auf der einen Seite die Türkei nicht durch 
irgendwelche deutſch-imperialiſtiſche Geſpenſter zu erſchrecken, 
auf der anderen Seite aber der feindlichen Agitation die 
Spitze abzubrechen, die Deutſchland die Schuld am Kriegsaus— 
bruch zuſchreibt: je zufriedener man mit ſeinem Los war, deſto 
weniger konnte man ja mit aggreſſiven Abſichten umgehen! 
Es iſt auch gar nicht unſere Meinung, der deutſchen Politik 
im Jahre 1914 irgendwie bewußte Aggreſſivität zuzuſchreiben; 
wir kennen die friedlichen Intentionen ſowohl der Regieren— 
den wie der allgemeinen Meinung nur allzu gut. Aber wir 
wagen den Satz aufzuſtellen, daß Deutſchland hier nicht 
ebenſo unſchuldig war, wie ſeine Regierung und ſein Volk. 
Für die populäre individualiſtiſche Auffaſſung, die den Staat 
nicht unabhängig von ſeiner zufälligen Repräſentation ſehen 
kann, klingt dies wie eine leere Paradoxe. Trotzdem kann 
es möglich ſein, daß die überindividuelle Perſönlichkeit des 
Staates zwingende Bedürfniſſe hat, die nicht unmittelbar mit 
den Plänen der Leitung und der allgemeinen Meinung zu— 
ſammenfallen. Als eine ſolche Staatsnotwendigkeit müſſen 
wir Deutſchlands Forderung nach einer breiteren Baſis im 
Staatenſyſtem, nach einer unabhängigeren Stellung in terri— 
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torialer Hinſicht, als es die jetzige iſt, bezeichnen. Auch 


wenn ſeine eigenen Söhne zaudern, dieſes Bedürfnis in Tat 
umzuſetzen: die Außenwelt ſieht es doch und gibt dieſer 
inneren Notwendigkeit den Wert des Zeugniſſes gegenüber 
der eigenen Abrede. Das Wort von dem Emporbauen auf 
dem Grund des status quo mag noch ſo aufrichtig gemeint 
ſein — die Feinde, von denen jeder ſelbſt auf einen feſten 
Grund geſtellt iſt, konnten nicht umhin um den status quo 
zu bangen, da der Turm eine ſolche Höhe erreicht hatte. Und 
nach dieſer Furcht haben ſie ihre Handlungsweiſe eingerichtet. 

Unter einem ſolchen Geſichtspunkt betrachtet, hat der ver— 
ketzerte und desavouierte Bernhardi im intimeren Kontakt 
mit dem wirklichen Deutſchland geſtanden als ſeine geſetz— 
mäßigen Vertreter. Er iſt auch nicht allein geblieben. Seitdem 
der Gang des Krieges die diplomatiſchen Schleier entbehrlich 
gemacht, iſt eine ganze Literaturrichtung entſtanden, die ohne 
Vorbehalt die Richtlinien für ein größeres Deutſchland ſteckt. 
Dieſe Linien aber verlaufen nicht mehr im Waſſer, ſondern 
auf dem Lande. In Anpaſſung an die neuen Ideen ſuchen 
die Schriftſteller, die ich hier meine, die Unterlage für eine 
deutſche Weltmacht ebenfalls in einer geſchloſſenen Intereſſen— 
ſphäre, die in unmittelbarem Zuſammenhang mit dem Vater⸗ 
lande ſteht und ſo umfangreich iſt, wie es deſſen wirkliche 
Kraft bedingt. 

Es iſt von außerordentlichem Intereſſe, dieſen neuen Ideen⸗ 
kreis näher zu unterſuchen, zumal die Entwicklung des 
Krieges ihn augenblicklich in vollſtem Sinne aktuell ge— 
macht hat. 

II. 
Dezember 1915. 

Die neue Loſung liegt am eheſten, nach einer Überſchrift 
in der kürzlich erſchienenen Broſchüre von Emmerich Sch us 
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bert, in dem Schlagwort „Deutſchlands Brücke zum 
Orient“. Der Blick richtet ſich dabei fort von der Nordſee in 
das Innere des eigenen Kontinentes nach Süden und Oſten 
in drei Etappen: Oſterreich-Ungarn, die Balkanhalbinſel und 
das türkiſche Aſien. Das iſt das alte Programm mit den 
vielen Namen: Berlin-Bagdad, Hamburg-Baſra, Elbe— 
Euphrat, Nordſee-Perſiſche Bucht. Aber in Winterſtet— 
tens Verkündigung (Berlin-Bagdad, 1914) handelt es ſich 
nicht mehr um eine platoniſche Verbindung zwiſchen Ge— 
ſchäftsgebieten, ſondern um eine wirkliche Reichsgeſtaltung 
auf dem Grunde ſtarker Bündniſſe, wobei das Subjekt Mittel— 
europa heißt und der türkiſche Teilnehmer bei vollſtändiger 
Selbſtändigkeit im übrigen in dieſem Mitteleuropa eine Schutz— 
macht erblickt, die das Privilegium beſitzt „ſein Land zu 
koloniſieren und deſſen Hilfsquellen zu erſchließen“. 

Eine ſpätere Abhandlung erweitert die Intereſſenſphäre des 
zuletzt genannten Verfaſſers nach Norden hin und bezeichnet 
„das politiſche Programm des Krieges“ mit der Formel Nord— 
kap⸗Bagdad. Dieſen Weg beſchreitet er ganz allein. Tiefer 
ſieht hier ein anderer Schriftſteller, Karl Mehrmann, in 
ſeinem „Großdeutſchland“ (1915). Mit ſcharfem Blick für 
die geopolitiſchen Mängel ſeines gegenwärtigen Vaterlandes 
— deſſen Charakter als Enklave daheim und deſſen zer— 
ſplittertes Machtgebiet draußen — unterſucht er, inwieweit 
das Bündnis mit der Türkei eine politiſche Formation in 
Geſtalt einer großen „Ringgewalt“ durch Europa, Vorder— 
aſien und Zentralafrika ſchaffen wird. Daß dies die natür— 
liche Richtung der Entwicklung iſt, will er ſchon der jetzigen 
Statiſtik entnehmen, die (1909) 8¼ Millionen Mark für 
den deutſchen Feſtlandshandel, aber bloß 6,8 für den Überſee— 
handel verzeichnet, wobei von dem erſteren 3,2 Millionen 
auf die angegebene Intereſſenſphäre „entfallen, gegenüber 
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1,9 Millionen nach rechts (Rußland) und weniger als einer 
Million nach links (Frankreich); andere Berechnungen zeigen 
deutlich eine fortſchreitende Tendenz auf dem Feſtland und 
einen Rückſchritt für den Überſeeverkehr, vor allem im Ver— 
gleich zu England. 

Soweit kommt man auf der „Brücke zum Orient“ in 
ihrem alten Umfang. Noch aber fehlt etwas: die ummittel— 
bare Verbindung mit dem kolonialen Block in Afrika. Mehr— 
mann drückt ſich hier unklar aus und ſcheint anzunehmen es 
genüge, wenn man das ſüdliche Arabien erreicht hat; hier 
aber ſtößt man ja auf ein Waſſer und dadurch wird man 


wieder von der engliſchen Seemacht abhängig. Hier bedarf 


es einer neuen Brücke zwiſchen dem Orient und Zentralafrika — 
und die Karte zeigt die Brücke auf den erſten Blick: Agypten. 

Dieſe Konſequenz zieht Franz Köhler in der bemerkens— 
werten Arbeit „Der neue Dreibund“, 1915. Wir wollen uns 
hier nicht bei dem zweiten Hauptgedanken ſeiner Schrift 
aufhalten: bei der Losrückung der Weſtſlaven von Rußland 
und ihrer Eingliederung in die zentraleuropäiſche Intereſſen— 
ſphäre. Hier fällt das Augenmerk vor allem auf die Forts 
ſetzung oder beſſer geſagt Ableitung des alten levantiſchen 
Programmes über Agypten und den ägyptiſchen Sudan, bis 
Deutſchland in Afrika in politiſchen Länderzuſammenhang mit 
Deutfchland in Europa kommt und Elbe-Euphrat in dem 
größeren Gedanken Elbe-Aquator aufgeht. 

Es ſieht ſo aus, als ob ſich die öffentliche Kritik in 
Deutſchland noch nicht recht an dieſes „politiſche Arbeits— 
programm“ heranwage; ſie verhält ſich einigermaßen reſer— 
viert ſchon Mehrmanns Verkündigung gegenüber (ſiehe „Das 
größere Deutſchland“ vom 6. 11. 1915). Während jedoch 
die allgemeine Meinung zaudert, ſcheint die Geſchichte ſelbſt 
die Verwirklichung des Programmes vorzubereiten, genau 
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wie fie bereits die Brücke zum Orient verwirklicht hat. Nichts 
kann den „Kleinbürgerſinn“, der ein Erbe des gegen— 
wärtigen deutſchen Volkes aus dem Elend vergangener Jahr— 
hunderte iſt, beſſer kennzeichnen, als der Umſtand, daß die 
Weltmacht in der Praxis raſcher emporzuwachſen ſcheint, als 
ſie ein Eigentum des Volkes in Phantaſie und Theorie zu 
werden vermochte! 

Von der Ferne und „sub specie evolutionis“ betrachtet, 
erſcheint das Köhlerſche Programm geradezu wie eine Offen— 
barung. Es löſt Deutſchlands weltpolitiſches Problem voll— 
ſtändig und reſtlos in einem einzigen Zug. Alle die 
grundlegenden Fehler in der Geſtalt des Reiches ſind ent— 
fernt, der konzentriſche Druck ebenſo gut wie das zer— 
ſplitterte Machtgebiet; die deutſche Macht würde Bewegungs— 
freiheit und Unabhängigkeit bekommen, und kein Herr der 
Meere könnte mehr ihren Zuſammenhalt bis hinaus zu den 
tropiſchen Kolonien ſtören! 

Das Programm bedeutet eine definitive Befreiung von Eng⸗ 
lands Übermacht. Nicht durch eine Vernichtung von deſſen Flotte 
oder eine Teilung des Ozeans: England könnte ſeine Seegewalt 
zum Zuſammenhalt mit ſeinen Kolonien jenſeits der Gebiete 
der alten Welt behalten — es gäbe alſo kein Hindernis für 
eine Konzentrationspolitik auf dem Grunde der angelſäch— 
ſiſchen Nationalität im Sinne Chamberlains — aber mit 
der Gewalt im Indiſchen Meer und allen wirklichen Welt— 
eroberungsplänen und anderem Übermut wäre es vorbei. 
England könnte Deutſchland nicht länger von ſeinem recht— 
mäßigen Anſpruch auf die Welt ausſchließen. Es wäre eine 
Verteilung der Hauptmächte auf Meer und Kontinent, dieſe 
gingen einander gewiſſermaßen aus dem Wege und die 
Erde wäre für beide groß genug, nachdem ihre Anſprüche auf wirkliche 
Gleichſtellung in einem Weltſtaatenſyſtem zurückgeſchraubt wären. 
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Man ſieht, daß eine folche Löſung in der Luft liegt: fie 
paßt ſich ein in das allgemeine Syſtem, das einen Aus— 
tauſch von Intereſſenſphären einem gewaltſamen Kampf um 
die gleiche Intereſſenſphäre vorzieht. Sie verſpricht ſomit 
den einzig natürlichen „modus vivendi“ als Unterlage für 
einen dauerhaften Frieden. All das aber ergibt ſich, wie 
wir hier geſehen haben, unmittelbar und ausſchließlich aus 
Deutſchlands Entſagen auf dem Meer. Natürlich iſt dies 
nicht ſo zu verſtehen, daß die deutſche Schiffahrt und See— 
macht einfach „auflegen“ müßte, ebenſo wenig wie Deutſch— 
lands Marinekreiſe jemals eine größere Landbaſis mißbilligt 
haben dürften. Beide Entwicklungslinien gehören in das 
„zukünftige wilhelmiſche Welthandelsreich“ (Mehrmann). 
Man könnte es am eheſten eine Verſchiebung des Akzentes in 
der Ausdehnung nennen. Deutſchland würde ſein Antlitz 
nicht mehr ausſchließlich dem Meere zuwenden, wenn es 
in die Zukunft blickte. Nach dem Fingerzeig der Natur ſelbſt, 
die Deutſchland in die Mitte des europäiſchen Kontinents 
verwieſen hat, würde dieſes Land den Schwerpunkt nun— 
mehr auf die kontinentalen Intereſſen legen. 

Auch ſeine zentrale Eigentümlichkeit würde es bewahren. 
Bis hinein in das innere Afrika wäre es flankiert von den 
Beſitzungen anderer. Zu Mitteleuropa würde Mittels 
afrika hinzukommen. Die große Völkerbrücke zwiſchen den 
Weltteilen aber würde ganz jenem Zuſammenſchluß zufallen, 
bei dem Deutſchland die leitende Macht wäre. Daher die Selb⸗ 
ſtändigkeit und darin die Weltlage. Das Reich der Mitte in 
Europa würde das Reich der Mitte der alten Welt werden. 
Das iſt Deutſchlands natürlicher Entwicklungsgang. Der 
Weg zu dieſer Zukunft konnte des Waſſers nicht entbehren; 
aber die Zukunft ſelbſt liegt auf dem Lande. 
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Der deutſche Friede. 
| R 
31. Januar 1917. 


Die Welt hat die Geſichtspunkte der zehn „Alliierten“ in— 
bezug auf den Weltfrieden erfahren. Sie ſind in dem authen— 
tiſchen Aktenſtück enthalten, mit dem die Weihnachtsbotſchaft 
des Präſidenten Wilſon abgewieſen wurde. 
Deutſchland ſchweigt über feine Geſichtspunkte. Aus deut— 
lichen und gewichtigen politiſchen Gründen glaubt es gegen— 
wärtig daran verhindert zu ſein, die Karten auf den Tiſch 
zu legen. Es kann ja auch für die vier „Verbündeten“ — wir 
halten uns an die Terminologie, die ſich jetzt aus ſprachlichen 
Gründen („les allies“ — die „Verbündeten“) eingewurzelt 
zu haben ſcheint — nur nützlich ſein, wenn die Welt Zeit 
gewinnt, den Eindruck des Neujahrsgrußes der Entente recht 
tief ins Bewußtſein aufzunehmen. 

Doch iſt es nur erklärlich, wenn die Welt mit Spannung 
alle Anzeichen verfolgt, die auf die Abſichten auch auf Seiten 
der Verbündeten hinzudeuten ſcheinen. Es handelt ſich ja nicht 
nur um die andere Partei, ſondern um die militäriſch über— 
legene, die den Quellen des Sieges näher ſtehen dürfte. 
Es will ſcheinen, als müßten ihre Gedanken vom Frieden 
ſogar ein noch größeres Intereſſe haben als die der bisher 
auf allen Hauptpunkten Beſiegten, wenn man nämlich der 
Aktualität und Realität einen Vortritt vor Träumen und 
Hoffnungen zugeſtehen will. Aus dem Friedensprogramm 
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Deutſchlands wird man vielleicht die Zukunft der Welt kennen 
lernen, aus dem der Alliierten lernt man hauptſächlich nur 
dieſe ſelbſt kennen. 

Das Wort „Frieden“ iſt von verſchiedenen Seiten ausge⸗ 
ſprochen worden und kann nicht mehr ausſterben. Wie das 
Samenkorn unter dem Winterſchnee, liegt es dort draußen und 
keimt auch unter dem Haß im Herzen der Kriegführenden. 
Im Gefühl des nahenden Frühlings will ich hier einen Ver— 
ſuch machen, das Friedensproblem zu beſtimmen, wie es ſich 
augenblicklich für die ſtärkſte der kriegführenden Mächte aus⸗ 
nimmt. 


* 1 * 


Die erſte Beobachtung iſt die, daß der status quo als 
Zukunftsprogramm ausgeſtorben iſt. Nachträglich kann man 
ſich wohl fragen, wie überhaupt ein ſo unmöglicher Gedanke 
in den Gehirnen der Menſchen entſtehen konnte, wie der, daß 
auch in Zukunft jener Zuſtand chroniſchen Unwohlſeins unver— 
ändert beſtehen bleiben ſolle, der den ganzen Fieberanfall her⸗ 
vorrief. Ein ſolcher Gedanke läßt ſich nur durch bodenloſe 
Verkennung der Geſetze der politiſchen Welt im allgemeinen 
und des gegenwärtigen Zuſtandes im beſonderen erklären. 
Daß ihn nichts deſto weniger Deutſchlands Sozialdemokraten 
lange Zeit nicht fahren ließen — während ſie zu gleicher Zeit 
an der Seite der bürgerlichen Parteien treu an einer beſſeren 
Ordnung der Dinge mitarbeiteten — beweiſt nur, wie ſchwer 
es iſt, jene Attrappen aufzugeben, an die man ſich im Par⸗ 
teileben des Alltags gewöhnt hat. So kam es von jener Seite 
zu den vielen prinzipiellen Außerungen gegen die „Annexions⸗ 
politik“ und für einen „Frieden ohne Sieger und Beſiegte“. 
Mit der letzten Loſung ſtellte ſich Haaſe im Deutſchen Reiches 
tag am 24. März 1916 auf denſelben neutralen und objek⸗ 
tiven Standpunkt, den kürzlich Wilſon mit ſeinem „Frie⸗ 
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den ohne Sieg“ wieder aufgenommen hat; im letzteren Fall 
war das freilich viel natürlicher als in einem kriegführenden 
Lande, das täglich die ſchwerſten Opfer an Gut und Blut 
bringt. Die in Deutſchland abgegebene Erklärung bedeutet 
einen Wendepunkt; es trat eine „rationelle Scheidung“ ein, 
die die Unmöglichkeiten aus der ſozialdemokratiſchen Partei 
ſelbſt austreten ließ und die gemäßigten Elemente noch 
tauglicher für die ee an den reichserhaltenden Auf— 
gaben machte. 

Jetzt beſteht ſomit in der politiſchen Diskuſſion Deutſchlands 
kein Streit mehr über dieſen Punkt: der glückliche Verlauf 
des Krieges muß in Geſtalt einer veränderten Zukunfts— 
karte Früchte tragen. Inſofern iſt auch Deutſchlands Frie— 
densprogramm gleich dem der Entente ein Eroberungspro— 
gramm. Der entſcheidende Unterſchied aber beſteht darin, daß 
dieſes deutſche Programm erſt während des Krieges, aufbau— 
end auf tatſächliche Eroberungen, entſtanden iſt, während das 
— jetzt offen eingeſtandene — Programm der Entente für 
eine Beſeitigung des status quo faſt Punkt für Punkt ſchon 
vor Ausbruch des Krieges feſtlag und außerdem (in ſeinem 
europäiſchen Teil) noch immer in der Luft hängt, ohne irgend— 
wie auf realem Boden zu ſtehen. 

Behauptet man, Deutſchlands jetzige Pläne für den Frieden 
bildeten den Beweis für urſprüngliche Angriffsabſichten, ſo 
iſt das in zweifacher Hinſicht ein Fehlſchuß: erſtens fällt eine 
ſolche Beweisführung mit noch größerem Gewicht auf die 
Gegenpartei zurück, zweitens fehlt es ihr am tatſächlichen 
Untergrund, da keiner vor Kriegsausbruch bei Deutſchland — 
oder ſeinen Bundesgenoſſen außer Bulgarien — ein terri— 
toriales Kriegsziel nachweiſen konnte. 

Wer wirklich verſtehen will, wird den Schlüſſel in einigen 
Worten von Hegel („Philoſophie des Rechtes“) finden. 
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„Inſofern der Staat als folcher, feine Selbſtändigkeit, in 
Gefahr kommt, ſo ruft die Pflicht alle ſeine Bürger zur 
Verteidigung auf; wenn ſo das Ganze zur Macht geworden 
und aus ſeinem inneren Leben in ſich nach außen gerufen 
iſt, ſo geht damit der Verteidigungskrieg in 
Eroberungskrieg über.“ Das frühere weltgeſchicht— 
liche Beiſpiel hierfür bietet Frankreich während der Revo— 
lution und unter Napoleon: aus der Verteidigung der an— 
gegriffenen Ideen von 1789 entwickelte ſich organiſch der 
Angriff und aus dem Angriff die Eroberung. In auf— 
fallender Analogie hiermit mußte Deutſchland die Ideen von 
1914 gegen eine feindliche Koalition verteidigen und die 
glückliche Verteidigung ſcheint dem Volke die Ausſicht auf 
territoriale Garantien für die Zukunft zu eröffnen. 

Wenn wir aber das gleiche Geſetz in beiden Fällen ent— 
decken können, ſo braucht die Anwendung nicht die gleiche 
zu ſein oder zu werden. Ohne eine Ahnung von dem tieferen 
Zuſammenhang, ohne einen anderen Zweck als den, ſeine 
Kriegsbereitſchaft durch ein gutes Schlagwort zu erhöhen, 
hat man in England die Theorie von Kaiſer Wilhelm als dem 
neuen Napoleon in die Welt geſetzt. Wir haben geſehen, 
inwieweit die Analogie gerechtfertigt iſt; wir wollen in einem 
nächſten Aufſatz unterſuchen, wo bei einem gerechten Ver— 
gleich die Grenzen liegen. 

Dabei wird ſich nicht nur herausſtellen, daß jede Spur 
des napoleoniſchen Eroberungsgeiſtes in der politiſchen Welt 
Deutſchlands fehlt, ſondern auch, daß es innerhalb des be— 
grenzten Rahmens von „Garantien“ zwei Abſtufungen gibt, 
wobei die Regierung die mildere zu befürworten ſcheint. Dieſe 
doppelte Strömung in der deutſchen Meinung iſt eine der 
bedeutungsvollſten Erſcheinungen der Gegenwart und verdient 
es daher ſtärker als bisher beleuchtet zu werden. 
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II. 
1. Februar 1917. 

Im April 1914 erſchien das erſte Heft der Wochenzeitſchrift 
„Das größere Deutſchland“, herausgegeben von den bekann— 
ten politiſchen Schriftſtellern Rohrbach und Jäckh mit 
der unmittelbaren Abſicht, das Publikum auf den drohenden 
Weltkrieg und die damit zuſammenhängenden Aufgaben vor— 
zubereiten. Als dann der Krieg kam, erklärte Rohrbach ſeinen 
Standpunkt dahin: Schonung gegen Frankreich, zurück mit 
Rußland, nieder mit England! Dieſe Loſung kehrte deutlich 
die Hauptfront gegen England. In der geographiſchen Um— 
klammerung durch England-Rußland will ſie den Haupt— 
ſchlag gegen England's Macht geführt wiſſen. 

In Nr. 30 der Zeitſchrift (vom 11. 12. 1915) wurde das 
Publikum damit überraſcht, daß die Namen der beiden He— 
rausgeber verſchwunden waren. Statt deſſen tauchten ſie Neu— 
jahr 1916 an der Spitze eines Konkurrenzunternehmens, der 
Zeitſchrift „Deutſche Politik“, wieder auf, wo ſie noch zu 
finden ſind, während in der Redaktion der älteren Zeitſchrift 
verſchiedene Namen einander abgelöſt haben. Allmählich wurde 
es auch dem Außenſtehenden klar, daß dieſes perſönliche 
Schisma gerade die doppelte Strömung in der deutſchen Mei— 
nung vom Frieden bezeichnet. 

„Das größere Deutſchland“ vertritt auch weiterhin, aber 
wie es ſcheint in ſtets ſchärferer Ausprägung, dae eng— 
liſche Front des Friedens und die Mäßigung auf 
der ruſſiſchen Seite (in Geſtalt eines Separatfriedens). Dies 
kann man geradezu das Programm der Rechten nennen. 
Innerhalb der Wiſſenſchaft iſt ſein bedeutendſter Vorkämpfer 
Profeſſor Dietrich Schäfer. Sein konſequenteſter, ins 
tenſiv energiſcher Vertreter in der Preſſe iſt Graf Revent— 
low mit ſeiner „Deutſchen Tageszeitung“; ſein Name be— 
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gegnete einem auch vor allem in dem Heft von „Das größere 
Deutſchland“, das das Schisma markierte. 

Gegen dieſe Verſchärfung des Ausgangspunktes ſcheinen 
Rohrbach⸗Jäckh reagiert zu haben und dadurch der entgegen— 
geſetzten Anſchauung näher gekommen zu ſein, die die eigent— 
lichen Früchte des Friedens auf der ruſſiſchen Front 
ſucht. Dieſes Programm bedeutet in der Praxis Mäßigung 
gegen Weſten, was mit Verſöhnlichkeitspolitik England gegen— 
über Hand in Hand geht. Die Fäden, die Kaiſer und Kanzler 
ſo eifrig während der Jahre der „Entſpannung“ vor dem 
großen Bruche anknüpften, ſollen alſo auf die eine oder an— 
deren Art wieder angeknüpft werden, während Rußland das 
Verſöhnungsopfer bezahlen ſoll. Bedeutende Vertreter eines 
ſolchen Programms ſind in der Wiſſenſchaft Profeſſor Mei— 
necke und in der wiſſenſchaftlichen Publiziſtik Hans 
Delbrück mit ſeinen „Preußiſchen Jahrbüchern“. 

An und für ſich bedeutet der angedeutete Gegenſatz ja nur 
eine verſchiedene Orientierung gegen die beiden Fronten hin; es 
ſteht nichts im Wege, daß die gegen England verſöhnliche Rich⸗ 
tung rückſichtsloſe Ziele Rußland gegenüber aufſtellt und ums 
gekehrt. In Wirklichkeit aber hat ſich die Lage zu einem Ge⸗ 
genſatz zugeſpitzt zwiſchen „Scharfmachern“ und „Flau⸗ 
machern“ — wie ſie einander nennen — oder zwiſchen 
„exaltados“ und „moderatos“, um Meinecke in ſeinem 
glänzenden Aufſatz „Probleme des Weltkrieges“ in „Die 
neue Rundſchau“ (Juni 1916) anzuführen. Die größere 
Rückſichtsloſigkeit liegt alſo auf der erſteren Seite, die all 
gemeine Mäßigung auf der letzteren. Das Programm der 
Rechten iſt das großdeutſche geworden, gegenüber dem der 
Linken als dem kleindeutſchen — oder deutſchen. 

Die beiden Richtungen haben um die Perſon des Kaiſers 
ihre Verkörperung im Großadmiral Tirpitz und dem 
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Reichskanzler Bethmann Hollweg gefunden. Der Ab— 
gang des erſteren am 15. März 1916 bedeutet, daß das 
Reichsbanner auf dem moderaten Grund aufgepflanzt wurde. 
Das Abkommen mit Amerika am 4. Mai bewies das durch 
die Tat. Da war aber auch der Boden für eine innere Kriſe 
reif. 


* * * 


Vor mir liegt ein enggedrucktes Flugblatt, das ſich ſelbſt 
eine „Denkſchrift“ über „Die nationalen Kreiſe und der 
Reichskanzler“ nennt und das Datum vom 20. Mai 1916 
trägt. Der Verfaſſer iſt ein höherer Beamter in der alten 
preußiſchen Hauptſtadt Königsberg. Namen und Titel ſind 
angegeben: Generallandfchaftsdireftor Wolfgang Kapp. 
Das Aktenſtück iſt von großem Intereſſe als ein klarer und, 
nach allem zu ſchließen, treuer Spiegel des großdeutſchen 
Programmes für Krieg und Frieden. Wir lernen hier Art 
und Grad jener Stimmungen kennen, die ihre Wurzeln in 
der äußerſten Rechten haben; und wir bekommen eine Ahnung 
von der Stärke jener Strömungen, die die Regierung inner— 
halb des Landes zurückdrängen muß, falls ſie ihren gemäßig— 
ten Kurs fortſetzen will. 

Die Denkſchrift hat die Form einer direkten Anklage gegen 
den Reichskanzler ſelbſt und ſucht durch eine weitläufige 
Beweisführung das Mißtrauen gegen ſeine Fähigkeit, das 
Reich über die Kriſe hinüber zu retten, zu begründen. Der 
Verfaſſer ſcheut ſich nicht, Bethmann Hollwegs Parole 
„Einigkeit“ mit der Parole nach Jena im Jahre 1806 „Ruhe 
iſt die erſte Bürgerpflicht“ zu vergleichen. Zugleich wirft 
er dem Reichskanzler „das unglückliche Wort von dem Un— 
recht gegen Belgien“ vor und erklärt, daß er offen Deutſch— 
lands Ehre durch die Beilegung des Konfliktes mit Amerika 
preisgegeben habe. Daß Amerika ſomit Deutſchland unge— 
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ftraft „wie eine erotifche Negerrepublik“ behandeln durfte, 
bildet den Ausgangspunkt der Oppoſition. Nach ihrer Mei⸗ 
nung hätte Deutſchland lieber den Krieg auch mit der letzten 
Großmacht auf ſich nehmen ſollen; das hätte allerdings 
660 ooo Tonnen deutſchen Schiffsraum und außerdem viel— 
leicht 500 000 Tonnen in den Häfen des lateiniſchen Amerika 
gekoſtet — aber was bedeutete das im Vergleich zu der Aus— 
ſicht, endlich den Ü-Bootskrieg ungehemmt gegen England 
loslaſſen zu können! 

Der Opponent iſt nämlich der feſten Überzeugung, daß 
ein ſolcher rückſichtsloſer U-Bootskrieg den Streit mit Eng— 
land in höchſtens 6 Monaten entſcheiden würde. Er ſpricht 
hiermit nur die Auffaſſung aus, in der ſich die deutſche Marine 
— bis hinauf zu Tirpitz und dem ganzen Admiralſtab — 
einig zu ſein ſcheint und die als ein Hauptſtück in dem Glau— 
bensbekenntnis der „exaltados“ bezeichnet werden kann. Daß 
die Regierung nun eine ſolche Waffe von der Hand gewieſen 
hat, kann er nur damit erklären, daß ſie noch immer „jene 
bei Beginn des Krieges ſo elend zuſammengebrochene Illuſion 
einer Verſtändigung mit England“ feſthält. Hierin liegt der 
Kern: „Der Kanzler glaubt nicht an den Sieg über England, 
und deshalb wird er ihn auch nicht erringen.“ 

Ebenſo betrachtet Kapp die Abſicht Bethmann Hollwegs, 
Belgien freizugeben, wenn auch „gegen reale Garantien“, als 
Nachgiebigkeit England gegenüber. Es gibt hier keine anderen 
Garantien, als daß „wir unter irgend einer Form, vor allem 
unter Feſthalten an der Küſte, Belgien politiſch, wirtſchaftlich 
und militäriſch in die Hand nehmen.“ Es iſt klar, daß er 
hierbei an Belgiens Eigenſchaft als engliſcher Brückenkopf 
denkt: zum Siege über England gehört unzertrennlich auch 
das Verfügen über Belgien. 

Schließlich wendet ſich der Verfaſſer noch gegen das be— 
122 


kannte Kriegsziel des Reichskanzlers im Oſten, „Rußlands 
fremde Stämme zwiſchen dem Baltiſchen Meer und den Vol— 
hyniſchen Sümpfen zu befreien.“ Mit ſolchen „Kriegszielen 
haben wir Deutſchen nichts zu ſchaffen; wir kämpfen nicht 
für Polen und andere Nationalitäten; wir kämpfen nicht 
gegen die ruſſiſche Reaktion; wir kämpfen gegen die ruſſiſche 
Gefahr.“ Alle Grenzveränderungen im Oſten müſſen ſich alſo 
ausſchließlich nach „unſeren Intereſſen“ und nicht nach denen 
anderer richten. 

Zu dieſer Oppoſition auf dem Gebiete der auswärtigen Po— 
litik geſellen ſich noch gewöhnliche konſervative Geſichts— 
punkte in der inneren Politik, wie der Vorwurf des Staats— 
ſozialismus, der Begünſtigung der Konſumentenintereſſen auf 
Koſten der Produktion uſw. Der Schluß iſt klar: der Reichs— 
kanzler kann nicht mehr auf das. Vertrauen der nationalen 
Elemente rechnen. Deutſchlands Zukunft beruht darauf, daß 
„wir im Frieden mehr erreichen als das, was ſich der Kanz— 
ler zum Ziel geſetzt hat.“ „Iſt unſer Volk in der Kriegfüh— 
rung groß und im Friedensſchluß klein, vermag es in Deutſch— 
lands Schickſalsſtunde ſich nicht zu der Höhe und Kraft 
empor zu ſchwingen, die ſie heiſcht, ſo wird Deutſchland ſeine 
Beſtimmung, eine neue glückliche Epoche der Menſchheit ein— 
zuleiten, vielleicht auf immer verſcherzt haben.“ 

Man muß zugeben, daß dieſes Programm durch ſeine Ent— 
ſchloſſenheit und Kraft nicht weniger als durch ſeinen logi— 
ſchen Zuſammenhang imponierend wirkt. Im Original ge— 
leſen macht Kapps „Denkſchrift“ einen mächtigen Eindruck: 
hier weiſt das neue Großdeutſchland im vollen Bewußtſein 
ſeiner Kraft der engliſchen Bulldogge die Zähne, wie wir es 
kaum vorher geſehen haben. Zufällig kam neben der Schrift 
noch eine andere heraus, die unter dem Pſeudonym „Junius 
alter“ in einer Maſſenauflage verbreitet worden ſein ſoll 
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und fich noch viel rückſichtsloſer gegen die Perſönlichkeit 
des Reichskanzlers kehrte. Dieſe Agitation erklärt, was zus 
nächſt für das Ausland wie eine reine Überraſchung kam, 
nämlich die große Rede des Reichskanzlers im Reichstag am 
5. Juni, die ihre Spitze unmittelbar gegen die „exaltados“ 
in den genannten Broſchüren richtete. Es mußte ja kein ge— 
ringes Aufſehen erregen, wenn der verantwortliche Staats— 
mann des Reiches ein paar „Piraten der öffentlichen Mei— 
nung“ ſo ernſt nahm. Wenn man Kapps Schrift geleſen 
und einen Einblick in die hinter ihr ſtehenden Kräfte gewonnen 
hat, ſo wundert man ſich nicht mehr. Hier tat ſich in dem 
inneren Burgfrieden eine Kluft auf, die man nicht mit Schweiz 
gen übergehen konnte. Es war eine einfache politiſche Notwen— 
digkeit, die offizielle Politik zu verteidigen — und dadurch auf 
die Oppoſition die notwendige Rückſicht zu nehmen. 


III. a 
5. Februar 1917. 


Es wird erzählt, man habe den Reichskanzler Bethmann 
Hollweg niemals ſo aufgeregt geſehen als bei ſeiner per— 
ſönlichen Auseinanderſetzung mit den „exaltados“ in der 
Reichstagsſitzung vom 5. Juni 1916. Auch die von ihm 
gebrauchten Wendungen ſprechen klar hierfür. Das gewöhnlich 
ſo vornehm reſervierte, gleichſam zugeknöpfte Weſen des 
Staatsmannes tat ſich für einen Augenblick auf und ließ ein 
leidenſchaftliches inneres Temperament zum Vorſchein kommen. 
Es war ganz klar, diesmal war er ſich bewußt, „für Altar und 
Herd“ ſeines politiſchen Glaubens zu kämpfen. 

Lieſt man nun die Rede, ſo wird man finden, daß er eigent— 
lich ſeine angegriffene, england-freundliche Politik vor dem 
Kriege verteidigt. Auf die ernſtlichen Vorwürfe der Schlapp⸗ 
heit England gegenüber während des Krieges geht er kaum 
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ein. Nur wie im Vorübergehen nennt er hier ein Kriegsziel, 
das wie ein Zugeſtändnis lautet: „volle Gleichberechtigung 
auch auf dem Meere.“ Es iſt nämlich klar, daß dieſes Ziel 
praktiſch nicht anders als durch den Untergang der jetzigen 
engliſchen Herrſchaft gewonnen werden kann — denn dieſe ſteht 
und fällt mit der Gewalt über die Meere. 

War dies jedoch als ein Zugeſtändnis an die Oppoſition ge— 
dacht, ſo genügte es keineswegs; bei dem allgemeinen Beifall 
nach der Rede fehlten die konſervativen Parteien gänzlich. 
Daß die Kluft nach rechts tief und breit iſt, kann hiernach 
nicht mehr bezweifelt werden. Und daß ſich der Reichskanzler 
deſſen auch bewußt iſt und die politiſche Bedeutung eines 
ſolchen Gegenſatzes nicht unterſchätzt, kann aus einer Stelle 
in einer ſpäteren Rede vom 28. September geſchloſſen werden, 
wo er unmittelbar gegen England gerichtet erklärt: das iſt 
„unſer ſelbſtſüchtigſter, hartnäckigſter und erbittertſter Feind 
— der Staatsmann, der ſich ſcheuen würde gegen einen ſolchen 
Feind jedes effektive, den Krieg verkürzende Kampfmittel an— 
zuwenden, würde verdienen gehängt zu werden.“ Ganz gewiß 
iſt dieſer kräftige Ausfall gegen England als ein Wohlgeruch 
für die großdeutſche Richtung gedacht und das umſomehr, 
als man darin eine unmittelbare Andeutung der U-Bootswaffe 
erblicken kann; es iſt auch klar, daß dieſe in letzter Zeit in der 
Praxis verſchärft angewendet wurde. Man darf ſomit keines— 
wegs glauben, daß die Brücken zwiſchen der Reichsregierung 
und dem alten preußiſchen Konſervatismus ganz abgebrochen 
ſind. Auf der anderen Seite zeugen die wichtigſten Staats— 
handlungen, wie die Errichtung eines freien Polens im No— 
vember und das Friedensangebot im Dezember, für das Fort— 
beſtehen eines gemäßigten Geiſtes, der ſich ſtark von der letzt— 
genannten Richtung unterſcheidet und zweifellos das Schisma 
noch mehr vertieft hat. 5 
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Wir können alſo feſtſtellen, daß die deutſche Reichspolitik 
ein gutes Stück entfernt vom rechten Strande ſegelt. Wenn 
man bedenkt, daß im Deutſchen Reichstag 110 Sozialiſten mit 
4% Millionen Wählern hinter ſich ſitzen — in einer Vers 
ſammlung von 397 Stimmen und einem Wählerchor von 12,2 
Millionen — und daß dieſe Partei auch nach der Abtrennung 
des äußerſten Flügels noch immer ſehr mißtrauiſch gegen alles 
iſt, was wie Eroberungen ausſieht, dann muß ſich dieſe Politik 
ſchon aus formell-taktiſchen Gründen als wohlmotiviert aus— 
nehmen. Es würde aber eine tatſächliche Verkennung des 
ſtaatsmänniſchen Geiſtes der deutſchen Leitung während des 
Krieges bedeuten, wenn man hierin allein ein Suchen nach 
einem Mittelweg zwiſchen den inneren Gegenſätzen erblicken 
wollte. Eine derartige Politik hat nie ein großes Schiff durch 
den Sturm in einen ſicheren Hafen geleitet. Parteien, die im 
Frieden geboren ſind, um partielle innere Intereſſen zu be— 
wachen, haben in ihren Zielen immer etwas zufälliges, und es 
iſt ein gefährliches Vorurteil, wenn man glaubt, daß die 
Ziele der Staaten innerhalb des Staatenſyſtems immer mit 
dem Mittelpunkt ihrer beſonderen Ziele zuſammenfallen. 
Wenn es ſich um die Wohlfahrt des Staates handelt, ſo taugt 
es nicht zwiſchen Irrlichtern herum zu ſegeln; dann muß der 
Steuermann einem Stern folgen. 

Niemand hat ſchärfer und klarer den feſten Punkt in 
Deutſchlands gegenwärtigem Friedensprogramm heraus- 
geſchält, als Meinecke in dem oben angeführten Aufſatz. 
Er weiſt auf das warnende Beiſpiel von Frankreich unter 
Ludwig XIV. und Napoleon hin, „das unter einem Über— 
maß kontinentaler und kolonialer Machtziele zuſammen⸗ 
brach“. Der kategoriſche Imperativ für die deutſche 
Politik beſteht darin, den Staat aus „der Zwickmühle der 
ruſſiſch⸗engliſchen Gegnerſchaft“ herauszuführen und nicht 
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„durch falſche Schachzüge dieſes im Grund unnatürliche Bünd— 
nis zu verewigen.“ Das iſt das Problem vor allen anderen. 
Sämtliche Tagesgewinne haben in Wirklichkeit wenig Wert, 
wenn ſie für den Preis der ewigen Unruhe und des lähmenden 
Druckes von ſeiten einer andauernd feindlichen Doppelfront 
erkauft werden. Dieſe Umklammerung zu ſprengen wird ſo— 
mit das Ziel. Und es kann nur durch Mäßigung auf einer der 
beiden Seiten erreicht werden. 

Zweifellos herrſcht eine höhere Luft in dieſem Programm als 
in jenem andern, das nur damit rechnet, alle Vorteile des 
Augenblicks auszunützen. Hinter dem hiſtoriſchen Meiſter er— 
blicken wir hier den Schatten des großen praktiſchen Staats— 
mannes: es iſt Bismarcks Haltung Oſterreich gegenüber im 
Jahre 1866 — jene ſcheinbare Reſignation, aus der Deutfch- 
lands ganze jetzige Weltſtellung erwachſen iſt — die das 
Friedensprogramm der gemäßigten Richtung durchzieht. Kaiſer 
und Reichskanzler haben von ihrem großen Vorgänger gelernt. 

Das neue Deutſchland iſt noch ein Janusbild: gegen Oſten 
wendet ſich ſein preußiſches Geſicht, gegen Weſten ſein reichs— 
deutſches. Dieſer Gegenſatz geht auch durch das Friedens— 
programm. Unter allen hiſtoriſchen Kräften der Gegenwart 
gibt es ſehr wenige, die ſich an Feſtigkeit und Ausgeprägtheit 
mit der altpreußiſchen Überlieferung vergleichen können. Der 
politiſche Theoretiker, der ſich damit beſchäftigt, ſolche Kräfte 
abzuwägen und zu meſſen, kann nicht umhin, ſich von dieſer 
zielbewußten Macht imponieren zu laſſen. Nichtsdeſtoweniger 
muß er bei einem Blick auf die Entwicklung zu der Anſicht 
kommen, daß die Zeit vorüber iſt, da ſich Preußens und 
Deutſchlands Horizonte unbedingt deckten. Über Preußen iſt 
in einer weiteren Sphäre, mit größeren Aufgaben für ſich 
und die Menſchheit, ein neuer Reichsgedanke emporgewachſen. 
Dieſer ſteht jetzt vor ſeiner Reifeprüfung. Es gilt den Janus— 
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Charakter in einer höheren Einheit zu überwinden, was das: 
ſelbe iſt wie Preußen in ſeiner eigenen Seele zu überwinden 
nicht um es auszutilgen — denn ohne es konnte Deutſchland 
nicht einen einzigen Tag beſtehen — ſondern um es als Kern 
einem größeren Leben einzuverleiben. Deutſchlands Antlitz 
kann ſich fürderhin nicht nur gegen Oſten wenden, aber eben— 
ſowenig nur gegen Weſten. Die Richtung in der Mitte iſt die 
Löſung. 

Wohl muß man ſagen, daß die Prüfung ans Übermenfch- 
liche ſtreift, wenn ſie jetzt Mäßigung gegenüber einem be— 
ſiegten England bedeuten ſoll. Jedes deutſche Herz fühlt, 
daß niemals im Laufe der Geſchichte von einem Staat gegen 
einen anderen ein größeres Unrecht in Gedanken, Worten und 
Taten begangen wurde als das, welches Deutſchland im Welt⸗ 
krieg durch England zugefügt wurde, da dieſes letztere Land um 
ſeines Welteroberergedankens willen Deutſchland aus dem Wege 
räumen wollte und dann in unwürdigſter Weiſe die Blutſchuld 
auf Deutſchland ſchob. Fordert man alſo jetzt Verſöhnung 
von der deutſchen Nation, ſo bedeutet das nicht nur einen Sieg 
über den preußiſchen Machtinſtinkt, ſondern auch über das 
Beſte im eigenen Weſen, über den Rechtsinſtinkt, der die 
Beſtrafung des Verbrechens verlangt, und außerdem über das 
Gefühl der Menſchenwürde, das keine Verletzung der Ehre 
ungeſühnt laſſen will. Nichtsdeſtoweniger beſteht die Forderung, 
um der Menſchheit willen und um Seiner willen, der geſagt 
hat: Die Rache iſt mein. Soll Deutſchland das werden, 
was die freien Geiſter der Menſchheit von ihm erhoffen, ſo iſt 
es nicht genug mit dem Sieg über die Feinde — dann muß es 
auch den Sieg über ſich ſelbſt und über Preußen gewinnen. 


* * * 
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Seitdem das Obige gefchrieben wurde, kam die ſchreckliche 
Botſchaft, daß Deutſchland zum letzten Mittel, zur U-Boots— 
waffe in unbegrenzter Ausdehnung gegriffen hat. 

Hierdurch hat ſich die Reichsregierung alſo mit dem preußi— 
ſchen Gedanken in bezug auf das Mittel zum Siege ſoli— 
dariſch erklärt. Das bedeutet aber noch nicht, daß ſie auch 
deſſen Ziel übernommen hat. Es iſt ein Unterſchied zwiſchen 
dem Kriege und Friedensprogramm. Und wir beſitzen ſchon 
ein offizielles Aktenſtück, das von dem großdeutſchen Frie— 
densprogramm Abſtand nimmt, nämlich die Note an Amerika 
vom 31. Dezember 1916. Hier wird deutlich erklärt, daß 
„Belgiens Einverleibung nie von Deutſchland beabſichtigt 
geweſen ſei“, und daß Deutſchland mit dieſem Lande „in 
einem guten Nachbarverhältnis zu leben wünſche“. Dieſe 
Verſicherung paßt nicht zu den Anſichten der „Deutſchen 
Tageszeitung“ oder der Zeitſchrift: „Das Größere Deutſch— 
land“, wo man immer noch dem Gedanken eines ſelbſtändigen 
Flandern huldigt (zuletzt Dietrich Schäfer, Kriegsziele, 
in „Das Größere Deutſchland“ vom 6. Januar 1917), oder 
ſogar an Einverleibung des belgiſch-franzöſiſchen Kohlengebie— 
tes und der flandriſchen Küſte mit Antwerpen denkt. (Bac— 
meiſter, Dem größeren Deutſchland entgegen, ebd., 16. Des 
zember 1916.) Es ſcheint uns, als ſei dies ein entſcheidender 
Beweis dafür, daß die Reichsregierung den preußiſchen Kurs 
nicht für den Frieden eingeſchlagen hat, weil ſie ſich ihm für 
den Sieg anſchloß. 

Wir haben hier nicht die Einzelheiten des kommenden Frie— 
dens beſprochen. Es ſchien uns diesmal von größerem Ge— 
wicht, die Grundlinien für den Friedensſchluß zu unterſuchen, 
wie ſie ſich am deutſchen Horizont ausnehmen. Die Typen, die 
hierbei in Frage kommen, ſind in erſter Linie drei. Der erſte 
iſt der von Hubertusburg im Jahre 1763: „Friede ohne 
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Sieg“, im Zeichen der Ermattung, mit möglichſt geringer Vers 
änderung, ſodaß die Frage des Weltkrieges jetzt unbeantwortet 
bleibt und die Menſchheit ſomit auch fürderhin die Bürde 
der Angſt um die Antwort mit ſich herumtragen muß. Das 
iſt das Ideal des Präſidenten Wilſon und der Pazifiſten. 
Der andere Typ iſt der von Bukareſt im Jahre 1913 mit 
der Loſung: „vae victis“: eine entſcheidende Niederlage im 
Kriege, beſiegelt durch den endgiltigen Verluſt und die De— 
mütigung des Feindes im Frieden. Das iſt das Ziel der 
Entente und zugleich auch der Großdeutſchen. Der dritte iſt 
der von Nikolsburg im Jahre 1866: der Schmerz der 
Niederlage, gemildert durch einen Frieden, der zwar Opfer 
aber keine Demütigung mit ſich bringt, ſodaß der Gedanke 
der Verſöhnung in die Zukunft hinübergerettet werden kann. 

Wenn die Norne jetzt den vollen Sieg für Deutſchland in 
Bereitſchaft hält, wollen wir um ſeiner ſelbſt und der Menſch— 
heit willen hoffen, daß dieſer letztgenannte Typ Deutſchlands 
Programm für den Frieden wird. 


Die „Neuorientierung“ in Preußen. 


K 
18. März 1917. 


Der jetzige Oberprieſter des ſchwediſchen Aktivismus, Hjalmar 
Branting, hat in ſeiner Zeitung „Socialdemokraten“ die Bot— 
ſchaft von der ruſſiſchen Revolution als eine Beſiegelung der 
Tatſache begrüßt, „daß der Rieſenkampf zwiſchen den beiden 
Machtgruppen nicht bloß ein Kampf zwiſchen wetteifernden 
imperialiſtiſchen Mächten iſt, ſondern auch ein ſolcher der 
Demokratie gegen die Kaiſermacht, die hier zu einer welt— 
hiſtoriſchen Kraftmeſſung zuſammenprallen“; Rußland wird 
jetzt „die franzöſiſche Republik und die engliſche Demokratie“ 
als Verbündete auch gegen „den inneren Feind“ bekommen, 
der ſeinerſeits der Bundesbruder des „autokratiſchen Preu— 
ßen“ iſt. | 

Man verſteht, daß ſich die Neuigkeit aus Petersburg in 
dieſen Kreiſen als eine liebliche und frohe Botſchaft ausnimmt. 
Das legitime Rußland war während des ganzen Krieges 
Herrn Brantings großes crux, der betrübliche Fehlbetrag in 
ſeiner Rechnung mit der Entente und auf jeden Fall das be— 
dauerliche Hindernis in ſeiner Agitation für die Entente. Jetzt 
ſcheint der Weg ſo eben und klar zu ſein. Die ganze Weltkriſe 
ordnet ſich — wenn auch nicht reſtlos, ſo doch ohne Hinder— 
nis — in den verfaſſungspolitiſchen Gegenſatz ein, der die 
primitiven Sympathien beſtimmt. Die Anziehungskraft des 
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weſtlichen Teils der Entente braucht nicht länger durch einen 
Gegenſtoß vom öſtlichen geſtört zu werden. Der Weg iſt frei 
— für eine Neuorientierung in der ſchwediſchen Politik. 

Man verſteht dieſen Gedankengang und die durch ihn hervor: 

gerufene Freude. Es iſt vielleicht ſchade, ihn durch einen Hin— 
weis auf die hiſtoriſch bezeugte Tatſache zu trüben, daß revo— 
lutionäre Kräfte leichter zu entfeſſeln als nachher zu leiten 
ſind: Lawinen haben eine gewiſſe Neigung, gerade die zu be— 
graben, die ſie in Bewegung ſetzen. Wir wollen uns hier auch 
nicht länger bei der Torheit jenes Glaubens aufhalten, daß 
eine ſiegreiche ruſſiſche Revolution beſonders dazu angetan 
wäre, den Druck auf Schweden von dieſer Seite zu erleich— 
tern; ein Glaube, der ja doch der Grundton in dem ſchwediſchen 
Jubel über das Ereignis ſein muß. Wir laſſen für heute die 
ruſſiſchen Probleme innerhalb ihrer Atmoſphäre eines „grand 
peutetre“ beiſeite und richten ſtatt deſſen unſer Augenmerk 
auf das andere Glied in Brantings Gedankengang, auf 
die „Kaiſermacht“ und das „autokratiſche“ Preußen. 
Es iſt ganz klar, daß dieſes Preußen in Herrn Brantings 
Verkündigung an die Seinigen die gleiche Rolle wie der ſchwarze 
Mann im Kindermärchen ſpielt. Es iſt das böſe Prinzip in der 
Welt, das man nicht in Abrede ſtellt oder auch nur diskutiert. 
Von ihm geht jene unwiderleglich und unerträglich abſtoßende 
Kraft aus, im Vergleich zu der ſich ſogar das autokratiſche 
Rußland als ein kleinerer ſchwarzer Mann gegenüber dem 
großen ausnimmt. Und dieſe Kraft wird als eine bleibende, 
unveränderliche und unverbeſſerliche angeſehen: das Böſe 
iſt unſterblich ebenſo wie das Gute! 

So einfach erſcheint die Weltordnung einem Manne, der 
die Hand an das Ruder eines alten Kulturſtaates legen will. 
Der Weltkrieg iſt ein Kampf zwiſchen franzöſiſchen und preußi⸗ 
ſchen Verfaſſungsgedanken; nun iſt der letztere unveränderlich 
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böfe, deshalb muß Schweden fo weit von ihm abrücken und 
ſich ſoviel wie möglich dem anderen Pol nähern! Auf der 
rechten Verfaſſungsſeite müſſen wir ſtehen — dann mag es 
mit Reich, Volk, Geſellſchaft und Haushalt gehen wie es will! 

Es wäre verlorene Zeit und Kraft, wollte man verſuchen, 
eine ſolche Überzeugung mit Beweiſen zu widerlegen. Zwiſchen 
Dogmatik und hiſtoriſcher Anſchauung der politiſchen Welt 
gibt es keine Brücke zu Ausgleich und Verſöhnung. Die— 
jenigen wiederum, die nicht die Scheuklappen der Dogmatik 
vor den Augen tragen, werden vielleicht einiges Intereſſe 
an einer Unterſuchung finden, die ohne Vorurteil und Aber— 
glauben Herrn Brantings ſchwarzen Mann näher in Betracht 
zieht, um ſich über die Wirklichkeitstreue und die Entwick— 
lungsmöglichkeiten des Bildes klar zu werden. An ſolche 
Leſer wollen wir uns hier wenden. Die Frage hat durch die 
Ereigniſſe der letzten Zeit vollkommene Aktualität erlangt, 
wenn auch nicht in der Form der Revolution. Sollte es ſich 
zeigen, daß der ſchwarze Mann in ſeinen weſentlichen Teilen 
ein an die Wand gemaltes Geſpenſt iſt, ſo dürfte eine ſolche 
Entdeckung auch für die Auffaſſung von Schwedens richtiger 
Politik in der akuten Kriſe der Stunde nicht ohne Bedeutung 


ſein. 8 


Einführungsweiſe mag eine Bemerkung über die Identifi⸗ 
zierung von Preußen und Deutſchland, die uns in der Verkün— 
digung der Aktiviſten unſerer Linken immer wieder begegnet, 
am Platz ſein. Das iſt nichts anderes als ein agitatoriſcher 
Trick und zwar ein ziemlich häßlicher, da die Betreffenden 
ſelbſt über die Unrichtigkeit ihrer Behauptung nicht in Un— 
kenntnis ſein können. Sie müſſen wiſſen, daß Preußen nur 
der rechte Flügel Deutſchlands iſt, der an Süddeutſchland 
ſeinen linken Flügel hat. Deutſchland nach Preußen zu beur— 
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teilen, ift ſomit ebenfo falſch, wie Belgien nach ſeiner kleri— 
kalen Partei oder — wenn dieſer Vergleich beſſer ſchmeckt — 
Schweden nach der Mehrheit in ſeiner erſten Kammer zu be— 
urteilen. So handelt doch niemand, der die Wahrheit liebt, 
denn er weiß, daß ſich in den großen Namen der Staaten 
noch ſoviel anderes und mehr verbirgt, ob dies nun zu bedau— 
ern oder zu begrüßen iſt. Noch weniger geht es an, den Be— 
griff Preußen das ganze Lager der Mittelmächte verſchlingen 
zu laſſen, da es in dieſem doch Zelte für die öſterreichiſche 
Selbſtverwaltung, den ungariſchen Parlamentarismus und die 
jungtürkiſche Freiheit gibt, welch letztere ja ein unmittelbarer 
Vorgänger und ein Vorbild für die heutige ruſſiſche Freiheit 
darſtellt! 

Die Agitation gegen das „autokratiſche Preußen“ iſt ſomit 
von Anfang an mit einem betrügeriſchen Moment behaftet, das 
das Publikum mißtrauiſch machen ſollte. Aber wir wenden 
uns jetzt zu dem Schlagwort ſelbſt in ſeiner richtigen Ein— 
ſchränkung. Es kann ſich hier nicht darum handeln, das Prob— 
lem in ſeiner ganzen Ausdehnung ins Auge zu faſſen, denn 
dies ſetzt eine eingehende Analyſe der ganzen preußiſchen Ver— 
faſſung voraus. In dieſer Hinſicht kann es genügen, zu er— 
wähnen, daß die genannte Verfaſſung ihrem Syſtem nach 
am eheſten rechts von der ſchwediſchen ſteht; ihre beſondere 
Eigenheit iſt das Fehlen einer wirkungsvollen, juriſtiſchen Mi— 
niſterverantwortlichkeit — einer rechtlichen Maßnahme, die im 
übrigen in modernen Staaten ganz aus dem Gebrauch gekom— 
men iſt — ſonſt iſt die preußiſche Verfaſſung ein konſtitutio— 
neller Dualismus nach gewöhnlichem Muſter, und wenn 
ſie eine ungewöhnliche Widerſtandskraft gegen das parlamen— 
karifche Syſtem bei der Regierungsbildung gezeigt bat, fo 
beruht dies im Grunde weniger auf der Verfaſſung als auf 
dem Volkswillen ſelbſt, der keinerlei Verlangen danach gezeigt 
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hat. Ein ſolches Syſtem Autokratie zu nennen, kann nicht 
anders bezeichnet werden denn als Unkenntnis, entweder in— 
bezug auf die Bedeutung des Wortes, oder auf die wirklichen 
Verhältniſſe oder auch auf die Geſetze einer ehrlichen Dis— 
kuſſion. | . 

Wenn wir jedoch ſomit das Schlagwort Autokratie aus 
der Diskuſſion ſtreichen können, ſo iſt damit natürlich nicht 
geſagt, daß alles in der preußiſchen Verfaſſung in Ordnung 
iſt. Es gibt dort einen ſchwachen Punkt, der zweifellos zu 
viel Kritik berechtigt, wie er ja auch eine ſolche veranlaßt 
hat; das tft die Zuſammenſetzung der Volksvertretung. Nicht die 
Autokratie, ſondern die Plutokratie — wenigſtens in einem ge— 
wiſſen Sinne — hat nur allzu viel Gelegenheit, ſich in dieſer 
Abgeordnetenkammer auf dem Grunde des Wahlgeſetzes vom 
Jahre 1849 breit zu machen. Hier haben wir des Pudels 
Kern in der Agitation gegen die „Preußerei“ auf dem Ge— 
biete der Verfaſſung; hier wollen wir daher die Sonde der 
Unterſuchung in der folgenden Darſtellung einführen — und 
gerade hier auch die Zeichen der Neuorientierung aufſpüren. 


II. 
20. März 1917. 


Preußens vom Volk gewählte Kammer beruht bekanntlich 
auf dem allgemeinen Wahlrecht, aber zugleich auch auf dem 
Vermögen, indem nämlich die Wähler in drei Klaſſen einge— 
teil werden, von denen jede einem Drittel der geſamten 
Steuerziffern des Wahlkreiſes entſpricht; dann wählen die 
Klaſſen gleich. In einer Studie von vor ſechs Jahren (ietzt 
aufgenommen in dem Buche „Politiſche Eſſays“, II) bezeichnete 
ich dieſes Syſtem als eine reine Fopperei des Volks— 
willens. Es ſoll in einem der Wahlkreiſe Berlins geſchehen 
ſein, daß der Reichskanzler in der dritten Klaſſe zuſammen 
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mit allen kleinen Leuten feinen Stimmzettel abgeben mußte, 
während ein Hofſchlächtermeiſter allein die erſte Klaſſe aus— 
machte! Im Ganzen ſchätzte man im Jahre 1908 die erſte 
Wählerklaſſe auf nicht mehr als 4% der Bevölkerung ein; 
die dritte Klaſſe bildete eine Mehrheit von über 82%, alſo 
fünf Siebentel des Volkes, aber ihre politiſche Bedeutung iſt 
die einer ganz bedeutungsloſen Minderheit, d. h. ein Drittel 
oder zwei Siebentel. 

Es iſt nicht ſchwer, die Schwächen dieſes Syſtems zu er— 
kennen, die noch deutlicher durch eine Wahlkreiseinteilung 
werden, die den Stimmen in der Hochburg der Agrarier Oſt— 
elbiens zehnmal fo großen Wert als denen in dem Induſtrie— 
bezirk des Weſtens gibt. Das Syſtem hat auch in letzter 
Zeit kaum einen einzigen theoretiſchen Verteidiger gefunden. 
Die letzten Urteile von Seiten der Fachleute lauten dahin, daß 
es „allen Forderungen politiſcher Ethik widerſpricht (Pro— 
feſſor Anſchütz in Thimme-Legiens Sammelwerk über „Die 
Arbeiterſchaft im neuen Deutſchland“, 1915) und „jedem 
Gerechtigkeitsgefühl ins Geſicht ſchlägt“ (Profeſſor Stier— 
Somlos „Grund- und Zukunftsfragen deutſcher Politik“, 
1917). Seit 50 Jahren heftet dem Syſtem auch die Diagnoſe 
Bismarcks an: Das „elendeſte in der Welt.“ 

Unter ſolchen Umſtänden kann es wie ein reines Rätſel 
erſcheinen, daß es nicht nur bald 70 Jahre gelebt hat, ſondern 
noch dazu keinen wirklich großen Sturm in der an ihm ins 
tereſſierten öffentlichen Meinung hervorrief. Es iſt eine eins 
fache Tatſache, daß Preußen auf dieſem Gebiete das größte 
Mißverhältnis und zugleich den geringſten Reformeifer auf— 
zuweiſen hatte. Wir können von einer preußiſchen Stimm⸗ 
rechtsfrage keineswegs mit demſelben Ernſt wie z. B. bei uns 
vor 1907 ſprechen. Woraus erklärt ſich das? Wie ſoll man 
den großen Staatsmann verſtehen, der das Syſtem aufs 
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ſchärfſte verwirft, aber keinen Finger rührt, um feinen Einfluß 
zu deſſen Veränderung anzuwenden? Das Problem muß alſo 
einen Faktoren beſitzen, der beachtet zu werden verdient, bevor 
man überhaupt die Wake feu für ein nn Urteil 
4 a led Nl 


Diefes unbekannte Etwas iſt von Friedrich 90 1 
in ſeiner klaſſiſchen Unterſuchung über „Weltbürgertum und 
Nationalſtaat“ (1908) entdeckt und bloßgelegt worden. Wenn 
Bismarck feine Hand nicht an das elende Wahlſyſtem an⸗ 
legte, ſo geſchah das deshalb, weil er dasſelbe in einem 
größeren Zuſammenhang brauchte. Unverantwortlich an ſich, 
war es als ein Glied in dem größeren Syſtem Deutſchlands 
zu verantworten. Für Deutſchland bedurfte Bismarck alſo des 
allgemeinen Wahlrechtes im Namen der Nation, dies aber war 
ein allzu gefährliches Experiment, wenn nicht das mo— 
narchiſche Prinzip ſeinen Rückhalt an Preußen hatte; und für 
den letzteren Zweck eignete ſich ja das praktiſch beſchränkte 
Stimmrecht ganz ausgezeichnet, da es den konſervativen 
Block um die Krone herum ſtärkte. Alſo mußte ſich Preußens 
Liberalismus für den des Reiches opfern. Keine Möglichkeit 
zu parlamentariſcher Entwicklung durfte den preußiſchen Kö— 
nigsgedanken ſchwächen, der das Reich gleich dem eiſernen 
Gerüſt eines amerikaniſchen Wolkenkratzers zu tragen hatte. 
Hierin liegt das Geheimnis. Ein Mitarbeiter der „Europäi⸗ 
ſchen Staats- und Wirtſchaftszeitung“ (vom 24. 2. 1917) 
drückt dieſen Gedanken ſo aus, daß man in Deutſchland „das 
politiſche Moment in der konzentrierteſten Form in Geſtalt 
des preußiſchen Staates neben dem nationalen Leben im 
Reiche auf ſelbſtändige Füße geſtellt habe.“ Damit verändert 
ſich die Perſpektive. Das preußiſche Wahlrecht, das theore— 
tiſch von allen verurteilt wird, iſt eine praktiſche Notwendigkeit 
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geworden, um der preußiſchen Krone, die ihrerſeits der Eck— 
ſtein des ganzen Reichsgebäudes iſt, die Führung zu bewahren. 

Man dürfte in der Geſchichte der ganzen Welt nach— 
ſuchen, um eine kunſtvollere Maſchinerie als dieſes deutſche 
Regiment mit ſeinen beiden Manualen, dem Reiche und 
Preußen, zu finden, die ſcheinbar auf ungleiche Tonarten ge— 
ſtimmt ſind und doch zuſammenklingen. Freilich bedarf es 
der Hand eines Meiſters, um rein darauf zu ſpielen. Es iſt 
und bleibt ein „geniales Proviſorium“, nicht mehr. Auf die 
Dauer kann es nicht beſtehen bleiben. Je mehr das Reich und 
Preußen zuſammenwachſen, deſto weniger werden ſich die 
Sicherheitsventile dieſer Art als notwendig erweiſen; und 
deſto notwendiger wird das Unrecht gegen das preußiſche 
Volk, das darin liegt, beſeitigt werden. 

Schon vor dem Kriege war man natürlich hierauf aufmerk— 
ſam geworden. Die radikale Linke hatte von Anfang an das 
„Reichswahlrecht“, d. h. das allgemeine Wahlrecht ohne 
Winkelzüge und Hemmungen, auf ihrem Programm. Ein 
erſter Ausgleich auf dem Gebiete der Wahlkreiseinteilung 
wurde im Jahre 1906 vollzogen. Die Thronrede vom Jahre 
1908 kündigte eine Fortſetzung an, und 1910 debutierte der 
Reichskanzler Bethmann Hollweg mit einem Vorſchlag zur 
Löſung der ganzen Frage; allerdings wurde nichts daraus. 
Dann kam der Krieg. Nun iſt es ganz ſelbſtverſtändlich, daß 
die Frage wieder auftauchen mußte, nachdem die ſozialiſtiſche 
Arbeitermaſſe in vaterländiſcher Tat mit ihren ſtaatsauflöſen⸗ 
den Theorien gebrochen hat. Da fiel das Wort von der 
„Neuorientierung in der inneren Politik“; zum erſtenmal ges 
ſchah das im November 1914 bei den Beſprechungen, die 
Staatsſekretär Delbrück im Namen der Regierung mit den 
Parteileitern führte, und hierauf wurde es im Reichstage 
und vom Kaiſer ſelbſt mit klarer Adreſſe an die preußiſche 
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Wählermaſſe — in der Thronrede vom 13. Januar 1916 — 
feierlich wiederholt. Aber erſt in dieſem Jahre iſt die Frage 
durch die dreitägige Debatte im preußiſchen Abgeordnetenhaus 
im Februar und durch die Kanzlerrede vom 14. März ganz 
aktuell geworden. Wenn wir auch noch keinen poſitiven Vor— 
ſchlag von ſeiten der Regierung geſehen haben, ſo liegt 
die Sache doch jetzt vollkommen klar. Die Frage iſt mit 
ſolchem Ernſt angeregt worden, daß ſie nicht wieder ver— 
ſtummen kann. 

Der Herold in dieſem entſcheidenden Kampf iſt wieder 
Friedrich Meinecke mit einem Aufſatze über: „Die 
Reform des preußiſchen Wahlrechtes“ (in Brauns „Annalen 
für ſoziale Politik“, 1. Heft des Jahres 1917). Meinecke iſt 
nicht nur der anerkannt erſte hiſtoriſche Meiſter des gegen— 
wärtigen Deutſchland, er iſt auch das politiſche Gewiſſen ſeines 
Volkes in der heutigen Kriſe. Ich kenne keinen in der ganzen 
Gegenwart, der in gleichem Grade wie er die feine und 
tiefe Kultur vertritt, die die Griechen als „Sophroſyne“ 
bezeichneten: das Gleichgewicht des Sinnes, Klarheit und Ruhe 
der Gedanken, einen Verſtand, der durch die Vereinigung mit 
einem warmen Herzen zu milder Weisheit veredelt iſt. Mitten 
in dem Kampf um Leben und Tod, deſſen Schmerz niemand 
tiefer fühlen dürfte als er, hat er ſein Volk dazu ermahnt, 
nicht den Beitrag der romaniſchen Raſſe zu der gemeinſamen 
Kulturarbeit zu vergeſſen. Während der ſtetigen Siege auf 
allen Fronten hat er unabläſſig auf die Doppelfrontſtellung 
als auf etwas konſtituitiv Böſes hingewieſen, das durch 
Mäßigung im Friedensprogramm überwunden werden muß. 
Die gleiche konziliante — aber deshalb nichts weniger als 
„beſcheidene“ — Weit- und Umſicht kennzeichnet auch fein 
innerpolitiſches Programm, das augenblicklich in ganz Deutſch— 
land beſprochen wird. Da man außerdem Anlaß hat zu 
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glauben, Meinecke ſtehe hier ebenſo wie bei feinem Friedens 
programm den Intenſionen der jetzigen Reichsregierung nahe, 
ſo verlangt ſeine Löſung des preußiſchen Problems ein näheres 
Eingehen auch außerhalb Deutſchlands. 


III. 
22. März 1917. 


Meineckes Darlegung enthält folgenden Gedankengang: 

Das Deutſche Reich iſt ein „Bündnis von Freiheit und 
Macht“. Solange ſein großer Macht- und Lebensbedarf im 
Hinblick auf Heer, Flotte und Kolonien Gefahr liefen, vom 
Reichstag überſehen oder verwahrloft zu werden, konnte kein 
verantwortlicher Menſch an eine ernſte Erſchütterung des 
preußiſchen Wahlrechtes denken; dieſes war ein „unentbehr— 
liches Korrektiv des Reichswahlrechtes“. Jetzt aber iſt die 
Zeit vorbei, da „der Reichstag dem Reiche nicht gab, was das 
Reich von der Vertretung der Nation verlangen konnte“. Sie 
endete definitiv mit dem 14. Auguſt 1914, an dem die Sozial⸗ 
demokratie „wie der verlorene Sohn in das Vaterhaus zurück⸗ 
kehrte“. Von dieſem Augenblick an iſt das preußiſche Wahlrecht 
für den Reichsgedanken nicht mehr eine Stütze, ſondern ein Hin⸗ 
dernis. Es bildet zuſammen mit dem Geiſte der preußiſchen 
Staatsverwaltung (Landräte!) und der relativen Selbftändige 
keit der preußiſchen Fachminiſter gegenüber dem Miniſterpräſi⸗ 
denten, d. h. dem Reichskanzler (nach der Verordnung des 
Jahres 1890 zur Zeit jenes Konfliktes, der Bismarcks 
Abgang veranlaßte) das Bollwerk des preußiſchen Junker⸗ 
tums und zieht aus dieſem Zuſammenhang ſeine unerhörte 
Kraft; alle drei auf einmal zu entfernen, iſt undenkbar und 
wäre auch keineswegs nützlich; worauf es ankommt, iſt, ihr 
Übermaß zu beſchneiden. Denn ſie hemmen jetzt die Ent⸗ 
wicklung des Staatslebens, ſowohl an der Spitze wie in der 
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Tiefe; an der Spitze, weil fie dem einfeitigen Wachstum 
des Reichswillens — der Konzentration der „Reichsleitung“ 
mit ihrer neuen Bürokratie von Beamten unter dem Reichs— 
kanzler — im Wege ſtehen, und in der Tiefe, weil fie das 
Reifen der ſchönſten Frucht des Krieges im Inneren lähmen, 
indem ſie die Eroberung der Arbeitermaſſen für den National— 
gedanken, „die Nationaliſierung der ganzen Nation“ er— 
ſchweren. 

Aber mit dieſer Forderung an den Staat verknüpft Meinecke 
auch eine Forderung an die Demokratie, nämlich die, daß ſie 
ihr parlamentariſches Programm fahren läßt. Das Parlament 
muß ſich „der Tatſache anpaſſen, daß auswärtige Politik 
nach anderen Normen zu führen iſt als innere Geſetzgebung 
und Steuerbewilligung“. Man muß ſich von der wunder— 
lichen Illuſion freimachen, daß „ein verſtärkter Einfluß der 
Parlamente auf die auswärtige Politik ſie vor abenteuer— 
lichen Entgleiſungen ſchützen werde“; parlamentariſche Kon— 
trollorgane werden im Gegenteil allzu leicht Einfallstore der 
Leidenſchaften, die mit dem allgemeinen Wohl nichts zu tun 
haben, denn die Kunſt, einem ſolchen Wunſche der Minder— 
heit den Schein des Willens der Mehrheit zu geben und damit 
im entſcheidenden Augenblick die Mehrheit ſelbſt zu hypnoti— 
ſieren, iſt nicht ſchwer zu erlernen. Auch deshalb muß man 
hoffen, daß der Parlamentarismus „als Ideal allmählich 
eintrocknet“, da er „die Monarchie automatiſch dazu antreibt, 
ihre Zuflucht bei den Konſervativen zu ſuchen“. Auch aus 
rein demokratiſchen Geſichtspunkten wäre es daher ein gutes 
Geſchäft, „der Sicherheit des Staates dieſes Opfer zu 
bringen“. a 

Es liegt in der Natur der Sache, daß die Demokratie auch 
in der Zuſammenſetzung des Parlaments nicht roh ſerviert 
werden darf. Das allgemeine, gleiche, direkte und heimliche 
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Wahlrecht (alſo das Reichswahlrecht) für das Abgeordneten: 
haus iſt das Ideal, aber als Übergang empfiehlt ſich ein vers 
nünftiges Pluralwahlrecht (abgeſtufte Skala); außerdem muß 
das Herrenhaus durch eine Reform auf Grund der Gruppen⸗ 
wahl und die Einführung einer gemeinſamen Abſtimmung in 
Budgetfragen befeſtigt werden. So geſtaltet ſich die Baſis für 
die Neuorientierung, die Preußen ohne Gefahren und Rei— 
bungen mit dem Reiche verſchmelzen wird. Iſt der Frieden im 
Anzug — ſo ſchließt Meinecke — dann wird eine Wahlreform 
in dieſem Geiſte „die erſte und dringendſte Friedensaufgabe 
und die ſchönſte Empfangspforte für unſere heimkehrenden 


Krieger“. 
* * * 


Es gilt nun zu unterſuchen, welchen Widerhall dieſes Pro— 
gramm in Deutſchlands öffentlicher Meinung gefunden hat. 
Meinecke ſelbſt dürfte Nationalliberaler ſein; es iſt bekannt, 
daß dieſe Partei ſeit langem das Pluralwahlrecht als Löſung 
für die preußiſche Verfaſſungsfrage gefordert hat; in dieſen 
Tagen hat auch ein hervorragendes Mitglied der Partei 
(Friedberg) den Antrag in bezug auf einen anderen Punkt 
in dem Programm Meineckes, nämlich auf die Reform des 
Herrenhauſes auf Grund der Intereſſen, gefordert. Es iſt 
gleichfalls bekannt, daß das Zentrum von ſeinem Ideal, 
dem Reichswahlrecht, auf den Boden einer liberal berechneten 


Stufenſkala zurückgetreten iſt. Das wichtigſte Zeichen der 


Zeit aber iſt die Erklärung der Freikonſervativen durch ihren 
Leiter von Zeidlitz in der Wahlrechtsdebatte, die kürzlich 
ſtattfand, daß dieſe Partei ſich auf den gleichen Boden ſtelle: 
Nicht bloß Mittelſtand und Bildung, ſondern auch die 
breiteſten Schichten müſſen bei der Wahl zum Einfluß ge⸗ 
langen. Einen eifrigen Anhänger hat Meineckes Löſung auch 
an Grabowsky, dem Herausgeber der freikonſervativen 
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Zeitſchrift „Das neue Deutſchland“ gefunden, der dem 
Grundſatze „des konſervativen Fortſchrittes“ oder „des Kul— 
turkonſervatismus“ huldigt (vergleiche den Aufſatz „Neu— 
orientierung in ſchwerſter Zeit“ in der Nummer vom 15. Fe 
bruar ds. Is.). Aber auch Deutſchlands Radikale, die Mit— 
glieder der „Freiſinnigen Volkspartei“, ſcheinen nach 
Thimme („Die Reform des preußiſchen Wahlrechtes“ in 
„Deutſche Politik“ vom 23. Februar ds. Is.) geneigt zu 
ſein, der Spur des Zentrums zu folgen und auf eine Stufen— 
ſkala zu reflektieren, falls dieſe auf rein demokratiſchem Boden 
ſteht. 

Ganz außerhalb dieſes nationalen Zuſammenſchluſſes halten 
ſich ſomit nur die beiden Flügel, die Sozialdemokraten und 
die Altkonſervativen. Die erſteren lehnten in der Debatte 
jeden Kompromiß in der Richtung auf das Pluralwahlrecht 
ab. Die letzteren erklärten, es wäre wünſchenswert, daß der 
Mittelſtand, gewiſſe intellektuelle Kreiſe und größere und 
kleinere Erwerbszweige Einfluß erhalten ſollten: ſie ſtimmen 
alſo einer Stufenſkala bis zu einem ſolchen Strich zu — 
einem „direkten, offenen, automatiſch wirkenden Plural— 
wahlrecht mit Heraufſetzung des Wahlrechtsalters“, wie es 
in Kapp Denkſchrift vom Mai 1916 heißt — aber weiter 
gehen ſie nicht. Die Frage dreht ſich ja auch im Grunde 
um ſie. Der Krieg hat ihren Willen zu politiſchem Selbſtmord 
nicht aufgeweicht, wie die Revolution es 1789 bei dem fran— 
zöſiſchen Adel tat. 

Nichtsdeſtoweniger ſchreitet die Zeit vorwärts, ohne die, 
die vom Wege abtreten, und gegen die, die ſich ihr ent— 
gegenſtellen. Es iſt klar, daß die Reform ſchon grundſätzlich 
eine ſtarke Mehrheit für ſich hat. In der Praxis kommt 
es natürlich auf den Grad des Radikalismus an. Dabei 
fällt das techniſche Schwergewicht gerade auf die Stufen— 

143 


ſkala. Denn in ihr haben ja die verfchiedenften Syſteme 
Platz; wir können keinen Begriff vom Reformgedanken be— 
kommen, bevor wir geſehen haben, wie ſich die Reforma⸗ 
toren ſeinen praktiſchen Ausbau innerhalb dieſes Rahmens 
denken. 

Der bedeutendſte Verteidiger des Pluralwahlrechtes in der 
deutſchen Diskuſſion iſt vielleicht Savigny („Das parla⸗ 
mentariſche Wahlrecht im Reich und in Preußen und ſeine 
Reform“, 1907). Für ihn liegt das Hauptgewicht auf der 
„ſozialariſtokratiſchen Seite“, das heißt auf dem in der 
Skala enthaltenen Trieb zu ſozialem Aufſtieg, an Stelle 
des blinden demokratiſchen Triebes alles niederzureißen. 
Darum war für ihn bei der Abwägung der Skala das Bil— 
dungsmoment das wichtigſte. In einem gewiſſen Gegenſatz 
hierzu ſteht das Programm, das der Direktor des preußiſchen 
Herrenhauſes Thimme in den „Grenzboten“ (am 23. Aug. 
1916) unter der Überſchrift „Konſervatismus und innerer 
Frieden“ veröffentlichte, und das jetzt durch Meineckes Zus 
ſtimmung volle Aktualität bekommen hat. Dies Programm ver⸗ 
langt eine Stimme für jeden Wähler über 21 oder wenigſtens 
über 25 Jahre und dazu eine bis fünf Zulagsſtimmen für: 
1. geleiſtete Wehrpflicht (eventuell alle Feldgrauen); 2. Vater⸗ 
ſchaft von vier Kindern oder zwei militärtauglichen Söhnen; 
3. zehn Jahre öffentlichen Dienſt; 4. zehn Jahre direkte 
Steuer von einer gewiſſen Größe; 5. einen bedeutenden 
Beitrag zu der ſtaatlichen Sozialverſicherung bei Arbeitgebern 
in zehn oder bei Arbeitern in zwanzig Jahren. 

Meinecke lobt an dieſer Skala die ſtarke Betonung des an 
den Staat entrichteten Tributs und lenkt die Aufmerkſamkeit 
auf das Moment der Gleichheit, ſo daß der ältere taugliche 
Arbeiter ebenſoviele Zulagsſtimmen wie der beſitzende Mann 
erhalten kann. Grabowsky weiſt auf den Altersfaktor 
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in der letzten Kategorie hin, indem er bemerkt, daß derſelbe 
in anderen Vorſchlägen noch mehr in den Vordergrund gerückt 
wurde. Das beſonders Beachtenswerte beſteht darin, daß 
dieſem Pluralwahlrecht jeder Zug von Klaſſengeſetzgebung 
fehlt. Vom demokratiſchen Standpunkt aus ſcheut man gern 
vor allen Skalen als vor einem Umweg zur Konſervierung 
des Reichtums der höheren Klaſſen zurück. Dies aber iſt 
eine unbegründete Verallgemeinerung einer ſpeziellen Ver— 
mögensſkala. Das vorliegende deutſche Projekt kann kein 
Tadel dieſer Art treffen. Seine Stufen können von jedem 
Bürger ohne Rückſicht auf die Geſellſchaftsklaſſe und mit 
ſehr geringer Rückſicht auf den Beſitz erreicht werden. Ver— 
ſteht man freilich unter Demokratie eine einzige platte Maſſe, 
in der keiner über den Strich der allgemeinen Gleichmacherei 
emporreichen darf, ſo werden hier allerdings die demo— 
kratiſchen Forderungen nicht befriedigt. Verlangt man aber 
gleiche Bedingungen für alle — „freie Bahn für alle Tüch— 
tigen“, um die neulich ausgegebene Loſung des Reichs— 
kanzlers anzuwenden — ſo ſteht dieſes Wahlrecht genau auf 
dem gleichen gut demokratiſchen Boden wie irgendein gleiches 
Wahlrecht mit ſeinen „Kapazitäten“ und „Inkompatibilitäten“. 

An dieſer Stelle können wir uns an ein Moment in der 
Geſchichte unſerer ſchwediſchen Wahlrechtsfrage erinnern. 
Auch wir trugen uns eine Zeit lang fleißig mit dem Ge— 
danken an abgeſtufte Skalen. Die Idee kam ſchließlich in 
einen Regierungsvorſchlag vom Jahre 1902 und zwar in 
der Form, daß für reife Männer von über 40 Jahren 
und für Verheiratete eine Zulagsſtimme reſerviert werden 
ſolle. Derjenige, der dieſen Vorſchlag als Juſtizminiſter ein⸗ 
brachte, war Hjalmar Hammarſkjöld. Der rein demo⸗ 
kratiſche Zug feines Planes wurde bei dem abfälligen Urteil 
gegen das ungleiche Recht als ſolches ganz überſehen; aber 
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es hat kein geringes Intereſſe zu beobachten, daß der gleiche 
Gedankengang jetzt im Begriffe iſt das große preußiſche 
Reich zu erobern — als liberales Programm für ſeine 
aktuellſte Reform. 


* * * 


Die Frage, die wir hier flüchtig berührt haben, iſt in ver— 
ſchiedener Hinſicht intereſſant. Sie iſt ein gutes Beiſpiel für 
meine Theſe, daß der Krieg „ein Geſchäft der Staaten“ 
iſt; ſie zeigt, wie die Erfahrungen des Krieges bis in die 
entlegenſten und innerſten Seiten des Staatslebens fort: 
wirken. Ganz beſonders iſt ſie ein Beweis für die poſitiv 
aufbauende Tätigkeit des Krieges: der Reformwille, der hier 
zutage tritt, wäre natürlich während des Friedens nicht ſo 
leicht und raſch gereift. Außerdem lehrt ſie uns, daß der 
natürliche Weg zu öffentlichen Rechten nicht der der ſtürmiſchen 
Forderungen, ja nicht einmal der des klaſſenbewußten Egois— 
mus iſt, ſondern durchgeführte Aufgaben im Dienſte der 
Nation und des Staates. 

Wir wollen uns bei ſolchen Geſichtspunkten nicht auf— 
halten, wie lehrreich ſie auch ſein können. Den Ausgangs⸗ 
punkt für unſere Unterſuchung bildete Brantings Schlagwort 
von dem „autokratiſchen Preußen“, das ſich jetzt nach der 
ruſſiſchen Revolution allein in der Welt ungefähr wie ein 
vereinſamter, verödeter und ſchrecklicher Himalaja aus der 
gemeinſamen, demokratiſch fruchtbaren Ebene der Menſchheit 
erheben ſollte. Das iſt der gleiche Gedanke, den eine fran— 
zöſiſche Zeitung kürzlich ſo ausdrückte, daß Preußen nun⸗ 
mehr „in der ganzen weiten Welt die einzige Zitadelle für 
ein zum Tode verurteiltes Syſtem“ ſei. Im Hinblick hier⸗ 
auf ſcheint es nicht ganz ſinnlos daran zu erinnern, daß 
Kräfte — vielleicht tiefere und reifere als die, die für den 
Augenblick das ruſſiſche Zarentum beſeitigt haben — daran 
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arbeiten, auch das preußische Junkertum zu einer beſſeren 
Einpaffung in den deutſchen Staat zu nivellieren, deſſen 
öſtlicher Eckſtein es iſt und ſein muß. 

Es entgeht uns dabei nicht, daß der Reformwille, den 
wir hier unterſucht haben, vor Brantings, durch das friſche 
ruſſiſche Schauſpiel entzücktem Auge nicht ſtandhält. Aber 
das iſt ja auch keineswegs wichtig. Was aus Brantings 
im Oſten verkörpertem Ideal wird, das dürfte ſich „bei der 
Obduktion herausſtellen“. Die Weltentwicklung ſtrebt nicht 
nach den Traumbildern von Fanatikern und Schwärmern 
auf einem äußerſten Flügel, ſondern nach Gleichgewicht. 
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Augenblicksbilder aus Deutſchland im Kriege. 
I. 
15. Juli 1916. 


Der erſte Eindruck, den der Fremde von dem Leben in 
Deutſchland bekommt, iſt ein Staunen über die Menge 
von Soldaten innerhalb des Landes. Wenn man durch Berlin 
wandert, ſo könnte man glauben, in einer eroberten Stadt zu 
ſein. Denn nur in einem ſolchen Fall kann man ſich denken, daß 
das zahlenmäßige Verhältnis zwiſchen Zivilbevölkerung und 
Militär in dem Gewimmel der Straßen ſo zugunſten des letzte— 
ren verſchoben iſt. Natürlich iſt es eine unerhörte Übertreibung, 
wenn man behauptet, daß jeder zweite oder dritte oder auch 
nur jeder vierte Menſch, dem man begegnet, Uniform trägt. 
Aber der Geſamteindruck iſt doch der genannte. Und wie in 
der Reichshauptſtadt, ſo iſt es auch in anderen Großſtädten 
und vor allem auf den Eiſenbahnen: Züge, Perrons und 
Warteſäle ſind wie überſchwemmt vom Feldgrau, und eine 
ſtändige Woge von Soldaten ſtrömt hin und her. 

Auf den Bahnhöfen kommen und gehen ſie natürlich meiſt in 
Gruppen. Im Straßengewimmel ſieht man ſie in der Regel 
allein oder in kleineren Scharen: dann ſind ſie für kurze 
Zeit vom Dienſt befreit und genießen die Ruhe im Schein 
des Friedens. Sehr zahlreich ſind die Auszeichnungen des 
Krieges in allen Graden — was könnten ſie nicht alles 
erzählen, dieſe ſchwarz-weißen Bänder, die man ſo oft bei 
gewöhnlichen Soldaten in den Knopflöchern der Röcke ſieht! 
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Der erſte Eindruck iſt alſo die Maſſe, die Quantität der 
Reſerven Deutſchlands zur Fortſetzung des Krieges. Will 
man ſich dann über die Qualität klar werden, ſo fällt einem 
zunächſt die zwangloſe Haltung auf. Wo iſt der Militarismus 
in dieſem Bild, wo die übermütige Parade oder der ſklaviſche 
Drill? Es kommt wohl vor, daß eine umherziehende Pa— 
trouille einige Minuten lang im Stechſchritt geht, und dann 
ſchallt es laut auf den Steinen oder dem Holz- und Aſphalt—⸗ 
pflaſter der Straße; ſonſt aber bemerkt man kaum einen 
Unterſchied zwiſchen der Haltung des Zivils und des Militärs 
in den entſprechenden Abſtufungen. Man hatte ſogar er— 
wartet, mehr Schwung in der Geſtalt dieſer berühmten 
preußiſchen Soldaten zu entdecken. Stattdeſſen ſieht man 
ſie oft auf der Straße mit derſelben Läſſigkeit in der Körper— 
haltung einhertrotten, die im allgemeinen das Merkmal 
niederer Klaſſen iſt. Der berühmte Drill geht nicht tiefer. 
Vielleicht war er alſo doch nicht nur eine Erſcheinung des 
Sportes oder der Zirkusdreſſur, vielleicht bezweckte er etwas 
anderes als Akrobaten und Automaten auszubilden, viel— 
leicht war er im Grunde kein Selbſtzweck, ſondern nur ein 
Mittel — ein unumgängliches Mittel für die Aufgabe des 
Kriegers zur Stelle zu ſein, wenn es gilt, aber nichts, was 
man außerhalb des Dienſtes zur Schau trägt! 

Hierzu kommt jedoch zweifellos ein rein phyſiſcher Umſtand. 
Dieſe beurlaubten Soldaten zeigen einen unverkennbaren Zug 
von Müdigkeit, und zwar nicht nur die Truppen, die man 
in voller Feldrüſtung ſieht (wobei die reglementmäßige Be— 
packung noch durch private Pakete vermehrt iſt). Der genannte 
Zug ſchließt natürlich jede ſtürmiſche Begeiſterung aus. Freilich 
kann man auf den Bahnhöfen lebhafte Szenen mitanſehen, 
wenn die roſengeſchmückten Soldaten in die endloſen Züge 
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gepackt werden; aber kein Beobachter kann der Wahrheit 
gemäß behaupten, daß bei ſolchen Gelegenheiten wirkliche 
Kriegsluſt oder überhaupt etwas, was man gehobene Stim—⸗ 
mung nennen kann, herrſche. 

Inſofern wird man alſo nicht leugnen können, daß ge— 
wiſſe Zeichen der Kriegsmüdigkeit in dem jetzigen Bilde 
Deutſchlands zu finden ſind. Wenn man dieſe aber hier und 
dort als Schwachheitszeichen gedeutet hat, ſo war man auf 
merkwürdige Weiſe hinters Licht geführt. Glaubt man denn 
wirklich, daß die durch den Krieg ausgelöſte Vaterlandsliebe 
zu erlöſchen beginnt, weil ſie nach den unſagbaren Prüfungen 
von zwei Jahren nicht mit der gleichen hohen Flamme wie 
im Augenblick ihres Ausbruches lodert? Glaubt man, daß die 
hohe Flamme die einzige und rechte Form dieſer Vaterlands— 
liebe iſt, ſo daß ſie ohne dieſ be nicht mehr beſteht? 

Wir berühren hier ein Problem von allgemeinerer Bedeu— 
tung und zugleich ein ebenfo äußerliches wie gewöhnliches 
Vorurteil. Es iſt das gleiche, das das Weſen der Liebe 
beim einzelnen Menſchen im Rauſche der Begeiſterung des 
erſten Glückes erblickt. Auch die Vaterlandsliebe hat ihren 
Rauſch, wenn ſie zur Verzückung der völligen Selbſt— 
vergeſſenheit geſteigert iſt. Aber auch dieſer Rauſch 
kann nicht ewig dauern. Er verſchwindet allmählich, wenn 
die Kräfte für die matertellen Aufgaben und Mühen des 
Alltages in Anſpruch genommen werden. Zweifellos tritt 
dann zuerſt ein Rückſchlag ein, wie bei jeder Berauſchung: 
eine Periode des Niedergeſchlagenſeins über die Unähnlich— 
keit der Wirklichkeit mit dem Ideal. Für den ſchwachen 
Menſchen kann dieſer Zuſtand unheilvoll werden. Der Starke 
macht ihn durch und paßt ſich an. Hinter der Schwärmerei 
in den Wolken findet er feſten Boden für etwas Beſtehendes, 
für ein langſam erworbenes und daher ſpät entſchwindendes 
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Glück. Das iſt die lange Erfahrung des Lebens im Großen und 
Kleinen und zu allen Zeiten: nicht der Rauſch, ſon— 
dern die Treue iſt das Weſen der Liebe — die 
Treue gegen den Gatten, gegen die Pflicht, gegen das Land. 

Der Rauſch der vaterländiſchen Begeiſterung iſt von Deutſch— 
lands Marken gewichen. Die Treue des vaterländiſchen Opfer— 
willens iſt geblieben, unverfälſcht, erhärtet und vertieft in 
der langen Zeit der Prüfung. Phyſiſche Müdigkeit kann 
man in den Zügen dieſer Vaterlandsſöhne leſen — und wie 
könnte es auch anders ſein! — aber daneben eine ruhige 
Entſchloſſenheit, ſeine Pflicht zu tun und das Werk durch— 
zuführen, eine ſozuſagen dumpfe Energie, die auf die Dauer 
noch tieferen Eindruck macht als der Schaum der ſelbſt— 
vergeſſenen und lauten Begeiſterung der erſten Tage. Dieſe 
Stimmung iſt es, die die allgemeine Loſung verändert hat: 
es heißt nicht mehr „triumphieren“, ſondern „durchhalten“. 
Sie gehen in den Kampf, dieſe Männer, ohne Lärm und 
Jubel, aber auch ohne Klagen und Zaudern, und ſie tun das 
wie etwas ſelbſtverſtändliches, wie der Arbeiter an ſein 
Tagwerk geht. „Wie war es denn im Kampf?“, frägt den 
Soldaten in einem Gedicht von Runeberg ein Bauer und 
dieſer antwortet: 

„So wie bei Dir, wenn Hagel ſchauert, Blitze ſcheinen 
Und Du die Ernte mäheſt für die Deinen!“ 

Dieſer außergewöhnliche Vers kam mir unaufhörlich in 
den Sinn, als ich den deutſchen Soldaten am Ende des 
zweiten Jahres im Weltkriege ſah. Seine Aufgabe iſt zu 
ſehr vom Ernſte beſchwert, um mit gedankenloſem Jubel 
oder brauſender Begeiſterung gepaart zu ſein. Er iſt damit 
beſchäftigt, im Sturme die Ernte zu mähen für die Seinen. 
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l. 
22. Juli 1916. 

Deutſchland am Ende des zweiten Kriegsjahres macht den 
Eindruck eines Volkes und eines Staates, die ſich dem 
Kriegszuſtande vollkommen angepaßt haben. 

Der aufmerkſame Beobachter entdeckt hier und dort auch 
im Außeren Anzeichen der abnormen Verhältniſſe: die ſchon 
erwähnte Menge von Soldaten, Anſchläge wie „Vorſicht bei 
Geſprächen, Spionengefahr“ in allen Zügen und Warteſälen 
uſw., die ungewöhnlich große Zahl von Frauen draußen auf 
den Feldern und drinnen z. B. in den akademiſchen Hör: 
ſälen, die Frauen auf den Trambahnen als Kondukteure und 
auf den Straßen der Großſtädte als Zeitungsverkäuferinnen, 
der auffallende Mangel an Automobilen in den Städten 
und manches andere mehr. Aber dieſe Zeichen tun dem 
Bilde des Volkslebens keinen Eintrag, das von dem Großen, 
was vor ſich geht, ganz überraſchend unberührt zu ſein ſcheint. 
Die Bewegung auf den Straßen der Reichshauptſtadt (ab⸗ 
geſehen von den Automobilen) iſt die gewöhnliche. Theater 
und Vergnügungslokale ſind ebenſo lebhaft beſucht wie je, 
und das gute deutſche Bier fließt in einem Strom, der wohl 
niemals größer war! Kommt man dann in das Preußiſche 
Abgeordnetenhaus, ſo bemerkt man auch in dem Auftreten 
der Sozialiſten nicht viel von dem berühmten Burgfrieden; 
dort ſpielten ſich zur Mitſommerzeit ſehr aufgeregte Szenen 
ab. Alles ſcheint ſomit wie vorher zu ſein. Die Erſchütte⸗ 
rungen nach dem Schock des Kriegsausbruches ſcheinen ſich 
gelegt zu haben, ſcheinen bloß wie Ringe im Waſſer des 
Meeres zu ſein, in das man einen Stein hineingeſchleudert hat. 

Daß dieſer äußere Schein in vielem trügeriſch iſt, braucht 
nicht näher ausgeführt zu werden. Nichts iſt gewiſſer in 
der ungewiſſen Zukunft, als daß der Weltkrieg ſeit 1914 
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eine Epoche erſten Ranges in der Geſchichte Europas be— 
deuten wird, die man mit der der franzöſiſchen Revolution 
oder der deutſchen Reformation vergleichen kann. Für den 
Fremden, der während eines kurzen Beſuches in Deutſch— 
land ſich ein Bild von der Stärke und Tragkraft dieſes 
Staates zu machen verſucht, gilt es jedoch, ſich nicht in 
Spekulationen über die Zukunft zu vertiefen, ſondern viel— 
mehr tatſächliche Anhaltspunkte in der Gegenwart zu ſuchen. 
Und ſo richtet ſich ſeine Aufmerkſamkeit zunächſt auf 
den rein militäriſchen und wirtſchaftlichen Zuſtand. Die 
Siegeshoffnung der Feinde beruht ja auf einem doppelten 
Plan: auf der Aushungerung neben dem Waffenglück. Unter 
ſelchen Umſtänden bekommen die Beobachtungen der Preis— 
verhältniſſe, beſonders im Gaſthausleben, ein wirkliches In— 
tereſſe; hier muß man ja wie an einem empfindlichen Baro— 
meter den Grad der Not in dem blockierten Staate ableſen 
können. Das iſt eine äußerſt einfache und naheliegende 
Methode für den reiſenden Fremden; aber ſie hat auf jeden 
Fall den Vorteil hochgradiger Zuverläſſigkeit. 

Wir haben ja daheim bei uns alle Preiſe auf Grund des 
Krieges in die Höhe getrieben, auch ſolche, die nicht in irgend— 
einem unmittelbaren Zuſammenhang mit ihm zu ſtehen ſchei— 
nen, wie in den Barbierſtuben, wo der Preis für das Bart— 
ſchneiden von 50 auf 60 Ore heraufgeſetzt wurde. Da iſt es ja 
recht lehrreich, wenn man im kriegführenden Deutſchland findet, 
daß dieſelbe Operation (in einem nicht allzu einfachen Ge— 
ſchäft) 30 Pfennige koſtet, alſo in ſchwediſcher Währung 
nach dem jetzigen Kurs 18 Ore. Der ſchwediſche Reiſende 
wird auch in erſtklaſſigen Hotels Zimmer zu vier Mark 

2,50 Kronen) und in einfachen zum halben Preiſe finden. 
Soweit ich beobachten konnte, gab es keine Preiserhöhung 
von entſcheidender Bedeutung außer bei den eigentlichen Lebens— 
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mitteln; und das zeugt ja wenigſtens für die Stabilität des 
Geldes innerhalb des deutſchen Staates. 

Das größte Intereſſe verdienen jedoch natürlich eben die 
Lebensmittelpreiſe und die mit ihnen in Verbindung ſtehenden 
Verhältniſſe. Hier begegnet der Reiſende denn auch der 
größten Veränderung im Alltagsleben. Der Staat, der ihm 
ſonſt eine merkwürdige Bewegungsfreiheit (nach vollzogener 
Paßreviſion bei der Polizei) gibt, greift hier ordnend und 
regulierend ein: gerade auf einem Gebiet, auf dem wir 
Schweden beſonders mit Freiheit verwöhnt ſind — oder 
man könnte vielleicht ſagen, daß ſich der deutſche Staat 
in der Kriegszeit dem Eſſen des Publikums gegenüber ſo 
verhält, wie der ſchwediſche gegenüber dem Trinken zu 
Friedenszeiten! 

In erſter Linie müſſen wir die beiden fleiſchloſen Tage 
in der Woche, den Dienstag und Freitag, beachten; da hat 
man ſich an Eiergerichte, Pfannkuchen, Fiſch, Obſt und 
ähnliches zu halten. Dann kommt die Unbequemlichkeit mit der 
Brotkarte und der Fleiſchkarte auch an den freien Tagen; 
der Reiſende erhält feine Karte im Hotel, 250 g Brot 
und 80— loo g Fleisch in Berlin, die Marken werden beim 
Eſſen abgeliefert, und wenn ſie zu Ende ſind, ſo bekommt 
man nichts mehr. Darum ſieht man auch auf den Speiſe— 
zetteln beſondere Überfchriften, wie „nur gegen Fleiſchmarke“ 
oder ähnliches. Für das Publikum beſtehen beſondere Be— 
ſtimmungen auch im Hinblick auf Kartoffel, und man ſieht 
oft lange Reihen, die für den Haushalt einkaufen wollen. 

Natürlich hat das alles manche Beſchwerden und auch 
Einſchränkungen in der Diät mit ſich gebracht. Auf der anderen 
Seite kann man in Frage ziehen, ob nicht dieſe Verände⸗ 
rung reinweg einen wirklichen Vorteil für das Publikum 
bedeutet: eine Reduktion des Überfluſſes anſtatt eine Eins 


154 


3 
23 


ſchränkung des Notwendigen. Was die fleiſchloſen Tage an— 
belangt, ſo hörte man die Menſchen überall verſichern, daß 
ſie dieſe auch nach dem Kriege beibehalten wollten. Das 
Syſtem hat übrigens auch gewiſſe angenehme Lücken: ſo 
bekommt man das Brot zu ſeinem Morgenkaffee ohne Brot— 
karte, Schinken und Huhn ohne Fleiſchkarte. In einem Orte, 
der der Hauptſtadt ſo nahe liegt wie Potsdam, verlangte 
man überhaupt keine Karte und im „Roten Löwen“ in 
Lützen war überhaupt keine Rede von Rationen für Brot, 
Butter oder Fleiſch. 

Die Hauptſachen ſind jedoch die Preiſe und natürlich 
hörte ich — angefangen bei den Dörfern Sachſens bis 
hinauf zum Abgeordnetenhaus in Preußen — viel über die 
teuren Zeiten klagen. Nichtsdeſtoweniger: der Reiſende, der 
aus Schweden kommt, kann nicht umhin ſich darüber zu 
wundern, daß der Unterſchied nicht größer iſt. Das beruht 
nicht allein auf dem geringen Wert der Mark in ſchwediſcher 
Währung. Schon der erſte Mittag im Zuge von Saßnitz iſt 
ja keineswegs etwas Unerhörtes: vier Gerichte (Suppe, Hecht, 
Kalbsbraten, Apfelmus) für drei Mark. Ein elegantes Souper 
in Auerbachs Keller in Leipzig im Preiſe von vier Mark 
enthielt folgendes: Krebsſuppe, Scholle mit Peterſilientunke, 
Stangenſpargel mit rohem Schinken, gedünſtete Kalbskeule 
mit Hohlnudeln, Dunſtobſt, Eis oder Käſe — iſt es eigent⸗ 
lich in einem erſtklaſſigen Reſtaurant in Stockholm billiger, 
auch wenn man die Mark zu ihrem vollen Wert berechnet? 
Dann aber kommen die Zurichtungen für das große Pu— 
blikum; da finden wir z. B. in den Eiſenbahnreſtaurants 
in Dresden einen Mittagsſpeiſezettel mit vier Gerichten für 
2,50 Mark und mit drei für 1,75 Mark, dazu einen Abonne⸗ 
mentpreis von 1,50 Mark für zehn Mittage. Und was 
ſoll man dann erſt von der „Mittelſtandsküche“ in den 
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Großſtädten ſagen, wo zwei Gerichte, Suppe und Fleifh 
mit Gemüſen, für 50 Pfennige, alſo 30 Ore im jetzigen 
ſchwediſchen Kurs, ſerviert werden! 

Dieſe Zahlen bedeuten Tatſachen von politiſcher rogwel x 
Und fie können auch nicht irreführen, ſelbſt wenn natürlich 
hinter den letztgenannten ein Akt ſtaatlicher Fürſorge ſteht. 
Etwas derartiges wäre überhaupt in einem notleidenden Staate 
undenkbar. Wanderungen durch die Armenviertel ergänzen 
und beſtätigen dieſes Ergebnis: die Not muß ſich in dem 
Ausſehen des Volkes, beſonders der Kinder, zeigen, aber man 
entdeckt nichts ungewöhnliches. Das einzige Zeichen, das ich 
in dieſer Hinſicht überhaupt bemerkt habe, war die betrüb⸗ 
liche Magerkeit der Droſchkenklepper in Berlin. Im übrigen 
iſt auch hier das Leben keineswegs aus ſeinen ſicheren Bahnen 
geraten. 2 

Das iſt alſo das Ergebnis der engliſchen Blockadepolitik, u 
um deren Willen England alle Rückſichten über Bord ges = 
worfen hat und fo verſchwenderiſch mit den Sympathien 
der Neutralen umgegangen iſt. Ferner iſt zu bemerken, daß 
der Zeitpunkt gerade jetzt für Deutſchland beſonders ſchwer 
iſt: man hat ein Jahr der Mißernte hinter ſich und die 
Früchte des neuen Jahres, ſowie die neuen levantiſchen 
Handelsverbindungen ſind noch nicht zur Geltung gekommen. 
Jetzt ſteht die Saat ungewöhnlich ſchön, alles verſpricht eine 
Ernte weit über das Mittelmaß hinaus. Iſt es ſoweit ohne 
größere Erſchütterungen gegangen, ſo dürfte es nachher noch 
viel beſſer gehen. Wirtſchaftlich nicht weniger als militäriſch 
hat Deutſchland alle Vorausſetzungen für das „Durchhalten“. 


* * * 


Abendſtunde beim Schwedenſtein. Im Weſten klarer Son⸗ 


nenuntergang; im Oſten ſchwere, gewitterſchwangere Wolken. 
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Hoher Roggen, dichte Gerfte, ſchwerer Weizen mit Mohn— 
blutstropfen durchſät auf beiden Seiten der hiſtoriſchen Land— 
ſtraße. Ein paar alte Frauen gehen über die Felder heim 
mit ihren vollen Heukörben auf dem Rücken. Ein Reb— 
huhn ruft draußen auf dem Acker; andere ſchwediſche Vogel— 
töne, wie Buchfink und Amſel, miſchen ſich mit fremden 
Lauten im Tempelhaine, heimiſche Laubſorten — Eichen, 
Linden, Birken und Ahorn — rauſchen im Abendwinde zu— 
ſammen mit Akazien und Platanen. Das Parkreſtaurant iſt 
hinter den Bäumen verſteckt — um den Gedenkſtein des 
Helden iſt nur Natur und Mittſommerſtille, aber gleichſam 
unter einem lähmenden Druck, je höher die Wolken am 
Firmamente emporſteigen. 


Ich leſe auf der einen Seite des Monumentes: Unſer 
Glaube iſt der Sieg, der die Welt überwunden 
hat. Wo las ich kürzlich dieſelben heiligen Worte? Jetzt 
weiß ich es: es war auf der Domkirche zu Berlin, gegen 
den freien Platz zu, auf dem der Kaiſer bei Kriegsausbruch 
vom Balkon ſeines Schloſſes aus zu ſeinem Volke ſprach. 
Soll der Glaube jetzt die Welt überwinden, wie einſt zu 
Guſtav Adolfs Zeit? Iſt nicht die Aufgabe im Grunde 
die gleiche für das heutige deutſche Volk wie für das ſchwe— 
diſche im 17. Jahrhundert: das Recht der freien Perſön— 
lichkeit vor den Anſprüchen einer Univerſalmonarchie zu retten, 
damals Habsburg, jetzt Albion, damals in der Religion, jetzt 
in der Politik und allgemeinen Kultur! So kämpft die 
germaniſche Raſſe immer für das Höchſte, ohne Bangen, 
obwohl „der Feinde Lärm und Ruf auf allen Seiten 
ſchallen“ . 


Die Wolke ſteht über mir, und ſchwere Tropfen beginnen 
zu fallen. Dann beginnt der Giebel der Kapelle zu 
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Lützens erinnerungsreichem Feld ſteht der Reg. 
das Zeichen der Hoffnung, feſt und klar! 


III. 


Beſondere Probleme 


„Die Schweſter Rußlands“. 


12. Auguſt 1915. 


„Gottes Mühlen mahlen langſam, doch ſie mahlen 
fein.“ Wie ein ſtarkes Rauſchen dieſer großen Mühlen— 
flügel berührt uns die Botſchaft vom Falle Warſchaus, die 
faſt auf den Tag ein Jahr nach Ausbruch des Weltkrieges 
eintrifft. 

Unter dem Geſichtswinkel der Weltgeſchichte kann uns 
ein Jahr nur geringe Zeit erſcheinen. Was aber hat dieſes 
letzte Jahr nicht alles für die Welt im allgemeinen und 
für Deutſchland im beſonderen bedeutet! „Du glaubſt, daß 
die Länge des Lebens auf der Zeit beruht, jawohl, aber jede 
Tat iſt ein Zeitpunkt,“ heißt es in Byrons „Manfred“. 
Und welches Jahr hat mehr an Taten umſchloſſen, als 
das Jahr 1914—15, das Jahr der Generalmuſterung, in 
dem das politiſche Syſtem eines Mannesalters und die Welt—⸗ 
anſchauung von drei Menſchenaltern in einem Menſchen— 
aufgebot ohne gleichen revidiert wurden! Wer zählt die 
Summe der Arbeit im Guten und Böſen, im Großen und 
Kleinen, die dieſes einzige Jahr auf der Bahn der Menſch— 
heit vollendet hat? Aber für kein Volk hat die Mühle Gottes 
langſamer gearbeitet als für das deutſche. 

Denn kein Volk hat eine ſolche Laſt getragen. Man frägt 
ſich, ob überhaupt jemals ein Volk, ſo lange die Welt ſteht, 
ein ſolch ſchweres Joch auf ſich genommen hat. Da iſt 
1¹ 161 


zunächſt der Kampf auf drei Fronten; nicht hintereinander 
und ſich ablöſend, wie man wohl gehofft hatte, ſondern zu 
gleicher Zeit, ohne eine Erleichterung auf irgendeiner Seite, 
ohne eine Klärung der Lage durch die Gunſt der Konjunk⸗ 
turen oder das Spiel des Zufalles. Dazu aber kommt noch, 
und nicht im geringſten Maße, die Laſt von Haß und 
Hohn von außenher, die niemals ſo überſtrömend einem 
Volke zugemeſſen wurde, das nichts anderes getan hat, als 
ſeinen berechtigten Platz in der Welt zu begehren. Vielleicht 
iſt dieſe ſeeliſche Belaſtung im Grunde nicht weniger ſchwer 
als die militäriſche geweſen. Durch ein rotes Meer bös— 
williger Lügen mußte Deutſchland vorwärts waten, während 
man zu gleicher Zeit die größte phyſiſche Übermacht gegen 
es aufbot. Geſtrichen voll wurde ihm der Opferkelch ge— 
reicht und es mußte ihn faſt bis zum letzten Tropfen aus 
leeren. Es iſt kaum zuviel geſagt, wenn man behauptet, 
daß dem deutſchen Volke ſeine Aufgabe ſo ſchwer gemacht 
wurde, wie ſie überhaupt werden konnte. 

Die Mühle Gottes mahlt fein. Zu dem höchſten Ziel 
führt kein anderer Weg, als der des größten Leidens. Das 
Volk, das dazu beſtimmt iſt, jetzt die Führung der chrift- 
lichen Menſchheit zu übernehmen und Europas Sache in 
dem großen Wettkampf zwiſchen Weltteilen und Weltreichen 
zu verfechten — dieſes Volk mußte die härteſte Probe 
durchmachen, um von Übermut geläutert zu werden. 

Nach menſchlichem Urteil hat Deutſchland jetzt die mili- 
täriſche Probe ſiegreich beſtanden. Der Fall Warſchaus 
dürfte den Anfang zum Ende für die Gegenkoalition be— 
deuten: zuerſt auf der öſtlichen Front, hernach auf der 
weſtlichen und der ſüdlichen. Dieſelben, die — im wohl⸗ 
verſtandenen Intereſſe ihrer eigenen Sache — den „Lügen⸗ 
feldzug“ gegen die Hauptvertreter des Germanentums ein⸗ 
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geleitet und durchgeführt haben, find jetzt ſehr geſchäftig 
am Werke, um auch dieſes Ereignis als geringfügig hin— 
zuſtellen. Mit dem Lärme ihrer zahlloſen Melodien wollen 
ſie unſere Auffaſſung nicht nur von Recht und Unrecht, 
von Hoch und Niedrig, ſondern auch von den Tatſachen 
ſelbſt verdrehen. Wochenlang haben ſie ſich darum bemüht, 
das Geſchick Warſchaus zu vertuſchen und ungefähr gleich— 
zeitig mit dem Fall der Stadt ſtimmen ſie in all ihren 
Ländern eine ſchmetternde Fanfare an: der Sieg iſt unſer! 

Beklemmung überkommt einen angeſichts dieſes Phäno— 
menes von hyſteriſchem Feſtklammern an Worten, Worten 
und abermals Worten, als ob Worte das Schickſal be— 
ſchwören, den Gang der großen Mühle aufhalten und die 
Schatten entfernen könnten, die von ihren Flügeln über die 
Marken der Beſiegten fallen! Man verſteht die Seelennot, 
die ſich dahinter verbirgt. Aber kein Betrug oder Selbſt⸗ 
betrug vonſeiten der einen Partei kann unſeren Blick für 
die Bedeutung verwirren, die der Fall der polniſchen Haupt⸗ 
ſtadt als eine entſcheidende Tatſache in der ganzen großen 
Kraftmeſſung hat; wenn auch nicht unmittelbar militäriſch, 
ſo doch politiſch und moraliſch. 

Die Einſicht hievon ſcheint ſich auch immer mehr Bahn 
zu brechen. Die vollendete Tat beſitzt eine bemerkenswerte 
Beweiskraft. Allen Vorbereitungen zum Trotz hat Warſchaus 
Geſchick ganz deutlich auf die Meinung der Menſchheit einen 
tiefen Eindruck gemacht, einen tieferen vielleicht, als irgend— 
ein vorhergehendes Ereignis im Kriege. Ein Echo davon 
hallt uns aus dem ruſſiſchen Reichsrat in Bobrinskijs 
Rede am 6. Auguſt wieder: „Wir beugen uns bis zur 
Erde vor der Trauer unſerer polniſchen Landsleute — wir 
beweinen den Verluſt der Hauptſtadt Polens, der Schweſter 
Rußlands; aber Rußland ſagt ihr nicht für ewig Lebewohl.“ 
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Je mehr man darüber nachdenkt, deſto mehr wächſt auch 
die Bedeutung des Ereigniſſes. Als Symptom für den 
Ausgang des Weltkrieges eröffnet es unüberſehbare Aus⸗ 
ſichten. Wir wollen uns hier bei dieſen nicht aufhalten; 
wir beſchäftigen uns mit der engeren Ausſicht, die uns 
aus einer kritiſchen Betrachtung der jetzt angeführten Worte 
des beſorgten Ruſſen anblickt. 

Wir gehen dabei davon aus, daß das Schlußwort Bobrins⸗ 
kijs nur eine rhetoriſche Deckung für den Gedanken an einen 
endgültigen Rückzug bildet, der uns aus feinen vorher: 
gehenden Worten entgegenklingt. Nie mehr wird die ruſſiſche 
Fahne von Warſchaus Mauern und öffentlichen Gebäuden 
wehen. Dieſe Geſchichte von Blut und Eiſen iſt abgeſchloſſen; 
wenn nun eine friedliche Fahne über der Weichſelſtadt ge: 
hißt wird, ſo wird ſie die nationalen polniſchen Farben 
tragen. 

Die verſchiedenen techniſchen Möglichkeiten hierbei inter⸗ 
eſſieren uns in dem großen Augenblicke nicht. Beſtehen 
bleibt die eine beherrſchende Tatſache, daß Polen wieder in 
irgendeiner ſtaatlichen Form zwiſchen Rußland und Europa 
erſtehen wird. Nach einer Auflöſungszeit von faſt ein⸗ 
einhalb Jahrhunderten, nach einer ruſſiſchen Vormundſchaft 
von einem Jahrhundert, nach einer vollkommenen Sklaverei 
unter Rußland von einem halben Jahrhundert wird Polen 
wiederum als ein Mitglied der europäiſchen Staatenfamilie 
emporwachſen und die ruſſiſche Grenze wird an die Ro— 
kitnoſümpfe zurückgedrängt werden. 

Angeſichts dieſer Ausſicht ergreift uns ein noch tieferer 
Gedanke an die Mühlen Gottes, die langſam aber fein 
mahlen. Für ein Volk wie das polniſche vom 18. Jahr⸗ 
hundert, das in Parteihaß, anarchiſcher Selbſtregierung und 
wohlgefälliger republikaniſcher Verwirrung der Zerſetzung 
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geweiht war, gab es keine andere Buße als Unterdrückung 
und Gefangenſchaft. Der Staat mußte ſterben, wenn das 
Volk ſeine Kraft zum Leben wiederfinden ſollte. Denn der 
Staat iſt wie die Gabe der Geſundheit: er muß manchmal 
fehlen, um von den Seinen richtig eingeſchätzt zu werden. 
Das polniſche Volk, das alle ſeine Verpflichtungen gegen 
ſeinen Staat vergeſſen hatte, mußte in jahrhundertelanger 
Knechtſchaft den Verluſt beweinen und zugleich die Kräfte 
zur Wiedergeburt ſammeln. Und jetzt in dem Augenblicke, 
da das Staatenſyſtem nach einer höheren Organiſation 
drängt — jetzt wird das polniſche Volk würdig befunden, 
ſein ſtaatliches Daſein wieder zu bekommen, weil es in der 
Gefangenſchaft geläutert worden iſt und weil das Staaten— 
ſyſtem ſeiner bedarf. 

Während wir jedoch ſomit mit der Trennung zwiſchen 
Rußland und Polen als mit einer endgültigen Tatſache 
rechnen, müſſen wir uns fragen: bedeutet dies nicht ein 
Trennen deſſen, was Gott im Namen der Verwandtſchaft 
vereinigt hat? Tritt hier nicht die Geſchichte in einen Gegen— 
ſatz zu den Geſetzen der Natur, wenn ſie Rußland und 
Rußlands Schweſter verſchiedenen Lagern zuteilen will? 
An dieſem Punkte iſt eine beſondere Bemerkung vonnöten. 

Polen iſt Rußlands Schweſter einzig und allein vom 
Geſichtspunkt des Blutes aus, inſofern beide klar der 
ſlaviſchen Raſſe angehören. Aber vom Standpunkt der Kultur 
aus ſind die beiden Länder wie fremde Mächte. Polen iſt 
Europas Zögling, genau wie Böhmen. Hat man einmal 
eingeſehen, daß ſich eine kulturelle Scheidewand zwiſchen 
Rußland und Europa zieht — und weiß man, daß das 
Blut der Raſſe in der Geſchichte nicht dicker iſt als das 
Waſſer der Kultur — dann fällt es einem wie Schuppen 
von den Augen und man erblickt die große Gerechtigkeit 
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in dem Ereignis, das ſich jetzt an den Ufern der Weichſel 
vollzogen hat. 

Wir werden leicht Sklaven der Landkarte. Wir betrachten 
ihre Linien als etwas ein für allemal Feſtſtehendes. Wir haben 
alſo kritiklos die Grenze zwiſchen Rußland und Europa als 
recht und richtig angenommen. Aber die große Scheidewand 
verläuft nicht hier, ſondern hinter der jetzigen Grenze Ruß⸗ 
lands: am Onega- und Ladogaſee, am Paipus und an den 
Rokitnoſümpfen. Finland, die Oſtſeeprovinzen und Polen ge— 
hören kulturell zu Europa. Sie hatten Anteil an Europas Leben 
während des Mittelalters und der Renaiſſancezeit, da Rußland 
noch den Schlaf der Knechtſchaft in der Gewalt der Mon⸗ 
golen ſchlief. Sie ſind kulturelle Erben Roms, während 
Rußland eine Erbe von Byzanz iſt. Der evangeliſche oder 
katholiſche Chriſtenglaube zeugt immer noch für ihre Zus 
ſammengehörigkeit mit dem Weſten, während Rußlands 
Völker über den halb heidniſchen Standpunkt der griechiſchen 
Orthodoxie nicht hinausgekommen ſind. Hier läuft die Grenze 
ganz beſtimmt zwiſchen Rußland und feinem flavifchen Ver: 
wandten Polen, deſſen Seele durch eine lange Erziehung 
die gemeinſamen europäiſchen Züge erhalten hat. Vom 
Standpunkt der Kultur aus, der in der Geſchichte der ent⸗ 
ſcheidende iſt, gehört Polen zu Europa; da es nun auch 
auf dem Wege iſt, ſich politiſch aus dem ruſſiſchen Syſtem 
los zulöſen, fo iſt dieſes alſo die Vollſtreckung eines hoheren 
Rechtes und die Wiederherſtellung einer wirklichen Zuſammen⸗ 
gehörigkeit. Europa gewinnt ſeine verlorene Tochter zurück, 
die in dem Käfig der leeren Verwandtſchaft zu Rußlands 
Sklavin erniedrigt wurde. 

Verſteht man min den Sinn des Ganzen? Die noch auf 
dem Papier beſtehende Landkarte iſt ein Übergriff vonſeiten 
Rußlands nach Europa hinein, ein Sichausdehnen der niedri⸗ 
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geren ruſſiſchen Kultur über Gebiete, die in Wirklichkeit 
der europäiſchen Kultur angehören. Der Weltkrieg iſt daran, 
dieſen Fehler wie manche andere auszubeſſern. Wenn wir 
aber daran denken, daß Rußland den Handſchuh hin— 
geworfen hat — daß Rußland gegen die Zentralmächte im 
Namen jener nationalen Kultur, gegen die ſeine eigene 
jetzige Karte ein ſo großes Verbrechen bedeutet, Sturm lief, 
— dann wächſt das Rauſchen von Gottes Mühlen zu einer 
Gewalt an, die alle anderen Eindrücke bei der Botſchaft 
vom Falle Warſchaus übertönt. 
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Polonia rediviva. 


7. November 1916. 


Die Proklamation, durch die die Kaiſer von Deutſchland 
und Oſterreich ihren Beſchluß kundgaben, Polen als eigenen 
Staat wieder herzuſtellen, ändert den Gang des Krieges 
unmittelbar nicht einmal ſo viel wie ein Erfolg Falken⸗ 
hayns in den rumäniſchen Päſſen. Trotzdem fühlte man 
am 5. November 1916 in der ganzen Welt, daß man 
jetzt einen der größten Tage der Kriegszeit erlebte. 

Zweieinviertel Jahre lang iſt der große Krieg wie ein ver⸗ 
heerender Sturm über unſeren Weltteil und weit darüber 
hinaus dahingebrauſt. Menſchen und Menſchenwerk hat er 
in einem bisher nie geſehenen Maße niedergeriſſen. Ja, bis 
auf ganze Reiche hat ſich feine zerſtörende Tätigkeit er 
ſtreckt: drei ſind gefallen, das vierte wankt in ſeinen Grund⸗ 
feſten. Auf der ganzen Welt iſt ein vieltauſendſtimmiger 
Schrei des Entſetzens über dieſes Ragnarök erſchollen, das 
die Heimſuchung der Vernichtung über große Teile unſerer 
Kultur gebracht hat und das Ganze in ſeinen alles ver— 
ſchlingenden Strom hineinzuziehen droht. 

Am 5. November 1916 begann der Weltkrieg aufzu- 
bauen. Seine zerſtörende Tätigkeit, in der fo viele fein ganz 
zes Weſen erblickten, iſt nicht mehr die einzige. Die poſitive 
Seite der Weltkriſe beginnt neben der negativen ans Licht zu 
treten. Das große Leiden fängt an einen Sinn zu be⸗ 
kommen als Geburtswehen für eine neue und beſſere Welt. 
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Auf einem der Gebiete, wo der Krieg gehauft hat, wurde 
vor aller Augen der Grundſtein zu einem neuen Ge— 
bäude gelegt. Wenn ſich das Staatenſyſtem durch den An— 
ſchluß des einen oder anderen Mitgliedes verringert, ſo 
bekommt die Rechnung doch nicht nur Paſſiva: hier wenig— 
ſtens wird ein neues Mitglied hinzukommen. Der Krieg 
gab, ebenſo wie er nahm. 

Es iſt wahr, daß die Rechnung von der anderen Seite 
noch nicht gutgeheißen iſt; ihre endgültige Feſtſtellung kann 
alſo ſomit von dem weiteren Verlauf des Krieges abhängig 
erſcheinen und da gibt es ja immer noch eine Möglichkeit 
zum Umſturz. Wir wollen jetzt dieſe Möglichkeit nicht unter— 
ſuchen, denn ſie hat in Wirklichkeit wenig Einfluß auf das, 
was geſchehen iſt. In der — wenn wir ſo ſagen dürfen — 
Auktion um die Seelen der Polen haben die Mittelmächte 
jetzt eine Botſchaft auf den Tiſch gelegt, die die andere Seite 
nicht mehr länger verſtecken kann. So verhält ſich die An— 
gelegenheit politiſch. Sie hat den Charakter eines fait accom— 
pli. Darum haben wir das Recht, mit ihr als mit einem 
endgültigen Ergebnis des Krieges zu rechnen. 

Für diejenigen, die bisher das Wort Weltkrieg nicht aus— 
ſprechen konnten ohne zugleich das Wort Wahnſinn hinter— 
dreinzuſchicken, ſcheint die Zeit alſo jetzt gekommen zu ſein, 
ihre grundlegenden Vorſtellungen zu revidieren. Sie haben 
einen ganz beſonderen Grund hierzu, wenn ſie daran denken, 
daß dieſes Neue ein großartiger Sieg für ihr Lieblings— 
kind in der Politik, die Nationalität und die kleineren Staaten— 
gebilde, iſt und daß dieſer Sieg ohne den Krieg nicht 
möglich war. 

Denn ſie dürften doch ſelbſt nicht glauben, daß Ruß— 
land — das nicht einmal während der ſchlimmſten Drang— 
ſale des Krieges etwas anderes als vage Verſprechungen 
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von einer wahren Autonomie zu geben hatte — jemals 
aus freien Stücken Polen aus ſeinen Händen laſſen würde 
und ihm jenen Grad von Selbſtändigkeit verleihen wollte, 
um den es ſich jetzt handelt. Ein Schriftſteller (Arldt in 
der Zeitſchrift „Politik“, 1916) hat kürzlich Kongreßpolen 
den über die natürliche Grenzzone der Rokitnoſümpfe vor⸗ 
geſchobenen „Brückenkopf“ und das Ausfalltor gegen Europa 
für die ruſſiſche Gewalt genannt. Eine ſolche Stellung 
gibt man nicht auf, bevor man muß. Wir haben auch nicht 
geſehen, daß die verbündeten Weſtmächte im Dienſte ihrer 
Freiheitsideen einen derartigen Druck auf Rußland aus: 
übten, daß dieſes aus Rückſicht auf ſie ſich genötigt ſah, 
die Idee der Freiheit in ſeinem eigenen Hauſe an dieſer 
Stelle zu verwirklichen. Es iſt alſo vollkommen klar: das 
neue Polen iſt eine Schöpfung des Weltkrieges, der das 
Gebäude in die Gewalt der Mittelmächte gab. Der Krieg 
allein hat hier im Dienſte der Entwicklung eine Tat voll— 
bracht, die im Frieden ein ungelöſtes und unlösbares 
Problem war. 

Nicht ohne Schwierigkeit und Selbſtüberwindung ver— 
mochten diejenigen, bei denen die Initiative lag, dieſen 
welthiſtoriſchen Schritt zu tun. „Das Schickſal der Schlach⸗ 
ten“, und nicht „urſprüngliche Abſicht“ vonſeiten der 
Mittelmächte hat nach dem Zeugnis des Reichskanzlers im 
Reichstag vor ſieben Monaten „die polnische Frage auf: 
gerollt“. Hinter der Proklamation vom 5. November liegt 
ganz ſicher ein langwieriges und verwickeltes Spiel zwiſchen 
den vier intereſſierten Parteien: Deutſchland, Oſterreich, 
Ungarn und Polen — die letzgenannte Partei vertreten durch 
ein Nationalkomitee. 

Wir verſtehen die verſchiedenen Einſätze und können auch 
gewiſſe Entwicklungsſtufen bei dieſem Spiel zu Vieren 
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ahnen. Deutſchland und Oſterreich mußten ſich ernſtlich 
überlegen, inwieweit die ausgedehnte Front gegen Rußland 
als ein Gewinn anzuſehen war, der der Gefahr entſprechen 
konnte, die es mit ſich bringen mußte, wenn man ein ſelbſtän— 
diges Polen als Ziel für die zentrifugalen Strömungen inner— 
halb der eigenen polniſchen Gebiete ſchuf. Ungarn mußte 
eine Verſchlechterung ſeiner jetzigen ſtarken Stellung im Ver— 
hältnis zu Oſterreich befürchten. Polen ſelbſt mußte mit 
einem unmittelbaren Verluſt oder wenigſtens mit einer Aus— 
ſchließung des großen ruſſiſchen Hinterlandes rechnen, von 
dem ſeine blühende Induſtrie bisher weſentlich gelebt hat. 
Der Weg zum Ausgleich zwiſchen dieſen entgegengeſetzten und 
ſich untereinander kreuzenden Intereſſen war offenbar nicht 
eben und direkt. 

Daß man in einflußreichen deutſchen Kreiſen auch auf 
dieſer Seite einem wirklichen Annektionsprogramm huldigte, 
läßt ſich wohl nicht bezweifeln. Der polniſche Literatur— 
hiſtoriker Feldmann, der ſpäter die „Polniſchen Blätter“ 
herausgab, ſchrieb am 21. Oktober 1914 einen offenen Brief 
an die Redakteure der „Grenzboten“ und der „Zukunft“ 
(Zur Löſung der polniſchen Frage), um den Gedanken an 
einen „Zwiſchenſtaat“ gegenüber derartigen Strömungen 
aufrechtzuerhalten. Im Frühling dieſes Jahres erſchien „Die 
polnische Frage“ von Doktor Grabowsky und es fehlt nicht 
an Grund zu der Vermutung, daß der Hauptgedanke dieſer 
Schrift früher in einem offiziellen Schreibfach lag; ſie nimmt 
eine beſtimmte Front gegen die „trialiſtiſche“ Löſung ein, 
nach der Polen der Dritte im öſterreichiſch-ungariſchen 
Staatenverband werden ſollte und empfiehlt ſtatt deſſen 
trotz der Erfahrungen in Schleswig-Holſtein vom Jahre 1865 
die alte Verlegenheitslöſung durch ein Kondominium. Unter— 
deſſen ſcheinen die Polen ſelbſt zum Trialismus geneigt zu 
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haben, während fich die Ungarn dieſem ebenſo deutlich wider: 
ſetzten. 

Zwiſchen ſolchen Klippen mußte Polonia rediviva dem 
Einlauf in den Hafen zuſteuern. Daß es ſchließlich doch 
gelang, zeigt, daß ſtarke Winde in den Segeln und kluge 
Hände am Steuer waren. Die fremden Steuermänner haben 
unter dem Einfluß der beſchleunigenden Winde ihre eigenen 
Einſätze gewagt. Sie haben dem neuen Staat nicht die 
größten, aber beinahe die größten eigenen Opfer gebracht. 
Die größten hätten die vollkommene Aufgabe jahrhunderte⸗ 
alter Gebietsteile in ihrem Beſitz bedeutet. Aber durch den 
angekündigten Anſchluß haben ſie den ganzen polniſchen 
Stamm wenigſtens in einen völkerrechtlichen Zuſammenhang 
gebracht. Hier weitet ſich der Geſichtskreis und das erſte 
pofitive Ergebnis des Weltkrieges fügt ſich in einen welt: 
hiſtoriſchen Zuſammenhang ein. 


Ungefähr fünf Vierteljahrhunderte ſind ſeit jener Zeit 
verfloſſen, da ſich die Welt über die Taten erregte, die 
man unter dem Namen „Polens Teilungen“ zuſammen⸗ 
faßt. Als „ein Gedenkſtein der Schande“, ein „oder Fleck 
im Schoße Europas“ — um die Worte des Sängers 
(Snoilsky) anzuführen — hat das frühere Königreich, einſt 
Oſteuropas wirkliche Großmacht, während dieſer Zeit zer⸗ 
ſtückelt in drei Teile, der Gewalt anderer unterſtanden. 
Das Volk mit den großen Überlieferungen und der reichen 
Literatur mußte als Mieter in drei fremden Wohnungen 
und unter ungleichen Bedingungen leben, die an und für 
ſich nicht einmal ſchlecht, aber jedenfalls weit entfernt von 
denen eines freien Mitglieds des Staatenſyſtemes waren. 
Der Einheit ebenſo wie der Freiheit entbehrend, hat es den 
Durchbruch des Nationalitätenprinzips in der Geſchichte Euro⸗ 
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pas um die Mitte des 19. Jahrhunderts erlebt und ſeitdem 
noch zwei Menſchenalter verbracht. 

Niemand glaubt nun, daß die Wiedererrichtung des König— 
reiches Polen durch die Mittelmächte eine Tat der Prin— 
zipienreiterei im Namen der Nationalität oder der Moral 
iſt; mit anerkennenswerter Offenheit hat deren Preſſe ſchon 
die eigenen realpolitiſchen Intereſſen an dem Geſchäfte her— 
vorgehoben. Von einem höheren Geſichtspunkte aus wird 
man jedoch nicht überſehen können, daß dieſe Mächte die 
Erben der Kabinettspolitik Preußens und Oſterreichs find, 
alſo gerade die gleichen, die an der Zerſtückelung Polens 
teilnahmen. Wenn ſie jetzt aus eigenem freien Willen das 
Königreich Polen wieder in das Staatenſyſtem eingeſetzt 
haben, mag es erlaubt ſein, hierin auch einen Akt der Sühne 
für jene Sünde zu erblicken, die von den Vorgängern da— 
mals begangen wurde. Es ſind alte Schulden, die man 
jetzt bezahlt hat. Wir glauben alſo, einige feſte Maſchen 
in dem Netz der hiſtoriſchen Gerechtigkeit jetzt, am 5. No— 
vember 1916, zu entdecken. 

Aber in dem Schuldmotiv des polniſchen Schickſalsdrama 
gibt es noch einen Faktoren und er iſt der weſentlichſte. 
Kürzlich iſt eine Arbeit unter dem Titel „Aus Problemen 
der Verfaſſungsgeſchichte Polens“ von dem Lemberger Pro— 
feſſor Oswald Balzer erſchienen, in der der Verfaſſer mit 
großem Eifer und großer Gelehrſamkeit die Ehre der alten 
polniſchen Republik auf ihrem angreifbarſten Gebiete, näm— 
lich dem der Verfaſſung, retten will. Das iſt ein Symp— 
tom derſelben Art, wie der Verſuch des jetzigen ſchwediſchen 
Liberalismus, die ſogenannte Freiheitszeit zu rehabilitieren: das 
Buch zeigt, wie tief man den hiſtoriſchen Zuſammenhang emp— 
findet — ſogar im Lager derer, die ſonſt in der Politik 
am liebſten jeden Tag ſeine eigene Sorge haben laſſen 
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wollen — aber es überzeugt gewiß nicht. Die vielen Klagen, 
die über dem Grabe des alten Polen erklungen ſind, koͤnnen 
uns nicht über den Anteil irre machen, den das Volk ſelbſt 
damals an ſeinem Geſchick hatte. Wenn jemals ein Volk 
in individueller Selbſtherrlichkeit feiner Auflöfung entgegen⸗ 
ging, ſo war es das damalige polniſche. So wurde dieſer Staat 
zu einem wahren Herd der Anarchie, voll Anſteckungsgefahr 
für ſeine Umgebung, die daraus den Anlaß zum Eingreifen 
nahm. Der niedrige Stand des nationalen Einheitsgefühles 
brachte den Staat in Gefahr und ließ zugleich deſſen Wider 
ſtandskraft in der Gefahr erſchlaffen. Unſer natürliches Mit⸗ g 
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leid mit dem großen Leiden kann uns nicht dazu verführen, 
das Organiſche dieſes Schickſals zu überſehen: es erſcheint wie 


eine Exekution an einem Volke, das im Grunde ſelbſt fin 
Urteil gefällt bat. 


Dieſer Geſichtspunkt befreit die Vollſtrecker der Strafe 
nicht von aller Schuld; aber es zeigt das Volk ſelbſt als mit 
ſchuldig an ſeinem Geſchick und zwar bis zu dem Grade, 
daß dieſe Mitſchuld ſchließlich als Kern des ganzen Pros 
blemes erſcheint. Wenn Polen am 5. November 1916 die 
Garantie für ſtaatsrechtliche Freiheit und völkerrechtliche 
Einheit erhielt, ſo beweiſt das, daß auch die polniſche Nation 
ihre hiſtoriſche Schuld nunmehr abgetragen hat. Durch den 
Verfall der Nationalität hat ſie ſich ſelbſt zum Schattendaſein 
und zur Schande der Unterdrückung und der Fremdherrſchaft 
verdammt. Die ſchwere Prüfung aber hat allmählich die 
Selbſtherrlichkeit gedämpft und das Nationalgefühl zu neuem 
Aufſtieg erweckt. So hat der äußere Druck wieder gutgemacht, 
was unbändige Freiheit verfehlt hat. Gemeinſames Leiden 
wurde eine Taufe zur EN Und als die Buße vollendet 
war, kam die Verzeihung. | 
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Man darf ſomit nicht fagen, daß das neue Polen feinen 
Platz im Staatenſyſtem allein durch die Gnade fremder 
Mächte erhält, wie Albanien im Jahre 1913, ja nicht einmal 
wie Griechenland im Jahre 1830. Ebenſo wie das polniſche 
Volk ſelbſt ſeinen Untergang im 18. Jahrhundert vor— 
bereitete, ſo hat es jetzt ſeine Erlöſung ſelbſt angebahnt: 
auf dem einzigen Weg, der zur Wiederherſtellung eines 
Volkes führt, nämlich auf dem des nationalen Zuſammen— 
ſchluſſes. Die Stärke im Widerſtand, die es im Namen der 
Nationalität gegenüber der preußiſchen Unterdrückungspolitik 
in Poſen an den Tag gelegt hat, iſt hier Beweis genug. 

So erſcheint die Poklamatrion vom 5. November 1916 
in verſchiedener Hinſicht als ein Akt der Verſöhnung und 
zugleich als ein Licht, das über die Geſetze der geſchichtlichen 
Entwicklung fällt: zur Warnung oder zum Troſt, je nach— 
dem wie die Völker auf dem Wege des alten oder des neuen 
Polens wandeln. Bloß eine Schuld bleibt noch ungeſühnt. 
Der dritte von den Henkern aus dem 18. Jahrhundert war 
bei der Verſöhnung nicht zugegen. Das Werk geſchah gegen 
ſeinen Willen. Er, der lange und im weiteſten Umfang 
Gelegenheit hatte, hier aufbauend zu wirken, hat das bis 
zum Ende verſäumt. Jetzt iſt die Tat unmittelbar auf ſeine 
Koſten vollzogen worden. Europa hat zurückgenommen, was 
Europa gehört, indem Polen Gerechtigkeit widerfuhr und 
für die Mittelmächte Sicherheit geſchaffen wurde: Rußland 
ſteht außerhalb und mußte alles bezahlen. 
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Nr. iz im Weltkriege 


20. Oktober 1915. 


Am 21. September ordnete die bulgariſche Regierung die 
allgemeine Mobilmachung an. Am 4. Oktober kam ein 
Ultimatum von Rußland. Am 12. Oktober begann die 
bulgariſche Armee ihre feindlichen Operationen gegen Ser⸗ 
bien. Am 14. wurde die Kriegserklärung unterzeichnet und 
am Tag darauf nahm England im Namen der Entente den 
Handſchuh auf, indem es offiziell bekannt gab, daß es den 
Kriegszuſtand als beſtehend betrachte. 

Der Weltkrieg begann mit acht Teilnehmern, mit fünf 
großen und drei kleinen (Belgien, Serbien, Montenegro), 
von denen alle die kleinen ſowie drei große auf einer Seite 
gegen Deutſchland und Oſterreich-Ungarn ſtanden. Nach 
einigen Wochen trat die Großmacht Japan auf der gleichen 
Seite an. Nach zwei Monaten ſtellte ſich der Kleinſtaat 
Türkei ins deutſche Lager. Hierauf verging mehr als ein 
halbes Jahr, bevor das nächſte Gewicht in die Wagſchale 
gelegt wurde; das war die Großmacht Italien, die im 
Mai 1915 zur Entente überging. Hierauf ſtanden die zwei 
mitteleuropäiſchen Großmächte zuſammen mit der Türkei 
fünf Großmächten und drei kleinen Feinden gegenüber. 
Seitdem find etwas mehr als vier Monate verfloſſen; und 
jetzt iſt Bulgarien ſo weit, als Deutſchlands zweiter Ver⸗ 
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bündeter unter den Kleinſtaaten oder als Nr. 12 in der 
Reihe der ſieben großen und fünf kleinen Mitkämpfer her— 
vorzutreten. 

Seit altersher maß man der Zahl zwölf eine gewiſſe ab— 
rundende und abſchließende Bedeutung zu. Soll Bulgarien 
der Mannaſſe des Weltkrieges, der letzte in der Reihe wer— 
den? Griechenland wenigſtens ſcheint keine Luſt zu haben 
Nr. 13 zu werden. Wie dem auch ſei, die Welt ſcheint 
allgemein unter dem Eindruck zu ſtehen, daß durch Bul— 
gariens Stellungnahme etwas Entſcheidendes geſchehen iſt. 
Die Unruhe in den Großmachtskabinetten der Entente zeugt 
hierfür beredt genug. Sie läßt ſich mit keiner früheren Sorge 
auf dieſer Seite vergleichen; ſie ſcheint vielmehr den Cha— 
rakter einer hoffnungsloſen Verwirrung anzunehmen. Durch 
die harte Schale engliſchen Hochmutes, franzöſiſchen Stolzes, 
italieniſcher Eitelkeit und ruſſiſchen Fatalismus ſcheint zum 
allererſtenmal der Gedanke zu dringen: das Spiel kann für 
uns verloren gehen! 

Bisher ſuchten ſie immer bei all ihren Mißerfolgen einen 
hypnotiſchen Troſt aus ihren drei M: „men, money and 
munition“, das erſte bei Rußland, das andere bei Eng— 
land, das dritte — in den Vereinigten Staaten. Noch am 
11. Oktober ſehen wir, wie ſich „Daily News“ an dieſen 
drei magiſchen Worten ergötzt. Auf Deutſch bedeuten ſie 
Maſſe und Material. Alle wahren Materialiſten haben auch 
blind an den Sieg der Entente geglaubt. Für ſie war der 
Ausgang des Krieges ein Rechenexempel und kein Gewichts— 
problem, eine Quantitätsberechnung ohne Rückſicht auf die 
Qualität. Das einzig Disputierbare für ſie war, ob die Entente 
wirklich in jeder Hinſicht die quantitative Überlegenheit 
beſaß; aber beſonders ſeitdem die Munitionsminiſterien ein— 
gerichtet waren, war dieſe Sache für ſie ja klar und man 
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betrachtete die Diskuſſion für abgeſchloſſen. Zum erftenmal 
ſcheint jetzt bei ihnen der Gedanke zu erwachen, daß das 
Problem des Sieges nicht mit den drei M erſchöpft wird, 


ſondern ftatt deſſen auch fein A und O hat, nämlich Geiſt 9 


(ſchwediſch: ande) und Organiſation. Und in alle Ewigkeit 
konnten fie ja nicht blind dafür bleiben, wo dieſe Überlegen— 
heit ſitzt. 3 

Bulgarien, das doch während des zweiten Balkankrieges 
eine ſchlimme Erfahrung über die Bedeutung der Quantität 
im Kriege machte, fühlte in ſich ſelbſt genug Qualität, um 
den beſſeren Teil zu erwählen. Der Gelehrte hat niemals 
mehr Grund zur Vorſicht im Urteil als während der Wechfel- 
fälle des Krieges, da ein gewiſſer Grad von Zufälligkeit 
ſich hier nie ausſcheiden läßt. Trotz dieſer Berückſichtigung 
des Unberechenbaren möchte ich ſagen, daß der Eintritt der 
zwölften Macht in den Krieg und die Stellungnahme der 
vierten Macht für Deutſchland für die acht übrigen bedeutet, 
daß deren Wagſchale endgültig in die Luft ſchnellt. Das iſt 
die Kataſtrophe, die in dem gigantiſchen Schauſpiel heran⸗ 
naht; ſie iſt auf der diplomatiſchen Ringbahn ſchon ein⸗ 
getreten — ſogar „Times“ ſpricht von „unſerem diplo⸗ 
matiſchen Debacle“ — und jetzt ſteht fie auch auf der milie 
täriſchen bevor. 

Wir betrachten zunächſt die Wege, auf denen Bulgarien 
zu der entſcheidenden Wahl gekommen iſt, um dann die 
Bedeutung dieſer Wahl in drei Inſtanzen zu unterſuchen: 
für das Land ſelbſt, für die Balkanhalbinſel und für die 
Weltgeſchichte. 

J. 

Bulgarien gehört zu denjenigen Staaten, die nach einer 
ehrenreichen Vergangenheit in einem jahrhundertelangen 
Schlaf unter fremden Szepter verſunken ſind, um erſt in 
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unferen Tagen wieder zu ſelbſtändigem Leben zu erwachen. 
Es iſt noch nicht 40 Jahre her, ſeitdem es ſeine letzte 
politiſche Geſtalt annahm. Dies geſchah ganz und gar unter 
ruſſiſchen Auſpizien während des ruſſiſch-türkiſchen Krieges 
in den Jahren um 1870. Rußland bekümmerte ſich warm 
um das junge Leben, von dem es ſich mit der Zeit einen 
guten Diener erwartete. Es befriedigte alſo deſſen nationales 
Bedürfnis in möglichſt weitem Umfang, um ſo mehr, als 
ja fie ſlaviſche Raſſe beide in einem größeren Zuſammen— 
hang verband. Nicht nur das „erſte“ Bulgarien, ſondern 
auch das „zweite“ (Oſtrumelien) und das „dritte“ (Maze— 
donien) wurden durch die Beſtimmungen des Friedens von 
St. Stefano vom Jahre 1878 zu einem Staatengebilde ver— 
einigt, das ſich ſchon damals quer über die Halbinſel nach 
allen drei Meeren hin erſtreckte und alſo ein bedeutungs— 
volles Präjudikat für unſere Tage bildete. 

Das neue Bulgarien begann demnach in der Geſchichte mit 
großen äußeren Anſprüchen, nach innen aber als ruſſiſcher 
Vaſall, als ein Stein in dem Spiele Rußlands gegen die 
Türkei oder ein Strang auf dem nach dem Mittelmeer 
hin geſpannten Bogen Rußlands. Seitdem hat Rußland 
unaufhörlich Bulgarien gegenüber die erhabene Stellung 
eines „Befreiers“ mit den daraus entſpringenden moraliſchen 
Vorteilen eingenommen; noch in ſeinem Ultimatum vom 
4. Oktober 1915 ſpielt es auf dieſe Seite des gegenſeitigen 
Verhältniſſes an. Fürſt Ferdinand gab dem auch in jener 
Proklamation einen offenen Ausdruck, durch die er vor 
ſieben Jahren die letzten Reſte der türkiſchen Oberhoheit 
kaſſierte und ſich ſelbſt zum Zaren ausrief. 

Als dieſes geſchah, hatten ſich jedoch die Verhältniſſe ges 
ändert. Wie bekannt, gehört die Dankbarkeit nicht zu den 
Tugenden der Völker und das bulgariſche iſt nicht beſſer 
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als andere. Nun kommt ferner dazu, daß Rußland in 
ſeiner Mutterliebe beſonders große Forderungen aufſtellte. 
Als es — in dem engen Wams des Berliner Kongreſſes, 
der nicht einmal dazu ausreichte, das „zweite“ Bulgarien 
zu umfaſſen — ſeine Kräfte wachſen fühlte und Anſpruch 
auf etwas Bewegungsfreiheit erhob, kam die Fuchtel zum 
Vorſchein; der Battenberger Alexander bekam ſie zuerſt zu 
fühlen und hernach Stambulov und zwar gerade in dem 
Augenblick, als ſie die nationalen Forderungen ihres Landes 
befriedigen wollten. So mußte die Union des zweiten Bul⸗ 
gariens (1885) gegen Rußland verwirklicht werden und ſo 
kam es ſchließlich dazu, daß Bulgarien Rußland gerade auf 
ſeiner nationalen Entwicklungsbahn als Gegner zu betrachten 
begann. 


Das iſt ein Bild aus dem Leben, wie man es alle Tage 
ſieht. Das Kind, deſſen Selbſtvertrauen ſich mit dem Wachſen 
vermehrt, will ſeine eigenen Füße gebrauchen und nicht länger 
dienen. Es kommt dann auf die Eltern an, die Bande zu 
lockern, wenn ſie ſein Vertrauen und ſeine Ergebenheit be⸗ 
halten wollen. So aber hat Rußland niemals ſeine Mutter⸗ 
pflicht aufgefaßt; es kennt kein anderes Verhältnis zu ſeinen 
— mehr oder weniger echten — flavifchen Nachkommen und 
Mündeln, als das des blinden Gehorſams. Die Folge war 
natürlich die, daß Bulgarien ſich nach einer anderen weniger 
anſpruchsvollen Stütze umzuſehen begann. Und da entdeckte 
es, daß ſeine Intereſſen mehr mit denen einer anderen 
Großmacht zuſammenfielen, nämlich mit denen Oſterreichs, 
des großen Rivalen Rußlands auf der Halbinſel. 

Dieſe Gleichheit der Inteceſſen tritt im Augenblick der Selb: 
ftändigfeitserflärung vom Oktober 1908 ſtark zutage, als 
Oſterreich⸗Ungarn dadurch ſekundierte, daß es feine Souveräni⸗ 
tät über Bosnien und die Herzegowina erklärte. Von dieſer 
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Stunde an kann man fagen, Bulgarien habe feine Wahl 
getroffen. Sie wurde durch den Balkanbund vom Jahre 
1912 verſchleiert, deſſen Schwert eine doppelte Schneide 
hatte, deren eine gegen Oſterreich gerichtet war. Aber 
Rußlands großer Triumph währte nicht lange. Nachdem 
der Bund ſeine eine Aufgabe gegen die Türkei, erfüllt hatte, 
weigerte er ſich, die andere gegen Hſterreich durchzuführen. 
Er zerſprang vielmehr auf Grund ſeiner inneren Unwahrheit, 
da er Bulgarien mit deſſen ſlaviſchem Bruder Serbien zu 
einer gemeinſamen Politik zuſammengeſchmiedet hatte. Auf 
dieſes Serbien hatte Rußland ſeine Muttergefühle auf der 
Halbinſel von dem undankbaren Bulgarien übertragen. 
Untereinander aber ſind die beiden Rivalen. Das zeigte ſich 
ſchon 1885, als es ſich um das „zweite“ Bulgarien handelte 
und trat 1913 noch ſtärker ans Licht, als Serbien ſeine 
Hand nach dem „dritten“ ausſtreckte. Rußlands mütterliche 
Ermahnungen, die Verwandtſchaft vor einem Skandal zu 
bewahren (vergleiche den Brief des Zaren Nikolaus vom 
11. Juni 1913 über „Die Verantwortung für die ſlaviſche 
Sache“) konnte den zweiten Balkankrieg nicht verhindern, 
durch den Serbien tatſächlich Mazedonien in ſeine Gewalt 
bekam. 

Seitdem war eine Verſöhnung der beiden Brüder unmög— 
lich. Viel eher kann Frankreich Elſaß vergeſſen, das doch 
von deutſchem Blute iſt, als Bulgarien Mazedonien. Denn 
es hat dort ſowohl Anlaß zur Revanche wie eine Irredenta. 
Freilich hat Burton (The war and the Balkans, 1915) 
nach ſerbiſchen Zeugen die Mazedonier mit einem Mehl ver— 
glichen, aus dem man nach Gutdünken jeden beliebigen 
nationalen Kuchen backen kann; wenn aber hierin auch eine 
Wahrheit liegen ſollte, ſo iſt dieſe gegenüber dem bulga— 
riſchen Volkswillen wertlos, der ſich eins mit Mazedonien 
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fühlt und nach einer Vereinigung mit ihm ſtrebt. Ein 
Bruder kann einem Bruder verzeihen, der ihm feine Vers 
lobte geraubt hat. Aber ein Volk kann niemals einem anderen 
— mag dieſes nun den Namen eines gleichen Geſchlechtes 
tragen oder nicht — zugeſtehen, daß es ihm den Weg zu 
ſeinem einzigen, klar erfaßten und tief empfundenen natio⸗ 
nalen Ziel verſtellt. 

Der Konflikt mit Serbien um der mazedoniſchen ſchönen 
Helena willen iſt der Kern des bulgariſchen Problems. So: 
lange er ungelöſt blieb, war die Vorbedingung zu Bul⸗ 
gariens Zuſammenarbeiten mit Oſterreich-Ungarn fo ſtark, 
wie eine ſolche in der Politik nur ſein kann; denn Oſterreich⸗ 
Ungarn hat ſeinerſeits einen lebenswichtigen Gegenſatz gegen 
Serbien. Wenn die Entente überhaupt eine Hoffnung hatte, 
Bulgarien auf ihre Seite hinüberzuziehen oder es auch nur 
dazu zu bringen, ſtill ſitzen zu bleiben, ſo mußte ſie zunächſt 
den mazedoniſchen Konflikt abwickeln. 

Darauf zielten alſo ihre diplomatiſchen Anſtrengungen 
ab. Wir beſitzen noch keine Akten über dieſe Frage; aber 
es iſt ſchon an die Offentlichkeit gedrungen, daß man in 
einer Note vom 29. Mai folgenden Ausweg vorſchlug: das 
„unumſtrittene“ Mazedonien — nämlich das ſüdliche bis 
zum Ochridaſee, das Bulgarien ſchon in dem Vertrag mit 
Serbien vom 29. Februar 1912 zugeſichert worden war — 
ſollte in Bulgariens Hände übergehen; ebenſo die Grenz⸗ 
linie Enos —Midia, die am 30. Mai 1913 in London feſt⸗ 
geſetzt worden war; ferner Drama und Cavalla, das Griechen⸗ 
land, ſowie Baltſchik, das Rumänien am 10. Auguſt 1913 
in Bukareſt nahm. Das Angebot iſt ja quantitativ betrachtet 
das, was man ehrlich nennt. Leider geſchah es durchwegs auf 
Koſten anderer, und als Bulgarien am 15. Juni nach Garan⸗ 
tien ausſpähte, zeigte es ſich, daß es in dieſem Punkte 
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ſchlecht beſtellt war; es blieb dann am 3. und 4. Auguſt 
bei der Verſicherung, daß Serbien in Albanien und Griechen— 
land in Smyrna Kompenſationen erhalten ſollten. Daß 
Griechenland einmal auf derartige Geſchäfte ſpekulierte, wiſſen 
wir durch das Memorandum von Venizelos vom 30. Jan. 
1915; ſeitdem aber hat ſich verſchiedenes verändert, und was 
Serbiens Opferwilligkeit anbelangt — was ja das weſentliche 
iſt — ſo herrſcht in dieſer Beziehung noch heute voll— 
kommenes Dunkel. 

Wir dürften jedoch zu der Annahme berechtigt fein, daß Bul- 
garien niemals aufrichtig auf dieſe Löſung reflektierte, ſon— 
dern eine „dilatoriſche“ Politik geführt hat, um das Angebot 
der Gegenſeite in die Höhe zu ſchrauben. Die Unterhand— 
lungen hierüber begannen Mitte Juni, wo es die Linie Enos — 
Midia von der Türkei gefordert haben ſoll. Über den Gang 
dieſer Unterhandlungen wiſſen wir noch weniger als über den 
der früheren und über die Rolle, die die Mittelmächte dabei 
ſpielten, iſt uns gar nichts bekannt. Aber zu Anfang Auguſt 
zeigte ſich ein bedeutungsvolles Zeichen am Firmament: Bul⸗ 
garien erhielt von einer deutſch-öſterreichiſchen Bankgruppe eine 
Anleihe (in der Höhe von 250 Millionen Frances). Wann 
die Verhandlungen beendigt waren, ob anfangs September 
oder ſchon im Auguſt, wiſſen wir freilich auch nicht. Das Er— 
gebnis aber iſt klar; das Geſchäft kam unter der Bedingung 
zuſtande, daß die Türkei die Maritzalinie einſchließlich der 
ſüdlichen Vorſtadt Adrianopels (Karagatſch) und die ganze 
Eiſenbahnlinie bis hinunter nach Dedeagatſch abtrat. Das 
waren allerdings nur 2000 qkm, aber es war ein offenes 
und reines Geſchäft, ohne den Vorbehalt der Zuſtimmung 
vonſeiten eines Dritten oder Vierten. 

Dadurch war die Sache in Wirklichkeit entſchieden: was 
nachher folgte, waren nur diplomatiſche Schliche, um den 
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beiten Zeitpunkt für die Eröffnung des Spieles zu erfaſſen. 
Jetzt hat Bulgarien ſein langes Zaudern überwunden, ſein 
Würfel iſt geworfen und ſein Platz im Kampf unwider⸗ 
ruflich beſtimmt. Es erübrigt nun, eine politiſche Wertung 
dieſes Beſchluſſes zu verſuchen. 


II. 
22. Oktober 1915. 


Der bulgariſche „Aktivismus“ wird natürlich nicht von 
irgendeiner Volksſtimmung zugunſten Deutſchlands oder 
Oſterreichs oder auch der Türkei, des Feindes von geſtern, 
diktiert. Er entſpringt der klaren, ſtaatsmänniſchen Einſicht, 
daß er der einzige Weg zur Erreichung der nationalen Ziele 
iſt. Zu dieſer Einſicht gehört freilich auch die Überzeugung, 


daß Deutſchland-Oſterreich-Türkei als Sieger aus dem großen 


Kampf hervorgehen werden. 

Auch hier will ich nur unter einer ſolchen Been 
ſprechen. Wenn der Verſtand erkennt und ſagt, daß 75 Mög⸗ 
lichkeiten in einem Kampfe der einen Partei und 25 der an— 
deren zukommen, ſo gebietet die Vorſicht, mit dem Erfolge der 
erſteren und nicht mit dem der letzteren zu rechnen. So 
ſchien die Stellung ſchon vor Bulgariens Hervortreten zu 
ſein; natürlich verbeſſerte ſie ſich noch mehr gerade durch 
dieſes neue Gewicht in der Wagſchale, man kann ſagen in 
dem Verhältnis von 90 zu 10. Wir ſehen alſo den Sieg 
als etwas Gegebenes an und fragen uns, wie ſich das 
Geſchäft für Bulgarien geſtalten wird, wenn man es mit 
dem vergleicht, was ihm im Mai vom anderen Lager an⸗ 
geboten wurde. 


»Wir erinnern uns, daß es ſich damals nicht nur um 
Südmazedonien handelte, ſondern auch um Gewinne auf 
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Koſten Griechenlands (Kavala), Rumäniens (Baltſchik) und 
der Türkei (Enos — Midia). Dieſer letztere Punkt ſoll nun 
nicht mehr in Frage kommen, da die Türkei ein offener 
Verbündeter iſt, während die anderen freundſchaftlich ge— 
ſinnte Neutrale ſind. Es dürfte jedoch nicht unmöglich ſein, 
bei Kriegsſchluß dieſe Verhältniſſe auf dem Wege der Kom— 
penſation zur Zufriedenheit aller Teile zu ordnen; ſo gibt 
es in Beßarabien reichen Erſatz für Rumänien und in Albanien 
für Griechenland. Geſtützt auf das ſiegreiche Wappen ſeiner 
Machtgruppe hat alſo Bulgarien durch ſeine Wahl auch die 
Ausſicht gewonnen, ſein nationales und geopolitiſches Pro— 
blem nach allen Seiten hin zu regeln. Aber in allererſter Linie 
hat es einen ſicheren Vogel in der Hand, während die Entente 
nur einen Vogel im Walde anbot. Dazu kommt noch eines: 
Bulgarien tritt ſein natürliches Erbe an, nämlich die Stellung 
als erſte Macht auf der Halbinſel. Dies tat es zur ſelben 
Stunde, da es ſich entſchloſſen zeigte, ſein Schickſal in die 
eigenen Hände zu nehmen — während Rumänien an jener 
Sorte von Neutralität feſthielt, die dem Eſel Buridans 
ſeine Berühmtheit verſchafft hat. 

Dies alſo ſoll Bulgariens Buchſchluß im Kriege werden: 
ein vergrößertes und verbeſſertes Reich, ein zu einem Na— 
tionalſtaat zuſammengeſchloſſenes Volk, eine Hegemonie— 
ſtellung in ſeiner Staatengruppe. Auf der anderen Seite der 
Rechnung ſteht eine vermehrte Abhängigkeit von der mittel— 
europäiſchen Großmachtgruppe; denn das eine muß feſt— 
gehalten werden, daß ein Staat, der in dieſem Kriege einen 
vollauf aktiven Schritt tut, keine Möglichkeit zur Rückkehr 
mehr hat, weil auch der Friede unter einem Druck ſtehen 
wird, der das ſtete Zuſammenhalten der jetzigen Verbündeten 
fordert. Bulgarien hat dieſe Konſequenzen nicht gefürchtet. 
Vielleicht beſaßen ſeine Staatsmänner einen genügend offenen 
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Blick, um zu ſehen, daß die Alleinherrſchaft des Individualis⸗ 
mus jetzt ſowohl im Staatenſyſtem wie im einzelnen Staat 
beendet iſt, daß die reine Iſolierung auch für einen Staat 
den Tod bedeutet und daß die Loſung der Weltgeſchichte 
in unſerer Epoche, die jetzt daran iſt, die des Liberalismus 
abzulöſen, Zuſammenſchluß heißt. Es iſt nicht mehr gut 
in der Gemeinſchaft der Staaten allein zu ſtehen; um die 
Wahl kommt man nicht herum; es gilt nur die rechte 
Seite zu wählen und die rechte Seite iſt diejenige, die die 
geringſte Gefahr für die nationale Eigenart mit der größten 
Ausſicht auf nationale Kraftentfaltung verbindet. 

Wir erheben nun den Blick über die geographiſche Region 
hinaus, der Bulgarien angehört, und fragen uns: welche 
Folgen wird ſein Entſchluß für die Balkanhalbinſel haben? 

Das Problem iſt von allergrößtem Intereſſe, wenn man 
bedenkt, daß es ſich gerade um das „unruhige Eck“ in 
unſerem Weltteil handelt, um das politiſche Erdbebengebiet 
vor allen anderen, um die gefährliche Zone, die mehrere Men⸗ 
ſchenalter hindurch eine ſtete Bedrohung des europäiſchen 
Friedens bedeutete. Bei einer Analyſe dieſer kranken Lands 
karte kommt man zu dem Ergebnis, daß die Krankheit geo— 
graphiſche Urſachen hat: wir ſehen hier eine Übergangs⸗ 
lage, die der natürlichen Einfaſſung für einen ſtaatlichen Zu— 
ſammenſchluß entbehrt und eine Zerſtückelung in kleine Land⸗ 
ſchaften, die die Bildung einer großen Nation verhindert. 
Eine nationale Sammlung gleich der des ganzen Italien 
im Rahmen der Alpen oder auch gleich der Pyrenäenhalb⸗ 
inſel iſt hier undenkbar. Die politiſchen Verſuche, einen 
„Balkanbund“ zu bilden, find ſomit eine reine Chimäre: man 
baut keine dauerhafte Vereinigung von Staaten auf eine 
Brücke auf, die noch dazu aus ungleichem Material beſteht. 
Das einzige Heilmittel für die Balkankrankheit iſt das Auf⸗ 
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gehen der Halbinfel in einem größeren Reiche unter äußerem 
Druck. 

Sehen wir nicht dieſes Heilmittel jetzt nähergerückt? Nur 
zwei Möglichkeiten beſtanden: deutſch-öſterreichiſche oder ruſ— 
ſiſche Auſpizien. Bulgariens Wahl ſcheint die Frage in der 
erſten Richtung entwickelt zu haben. Selbſt ein Reflex des 
Druckes vonſeiten der Mittelmächte, bildet nämlich dieſe Wahl 
den Ausgangspunkt für einen neuen Druck, der ſtark genug 
ſein dürfte, um das Zaudern der übrigen Volkswillen auf der 
Halbinſel zu überwinden — nachdem dieſe ſich nicht ſtark 
genug fühlten, in gemeinſamem Handeln Bulgariens Willen 
zu bezwingen. 

Serbien kommt dabei nicht in Betracht. Dieſer Staat iſt 
verurteilt, da er durch ſeine eigenen Taten gefallen iſt, 
er mag alſo unbeachtet liegen bleiben. „Serbien muß von der 
Karte verſchwinden,“ ſagt Soßnosky (Die Balkanpolitik 
Oſterreich-Ungarns ſeit 1866, Teil II, 1914). Europas Ruhe 
fordert das ſtärker und unerbittlicher als ſie ſeinerzeit das 
Aufhören Polens verlangte. Die Härte des Urteils wird 
weſentlich durch die Einheit gemildert, die dem ſerbiſchen 
Stamm nach dem Aufhören des Staates unter dem Szepter 
Habsburgs geboten wird. Die Nation gewinnt ihre Ein— 
heit auf Koſten ihrer vollen Freiheit und es kommt auf die 
Klugheit des Siegers an, dem innerhalb ſeiner Grenzen ein— 
geſchloſſenen Stamme mit der Zeit ein geeignetes Maß von 
Selbſtregierung zu gewähren. 

Die Volkswillen auf der Halbinſel, die ihr Selbſtbeſtim— 
mungsrecht noch beſitzen, ſind die Rumäniens und Griechen— 
lands. Der erſtere wird es ſchwer finden, von der Hoffnung 
auf „Erlöſung“ ſeiner Landsleute in Ungarn zu laſſen; da aber 
ſeine verantwortliche Leitung ſchon im Jahre 1883 ſeine 
äußere Politik durch ein Bündnis mit den Mittelmächten 
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vereinen konnte, fo dürfte er ſich dazu noch mehr in jener Lage 
gewogen fühlen, die jetzt nach Bulgariens Wahl entſtanden 
iſt; iſt er doch ganz iſoliert und ohne eine andere Alter— 
native, als von Rußland verſchlungen zu werden. Das 
griechiſche Problem iſt verwickelter. Die Gefahr dieſes Landes 
wird größer, wenn Bulgarien fein einziger Nachbar und 
das meerbeherrſchende England fein Feind wird; der Vor: 
teil iſt geringer, wenn Kleinaſien mit ſeiner Irredenta 
künftighin ein „tabu“ für ſein Verlangen werden ſoll. Auf 
der anderen Seite muß es ſich ſagen, daß es auch eine bes 
deutende Gefahr mit ſich bringt, wenn es allein auf der 
Halbinſel ſich in Gegenſatz zu Mitteleuropa und der zu— 
ſammengeſchloſſenen Macht einer gekräftigten Türkei ſtellt; 
ganz abgeſehen davon, daß es ſich innerhalb der Entente 
Seite an Seite mit Italien wiederfinden würde, das ihm 
ſeine nationalen Forderungen ſowohl in Albanien wie in 
Kleinaſien ſtrittig macht. 

Wir brauchen die Unterſuchung der Möglichkeiten nicht 
länger zu vertiefen. Denn alle Berechnungen können ſchließ⸗ 
lich durch irrationale Außerungen der Freiheit des Volks— 
willens durchkreuzt werden. Aber wir haben das Recht dar⸗ 
auf als auf eine Möglichkeit hinzudeuten, und wir erdreiſten 
uns auch, es für wahrſcheinlich zu erklären, daß die offene 
Wunde in Europas Seite, die man die orientaliſche Frage 
genannt hat, jetzt daran iſt, durch den Zuſammenſchluß der 
verſchiedenen Parteien innerhalb des großen deutſchen Macht⸗ 
lagers zu heilen. In dieſem Falle iſt die orientaliſche 
Frage mit all ihren bösartigen Erſcheinungen nichts anderes 
geweſen als eine Stromkenterung zwiſchen der alten Ruhe 
des Schlafes unter der türkiſchen Herrſchaft und der neuen 
Ruhe der Selbſtändigkeit unter Deutſchlands Auſpizien — 
die Wogen brauſten gegeneinander an unter dem Drucke 
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verſchiedener Winde, bis fie fih in dem diplomatiſchen 
Kampf der letzten Zeit zu einem raſenden Wirbel ſteigerten; 
da aber bekam der Nordweſtwind die Macht über die anderen 
und unter ſeinem Druck beginnen ſich die Wogen zu legen 
und bald wird der Strom langſam und ruhig in der neuen 
Richtung fließen. 

Geſchieht das, ſo hat der Weltkrieg wenigſtens in einer 
Zone — und zwar gerade in einer der bisher kritiſchſten — 
einen dauerhaften Frieden geſchaffen. 


* 8 * 


Die künftige Ruhe auf der Balkanhalbinſel iſt, wie wir 
geſehen haben, mit der deutſchen Hegemonie in einem 
Staatenſyſtem verknüpft, das die urſprünglichen Mittelmächte 
über die Brücke der Halbinſel mit dem türkiſchen Reiche 
bis hinaus nach der Perſiſchen Bucht verbindet. Die Ringe 
des von dem Zaren Ferdinand geworfenen Steines gehen 
über die ganze Weltgeſchichte. 

Schon lange konnte der Sehende bemerken, daß Deutſch— 
land unter dem Zwange ſtand, ſeine politiſchen Kreiſe zu 
erweitern und es war auch kein Geheimnis mehr, daß dies 
gerade in der genannten Richtung geſchehen mußte: ein— 
geklemmt zwiſchen der flavifchen Mauer im Oſten und 
der romaniſchen im Weſten hat Deutſchland nach dem Ge— 
ſetze des geringſten Widerſtandes ſich ſeine größere Be— 
wegungsfreiheit gerade nach Südoſten hin verſchaffen müſſen. 
Die Frage war nur, wie das geſchehen konnte. Schon die 
Verbindung mit der Türkei war nicht ohne ſtörende Ein— 
flüſſe geblieben wie z. B. bei dem erſten Durchbruchsverſuch 
der Jungtürken im Jahre 1908 und bei deren Fall im 
Jahre 1912. Aber auch ſeitdem dieſer Eckſtein feſtlag, 
ſchienen noch ſehr ſtörende Kräfte in dem Gewimmel der 
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Kleinſtaaten auf der Halbinſel übrig zu fein. Noch vor 


drei Jahren konnte ich über Bulgarien-Serbien-Montenegro 
ſchreiben, daß dieſe drei „der weitausgeſtreckte Arm der 
ſlaviſchen Raſſe ſeien, alſo das am meiſten in die Augen 
fallende innere Hindernis für Deutſchlands levantiſche Pläne“. 

Zu jener Zeit mobiliſierte der Balkanbund gegen die Türkei 
ohne daß Deutſchland einſchreiten konnte, und der große Plan 
ſchien jetzt weniger Ausſicht zu haben denn je. Was aber 


geſchah? Der ſiegreiche Bund verfiel über feiner Beute in F 


inneren Streit und in Auflöſung. Die übrigen vereinigten fich 
gegen Bulgarien, das bei der gemeinſamen Aufgabe die 
ſchwerſte Laſt auf ſich genommen hatte, beſchnitten ſeinen 
verdienten Lohn und warfen ihm für ſeine Mühen ein 
mageres Trinkgeld hin. Niemand kann leugnen, daß das 
ein ſchreiendes Unrecht war, das nach Reviſion und Genug⸗ 
tuung verlangte. 


Dieſe Benachteiligung brachte Bulgarien in einen unver- 
ſöhnlichen Gegenſatz zu ſeinen Nachbarn. Sie war der Grund 


dazu, daß das Land im kritiſchen Augenblick des Welt⸗ 
krieges auf Deutſchlands Seite in einer ſolchen Lage hervor— 
trat, daß die Feinde von 1913 gezwungen waren, ſtill zu 


ſitzen oder nachzufolgen. So wurde Deutſchlands Weg zur 


Weltmacht durch einen Bruderzwiſt auf der Balkanhalbinſel 
geebnet, der einen unverſöhnlichen Übervorteilten zurück⸗ 
gelaſſen hat. 

In Wahrheit, die Wege der Geſchichte ſind wunderlich! 


Was geſchehen ſoll, das geſchieht; Deutſchland ſoll einen 5 ' 
Platz unter den wirklichen Weltmächten haben und wir glauben 
gerade jetzt mitzuerleben, wie die Geſchichte dieſen Platz in 


Bereitſchaft ſtellt. Als ein Wunder muß es uns aber erſcheinen, 


daß die Geſchichte in das gleiche Problem die Genug⸗ 
tuung für das erlittene Unrecht eines Kleinſtaates und die 
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Heilung für die politische Krankheit eines lokalen Syſtems 
miteingeſchloſſen hat. Alle dieſe Fragen wurden vielleicht durch 
ein und denſelben Zug gelöſt — als Nr. 12 in den Welt— 
krieg eintrat. 
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Ein Volk vor dem Richterſtuhl. 


1. November 1916. 


Drei der Teilnehmer am Weltkriege haben ihr Daſein als 
Staaten aufs Spiel geſetzt, nämlich die Großmacht Oſter— 
reich⸗Ungarn und die Kleinftaaten Serbien und Belgien. Die 
letztgenannte Nation hat ihren Einſatz ſchon im erſten Akt 
des Krieges verloren. Jetzt handelt es ſich um die zweite. 
Mit Worten und großen Geſten, weniger mit Waffen, ſind 
ihr die Bundesgenoſſen zu Hilfe gekommen und jetzt fangen 
ſie an, ſie ſelbſt verloren zu geben: ſo hat z. B. Lord Lands⸗ 
down, was England anbelangt, ſich veranlaßt geſehen, den 
Bluff von der Unterſtützung durch die Großmächte nicht 
länger aufrecht zu erhalten. Viele Zeichen laſſen darauf 
ſchließen, daß auch Serbien ſelbſt angeſichts des Schickſals, 
das ſich unabweislich nähert, die Hoffnung aufgegeben hat. 
Wir ſehen ein Volk vor uns, über das als ſelbſtändiger Staat 
das Todesurteil gefällt worden iſt. 

Die Geſchichte ſcheint alſo ihre Wahl getroffen zu haben: 
zwiſchen der Großmacht Oſterreich-Ungarn und dem Klein: 
ſtaate Serbien. Hier beſtand wirklich eine Wahl, fo eigen 
tümlich das zunächſt anmuten mag. Beide ſpielten um ihr 
Daſein und ſpielten gegeneinander. Einer von ihnen mußte 
aus dem Staatenſyſtem weichen. Daß dies die ernſtliche 
Abſicht der Entente gegenüber Oſterreich-Ungarn war, läßt ſich 
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leicht durch Zeugniſſe erhärten. Daß das Spiel nicht allzu 
ungleich war und Oſterreich-Ungarn trotz ſeiner Größe Grund 
zu Befürchtungen hatte, das beweiſt Meinecke mit einem 
einzigen Wort: Serbien gegen Oſterreich-Ungarn war wie 
ein U-Boot gegenüber einem veralteten Schlachtſchiff! Dieſes 
Bild ſagt alles; es erklärt, daß es wirklich eine Entſcheidung 
zwiſchen einer Großmacht und einem Kleinſtaat fein konnte 
und beleuchtet zugleich die heimlichen Wege, auf denen der 
Letztere den Untergang der Erſteren herbeizuführen plante. 

Die Geſchichte hat ſich jetzt zugunſten der alten, vornehmen 
Firma Habsburg gegen die Parvenufirma Karageorgievitſch 
entſchieden. Europas älteſte ſtaatliche Überlieferung hat Kraft 
genug gezeigt, die Todeskeime in ſeinem eigenen Reichskörper 
zu überwinden. Statt deſſen ſteht das Merkmal des Todes 
auf der Stirne des jungen Königtums an ſeiner ſüdlichen 
Seite. Einer von beiden muß ſterben und die ſchwarze Kugel 
iſt für den jüngeren und kleineren Spieler gefallen. 

Ein Volk vor Gericht iſt ein tragiſches Schauſpiel, bei deſſen 
Anblick ſich die Menſchenherzen in Angſt zuſammenzukrampfen 
pflegen. Wie hat nicht Polens Schickſal ganze Geſchlechter 
bewegt! Die Geſchichte hat in ihrem reichen Bilderbuch keine 
düſtereren Bilder aufzuweiſen als die, welche uns den Unter— 
gang ganzer Völker und Staaten zeigen. 

Niemand wird leugnen, daß Serbien ſeinem Schickſal wie 
ein tapferer Kämpfer entgegengeht. Mit herber Entſchloſſen— 
heit, ohne ſich umzublicken und ohne um Vergebung zu 
bitten, wandern dieſe Schafhirten und Bauern den hoffnungs— 
loſen Weg dem Tode zu. Wenn wir leſen, daß Frauen 
und Kinder an dem Kampfe der Männer teilnehmen, ſo 
glauben wir, in alte, heroiſche Zeiten verſetzt zu ſein, in 
denen die Frauen Karthagos zum entſcheidenden Kampf die 
Sehnen der Bogen aus ihren Haaren flochten. Dies eine 
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muß man dem verurteilten Volke zugeſtehen: es ſtirbt den 
Tod der Ehre. 


Wenn wir nichtsdeſtoweniger kein größeres Maß von mit⸗ 
leidiger Teilnahme bei der Menſchheit verſpüren, die Augen⸗ 
zeuge dieſes betrüblichen Schauſpieles iſt, ſo beruht das 
zweifellos darauf, daß die Welt den beſtimmten Eindruck 
hat, es ſei die Gerechtigkeit, die hier ihren Gang gehe. 
Dieſes Volk hat, wenn irgendeines, ſelbſt ſein Schickſal ver⸗ 
ſchuldet. Nicht nur dadurch, daß es durch ſeine unerhörte 
Herausforderung Oſterreichs den Weltkrieg entflammte — 
der Krieg wäre doch auf andere Weiſe gekommen — ſon— 
dern auch durch ſein ganzes Benehmen während des kurzen 
Jahrhunderts ſeiner Selbſtändigkeit. 


Die volle Souveränität iſt das höchſte Gut der Völker 
und ſie iſt nicht umſonſt oder ohne gewiſſe grundlegende 
Vorausſetzungen zu haben. Für den Idealiſten iſt es leicht, 
„das Recht der Nationen, ihr ſelbſtändiges Leben zu leben“, 
zu proklamieren; die Geſchichte, die nicht ſentimental iſt und 
nicht ſehr zu Abſtraktionen neigt, ſtellt im Namen des 
Staatenſyſtems gewiſſe Bedingungen auf. Genau wie das 
uneingeſchränkte Recht des Individuums, ſein freies Leben 


zu leben, zur Anarchie führt, die in einer geordneten Geſell⸗ 


ſchaft nicht geduldet werden kann, fo muß auch die Zügel⸗ 
loſigkeit der Nationen in den Forderungen des Staaten⸗ 
ſyſtemes ihre Grenzen haben. Polen mußte ſterben, weil 
es ein Herd des Brandes und der Anſteckung geworden war, 
der die Umgebung gefährdete. Somit unterſtehen die Natio⸗ 
nen und Staaten ſtets dem Geſetz, daß ſie das Recht ihrer 
Selbſtändigkeit verdienen müſſen; verwalten ſie ihr Pfund 
über eine gewiſſe Grenze hinaus ſchlecht, ſo kann es geſchehen, 
daß es ihnen genommen wird. 
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Das war bei Serbien der Fall. Wenn wir die Geſchichte 
dieſes Landes betrachten, die wenig anderes war, als eine 
ſtändige Rache zwiſchen den Obrenovitſchi und Karageorge— 
vitſchi, ſo werden wir an die Periode unſerer eigenen Ge— 
ſchichte erinnert, die die Überſchrift trägt „Kampf zwiſchen 
dem Sverkerſchen und Erikſchen Geſchlechte“. Das iſt das 
reine Mittelalter; und für primitive Zeiten zeugt auch das 
ſchreckliche Maß von Blutſchuld, das dieſes Volk zur Zeit 
ſeiner Selbſtändigkeit auf ſich zu häufen vermochte. Wer 
gedenkt nicht noch mit einem Schauer des Schreckens der 
Nacht des 11. Juni 1903, da der letzte Obrenowitſch zu— 
ſammen mit ſeiner Gemahlin in Belgrads altem Konak aus 
dem Wege geſchafft wurde. Aber die ſerbiſchen Sitten ſind 
nicht nur zum geheimen Gebrauch in Anwendung gekommen. 
Hörten wir nicht, daß ſerbiſche Horden während des Balkan— 
krieges ihre Nationalität über albaniſches Gebiet durch die 
einfache Methode ausbreiteten, daß ſie alles Lebende an 
Ort und Stelle ausrotteten! Es war daher völlig der nationale 
Stil, als Serbien die Mörderwaffe gegen den Thronfolger des 
großen Nachbarreiches zückte — gerade gegen denſelben, 
der ihren Stammesbrüdern innerhalb Oſterreich-Ungarn eine 
beſſere Stellung und mehr Selbſtändigkeit gewähren wollte. 

Das ſerbiſche Volk hat in der Gegenwart den Ruf eines 
rohen und wilden Volkes bekommen. Die dem ſlaviſchen Blute 
innewohnende Anarchie hat ſich hier unheilvoll mit ſüdlän— 
diſcher Erregbarkeit vermählt. Auf der anderen Seite ſehen 
wir nichts von kulturellen Tugenden, die die Rechnung aus— 
gleichen und die Schuld tilgen könnten. Ein primitives Volk 
mit ſtarken und ungezähmten Trieben, die letzten Grundes 
auf Ruhmgier ſchließen laſſen, ein Volk, das eine ſtändige 
Bedrohung gegen den Frieden Europas bedeutete — das iſt 
die Signatur des ſerbiſchen Volkes. 
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Es verſtößt nicht gegen unſer Rechtsgefühl, wenn ein folches 
Volk wieder einem Vormund unterſtellt wird. Auf jeden 
Fall verlangt das die Geſchichte der Gerechtigkeit. Und das 
wird jetzt vorbereitet. Das ſerbiſche Attentat gegen Oſterreich⸗ 
Ungarn, das die Auflöſung dieſes großen Reiches in kleine 
nationale Beſtandteile bezweckte, iſt mißlungen. Jetzt wird 
das Urteil über den Angreifer vollſtreckt und es lautet dahin, 
daß er ganz der Kontrolle des Angegriffenen unterſtellt wird. 

Wenn aber die Welt nicht voll von Mitleid über dieſes 
Geſchick iſt, ſo erklärt ſich das vielleicht auch daraus, daß 
eben dieſes Geſchick an ſich nicht allzu hart erſcheint. Der 
Schrecken über das Urteil gegen Polen entſprang vor allem 
dem Umſtand, daß es auf Stückelung des Körpers dieſer 
Nation lautete. Bei Serbien iſt ganz das Gegenteil der 
Fall. Solange es ein ſouveräner Staat (oder mit Mon⸗ 
tenegro zwei) war, war die Nation zerſtückelt, denn der 
überwiegende Teil derſelben befand ſich ſchon unter dem 
Szepter Habsburgs; jetzt, wenn die ſouveränen Reiche dem 
gleichen Szepter unterſtellt werden, erhält die Nation, was ſie 
bisher nie beſeſſen: ihre Einheit. Der Untergang des ſerbiſchen 
Staates wird durch die Union des ſerbiſchen Stammes wieder 
wett gemacht. Die Nation verkauft ihre volle Freiheit für den 
Preis ihrer vollen Einheit. 

Dies iſt ja im ganzen eine milde Strafe für die Sünden 
des Staates. Wenn Serbiens Schickſal ſich jetzt in einer 
Vormundſchaft unter Oſterreich-Ungarn vollzieht, ſo wird ſein 
Los nicht ſchlimmer als das Böhmens oder Ungarns, die 
ſchon innerhalb des Donauſtaates national zuſammengeſchloſſen 
leben. Auch ſteht zu vermuten, daß der jetzt bewieſene Helden⸗ 
mut beim Untergang mit der Zeit bei jener Umorganiſierung 
Oſtererichs zu „vereinigten Staaten“, die für dieſe Großmacht 
nach dem Kriege nötig zu werden ſcheint, feinen Lohn erhält. 
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Ein folcher Ausgang ſtimmt auch vollkommen mit dem 
Stile, dem geſchichtlichen Charakter und den Aufgaben der 
Habsburger Monarchie überein. „Wenn Serbien unter die 
Krone Habsburgs kommen würde,“ ſo ſchrieb ich ſchon 1905 
in der erſten Auflage der „Großmächte“, „dann würde nur 
das eigentümliche Licht noch ſtärker hervortreten, das die 
erhabene Ironie der Geſchichte jetzt über das älteſte und 
feinſte Mitglied des Staatenſyſtems ausgebreitet hat, in— 
dem ſie ſeinen Grund und Boden zu einem Abladeplatz für 
friedenſtörende nationale Elemente gemacht hat.“ „Eine 
Koppel für gefährliche Störer des Friedens in unſerem Welt— 
teil“, heißt es in der zweiten Auflage. Schon 1882 ſoll 
übrigens König Milan von Serbien ein Vaſallenverhältnis 
dem Nachbarn gegenüber eingenommen haben. Dieſe frei— 
willige Tat iſt allerdings ſehr verſchieden von dem harten 
Zwang, der jetzt ſeinem widerſpenſtigen Volke auferlegt wird; 
aber das Verhältnis ſelbſt wird deshalb jetzt nicht weniger 
natürlich, als es damals erſchien. 

Serbiens bevorſtehendes Schickſal liegt auf dem rechten 
Entwicklungsweg der Geſchichte und führt zu der richtigen 
Wahl der Nation ſelbſt. Solche Gedanken ſind dazu geeignet, 
den Eindruck zu lindern, wenn wir jetzt dieſes Volk vor 
dem Richterſtuhle erblicken. 
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Nr. 13. 


10. März 1916. 


Im Oktober des vorigen Jahres — vor ungefähr fünf 
Monaten — ſchrieb ich über „Nr. 12 im Weltkriege! ?: 
Bulgarien. Dieſes Land war der fünfte Kleinſtaat, der 
damals in dem Kampf zwiſchen ſieben Großmächten Par⸗ f 
tei ergriff und Nr. 4 auf der Seite Deutſchlands wurde. 
Heute bringt uns der Draht die Nachtricht, daß Por— 
tugal den Platz Nr. 13 eingenommen hat, daß ihm 
alſo jene unglückliche Zahl zuteil wurde, die Griechenland 
unter dem ſchwerſten Druck gleich Rumänien und Schweden a 
zu vermeiden wußte. Es iſt der 7. Kleinſtaat auf der Arena 
und Nr. 9 unter den Feinden Deutſchlands. 

Deutſchland hat die Kriegserklärung ausgefertigt, aber 
niemand dürfte dieſen formellen Schritt anders auffaſſen— 
als das Aufnehmen eines Handſchuhs, den die kleine Macht 
hingeworfen hat. Die Begründung der Kriegserklärung zeigt 
dieſen Zuſammenhang in völliger Klarheit. Sie zeugt für 
ungewöhnliche Langmut angeſichts einer ganzen Reihe von 
Herausforderungen; erſt als die letzteren ſchließlich ſoweit 
gingen, daß man offen Beſchlag auf die deutſchen Schiffe 
in portugieſiſchen Häfen legte, erſt da war der Kelch zum 
Überlaufen voll. „ 

Es geſchieht jetzt nicht oft, daß die Welt etwas von Portugal 
hört. Einmal bahnbrechende Großmacht und Herrin des 
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Meeres, iſt dieſe Nation allmählich immer tiefer in den 
Schatten zurückgeſunken. Sie iſt nicht mehr „Europas Kai“ 
und Mittelpunkt des Welthandels. Der Handel zieht an Por— 
tugals Küſten vorbei. Die ſchlechten Verbindungen mit Europa 
ſichern Liſſabon nicht einmal die Rolle von Brindiſi; der 
Hafen iſt verfallen und eingeſchlafen, und nur ſelten hört 
man die Dampfpfeife der Ozeanſchiffe da, wo ſich früher 
die Fahrzeuge in lebhafteſtem Verkehr drängten. Hinter dem 
Hafen ſchlafen jetzt Stadt und Land. Kein europäiſches Land 
macht ſo ſehr den Eindruck materieller und geiſtiger Armut. 
„Wir ſtehen zwei Stufen über den Hottentotten und ebenſo 
viele unter den Türken“, klagt der patriotiſche Dichter Her— 
kulano. 

Einmal, vor neun Jahren, fuhr Portugal aus dem Schlum⸗ 
mer empor und zog die Blicke der Welt auf ſich: das war 
damals, als die Schüſſe knallten, die die Dynaſtie des Landes 
ſo gut wie aus dem Wege ſchafften. Zwei Jahre ſpäter, 
1910, mußte der letzte Nachkomme des Geſchlechtes aus dem 
Reiche fliehen, und dem Reiche ſelbſt wurde der Segen der 
Republik beſchert. 

Seither haben ſich Dunkel und Schweigen wieder über 
feinem Schickſal zuſammengeſchloſſen und wurden nur manch 
mal durch Gerüchte von inneren Streitigkeiten und ſtändigem 
Unfrieden unterbrochen. Nach Beginn des Weltkrieges ſteigerte 
ſich die Unruhe und mehr als einmal war die Rede davon, 
daß Portugal unter den Feinden Deutſchlands Platz ergreifen 
werde. Es hat auch nicht mit feindlichen Handlungen ge— 
geizt; aber erſt jetzt iſt das Maß voll. 

Portugals Eintritt in die Reihe der kriegführenden Staaten 
wird nicht viel Aufſehen in der Welt erregen. Man iſt ſich 
vollkommen im klaren darüber, daß dieſes Ereignis zur 
adiafora des Spieles gehört, alſo ohne irgendwelche Be— 

199 


deutung für den Ausgang iſt. Der neue Wind wird kaum 
die Oberfläche kräuſeln, während der zunächſt vorhergehende — 
der bulgariſche — die Tiefe erzittern ließ, wie vor einem 
entſcheidenden Augenblick. 

Aber dennoch gibt es zwei Geſichtspunkte, unter denen 
Nr. 13 ein gewiſſes Intereſſe erhält — daß ſie beide unheilvoll 
für Portugal ſelbſt erſcheinen, liegt in der myſtiſchen Natur 
der Zahl 13. Der eine bezieht ſich auf die Kräfte, die 
Portugal auf die abſchüſſige Bahn hinausgelockt haben; der 
andere auf die Folgen, die hier für das Land erſtehen. 

Während aller Schickſale und Abenteuer der letzten zwei 
Jahrhunderte blieb eines in der Geſchichte Portugals ſich 
gleich: die Abhängigkeit von England. Dieſe Abhängigkeit iſt 
wie eine rein politiſche Forderung durch die Lage des Landes 
bedingt, ſolange dasſelbe ſeine Unabhängigkeit von Spanien 
bewahren will. Portugals geographiſcher Horizont wird aus⸗ 
ſchließlich durch zwei Mächte, nämlich durch Spanien und 
England beſtimmt. Unter dem Drucke des erſteren wird es 
durch den Gegendruck des letzteren gehalten. Es kann ſich nie 
von dem übermächtigen Spanien in ſeinem Rücken losmachen; 
deshalb hat es ſich dem noch mächtigeren England, dem 
jetzigen Herrn der Meere, in die Arme geworfen, das ihm zur 
See zu Hilfe kommen kann. Aus Furcht vor dem Joche 
Spaniens hat es das Englands auf ſich genommen. 

An dieſem Verhältnis hat der Übergang von der Monarchie 
zur Republik keine Anderung vollzogen, wenn nicht ine 
ſofern, daß die Selbſtändigkeit gegenüber dem Patronen noch 
mehr zuſammengeſchrumpft iſt. Es ſchwebt auch allen klar 
vor Augen, daß Portugals Herausforderungen an Deutſch⸗ 
land zuerſt in einem engliſchen Sack ſtaken. Mehrere von 
ihnen beſtehen in reinen Neutralitätsverletzungen zugunſten 
Englands. Hatte doch das Land während des Krieges ſchon 
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jein Gebiet den Engländern erſchloſſen. Um Englands willen, 
das des Schiffsraumes bedarf, legte es jetzt die Hand auf 
die deutſchen Fahrzeuge. Es war ja nur eine klare Konſe— 
quenz, daß es ſchließlich an Englands Seite unter die Krieg— 
führenden aufgenommen wurde. 

Somit iſt es England gelungen, noch einen ſeiner Schütz— 
linge, genau wie Belgien und in gewiſſer Beziehung auch 
Japan und Italien in den Krieg zu hetzen. Wie intenſiv Groß— 
britannien in dieſer Hinſicht arbeitet, wo ſich bei ſeiner meer— 
beherrſchenden Stellung nur irgendwie eine Möglichkeit bietet, 
davon kann ja Griechenland mancherlei erzählen. Und unter— 
deſſen arbeiten leitende Kräfte in noch einem anderen, 
uns näher gelegenen neutralen Land abſichtlich oder un— 
abſichtlich mit Händen und Füßen, um auch dieſes zu einem 
Schützling Englands zu machen, und ſie tun das im Namen 
des Friedens... 

Das Kapitel Belgien iſt augenblicklich, möglicherweiſe auch 
für immer, abgeſchloſſen. Ebenſo verhält es ſich mit den 
anderen Kleinſtaaten, die ſich im Glauben an England und 
deſſen Entente auf ſeiner Seite im Kriege engagiert haben: 
Serbien und Montenegro. Von all den Kleinen, die dieſe 
Partei ergriffen haben, iſt bisher keiner mit dem Leben 
davon gekommen. Wir ſehen die Spuren, die zur Höhle des 
Löwen führen, aber keinen Weg, der wieder zurück geleitet. 

Die Beiſpiele haben Portugal nicht davon abgeſchreckt, auch 
dieſen Weg einzuſchlagen; das Land hatte keinen eigenen 
Willen: es wurde vorwärts getrieben. Und doch gab es einen 
Ausweg: mit dem Vormund zu brechen und ſich mit dem 
Bruder zu verſöhnen. Dies aber behagte den Staatsmännern 
am Tejo nicht. Sie zogen den Weg vor, auf dem alle ihre 
Vorgänger ein und dasſelbe Ziel erreicht haben: den ehren— 
vollen Tod für England.... 
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Zweifellos haben fie fich geſagt, daß die Gefahr diesmal 
gleich Null war: fie liegen ja außerhalb der Schußweite 
des großen Feindes. Portugals eigenes Daſein dürfte wohl 
auch nicht in Gefahr geraten; das Land dürfte ſein 
bisheriges Leben weiterleben, im blinden Gehorſam gegen⸗ 
über einem mächtigen Herrn, der keinerlei Rückſichten 
kennt. Aber Portugal bedeutet auch große und ſchöne 
Kolonien, die neben und zwiſchen deutſchen Gebieten in 
Afrika liegen. Schon um die letzte Jahrhundertwende raunte 
man ſich in der diplomatiſchen Welt zu, daß dieſe Beſitzungen 
Gegenſtand heimlicher Überlegungen zwiſchen Deutſchland und 
England ſeien, die damals noch miteinander reden konnten. 
Seitdem hat England das Ganze ſeiner „Garantie“ unter⸗ 
ſtellt. Und jetzt liegt dieſes Ganze alſo mit den anderen Preiſen 
für das Wettſpiel auf dem Tiſch. 

So hat Portugal, indem es fein Schickſal foͤrmlich an 
die Entente feſſelte, ſeine reiche Kolonialmacht bei dem 
Spiele eingeſetzt. Gewinnt die Entente, ſo läßt ſich kein anderer 
Vorteil für das Land erblicken, als daß es feinen Beſitz be— 
halten darf. Wird das Spiel verloren, ſo iſt auch der Einſatz 
unweigerlich dahin: und das um ſo ſicherer, als England 
natürlich bei ſeinem eigenen Konkurs Portugals Kolonien 
eine Art Vortrittsrecht einräumen wird. Ohne Grund 
und ohne wirklichen Gewinn, der der Gefahr entſpricht, hat 
ſomit Portugal auf Englands Geheiß ſein Hab und Gut, 
das, an und für ſich für den Gegner ſehr begehrenswert, 
bisher doch durch die Neutralität geſchützt war, als Kom⸗ 
penſationsobjekt und Tauſchmittel in dem großen Kampf 
aufs Spiel geſetzt. 

In der Tat: es iſt kein heiteres Los, Nr. 13 am Tiſche 
zu ſein — und am allerwenigſten, wenn man auf den 
Platz gezwungen wurde. 
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„Das Roͤnigreich! Flandern“. 
Ein neuer Staat in Ausſicht. 


I. 
14. April 1916. 


Will man in einem Worte die Funktion des Weltkrieges von 
rein politiſchem Standpunkt aus kennzeichnen, ſo kann man 
dieſelbe eine Reviſion des Staatenſyſtems nennen. Eine ſolche 
Reviſion bleibt nicht nur bei Grenzen und äußeren Formen 
ſtehen. Sie kann ſoweit gehen, daß ſie ſchwache Lebeweſen 
ausſchaltet. Aber ſie kann auch neue Lebeweſen ſchaffen, 
wo die Vorausſetzungen für eine ſolche Geburt vorliegen. 
Es verhält ſich hier wie bei den Revolutionen der Natur: 
während ſie ſcheinbar allein das Werkzeug der Vergänglichkeit 
ſind, dienen ſie zugleich dem anderen großen Entwicklungs— 
prinzip: der Neuſchöpfung. 

Wie die Bäume im Walde wachſen und fallen, ſo erſtehen 
Staaten in der Weltgeſchichte und gehen wieder unter, wenn 
ihre Wurzeln nicht ſtark genug waren, um ihnen Wider— 
ſtandskraft im Sturm zu verleihen. In dem Sturm, der 
jetzt über das europäiſche Staatenſyſtem hinbrauſt, haben 
vier Staaten gezeigt, daß ſie nicht beſtehen können: Belgien, 
Luxemburg, Montenegro und Serbien. Das iſt bisher die 
Ernte der Vergänglichkeit. Die Neuſchöpfung kommt erſt 
nachher und hat noch keine deutlichen Ergebniſſe gezeitigt. 
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Aber wir glauben mit wachſender Klarheit die Umriſſe zu 
zwei Neubildungen zu ahnen, von denen je eine auf einer 
der beiden Fronten liegt: Polen im Oſten, Flandern im 
Weſten. 

Hier ſoll bloß von der letzteren Möglichkeit die Rede 
ſein, alſo von der Ausſicht auf „die Schöpfung eines natio⸗ 
nalen Königreiches Flandern aus dem Grabe der nationalen 
Mißgeburt Belgien“, die ich ſchon bei der Behandlung des 
„Buchſchluſſes des Jahres 1915” (oben auf S. 11) an 
deutete. Die Darſtellung knüpft dabei zunächſt an die Dis⸗ 
kuſſion über das Schickſal Belgiens an, die bisher drei 
Löſungen als mögliche Auswege nannte: deutſche Annek— 
tierung, Vereinigung mit den übrigen Grenzgebieten Elſaß— 
Lothringen und Luxemburg zu einem Pufferſtaat Lothringen 
oder Auflöſung nach den Nationalitäten in einen vlämiſchen 
Teil auf Hollands Konto und einen walloniſchen auf Frank⸗ 
reichs Konto. Jetzt zeigt ſich eine vierte Löſung als die wirklich 
rationelle: die Auflöſung in einen vlämiſchen und einen 
walloniſchen Teil, wie in dem eben angeführten Fall, wobei 
jedoch der erſtere nicht an Holland angegliedert wird, ſondern 
ſeine Freiheit als eigener Staat (in Verbindung mit dem 
deutſchen Syſtem) erhält: als ein Königreich Flandern. 

Die Frage iſt durch die Stelle in der letzten großen Rede 
des deutſchen Reichskanzlers vollkommen aktuell geworden, 
die von den „realen Garantien“ gegen Belgiens Umſchöpfung 
zu einem „franzöſiſch-engliſchen Vaſallſtaat“ oder einer gegen 
Deutſchland „vorgeſchobenen Feſtung“ handelt: „Wir koͤn⸗ 
nen,“ ſo heißt es da, „den ſo lange unterdrückten vlämiſchen 
Volksſtamm nicht wieder der Franzöſierung preisgeben; wir 
wollen ihm eine geſunde Entwicklung ſichern auf Grund 
ſeiner niederländiſchen Sprache und Kultur.“ Hinter dieſem 
autoritativen Ausſpruch ſtehen hiſtoriſche und politiſche Ver⸗ 
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hältniſſe, die das allergrößte Intereſſe eines jeden verdienen, 
der ſich in der großen Zeit, in der wir leben, zurechtzufinden 
verſucht. 

Meine beſonderen Hilfsmittel bei dieſer ergänzenden Studie 
ſind hauptſächlich eine Serie von Aufſätzen von Fromme 
in der „Deutſche Rundſchau“ (Neue deutſche Schriften über 
Belgien, Oktober 1915, Vlämiſche Stimmen aus jüngſter 
Zeit, Dezember 1915, Die Bedeutung einer vlämiſchen Hoch— 
ſchule, Februar 1916), ferner Ouverkerk, Die Inter⸗ 
nationale Bedeutung der vlämiſchen Bewegung, in „Die 
Neue Rundſchau“, Oktober 1915, Domela Nieuwen— 
huis-Nyegaard, Flandern während des Weltkrieges, in 
der däniſchen Wochenſchrift „Spectator“, Dezember 1915 und 
Januar 1916, ſowie Schulze-Gävernitz, Stimmen 
Walloniens, in „Deutſche Politik“, 7. Januar 1916; außer: 
dem findet man einige wertvolle Hinweiſe in Hampe, 
Belgien und die großen Mächte, in „Deutſchland und der 
Weltkrieg“, 1915. 


* 1 * 


Das Problem der Geburt eines Staates zerfällt in ein 
äußeres und ein inneres. Das erſtere entſpringt der Tatſache, 
daß ein Staatenſyſtem exiſtiert: das Hervortreten eines neuen 
Mitgliedes erſchüttert das vorherige Gleichgewicht und kann 
ſomit niemals nur allein eine Angelegenheit des betreffenden 
neuen Staates ſein. Das äußere Problem handelt alſo von 
den großpolitiſchen Konjunkturen, ohne deren Gunſt jede neue 
Forderung im voraus verurteilt iſt. Das innere Problem 
bezieht ſich auf die eigenen Vorausſetzungen des Prätendenten 
für ein ſelbſtändiges Leben, das unabhängig von der Gnade 
und Ungnade der alten Geſellſchaft iſt. Daß auch hier ein ge— 
wiſſer Grad und ein gewiſſes Maß erforderlich iſt, wenn 
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der Anſpruch aufrecht erhalten werden ſoll, ergibt ſich von 
ſelbſt. 

Um in die Geſchichte aufgenommen zu werden, muß ein 
Staat alſo die Bedingungen ſowohl des äußeren wie des 
inneren Problemes erfüllen. Es genügt nicht einzig und 
allein der eigene Wille und das eigene Selbſtvertrauen, wie 
„die lettiſche Republik“ im Jahre 1905 und „die Republik 
Formoſa“ im Jahre 1895 erfahren mußten. Aber im Grunde 
helfen auch die Konjunkturen und die Berechnungen der 
beſtehenden Mächte allein nicht. Es genügt nicht nur Paten 
zu bekommen, man muß auch Eltern und ein eigenes Leben 
haben. 

Europa hat erſt kürzlich eine Erfahrung der letzteren Art 
mit Albanien gemacht. Man fühlt ſich zu dem pietätloſen 
Vergleich mit der ſchwediſchen Revuefigur des „künſtlichen 
Svenſſon“ (eines menſchlichen Automaten) verleitet, wenn 
man dieſen hilfloſen, am grünen Tiſch der Diplomatie ver⸗ 
fertigten Staat betrachtet. Im beſten Fall kann man von 
ihm ſagen, daß er eine Frühgeburt war. Denn in den 
albanischen Bergen gab es allzu wenig von jenem Zuſammen— 
gehörigkeitsgefühl und Organiſationsgeiſt, die für ein eigenes 
ſtaatliches Daſein nötig ſind; ganz abgeſehen davon, daß 
dort auch das Licht der Kultur nicht ſo hell leuchtete, wie die 
Geſchichte es von den zu ſelbſtändigen Rollen auserſehenen 
Völkern erwartet. Es ſcheint ſich denn auch gezeigt zu haben, 
daß Albanien ein mißlungenes politiſches Experiment und 
nichts weiter war. 

Nichtsdeſtoweniger ruhte dieſes Experiment auf einem 
richtigen Grund, inſofern es doch auf dem Nationalitäts⸗ 
prinzip aufbaute. Man kann in Frage ziehen, inwieweit die 
anderen Staaten auf der Balkanhalbinſel im Hinblick auf ihr 
Inneres viel beſſer gerüſtet waren, als ſie zu ihrer Zeit 
206 


von den politifchen Szenenleitern auf die Bühne geführt 
wurden. Vielleicht iſt es die zerſplitterte Natur des Landes, 
die Albaniens Möglichkeiten geringer als die der anderen 
machte. Mag dem ſein wie ihm will, augenblicklich bildet 
es ein lehrreiches Beiſpiel für die beſchränkte Fähigkeit der 
Politik, neue, ſtaatliche Leben zu erſchaffen. 

Zu Weihnachten 1912 ſprach eine Konferenz der Groß— 
mächte in London ihr „Werde!“ über die albaniſchen Berge 
aus. Wir blicken nun 81 Jahre zurück. Damals ſaß auch 
eine Konferenz von Großmächten in London, damals hörte 
man auch ein „Werde!“ ausſprechen, aber diesmal über die 
flandriſchen Ebenen. Aus dieſem „Werde!“ ging Belgien 
hervor. Auch damals ſchüttelte man über den Neugeborenen 
den Kopf: es war ein Experiment, hieß es ſchon damals — 
ſogar im Munde des erſten belgiſchen Königs — und wir 
hören jetzt einen Kenner wie Hamp bezeugen, daß man an— 
fangs dem neuen Staat kaum eine größere Lebenskraft zu— 
ſchrieb als in unſeren Tagen Albanien. 

Die Probleme ſind allerdings ganz ungleich. Belgien be— 
ſaß, was Albanien fehlt, und ihm fehlte, was Albanien (in 
primitiven Formen) beſitzt. Belgien beſaß eine hohe Kultur 
und ein langes geſchichtliches Zuſammenleben; aber dieſe 
hiſtoriſche Zuſammengörigkeit war bisher immer von fremder 
Oberherrſchaft gepflegt worden und beruhte nicht auf natio— 
naler Einheit. Durch die Grenzen des jetzigen Belgiens zieht 
ſich nämlich ſeit bald eineinhalb Jahrtauſenden die große 
Sprachengrenze zwiſchen Germanen und Romanen; die erſtere 
Raſſe wird durch die Nation der Vlämen, die letztere durch 
die der Wallonen vertreten. Die Grenze iſt merkwürdig feſt 
und gleich. Sie verläuft ungefähr auf dem Breitengrad 50,45 
unmittelbar unterhalb der Hauptſtadt. Die Vlämen ſind 
in der Mehrheit, fie waren vor dem Kriege ungefähr 840% 

207 


der Geſamtbevölkerung, das heißt vier Millionen, und ihr 
Zuwachs iſt größer als der der übrigen Bevölkerung; aber 
in kultureller Hinſicht hatte man ihnen einen niedrigeren 
Platz angewieſen und innerhalb des gemeinſamen Staates 
waren ſie entſchieden als Stiefkinder behandelt worden. 

Wenn alſo die Schöpfung Albaniens im Jahre 1912 ein 
Schritt auf dem Grunde des Nationalitätsprinzips war, ſo 
war die Schöpfung im Jahre 1831 ein ſchreiendes Unrecht 
gegen dieſes Prinzip. Man kann freilich auf die Schweiz 
hinweiſen, die die gleiche ſprachliche Hauptgrenze ebenſo wie 
Belgien durchzieht. Bei dieſem Vergleich muß man jedoch 
von Anfang an daran erinnern, daß erſtens das feudale 
Syſtem in der Schweiz ſich dazu eignet, nationalen Reibungen 
vorzubeugen und daß zweitens das ſelbſtändige Zuſammen— 
leben hier lange vor dem Erwachen der Nationalitätsidee 
begann und dieſer letzteren alſo mit den Überlieferungen vieler 
Jahrhunderte entgegentreten konnte. Ganz anders verhielt es 
ſich mit dem neuen Belgien. Hier galt es, ein ſtaatliches 
Daſein auf dem Boden verſchiedener Nationen zu friſten, 
nachdem das Nationalitätsprinzip bei den Völkern Europas 
zum Bewußtſein erwacht war und ohne daß in der Ber: 
waltung iſolierende Anſtalten getroffen wurden. Das Glück 
der Schweiz kann ſomit kaum als Vorbild für Belgien ange— 
führt werden. Das belgiſche Experiment ähnelt viel eher dem 
finiſchen vom Jahre 1809, nur daß es einen noch reiferen und 
geographiſch ſchärfer abgegrenzten nationalen Gegenſatz in 
ſeinem Schoße trägt. Wenn Finlands innere Geſchichte in 
letzter Zeit oft das Bild eines Zuſammenlebens zwiſchen Hund 
und Katze bot, ſo dürfte die Belgiens ſolchen Voraus⸗ 
ſetzungen gemäß kein ſchöneres Schauſpiel geweſen ſein. 

Und ſie war das auch nicht. Jeder Kenner der Staaten 
weiß, daß die Völker Belgiens während der ganzen Jugend 
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des Staates miteinander im Streite lagen. Dem Kampf der 
„Fennomanen“ um die Gleichberechtigung in Finnland ent— 
ſpricht der der Vlämen in Belgien. Der Verſtoß gegen die 
Nationalitätsidee hat ſich wie anderswo in der Form innerer 
Zerſplitterung und großer Zwietracht gerächt. 

Dieſer nationale Gegenſatz zwiſchen Vlämen und Wallonen 
iſt ſowohl in Hinſicht auf das Außere wie auf das Innere 
der Ausgangspunkt und die Grundlage für die Pläne zu 
einem ſelbſtändigen vlämiſchen Reich. Er beeinflußt im gleichen 
Maße das äußere wie das innere Problem, wie die folgende 
Darſtellung in ihrem Verlauf zu zeigen verſuchen will. 


II. 
15. April 1916. 


Hier ſoll nun zunächſt das behandelt werden, was ich vor— 
her als das äußere Problem Flanderns bezeichnet habe: die 
politiſchen Konjunkturen für das Hervortreten des neuen 
Staates. 

Gleich anfangs mag daran erinnert werden, daß eine ſolche 
Neuſchöpfung ſich nicht auf die gemeinſame Meinung Europas 
ſtützen kann, ſo wie es — wenigſtens ſcheinbar — mit Bel- 
gien und den Balkanſtaaten der Fall war, als dieſe von 
europäiſchen Kongreſſen auf die Arena geführt wurden. Ganz 
im Gegenſatz hierzu bedeutet das Königreich Flandern eine 
entſcheidende Niederlage für die eine der jetzt kämpfenden 
Hauptparteien. Es bedeutet Belgiens Tod. Nur aus Belgiens 
Aſche kann Flandern auferſtehen; aber Belgiens Wiederauf— 
leben ſteht ja unter den erſten Punkten im Friedensprogramm 
der Entente und bildet eine Frage, über die ſich alle Mit— 
glieder in einer ſolidariſchen Erklärung geeinigt haben. Dieſe 
ganze Diskuſſion iſt alſo von Anfang an an die Voraus- 
ſetzung eines durchgreifenden deutſchen Sieges geknüpft. 
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Auf der anderen Seite darf man auch nicht aus dem Auge 
laſſen, daß Flanderns Befreiung einen Sieg für das ideelle 
Programm der Entente bedeuten würde. Denn welche Idee hat 
in dieſem Programm in der Tat eine großere Rolle geſpielt 
als die Nationalitätsidee? Mit ihr ſind die Ententemächte 
als ihrer ftärfften geiſtigen Waffe in den „Kulturkampf“ 
gegen Deutſchland zu Felde gezogen, in ihrem Namen haben ſie 
Lothringen für Frankreich, Poſen für das ruſſiſche Polen, das 
Trentino für Italien und Nordſchleswig für Dänemark zurück⸗ 
verlangt. Sie vergaßen nur, daß die Waffe gegen ſie ſelbſt 
gewendet werden konnte: gegen Belgien durch Flandern ebenſo 
gut, wie gegen Rußland durch Finnland, Polen uſw. Sie 
ſtierten auf den Splitter in Deutſchlands Auge, ſo daß ſie 
den Balken in ihrem eigenen nicht bemerkten. 

Wenn ſich alſo Deutſchland mit dem Streben des vlä- 
miſchen Volkes nach Selbſtändigkeit ſolidariſch erklärt, ſo 
bedeutet das nichts anderes, als daß es in dieſem Punkt 
die eigene Haupt- und Lieblingsidee der Entente auf dem 
Gebiete der Staatenbildung gutheißt und verwirklicht. Diplo⸗ 
matiſch betrachtet iſt das eine ſehr ſtarke Stellung: es dürfte 
ſchwer für die Gegner werden, einen Standpunkt zu ver⸗ 
teidigen, der eine reine Verneinung der eigenen feierlich 
beſchworenen Ideen bedeuten würde — das wäre ja beinahe, 
als wollte man ſich ſelbſt als Heuchler im Kulturkampf ent⸗ 
larven! 


Inſofern können wir auch ſagen, daß ein Königreich Flan⸗ 


dern auf der Linie der Entwicklung liegt, da ja das Natio⸗ 
nalitätsprinzip noch immer die feſte Grundlage für die moderne 
Staatenbildung abgibt. Inwieweit ſich dieſes Prinzip hier 
ſeiner ſelbſt bewußt iſt, gehört zur Innenſeite des Problems 
und ſoll weiter unten unterſucht werden. Aber es war von 
beſonderem Gewicht, ſchon von Anfang an ſoviel feſtzuſtellen: 
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wenn ein ſiegreiches Deutſchland auf dem Weltfriedenskongreß 
Platz für Flandern auf der neuen politiſchen Karte verlangt, 
fo wäre das deutſcherſeits ein Zugeſtändnis an eine Zeit 
idee, der bisher der beſiegte Gegner mehr huldigte als der 
Sieger. Der neue Staat würde als Zeuge gegen ſeine eigenen 
Widerſacher in die Welt eintreten. 

Wir ſetzen nun mit unſeren Überlegungen an dem Punkte 
wieder ein, der ſich als der Kern des ganzen Problemes er— 
wieſen hat, nämlich bei Deutſchlands Intereſſe. Wenn das Zu— 
ſtandekommen des neuen Staates untrennbar mit Deutſch— 
lands Sieg verbunden iſt, ſo liegt dasſelbe auch ganz und gar 
in ſeiner Hand. In welcher Hinſicht könnte man es dann als 
den deutſchen Abſichten und Deutſchlands Zukunft dienlich 
betrachten? 

Es wird hier als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt, daß ſich das 
Königreich Flandern politiſch und wirtſchaftlich in das Syſtem 
Mitteleuropa einfügen würde. Seine Stellung zu Deutſch— 
land würde bei Wahrung der äußeren Formen der Frei— 
heit die gleiche wie die der „Verbündeten“ zur Republik Rom 
ſein. Das würde zweifellos einen Gewinn für den deutſchen 
Gedanken in der Welt bedeuten, deſſen Grundſatz „Führung“ 
und nicht „Herrſchaft“ iſt. Schon an und für ſich wäre 
das ein ſtarker Erfolg der deutſchen Politik, die darauf 
ausgehen muß, ein möglichſt großes Mitteleuropa unter ſeiner 
Leitung zuſammenzubringen. 

In einer Hinſicht würde das ſelbſtändige Flandern un— 
mittelbar und poſitiv Deutſchlands Zukunft und Ausſichten 
dienen: Es würde nämlich eine Seeverbindung bis zur Mün— 
dung des Kanales gewähren. Man muß beachten, daß das 
nationale Flandern nicht bloß die ganze bisherige Küſte 
Belgiens umfaßt, ſondern auch über die Grenze hinaus in 
das franzöſiſche Flandern über Dünkirchen übergreift; Win— 
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terftein (Das unerlöfte Belgien, in „Germanen-Gilde“, 


Märzheft 1916) zählt in dieſem niederländiſchen „Weſthok “ 5 


(Weſteck) 200 000 vlämifche Einwohner. Aber mit dieſem 
Anteil an der ſüdlichſten Ecke der Nordſee würde Deutſchland 
auch Holland gegenüber eine ſo ſtarke Stellung einnehmen, 
daß der natürliche Anſchluß dieſes Landes an Mitteleuropa 
zur Notwendigkeit würde; das würde die Südküſte der ganzen 
Nordſee den deutſchen Auſpizien unterſtellen. 

Hiermit fällt ein klares Licht auf Deutſchlands Haupt⸗ 
intereſſe an einer ſolchen Ordnung der Dinge und zwar auf 
ſein indirektes Hauptintereſſe. Um dies zu erkennen, bedarf 
es bloß des Hinweiſes auf die Rolle, die Belgien in Englands 
kontinentaler Politik gefpielt hat. Hat nicht Homer Lea Belgien 
nebſt Holland und Dänemark — alſo den Nordſeemächten — 


als die „Militärgrenze des britiſchen Imperiums in Europa“ 


bezeichnet? Hörten wir dem nicht Kitchener mit ſeiner Be⸗ 


merkung zuſtimmen, daß Englands wirkliche Grenze nicht 
der Kanal, ſondern die Maas ſei? Es bedarf keiner weiteren 


Zeugniſſe. Durch ein Königreich Flandern innerhalb des deut⸗ 
ſchen Syſtemes iſt der engliſche Brückenkopf in Europa den 
Engländern aus den Händen genommen. Das bedeutet den 


Anfang zum Ende von Englands fo nachdrücklich in Abe 


rede geſtellter und fo ſorgfältig gepflegter Hegemonie auf 
dem europäiſchen Kontinent. 


So große deutſche Intereſſen umfaßt eine Reform, die ai 
darauf ausgeht, einen neuen Kleinſtaat am öftlichen Ein 


gang des Kanales frei zu machen. Natürlich wäre der Er⸗ 
folg noch größer, wenn Deutſchland das Gebiet glattweg 


annektieren würde: aber — ganz abgeſehen von dem Wider⸗ 


ſtand von innen her — würde es dann den diplomatiſchen 
Vorteil, der oben angedeutet wurde, preisgeben. Indem 
Deutſchland das engliſche Programm von dem Rechte der 
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Nationalitäten und der Freiheit der kleinen Völker England 
aus der Hand nehmen und es hier ſelbſt in Anwendung 
bringen würde, könnte Deutſchland ſeinen ſtrategiſchen Zweck 
erreichen, ohne ſeine diplomatiſche Stellung zu ſchwächen: 
das wäre zweifellos ein gutes Geſchäft auf dem politiſchen 
Markt zu nennen. 

Aber zu dieſen Geſichtspunkten kommt noch einer hinzu, 
der geeignet iſt, dem Programm Flandern ein beſonderes 
Bouquet in der deutſchen Staatskunſt zu geben. 

Niemand kann es entgehen, daß Deutſchlands Verhältnis 
zu Frankreich in gewiſſer Hinſicht einen anderen Charakter 
hat, als ſein Verhältnis zu den anderen Feinden. Auf der 
einen Seite gibt es zwiſchen dieſen beiden keine realen Gegen— 
ſätze unverſöhnlicher Natur, da ja die elſäßiſche Frage im 
Grunde eine Chimäre iſt. Auf der anderen Seite hat man 
allen Grund anzunehmen, daß Deutſchland dieſem Gegner 
einen ganz anderen Reſpekt entgegenbringt als den übrigen, 
ganz beſonders nachdem er ſeine vaterländiſche Erde in 
letzter Zeit ſo heldenmütig verteidigt hat. Es wurde ſchon 
oft betont, daß der franzöſiſche Volkshaß gegen Deutſch— 
land trotz allem keinen Reflex jenſeits der Argonnen und 
Vogeſen hervorgerufen habe. Gerade die Unvernunft dieſes 
weiblich⸗hyſteriſch gefärbten Haſſes ſchließt nicht die Mög— 
lichkeit eines raſchen und gründlichen Umſchlages aus, wenn 
ihm da Großmut begegnet, wo nur Brutalität erwartet 
wurde. Faßt man all dieſes zuſammen, ſo verſteht man 
Deutſchlands oft an den Tag gelegte Bereitwilligkeit, nach 
dem Siege Frankreich einen edelmütigen Frieden anzubieten. 
Eine ſolche Staatskunſt wird hier ſowohl vom Verſtand wie 
vom Gefühl in gleicher Weiſe und in innigem Zuſammen— 
hang vorgeſchrieben. 

Vielleicht haben die deutſchen Staatsmänner mehr als 

217 


einmal während der Zeiten vor dem Weltkriege bedauert, 
daß ein Verſöhnungsopfer gegenüber dem alten franzöfifihen 
Groll nicht zur Verfügung ſtand, da ja das Elſaß gerade 
im Namen der Nationalität für Deutſchland unentbehrlich 
war. Was aber ſomit der Frieden ihnen verſagte, das ſcheint i 
jetzt der Krieg anzubieten. Wenn nun das frühere Belgien x 
nach den nationalen Grenzen auseinandergetrennt wird und 
der vlämiſche Teil die Form eines eigenen Staates bekommt — 


dann wird ja der walloniſche Teil zu neuen Verbindungen 2 
frei, über die der Sieger das Verfügungsrecht beſitzt. 

Was würde alſo Walloniens Los fein? Kann man ſich 2 
eine geeignetere Anwendung des angeführten deutſchen Stand⸗ 4 
punktes denken, als daß man dieſes Land — natürlich 8 
gegen entfprechende Kompenſationen anderer Art — als Ver⸗ 
ſoͤhnungspfand Frankreich hinreicht? Wie wird Frankreich das . 
aufnehmen? Mehr als drei Millionen neue Untertanen von 4 
rein franzöſiſchem Blut in der Stunde der Niederlage! Auf 


der Karte nahm ſich Belgien bisher wie ein Hut auf dem 
Kopfe Frankreichs aus: wird es nicht bei einer derartigen 
Entwicklung der Dinge bei Frankreich zu einem Gefühle | 
kommen, ähnlich dem der „glühenden Kohlen“? : 

Wir wollen uns nicht weiter in die Folgen vertiefen, die | 
jedem politiſch Einſichtigen klar find. Nur das eine dürfte 
geſagt werden, daß eine ſolche Löſung des belgiſchen Pro— | 
blemes, durch die der eine Teil des Landes zu einem eigenen 
Staat würde, während der andere an den Hauptgegner käme, 
wie ein Wiederaufleben der beſten diplomatiſchen Überliefe— 
rungen Deutſchlands erſchiene, nämlich der Politik Bismarcks 
Oſterreich gegenüber im Jahre 1866. 

Aber im Zeitalter des „Volkswillens“ kann man ſich ein 
ſolches Arrangement nicht ohne den eigenen guten Willen 
der beiden dabei betroffenen Landteile vorſtellen. Wir haben 
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uns heute mit der ganzen Angelegenheit vom deutſchen Stande 
punkt aus befaßt, ganz einfach deshalb, weil ohne Deutſch— 
land die Neuordnung niemals zuſtande kommen kann. 
Das nächſte iſt nun, dieſelbe vom Standpunkt der beiden 
kleinen Völker aus zu unterſuchen. Was denken die Wallonen 
ſelbſt von der Verbindung mit Frankreich und was denken 
die Vlämen von einem ſelbſtändigen Daſein unter dem Schutze 
Deutſchlands? Das iſt der Inhalt des inneren Problemes 
bei einem Königreiche Flandern. 


III. 
18. April 1916. 


Die Unterſuchung hat — von einem Standpunkt ausgehend 
— entſchieden günſtige äußere Konjunkturen für das Pro— 
gramm: „ein Königreich Flandern“ in Verbindung mit der 
Unterſtellung Walloniens unter Frankreich aufgedeckt. Wie iſt 
es nun mit der ſubjektiven Unterlage des Programmes in den 
Seelen der beiden Völker beſtellt? 

Hierbei muß zu allererſt daran erinnert werden, daß das 
Zuſtandekommen Belgiens im Jahre 1831 „eine glänzende 
franzöſiſche Löfung” der Frage war (Guizot). Allerdings 
brachte man nicht den ganzen Spielgewinn mit heim: „man 
zog aus, um von Frankreich annektiert zu werden und kam 
mit einer garantierten Unabhängigkeit wieder zurück (De 
We er d, L’avenir de la Belgique, in „Nineteenth Cen— 
tury“, Auguſt 1915). Aber die Abſicht war klar; und ſie kam 
auch techniſch zum Ausdruck in dem bekannten Brief des 
Staatengründers Rogier an Palmerſton im Jahre 1831: „Alle 
Bemühungen unſerer Regierung mußten auf die Ausrottung 
der vlämiſchen Sprache ausgehen, um die Vereinigung Bel— 
giens mit unſerem großen Vaterland Frankreich vorzubereiten.“ 
Es würde zu weit führen, hier durch Zeugen zu bekräftigen, 
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wie dieſes Programm während der ganzen Geſchichte des 
Staates das vorherrſchende des walloniſchen Volkes war. 
Schulze⸗Gävernitz hat ſolche „Stimmen Walloniens“ aus den 
Zeiten ſowohl vor dem Kriege wie während desſelben zus 
ſammengeſtellt und dieſe zeigen unwiderleglich, daß Wallo— 
nien ſich nach Frankreich ſehnt wie Kreta nach Griechenland 
oder überhaupt eine Irredenta nach ihrem Mutterſtamm. 
In dieſer Hinſicht wird die oben angeführte Löſung nicht 
der Gefühlsunterlage entbehren. 

Es fehlt hier auch der Platz, um näher die Entwicklung 
des eigentlichen Sprachenſtreites zwiſchen den in allem — 
in Heer, Gericht, Verwaltung und Erziehung — unterdrückten 
Vlämen und dem Herrſchervolke zu unterſuchen Guletzt be⸗ 
leuchtet von Oßwald, Nationalitätenkampf der Vlamen und 
Wallonen, in den „Preußiſchen Jahrbüchern“ vom Mai 1914, 
und Von Bergen, Vom Leiden und Streiten der Vlämen 
in Belgien, in der „Germanen-Gilde“, März 1916). Es 
mag genügen, an einige Namen und Daten zu erinnern. 
Willems, der Sprachforſcher, ſchuf die vlämiſche Bewegung 
(„Vlaamſche Bewegung“) in Gent im Jahre 1841, die 
Dichter Conſcience und Gezelle vertieften ſie durch ihre 
Geſänge im Bewußtſein der unterdrückten Nation, Roden⸗ 
bach ſetzte ſie in eine lebenskräftige Studentenbewegung um; 
ſchon 1856 reifte fie zu dem Gleichſtellungsprogramm heran, 
1873 begann dieſes durchzudringen und vor dem Ende des 
19. Jahrhunderts kann deſſen Sieg als gewonnen gelten. 

Das bedeutet aber nicht das Ende des Kampfes, ſondern 
vielmehr einen Wendepunkt desſelben. Im neuen Jahr⸗ 
hundert ſucht derſelbe ſich ein neues Feld auf politiſchem 
Gebiet. Das Programm lautet nicht mehr ſprachliche Gleich⸗ 
heit, ſondern völkiſche Selbſtregierung: eine foͤderative Auf⸗ 
löſung des zentraliſierten Staates Belgien in der Form eines 
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Dualismus nach dem Muſter Oſterreich-Ungarns oder einer 
Kantonalverfaſſung gleich der der Schweiz oder wenigſtens 
einer flandriſchen Home rule wie in Irland. 

Im Jahre 1903 bekam die vlämiſche Bewegung ein Zentral⸗ 
organ in der Zeitſchrift „Vlaanderen“. Noch herrſchte freilich 
eine gewiſſe Zerſplitterung auf dieſer Seite; aber im Jahre 
1910 ſcheinen ſich die „Flaminganten“ von überall zu einer 
gemeinſamen Partei zuſammengeſchloſſen zu haben. Das 
Feldgeſchrei dieſer Partei lautete: „in Vlaanderen vlamſch“, 
und ihre nächſte politiſche Forderung war nun auch ganz 
klar: die Umbildung der Staatsuniverſität in Gent in eine 
vlämiſche Hochſchule. Somit verbanden ſich die 
ſprachlichen Beſtrebungen jetzt mit rein politiſchen. Und unter 
dieſem Feldzeichen ſchritt die vlämiſche Nation im Sommer 
1912 zur Wahl. 

Nun iſt das eine zu bemerken, daß die ganze vorher— 
gehende Entwicklung in der politiſchen Parteibildung nicht 
zum Ausdruck gekommen iſt, da dieſe nur mit „liberalen“ und 
„klerikalen“ — zuletzt auch mit ſozialiſtiſchen — Programmen 
operierte. Unter dieſer Maske hat die offizielle Geſchichts⸗ 
ſchreibung ſolange wie möglich den Glauben an eine wirk⸗ 
liche „ame belge“ (Pirenne, Histoire de Belgique, um 
die Jahrhundertwende) oder an eine „belgiſche politiſche Idee“ 
(Veit Valentin, Belgien und die große Politik der Neu— 
zeit, 1915) wachzuerhalten verſucht. Es iſt auch klar, daß die 
ſozialen Gegenſätze hier in vielfältiger Weiſe die nationalen 
gekreuzt und gedämpft haben. Die großwirtſchaftliche Politik 
Leopolds II. mit ihrem glänzenden Aufſchwung des belgiſchen 
Staates hat in ihrer Weiſe dazu beigetragen, dieſe letzteren 
zu verdecken. Im Zuſammenhang mit dem erwachenden 
Nationalbewußtſein des vlämiſchen Elementes vollzog ſich je— 
doch eine Veränderung: nicht ſo, daß die alten Parteinamen 

217 


wegfielen, aber jo, daß der nationale Gegenſatz ſich hinter 
ihren Schilden verbarg. Immer mehr fiel die klerikale Partei 
mit der vlämiſchen zuſammen, während die Wallonen die 
Reihen der Linken füllten. Und in der Wahl des Jahres 1912 
ſtanden ſich ebenſo die nationalen wie die ſozialen Gegen⸗ 
ſätze gegenüber. 

Dieſer Umſtand erklärt den überraſchenden Ausgang der 
Wahl, aus der die Klerikalen geſtärkt hervorgingen, waͤhrend 
man einen Sieg des Liberalismus erwartete. Die Antwort 
kam ſofort: ein Kongreß der liberalen Wallonen in Lüttich 
nahm am 7. Juli 1912 den Dualismus in der Verwaltung 
an. Hierdurch fällt ein klares Licht auf die Taktik, die die 
Wallonen von Anfang an verfolgten. Das Zuſammenleben 
mit den Vlämen wurde nur folange geduldet, als eine Hoff— 
nung beſtand, dieſe nach dem Programm Rogiers mit auf 
die Seite Frankreichs hinüberzuziehen; als das nicht länger 
aufrechterhalten werden konnte, als man in der Ehe nicht 
mehr den Herrn zu ſpielen vermochte, da wollte man auch 
das intime Zuſammenleben nicht mehr fortſetzen! Dieſer 
Standpunkt erklärt ſich durch Sorge um das eigene Inter⸗ 
eſſe, wenn man das zahlenmäßige Übergewicht des vlämiſchen 
Elementes bedenkt. Es konnte mit Wallonien wie mit dem 
däniſchen Schleswig gehen, das im Jahre 1460 mit dem 
deutſchen Holſtein zu einem ewigen Bund vereint wurde, 
in der Meinung, es nach Dänemark hinüberzuziehen — wäh⸗ 
rend es ſchließlich ſelbſt gerade durch dieſen Bund zu Deutſch⸗ 
land hinübergezogen wurde! Schon vor dem Kriege vernahm 
man denn auch walloniſche Stimmen, die „zum Schutze 
Walloniens gegen die preußiſchen Klauen“ für eine ſchleunige 
Trennung von Flandern eintraten. 

„Der Gegenſatz zwiſchen den Vlämen und den Wallonen 
wurde während der letzten Jahre ſo ausgeprägt,“ ſchreibt 
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Seaton-Watſon in „The war and democracy“, 1914, „daß 
viele fürchteten, die belgiſche Nation könnte in zwei Teile 
zerfallen.“ So nimmt ſich das Phänomen vom engliſchen 
Standpunkt betrachtet aus. Die Tatſache bleibt unabhängig 
von der Art der Beleuchtung beſtehen. „L’äme belge“ hat 
ſich als „une illusion falote“ erwieſen (Deftree). Der 
tatſächliche Dualismus iſt in einem Föderationsprogramm 
zum Ausdruck gekommen, das ſich auf den Dualismus in 
der Verwaltung gründet. 

Wir ſehen nun, daß dieſes Programm zunächſt das der 
Wallonen iſt. Dieſer Zuſammenhang erhellt auch daraus, daß 
der neue Gedanke zum erſtenmal im Jahre 1897 in den 
Kampf geworfen wurde, d. h. damals, als die Wallonen der 
vlämiſchen Sprache volle Berechtigung zugeſtehen mußten. 
Die Vlämen haben ſich im ganzen dem Föderalismus gegen— 
über mehr reſerviert verhalten, wenn derſelbe auch hie und 
da in der Literatur Anklang gefunden hat (Ouwerkerk ogl. 
oben; Picard, Vlaanderen na den Oorlog, 1915). 
Hatten ſie vielleicht einen Erſatz für ihn? 

Hier richtet ſich unſer Augenmerk zunächſt auf „die deutſche 
Strömung“, die niederdeutſche oder großholländiſche Bewe— 
gung, die in Flandern eine „Olanda irredenta“ erblickt (val. 
die Zeitſchrift „De Toekomst“, Januar 1916), und auch 
die Verbindungen mit den Buren in Südafrika als einer 
dritten Partei wieder ins Leben rufen will. Zweifellos wurde 
dieſe Strömung durch Stammesverwandtſchaft und Sprach— 
gebrauch unterſtützt: das Vlämiſche iſt nur ein Dialekt des 
Holländiſchen, zu dem es vielleicht in einem intimeren Ver— 
hältnis wie das Schenifche zum Hochſchwediſchen ſteht. Aber 
die getrennten hiſtoriſchen Wege zuſammen mit der reli— 
giöſen Ungleichheit und den unangenehmen Erinnerungen vom 
Zuſammenleben in der Zeit von 1815 bis 1830 bilden hier 
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vlämiſcherſeits ein Hindernis. Dieſes Programm — an fich 
eine Reaktion gegen den Gedanken an eine „entente Hol— 
lando-Belge“ (vom Jahre 1907), der im Grunde darauf ab⸗ 


zielte, auch Holland auf die franzöſiſche Seite hinüberzuziehen 


— erweckt keinen Widerhall in der vlämiſchen Seele. 

So lagen die Dinge, als eine „jungvlämiſche“ Partei 
mit der klaren Loſung hervortrat: „Flandern, losgelöſt von 
Belgien in einem Bündnis mit Deutſchland, aber als ein 
eigener ſelbſtändiger Staat“. Wir ſehen hier die gleiche Ent⸗ 
wicklung wie innerhalb der ſchwediſch-norwegiſchen Union. 
Zuerſt Gleichſtellung, dann Auflöſung. Wann dieſe Loſung 
zuerſt ausgegeben wurde, konnte ich nicht ermitteln. Daß 
der Gedanke ſchon vor dem Kriege beſtand, iſt ſicher; dafür 
zeugt ein jungvlämiſches Organ „Goedendag“, das die For— 
derung aufſtellte, daß ſowohl der Staat wie der Name Bel- 
gien abgeſchafft werden ſollten. Aber erſt durch den Krieg 
wurde dieſe Bewegung von einer wirklichen Organiſation unter— 
ſtützt, während ſie ſich zugleich aus der Phantaſiewelt der 
Zukunftsträume in eine naheliegende praktiſche dane zu 
verſetzen ſchien. 

Die oben angeführten Artikel von Fromme (Vlämiſche 
Stimmen) und Domela Nieuwenhuis-Nyegaard 
enthalten einige Notizen über dieſe bemerkenswerte Erſchei— 
nung. Der letztgenannte Schriftſteller mit feinem däniſch-frieſi⸗ 
ſchen Namen — er iſt Paſtor in Gent — ſcheint ſelbſt der Hohe⸗ 
prieſter der Bewegung und feine Schrift „Vlaanderen bevrijd 
van allen zuidelijken dwang“, 1915, eines der kanoniſchen 
Bücher der bewegten Zeit zu ſein. Die Organiſation wurde 
in Gent ins Leben gerufen, wo eine Gruppe von jungen 
Männern im Herbſt 1914 direkte Verbindungen mit Deutſch⸗ 
land anknüpfte. Im Februar 1915 gründeten fie eine eigene 
Zeitung, „De vlaamsche Post“. Bald ging von dieſem 
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Zentrum eine literariſche Agitation mit Broſchüren 
(„Vlaamsch-Vlaanderen“) und Manifeſten aus, und Fili— 
alen an anderen Orten wurden eingerichtet (Lier, Oſtende). 
Das Echo von der anderen Seite (Borchling, Das belgiſche 
Problem, 1914; Joſte, Die Vlamen im Kampf um ihre 
Sprache und ihr Volkstum, 1915) ſtärkte die Zuverſicht und 
immer mehr Anhänger ſammelten ſich offen um die neue 
Fahne. 

Hier begegnen wir alſo einem „Volkswillen“ im Zeichen 
des Königreiches Flandern, der der deutſchen Politik ſpontan 
entgegenkommt. Wir dürfen deſſen Tragkraft im Augenblick 
weder über- noch unterſchätzen. Von einer allgemeinen 
Volkserhebung kann nicht die Rede ſein. Die Geſchichte und 
der alte Staat ſind nicht ſo leicht abzuſchütteln. Dazu iſt 
nun der Krieg ſelbſt gekommen, der zu Anfang wirklich 
— zum erſtenmal — etwas von „ame belge“ bei beiden 
Nationen hervorrief. Man muß ſich auch immer vor Augen 
halten, daß die Vlämen ein altmodiſches Bauernvolk ſind, 
mit all jener Trägheit, Unkenntnis und mißtrauiſchen Sin— 
nesart Fremden gegenüber, die beſonders in einem erzkatho— 
liſchen Land gang und gäbe ſind. Es bedarf vieler Klugheit 
vonſeiten der Deutſchen, daß die Vlämen bei all ihrer Emp— 
findlichkeit inbezug auf ihre Selbſtändigkeit ſich nicht in 
ihr Gehäuſe zurückziehen. 

Andrerſeits iſt es ein bedeutungsvolles Zeichen, daß gerade 
die Prieſterſchaft für die jungvlämiſche Agitation wohlwollend 
geſtimmt zu ſein ſcheint. Und ſo unpolitiſch das Volk auch 
iſt, eines iſt doch klar genug, um auch den tieferen Schichten 
nicht länger verborgen zu bleiben: ein jetziger Sieg der 
Entente würde den Untergang der vlämiſchen Nation be— 
deuten. Es bedarf kaum offenkundiger Belege hierfür wie 
das Wort des vlämiſchen Renegaten Maeterlinck: „nach 
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dem Kriege keine vlämifche Bewegung, keine vlämifche 
Sprache“, oder das Pirennes: „nach dem Kriege ein Ende 
mit dem Flamingantenweſen“. Hält man ſich dieſes poli- 
tiſche Ariom vor Augen, ſo ſieht man ein, daß es für die 
vlämiſche Nation nunmehr kaum eine andere Wahl gibt, als 
völlige Unterwerfung unter das franzöſiſche Wallonentum oder 
Selbſtändigkeit an Deutſchlands Seite. 

Eine Sache, die die Weltgeſchichte bewieſen hat, iſt die 
fortdauernde Stärke des Romanismus als Kulturfaktor. Dies 
kam beim Abfalle Italiens vom Dreibund zum Ausdruck; 
die gleiche Kraft war am Werke, um Rumänien ins Ver⸗ 
derben zu ziehen; ſie hat auch eine ſchwer überbrückbare Kluft 
in der Einheit der alten Schweiz geſchaffen. Das Königreich 
Belgien, zuſtandegekommen durch die Zuſammenflechtung 
eines romaniſchen und germaniſchen Zweiges, iſt ſeiner Her— 
kunft und ſeinem Zwecke nach nichts anderes als eine 
„Romaniſierungsmaſchine“ (Fromme) und fie wird, wenn 
die Entente ſiegt, mit Sicherheit ihren Zweck auf Koſten des 
germaniſchen Zweiges erfüllen. 

Der Germanismus hat ſich nicht in gleichem Maße wäh⸗ 
rend des Krieges geltend gemacht. Er hat außer den mili— 
täriſchen Eroberungen keine anderen aufzuweiſen; ſeine Ge— 
winne liegen in der Levante jenſeits des Sprachengebietes, 


Aber in Flandern eröffnet ſich endlich eine Ausſicht auf 


einen kulturellen Gewinn neben dem militäriſchen. Könnte 
hier ein ſelbſtändiges Reich errichtet werden, ſo würde das 
einen wirklichen Sieg über den Romanismus bedeuten; um 
ſo natürlicher als der Romanismus hier, genau wie im 
Elſaß, über feine eigenen Grenzen hinaus auf ein germa⸗ 
niſches Sprachengebiet übergegriffen hat. 

In dieſem Lichte haben wir das deutſche Verſprechen zu 
betrachten, die Univerſität in Gent rein vlämiſch zu machen, 
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ein Verſprechen, das im Dezember 1915 gegeben wurde und 
im März 1916 in Erfüllung gegangen ſein ſoll. Es iſt der 
liebſte Gedanke der Vlämen, das Symbol für ihre geiſtige 
Selbſtändigkeit, das hierdurch verwirklicht wurde und zwar 
durch den großen deutſchen Bruder. Dieſe Tatſache verleiht 
der Bürgſchaft des Reichskanzlers für den vlämiſchen Volks— 
ſtamm (ogl. oben S. 204) ein vermehrtes Gewicht und 
muß zugleich eine ſympathiſche Gegenſtrömung wie nie zuvor 
in Flandern ſelbſt ins Leben rufen. Sie hat das „Königreich 
Flandern“ in den unmittelbaren Geſichtskreis der Welt gerückt. 

Viel wäre noch hinzuzufügen, beſonders über die geo— 
politiſchen Verhältniſſe des fraglichen Staates. Hier iſt nicht 
mehr der Platz dafür. Aber wir haben genug geſehen, um 
im Ernſte mit einer ſolchen Möglichkeit zu rechnen: wenn 
Deutſchlands Sieg auf der Weſtfront einen Kleinſtaat vom 
Horizonte verſchwinden läßt, ſo hat er doch dort zugleich 
einen neuen Staat in Sehweite heraufgeführt. 
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Rumania traviata. 


1. September 1916. 


Die ominöſe Zahl 13 iſt für die Teilnehmer am Welt: 
kriege ſchon überſchritten; Rumänien hat ſich nach zwei⸗ 
jährigem Zaudern als Nr. 14 angemeldet. Das Problem 
dieſes Landes umfaßt ſehr ungleiche Vorausſetzungen und 
Möglichkeiten. Die objektiven Faktoren ſtehen jedem vor 
Augen: die Lage an der Schwelle der Balkanwelt in der 
empfindlichen Übergangszone zwiſchen dieſer Welt und Ruß⸗ 
land — die Geſtalt des Reiches zwiſchen Donau und Pruth 
gleich einer (wenn auch ziemlich ſtumpfen) Beiß zange um 
Siebenbürgen — die doppelſeitige Irredenta, wobei die großere 
gerade in Siebenbürgen und den angrenzenden Teilen Un— 
garns liegt — die romanifche Raſſe und kulturelle An— N 
lehnung an das Romaniſche bei einem germaniſchen Herrfchere 
haus vom Stamme Hohenzollern und einer ſlaviſchen Kirche 
(griechiſch-katholiſch) — die wirtſchaftliche Orientierung nach 
den Mittelmächten hin (für 250 Millionen Mark Waren 
austauſch mit Oſterreich-Ungarn und Deutſchland und nur 
für 12 Millionen mit Rußland) — die politiſche Verbindung 
mit dem Dreibund auf Grund der Verſtimmung Rußland 
gegenüber nach dem Berliner Kongreß, durch den Rußland 
eine rumäniſche Irredenta in Beßarabien (die kleinere von 
den oben genannten) erhielt — die friſche Verſtimmung 
Oſterreich gegenüber, nachdem dieſes ſich dem Bukareſter 
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Frieden von 1913 widerſetzt hatte, der auf Rumäniens Hege— 
monie auf dem Balkan abzielte — zugleich auch ein Grund 
zu neuer Verſtimmung Rußland gegenüber und auf der an— 
deren Seite zur Dankbarkeit gegen Deutſchland, das den 
Frieden aufrecht erhielt. Sicherlich kennt die politiſche Karte 
wenige Flecke und die Geſchichte wenige Situationen, wo ſich 
die Möglichkeiten ſo kreuzen und miteinander verwirren. Aber 
ſchon dieſes nackte Schema zeigt, daß ſich die Wagſchale bisher 
den Mittelmächten zugeneigt hat. Und ein näheres Eingehen 
auf die Gefahren — nicht nur auf die Gewinne — einer 
Wahl, ſcheint dies noch mehr als das Natürliche zu beſtätigen. 

Es iſt möglich, daß ſich Rumänien, bevor es jetzt ſeinen 
Würfel ausgeworfen hat, einen Teil ſeiner beßarabiſchen 
Irredenta von Rußland ausbedang. Aber auch unter dieſer 
Vorausſetzung hat es nicht viele Kilometer neuen Strand 
zu ſeiner ſchon vorher knappen Seebaſis dazubekommen. 
Soll jetzt die Aktion gelingen, ſoll die ungariſche Irredenta 
dem Reichskörper einverleibt werden, ſo entſteht daraus ein ſehr 
großes Mißverhältnis zwiſchen Hinterland und Küſte. Zu 
gleicher Zeit bedeutet es die Sprengung einer erſtklaſſigen 
Grenze, nämlich der transſylvaniſchen Alpen zugunſten eines 
viel weniger natürlichen Grenzrahmens. Die Bedeutung dieſes 
Reichsgeſichtspunktes tritt beſonders klar zutage, wenn wir 
uns die Aktion nach der anderen Seite hin glücklich durch— 
geführt denken; dort bietet der obere Dnujeſtr eine Grenze, 
die wenigſtens nicht ſchlimmer iſt als der Pruth und zugleich 
lockt eine breite Küſte am Schwarzen Meer mit dem Welthafen 
Odeſſa als Krone des Ganzen. 

Dies gilt ebenſo unter dem ſpeziellen Reichsgeſichtspunkt wie 
unter geopolitiſcher Perſpektive. Wenn es ferner in unſeren 
ſchlimmen Zeiten erlaubt iſt, den Blick zu einer allgemein 
menſchlichen Kulturperſpektive zu erheben und von Verantwor— 
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tung ihr gegenüber zu ſprechen, jo wird ſich die Wahl als noch 
ſchlechter erweiſen. Ich habe einmal geſagt, „die Menſchheit habe 
ihre Pole im Meridian: einen öſtlichen, d. h. die unbedingte 
Ordnung oder den Zwang, und einen weſtlichen, d. h. die 
unbedingte Freiheit oder Anarchie“. Der kulturelle Aquator 
verläuft alſo in der Richtung N.-S. Nach der jetzigen Ver⸗ 


kündigung der Entente würde er in einer Doppellinie Deutſch⸗ 


land umfaſſen, ſo daß auf beiden Seiten dieſes Landes helles 
Licht erſtrahlt. In Wirklichkeit läuft die große Kulturgrenze 
durch Oſterreich und Deutſchland hindurch, ebenſo wie ſie 
durch Schweden zu laufen ſcheint. Innerhalb dieſer Reiche 
ſtoßen die beiden Kulturwelten zuſammen, während ſie ſich 
an Reinheit auf beiden Seiten unterſcheiden. Das iſt der 
Gegenſatz, den man, wenn auch vielfach gemäßigt, und 
national gemiſcht, zwiſchen Ungarn und Oſterreich ebenſo 
wie zwiſchen Preußen und Süddeutſchland feſtſtellen kann 
und vielleicht auch in gewiſſem Grade zwiſchen der ſchwediſchen 
Rechten und Linken. Rumänien jedoch iſt als Reich keiner 
ſolchen inneren Zerklüftung unterworfen, es liegt geographiſch 
ganz in der öſtlichen Zone. Indem es nun ſeine Zukunft 
mit Rußland verbindet, verſchärft es die öſtliche Orientierung, 
übertreibt ſie über das Normalmaß hinaus und ſtrebt dar⸗ 
nach, dieſe rein öſtliche Kulturwelt nach dem Mittelpunkt 
Europas hin zu verbreiten. Ein Platz innerhalb des Lagers 
der Mittelmächte hätte Rumänien auch der weſtlichen Kultur⸗ 
welt teilhaftig werden laſſen und der Sieg hätte dann einen 
Landgewinn auf ruſſiſchem Gebiet bedeutet; ſo aber hat das 
Land die Rolle des Vorreiters für Rußland und die öſtliche 


Kulturwelt übernommen und will Teile von Mitteleuropa 


dort hinüber ziehen. 


Wir ſtoßen hier wieder auf den Konflikt zwiſchen Reichs⸗ 
geſichtspunkt und Nationalitätsgefichtspunft — zwiſchen geo⸗ 
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politifchen und etnopolitiſchen Faktoren — der uns ſchon 
vorher begegnete, aber hier in eigentümlicher Weiſe aus— 
gebildet iſt. Ebenſo wie das rumäniſche Reich als Ganzes der 
öſtlichen Kulturwelt angehört, ebenſo gehört ſein Volk als 
Ganzes, wenigſtens äußerlich, der weſtlichen an. Dieſer Umſtand 
iſt dazu angetan, vor dem eigenen Volksgewiſſen die Sünde 
gegen Europa zu bemänteln, die es bedeuten würde, wenn ein 
Teil von Ungarn zum rumäniſchen Reiche hinübergezogen 
würde. Die Geſchichte läßt ſich jedoch nicht durch ſolche Argu— 
mente beſtechen oder zufriedenſtellen. Vor ihrem kalten und 
klaren Blick iſt es im Falle eines Sieges nicht nur oder in 
erſter Linie Rumänien, das eine Irredenta-Ernte einheimſt: 
ſondern es iſt Rußland, das im Weſten Land gewinnt. Ru— 
mäniens Sieg hängt nämlich unbedingt von dem Rußlands ab. 
Getrennt von dem weſtlichen Europa durch den breiten Gürtel 
Oſterreich-uUngarn — den es niemals ganz abzuſchütteln hoffen 
kann — ſteht und fällt das Land mit ſeinem öſtlichen Horizont, 
mit Rußland. Das Rumänien, das jetzt darangeht, „ſeine 
nationale Einheit zu verwirklichen“, iſt nichts anderes als ein 
von dem ruſſiſchen Binneneis nach Weſten vorſpringender 
Gletſcher. 5 

Verfolgen wir dieſen Gedanken noch weiter, ſo wird ſich 
die Sünde gegen den Kulturkreis entſcheidend unheilvoll für 
das eigene Intereſſe zeigen, wie es ja das unerbittliche Sitten— 
geſetz der Geſchichte auch verlangt. Die Verwirklichung der rumä— 
niſchen Wünſche iſt ja durchaus durch Rußlands Sieg be— 
dingt und kann alſo nicht anders als im Verein mit der Ver— 
wirklichung der ruſſiſchen Intereſſen gedacht werden. Welches 
aber ſind die ruſſiſchen Intereſſen hier? Die ganze Welt 
kennt ſie und Rußland ſelbſt bekennt ſich zu ihnen: Kon— 
ftantinopel und die Dardanellen. Rumänien wird alſo ſein 
Kriegsziel im Schatten eines ruſſiſchen Kriegszieles erreichen, 
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das es auf die Dardanellen an der anderen Seite Rumäniens 
abgeſehen hat. Nicht genug damit, daß es die größte Er— 
oberermacht der Welt auf einer Front hat, will es dieſelbe 
nun auch auf der anderen haben, während zugleich alles 
Gegengewicht (vonſeiten einer öſterreichiſchen Großmacht) ver— 
ſchwindet. Und dieſe andere Front ſchließt Rumäniens eine 
und einzige Verbindung mit dem Weltmeer, die ja durch 
die Dardanellen geht, in ſich ein. Zu der ſchmalen Türe 
(der Küſte des Schwarzen Meeres) kommt alſo in dieſem 
Programme eine Pforte mit einer Großmacht als Wächter. 
Wann ſah die Welt je ein ähnliches Spiel mit den eigenen 
Lebensintereſſen — wenn man politiſche und wirtſchaftliche 
Selbſtändigkeit zu den Lebensintereſſen eines Staates rech— 
nen ſoll? 

War aber nicht die Gefahr auf der anderen Seite die 
gleiche? Nein und abermals nein. Fürs erſte bedroht ein 
Sieg der Mittelmächte die Pforte durch die Dardanellen nicht 
in gleicher Weiſe, da dieſe auch weiterhin unter der Wacht 
der Türkei ſtehen würde. Ferner iſt die Welt der Mittelmächte, 
verfaſſungspolitiſch betrachtet, die der typiſchen Föderation 


mit Rückſicht gegen die kleineren Staatenbildungen. Der 


Druck von dieſer Seite aus auf einen Kleinſtaat kann daher 
niemals ſo groß ſein, wie der von einem einheitlichen Ruß— 
land ausgehende, das mit ſeiner Unterdrückung kleinerer poli— 
tiſcher Leben den Typus eines Zentraliſationsſyſtemes bildet. 
Auf der einen Seite ſteht Ungarns Geſchick, auf der anderen 
das Polens und Finlands. Für jeden, der überhaupt noch 
Freiheit des Blickes beſitzt, gibt es hier keinen Vergleich und 
dürfte es auch eigentlich keine Wahl gegeben haben. Das 
Höchſte, was Rumänien auf ſeinem jetzigen Weg erreichen 
kann, iſt eine Stellung als ein europäiſches Bochara. 
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Stand es denn unter dem Drucke einer force majeure, 
die keine freie Wahl übrig ließ? Nein und wiederum nein. 
Davon konnte man im Jahre 1876 reden, als die ganze 
ruſſiſche Maſſe auf dem Lande laſtete und Deutſchland keinen 
Gegendruck ausübte. Davon konnte man ferner inbezug auf 
Belgien im Jahre 1914 reden, als Deutjchlands militäriſches 
Übergewicht ſich auf das Land warf. Außerdem kann 
man von einer ſolchen force majeure im Hinblick auf die— 
jenigen Staaten ſprechen, die zur Bewahrung ihres Lebens 
von der Zufuhr übers Meer abhängig ſind, ſolange Eng— 
land das Meer beherrſcht; das gilt alſo von Griechenland, 
Norwegen und ſogar von Italien im Weltkriege. Aber für 
Rumänien gab es weder die eine noch die andere Vorbedin— 
gung. Es war geographiſch Englands Druck auf dem Meer 
entzogen, während es andrerſeits wirtſchaftlich von überſeeiſcher 
Zufuhr unabhängig war; außerdem beſaß es durch die Mittel— 
mächte einen mehr als genügenden Gegendruck gegen Ruß— 
land. Es traf ſeine Wahl vollkommen frei und muß ſomit 
ſelbſt für ſein Schickſal einſtehen. 

Wenn man ſich all das klar vor Augen hielt, ſo kann 
es nicht mehr wundernehmen, daß man ſo lang wie mög— 
lich an jener Parteinahme zweifelte, die am 27. Auguſt zur 
Tatſache wurde. Es ſchien, als ob Staatsraiſon und Ver— 
nunft — um von hiſtoriſcher und dynaſtiſcher Tradition über— 
haupt gar nicht zu ſprechen — allzu ſchwer in der einen Wag— 
ſchale lagen, als daß dieſe in die Höhe gehen konnte. Aber der 
Weltkrieg hat auch inſofern eine nützliche Lehre gezeitigt, 
als er bewies, daß man in unſerer Zeit ſich nicht allzu ſehr 
auf die Vernunft der Staaten verlaſſen darf. Denn in einem 
demokratiſchen Zeitalter lenken die Völker ſelbſt ihre Staaten 
und die Völker ihrerſeits werden nicht ſo ſehr durch Ver— 
nunft als durch Temperament und Inſtinkt geleitet. 
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In diefem Falle waren es das romanische Temperament 
und der beſondere Verwandtſchaftsinſtinkt, die die Staatsklug⸗ 
heit überwogen und den Ausſchlag gaben. Noch eines kam 
hinzu: die politiſche Witterung, die den Erfolg auf der 
ruſſiſchen Seite zu finden glaubte. Wenn man den feuchten 
Finger erhob, ſo fühlte man den Wind von Oſten kommen 
und man bildete ſich ein, dieſer Wind werde bis zum Ende 
weiterdauern. 

Inwieweit dieſe Berechnung richtig iſt, wird ſich binnen 
kurzem zeigen. Über die Denkweiſe der Kleinmütigen und 
Bangen, deren Glaube ſo ſchwach iſt, daß er vor jedem 
neuen Hindernis auf dem Wege Deutſchlands und der Zukunft 
verſagt, gelüſtet es uns eigentlich noch ein Wort zu ſagen. 
Aber für heute mag es genügen, ſoviel hervorgehoben zu 
haben: ſelbſt wenn die rumäniſchen Staatsmänner im Hin— 
blick auf den Erfolg richtig gerechnet haben ſollten, ſo wird 
ihr Land doch nach menſchlichem Ermeſſen ihre Tat mit 
ſchweren Opfern an ſeiner ſelbſtändigen Exiſtenz bezahlen 
müſſen. Sie haben einen Weg gewählt, auf dem der Sieg 
vielleicht eine noch größere Gefahr als die Niederlage iſt. 
Sie machten ihr Land, das ſie in ſelten günſtiger Stellung 
übernahmen, zu einer Romania traviata. 
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Fredrik Böök, Deutſchland und Polen. 


Eine Reihe glänzend geſchriebener Aufſätze des bekannten ſchwediſchen 
Publiziſten über ſeine Eindrücke und Erfahrungen in dem von uns 
beſetzten Gebiete Ruſſiſch-Polens. In anxegendem Plaudertone trägt 
BoöF hier zur Klärung des polniſchen Problems bei, indem er u. a. in 
die uns fremd und eigenartig anmutende, bei uns noch ſo gut wie 
unbekannte Welt des jüdiſchen Ghettos einführt. Wie er die Pſyche 
der ruſſiſch-polniſchen Juden und ihre ſeltſamen Lebensbedingungen 
aufdeckt, iſt überraus packend. Und daß dieſer neutrale Beobachter die 
tatkräftige und erfolgreiche Arbeit der deutſchen Verwaltung zu 
würdigen und in ihrer Vielſeitigkeit darzuſtellen en macht uns feine 
geiftvollen Schilderungen nur noch ſympathiſcher. Bööks Buch iſt das 
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Ein hervorragender belgiſcher Juriſt, Advokat am Brüſſeler Appel— 
lationsgericht, hat hier die Verträge über Belgiens Neutralität einer 
geſchichtlich wie juriſtiſch gleich eingehenden Prüfung unterzogen. 
Norden weiſt nach, daß, während die früheren Staatsverträge aus— 
drücklich eine Garantie der Neutralität und Unverletzlichkeit Belgiens 
erwähnten, in dem entſcheidenden Dokument abſichtlich nurmehr von 
Neutralität die Rede iſt, welche gleichzeitig durch Geheimparagraphen 
an die Verpflichtung zur Unterhaltung der (gegen Frankreich) errichteten 
Feſtungen geknüpft wird; dieſe Feſtungen unterlagen aber zugleich 
einem Beſatzungsrecht zum Teil durch England, zum Teil durch Preußen. 
Belgien hat zuerſt die ihm aus dieſem Neutralitätsrecht erwachſenen 
Verpflichtungen gebrochen. Überdies beſtand eine Verpflichtung Belgiens, 
dem Durchzugsrechte Deutſchlands entgegenzutreten, in den geltenden 
Verträgen nicht. Wenn es ſich dennoch widerſetzte, ſo gab es damit 
ſelbſt feine Neutralität auf. Die von Ght. Prof. Joſ. Kohler eingeleitete 
Schrift iſt politiſch umſo wichtiger, als nichts dem deutſchen Anſehen 
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Verlag Hugo Bruckmann in München 


D Im gleichen Verlag erſchienen die Schriften von: e 


Houſton Stewart Chamberlain, Demokratie u. Freiheit. 
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Die neueſte Schrift des Verfaſſers (Juli 1917) zur Frage der „Parla— 
mentariſierung“ Deutſchlauds. Mit dem Gewicht unwiderleglicher 
Beweisſtoffe ſetzt Chamberlain ſich an die Spitze der Verteidiger deut— 
ſcher Freiheit gegen undeutſche Zerſetzung. Preis geh. M. 1.50, 


Hammer oder Amboß. 


Inhalt: „Hammer oder Amboß“ — „Der hundertjährige Krieg“ — 
„Deutſchlands Kriegsziel“. Chamberlain behandelt hier die Frage des 
allgemeinen Kriegs zieles und der Kriegsmittel. Um Deutſchlands Exi— 
ſtenz und Zukunft geht der Kampf. Und in dieſem Ringen um Sein 
oder Nichtſein muß jedes taugliche Mittel anzuwenden erlaubt ſein. 
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Ideal und Macht. 


Nicht nur die wirtſchaftlichen Fortſchritte, ſondern auch die idealen 
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Inhalt: Wer hat den Krieg verſchuldet? — Grundſtimmung in 
England und in Frankreich. — Deutſcher Friede — Preis M. 1.— 
Eine Aufſatzreihe, die durch Tiefe und Form ſtaunenswert von der 
Produktion des Tages abſticht. Ihre Verbreitung in hunderttauſenden 
von Exemplaren enthebt uns näheren Eingehens. Was aber hier 
gegen unſere Feinde geſchrieben iſt, ſchrieb Chamberlain, weil er es 
nach ſeinem Innern ſchreiben mußte, wenn er nicht fein ganzes ver: 
gangenes Leben auslöſchen wollte. Denn im Grunde hat er die gleiche 
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